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EDITORIAL/107: Friede, Freude, Hambach buchen ... (SB)
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Friede, Freude, Hambach buchen ...

Ihren öffentlichen und endlichen Fortgang fand die Ausgrenzung der
ursprünglichen Aktivisten, nämlich der Waldbesetzer, nicht erst,
nachdem sich die Umweltorganisationen den Anschein des Sieges in
fundamentalen Naturschutzangelegenheiten am Beispiel des vorläufigen
Rodungsstopps im Hambacher Forst aufgrund ihrer gerichtlichen Klagen
an die eigene Brust geheftet hatten. Daß diese auch in anderen
übergreifenden Zusammenhängen aktiven Umweltverbände auf solche Weise
nicht nur vollends die publizistische Aufmerksamkeit erhielten,
sondern, wie es sich einer dem Betriebsrat in Konzernen am ehesten
verwandten Einrichtung geziemt, die harmonie- und
übereinstimmungsgestützte Regulation auch dieses speziellen Falles wie
immer in ihre kompetenten und gesellschaftlich wie wirtschaftlich
akzeptierten Hände nahmen, liegt in der Logik ihrer selbstgewählten
Aufgabenstellung.

Das verbindet sich natürlich aufs beste mit dem Umstand, daß im
Schatten echten Aktivisten entwendeter Scheinerfolge die
wirtschafts- und profitorientierte Überlebensmehrheit und Kapitalmacht
aufs fröhlichste und ungestört ihre mittel- bis langfristig
lebensbedrohlichen Projekte wie die Planung weiterer Kohle- und
Kernkraftwerke, Fabrik- und Fertigungszentren und den Ausbau dazu
erforderlicher Strukturen und damit ihr existenzeinschränkendes
Geschäft fortsetzen können.

Die von den ursprünglichen Aktivisten, den Waldbesetzern und
-bewohnern, aufgeworfenen Widersprüche mit ihren alternativen Fragen
an zukünftige Lebensformen und Produktionsweisen wurden auf diese
Weise sicher gegen die Wand gefahren, jedoch ganz gewiß nicht aus der
Welt geschafft.

Ihre Schattenblick-Redaktion


12. Oktober 2018
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WALD/369: Hambacher Forst - eine Klassenfahrt für die Zukunft ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - 11. Oktober 2018

#Hambifahrt am 12. Oktober!

Aufruf an alle Schulen, Berufskollegien und Hochschulen in Köln und Umland!



Wir haben alle gesehen, was sich die letzten drei Wochen im Hambacher
Forst (25 km von Köln) abgespielt hat. Einer der ältesten Wälder
Deutschlands soll gerodet werden, um den Braunkohleabbau von RWE
auszuweiten. Aktivist*innen, die seit sechs Jahren den Wald besetzen
und beschützen, wurden von der Polizei gewaltsam verschleppt, bedroht
und verletzt. Das Ergebnis des riesigen Polizeieinsatzes: Ein Toter,
mehrere Schwerverletzte, über hundert Festnahmen.

Jeden Tag, an dem wir nichts machen, rodet und baggert RWE weiter an
unserer Zukunft. Es ist Zeit, Initiative zu ergreifen und diese
Zukunft zu verteidigen.

Am 12. Oktober werden wir die größte Klassenfahrt in der Geschichte
der Bundesrepublik organisieren. Schüler*innen, Auszubildende und
Studierende - wir alle werden gemeinsam in den Hambi fahren, um
unseren Wald und unsere Zukunft zu verteidigen. Bis dahin rufen wir
alle dazu auf, sich zu vernetzen, zu flyern, in den Pausen Transpis
für den Hambi zu malen, Kreideaktionen durchzuführen und vor allem
unter Freund*innen sowie im Internet für die #Hambifahrt zu werben.
Seid kreativ, lasst euch was einfallen! Wenn möglich, redet mit euren
SVen und AStA-Leuten und gewinnt sie für den Ausflug.

Lasst uns der Landesregierung und dem RWE zeigen, dass wir uns den
Wald nicht streitig machen lassen. Rodet ihr unseren Wald, roden wir
die Klassenzimmer!

Wir haben keine Zeit zu verlieren, wir haben eine Welt zu gewinnen!

Treffpunkt: Breslauer Platz, 12. Oktober 9:00 Uhr.

Wer sich an der Aktion beteiligen und mitorganisieren will, kann in
unsere WhatsApp Gruppe:

https://chat.whatsapp.com/DmJM4Xa3kDV3WNr7zhyfr2

Weitere Fragen an: mail-an-hambifahrt@web.de

#Hambibleibt

https://www.facebook.com/events/540967562998156/


Ablauf Hambifahrt am 12.10.2018:

Wir treffen uns alle gemeinsam am Bahnhof Buir um 10:30 und laufen
gemeinsam Richtung Mahnwache.

Hier der genaue Ablauf:


	09:00 Treffen am Beslauerplatz

	10:00 Abfahrt Köln Hauptbahnhof (S13/S19)

	10:30 Ankunft Buir Bahnhof

	11:00 Treffen an der Mahnwache und allgemeine Infos über die Hambifahrt, Bericht von Aktivisten/innen, Rede von Buir für Buirer und Verhaltensregeln für den weiteren Verlauf der Veranstaltung

	12:00- Waldspaziergang (1. Spaziergang 12:00-13:30, 2. Spaziergang 13:30-15:00) und

	15:00 Workshops (1. Runde Workshops 12:00-13:30, 2. Runde Workshops 13:30-15:00)
 1) Info-Workshop: Wald und Tagebau
 Geschichte und Informationen über den Hambacher Forst und den Tagebau sowie ein Bericht über die sechsjährige Besetzung des Waldes.
 2) Umweltschutz gestern und heute
 Input zu der Geschichte des Umweltschutzes in der BRD und auf der Welt, schließend eine Diskussion über eine effektive, fortschrittliche Strategie des Umweltschutzes heute.
 3) Diskussion: nachhaltige Energiepolitik
 Kohleausstieg, was bedeutet erfolgreiche Energiepolitik? Globale Umsetzung, Gesellschaftliche Bedingungen und Auswirkungen.

	15:00 Schlusswort an der Mahnwache, Ende der Veranstaltung



 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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WALD/368: Hambacher Forst - die vielfältige Mehrheit ist siegreich ... (Hambacher Forst)

Hambacher Forst - 10. Oktober 2018

Und jetzt? 

Erfolg von wem?



Die Rodung ist gestoppt. Und nicht nur das: RWE kündigt an, im Tagebau
Hambach weniger Kohle zu fördern, damit es möglich ist, bis Ende 2019
weiter zu baggern, bevor der Wald erreicht ist. Es gibt also einen
Etappensieg zu feiern. Aber wer hat hier eigentlich gesiegt?

Zeitungen beginnen zu schreiben, der Erfolg sei ausschließlich auf das
juristische Vorgehen des BUND zurück zu führen. Viele tausende
Menschen wurden in den letzten Wochen vom Thema "Hambi" bewegt und
haben in dem brutalen und verantwortungslosen Vorgehen der
Landesregierung im Interesse von RWE ihren Glauben in Demokratie und
Rechtsstaat bedroht gesehen. Jetzt holen einige vielleicht erleichtert
Luft und denken: Wie gut, auf den Staat ist ja doch Verlass.

Dem will ich vehement widersprechen. Auf uns alle ist ja doch Verlass.
Auf die Kraft und die Stärke von sozialen Bewegungen ist Verlass. Das
Gerichtsurteil war in jedem Fall politisch und kann als Erfolg einer
breiten, vielfältigen sozialen Bewegung gefeiert werden. Der Druck,
der von den entschlossenen Protesten ausging, der sich immer mehr
zuspitzte anstatt abzuebben, wurde in diesem Gerichtsurteil
beantwortet. Außerdem ist zu bedenken, dass der BUND vielleicht nie um
den Hambi geklagt hätte, wenn Aktivist*innen nicht schon über Jahre
Aufmerksamkeit für diesen Kampf generiert hätten. Und es gilt auch
nicht zu vergessen, dass die Tatsache, dass es Gesetze gibt, um die
Natur zu schützen, eine Errungenschaft von sozialer Bewegung ist. Eine
Errungenschaft von Protest.

Es ist also ein Erfolg von vielen, von denen die meisten nicht
Mitglieder in großen Organisationen sind. Ja, es ist auch ein Erfolg
von Baumbesetzer*innen, die seit Jahren ihre Körper der
Rodungsmaschinerie entgegen stellen. Das ist wichtig zu sagen, auch
wenn die schon ziemlich viel Aufmerksamkeit in den letzten Wochen
bekommen haben. Zu hoffen bleibt, dass nicht nur die atemberaubenden
Bilder von Menschen auf Bäumen in Erinnerung bleiben, sondern auch die
emanzipatorischen Inhalte, die diese Menschen verkörpern.

Aber es ist auch ein Erfolg von vielen anderen. Von Menschen, die vor
Jahren die einzigen im linken Spektrum waren, die gesagt haben, dass
Braunkohle ein Problem ist. Von Menschen, die in langwieriger Arbeit
eine Anti-Braunkohle-Bewegung aufgebaut haben und immer mehr Menschen
und schließlich auch große Organisationen und Parteien mit ins Boot
geholt haben. Und es ist ein Erfolg von all den Menschen, die im
Hintergrund die Arbeit gemacht haben, die es braucht, damit Aktionen,
Treffen und Demos überhaupt stattfinden können: Von den
Küchenkollektiven, den Ermittlungsausschüssen, den
Unterstützungsgruppen für Menschen in Haft [1], den Out of Action Gruppen [2],
den Menschen, die Kinder betreut haben, den Menschen, die einfach da
waren und offene Arme und Ohren hatten, wenn mal alles zu viel wurde.


Vom Rodungsstop zum Braunkohleausstieg

Dass dieser Erfolg unser war und nicht der des Rechtsstaats, bedeutet
auch, dass wir weiter machen müssen. Wir haben jetzt gerade gezeigt,
dass wir einen Unterschied machen können. Und die Hoffnung, die aus
diesem Erfolg heraus entsteht, ist auch eine Hoffnung darauf, dass wir
das Klimachaos noch eindämmen können. Es ist die Hoffnung darauf, dass
wir in einer selbstbestimmten Welt leben können, die ein gutes Leben
für alle bringt.

Auch wenn der Hambacher Wald erst einmal geschützt ist, geht die
Braunkohleverstromung weiter. Wir sollten all die Aufmerksamkeit, die
durch diesen wundervollen Wald auf das Thema Braunkohle gelenkt wurde,
nutzen, um Braunkohleverstromung endgültig und so schnell wie möglich
zu stoppen. Ein sofortiger Braunkohleausstieg ist die Bedingung dafür,
dass die Klimaziele eingehalten werden können. Dafür heißt es jetzt:
dran bleiben! Lasst uns den Druck immer weiter aufbauen und damit RWE
und andere fossile Industrie ins Museum bringen. Dabei soll es nicht
nur darum gehen, zu erneuerbaren Energien zu wechseln, sondern auch um
eine dezentrale Energieversorgung in Bürger*innenhand.

Es reicht nicht aus, dafür auf die Kohlekommission zu setzen. Diese
Verhandlungen, die jede*n einzelne*n von uns angehen, sollten von
unten geführt werden. Außerdem sollten Menschen aus dem globalen Süden
eine leitende Rolle in diesen Verhandlungen haben, da sie viel stärker
vom Klimawandel betroffen sind und so schließlich auch davon, ob wir
hier Braunkohle verfeuern. In der Kohlekommission sind sie bisher gar
nicht vertreten.


Was können unsere nächsten Schritte sein hin zum Braunkohleausstieg?

Vom 25.-29. Oktober findet die nächste Ende Gelände [3] Massenaktion
statt. Sie ermöglicht einen guten Einstieg in die Welt des zivilen
Ungehorsams. Schnapp dir deine Freund*innen oder deinen Sportverein,
bildet eine Bezugsgruppe und los!

Die Braunkohleverbrennung und die damit verbundene Klimakatastrophe
kann aber auch zu jedem anderen Tag im Jahr blockiert, gestört und
verzögert werden. Wenn du Lust hast, eine Kleingruppenaktion im
rheinischen Braunkohlerevier zu machen, dann informiere dich doch bei
Zucker im Tank [4].

Es gibt auch schon zahlreiche andere Gruppen, die zum Thema
Braunkohleausstieg arbeiten. Bestimmt auch in deiner Nähe. Schließe
dich einer an, denn mit langfristiger Organisierung können wir morgen
das erreichen, was heute noch unmachbar scheint - so, wie vor einigen
Jahren ein verfrühter Braunkohleausstieg noch undenkbar war und jetzt
in greifbare Nähe gerückt wurde.


Vom Braunkohleausstieg zum guten Leben für alle

Und was kommt nach dem Braunkohleausstieg? Können wir dann endlich
nicht nur einen Etappensieg, sondern einen endgültigen Sieg feiern?
Nein, können wir leider immer noch nicht. Denn wir kämpfen für
Klimagerechtigkeit, und die bedeutet nicht nur das Aufhalten vom
Klimachaos, dem wir dann einen Schritt näher gekommen sind, sondern
auch ein Verändern der Umstände, die den Klimawandel überhaupt erst
möglich gemacht haben. Was wir brauchen ist ein Systemwandel. Aber ein
Braunkohleausstieg, der von unten, von einer breiten,
selbstorganisierten Bewegung erkämpft wurde, ist ein erster Schritt
dorthin. Denn wir brauchen eben diese Selbstorganisierungserfahrung,
um das Wissen zu sammeln und die Hoffnung wieder zu gewinnen, die es
braucht, um die Welt auf den Kopf zu stellen und dann neu zu
organisieren.

Um einem gerechten und nachhaltigen Gesellschaftssystem näher zu
kommen, müssen wir anfangen, nein zu sagen zu den menschenverachtenden
Umständen, die uns umgeben. Es lohnt sich, wenn du dir Verbündete
suchst und dich zu den Themen organisierst, die dich betreffen und
beschäftigen. So können wir an vielen verschiedenen Themen arbeiten
und trotzdem gemeinsam handeln. Denn Klimawandel hat auch etwas mit
Mietpolitik und Gentrifizierung zu tun, mit Seenotrettung und
Rechtsruck. Und schließlich vereinen sich all diese Kämpfe, weil sie
für dasselbe stehen: Für ein menschenwürdiges, gutes Leben für alle.
Dieser Kampf hat erst begonnen.


Anmerkungen:

[1] http://antirrr.blogsport.de/

[2] https://outofaction.blackblogs.org/

[3] https://www.ende-gelaende.org/de/

[4] https://www.zuckerimtank.net/?page_id=282&lang=de

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/482: Klimakampf und Kohlefront - beigelegter Streit, effektives Tun ... (Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit)

Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Der Klimawandel ist ein medizinischer Notfall -

Kohleausstieg ist Gesundheits- und Klimaschutz zugleich!

Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit
drängt in einem Offenen Brief an die "Kohle-Kommission" auf raschen
Kohle-Ausstieg



Die Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit und 200 Unterzeichner aus
Gesundheitsberufen - Ärzte, Therapeuten, Pflegende - haben die Mitglieder
der Kommission "Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" aufgerufen, die
gesundheitlichen Schäden der Kohlenutzung und des Klimawandels zu bedenken,
und sich auf einen zügigen und umfassenden Kohleausstieg zu einigen.

Zu den Unterzeichnern gehört auch der Deutsche Allergie- und Asthmabund
(DAAB) mit seinen 18.000 Mitgliedern, der Verein demokratischer
Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP), der Hausärzteverband
Oberbergischer Kreis, die AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen,
MigraMed München e.V. sowie die europäische Health and Environment Alliance
(HEAL).

"Bei der Debatte um Kohle-Ausstieg und Klimawandel werden die
gesundheitlichen Risiken in Deutschland noch sträflich vernachlässigt", so
Dr. med. Martin Herrmann, Sprecher der Allianz. "Dabei sprechen die
führenden Gesundheitsorganisationen bereits vom Klimawandel als einem
medizinischen Notfall, der dabei ist, die Fortschritte der letzten
Jahrzehnte zunichte zu machen." Die WHO sieht den Klimawandel als größte
Bedrohung für die globale Gesundheit in diesem Jahrhundert an.

"Als Ärzte stehen wir in der Pflicht, für die Gesundheit unserer Patienten
und für gesunde Lebensbedingungen einzutreten", so Dr. med. Ralph Krolewski
vom Hausärzteverband Oberbergischer Kreis. "Dazu gehört, die planetaren
Grenzen zu achten und Klima und Umwelt als Grundlage von Gesundheit und
Wohlergehen (SDG3) hier vor Ort wie auch für zukünftige Generationen zu
schützen."

"Steigende Temperaturen und sich verändernde Klimabedingungen führen zu
hitzebedingter Sterblichkeit, verstärken Herz-Kreislauf- und
Lungenerkrankungen sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Für viele Allergiker und Asthmatiker steigt die
Belastung mit Pollen durch veränderte Klimabedingungen und neue Allergene
wie z.B. Ambrosia deutlich an", so Dr. Silvia Pleschka, wissenschaftliche
Mitarbeiterin des Deutschen Allergiker - und Astmabundes. "Gleichzeitig
begünstigt Luftverschmutzung durch die Verbrennung fossiler Energien
chronische Atemwegserkrankungen."

Auch nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle und
Diabetes werden von der Kohleverbrennung, die besonders zur
Luftverschmutzung beiträgt, verstärkt. Besonders bedroht sind vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Wirtschaftlich führen die mit Kohleverbrennung und Klimawandel verbundenen
Gesundheitsauswirkungen zu deutlichen Produktivitätseinbußen und Kosten. So
werden die vermeidbaren Gesundheitskosten durch Kohleabgase aus deutschen
Kraftwerken auf zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich beziffert.
(HEAL Studie 2017)

Prävention geht vor Therapie:

Kohleausstieg jetzt - für gute Luft und gesundes Klima!

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist Mitglied der Global
Climate and Health Alliance (GCHA) und der Klima-Allianz Deutschland.

 * 

Offener Brief an die Kommission
"Wachstum, Beschäftigung, Strukturwandel" des Bundestags

Ihr Votum ist entscheidend für den Zeitpunkt des Ausstiegs aus der Kohle.
Als Angehörige der Gesundheitsberufe - Ärzte, Therapeuten, Pflegende -
appellieren wir an Sie, bei Ihrer Entscheidung die möglichen Konsequenzen
für die menschliche Gesundheit zu berücksichtigen.

Bereits jetzt schädigt der Klimawandel in vielfältiger Weise die Gesundheit
unzähliger Menschen und droht, die Fortschritte bei der globalen Gesundheit
und der Entwicklung der letzten Jahrzehnte zunichte zu machen. Die
medizinische Fachwelt spricht bereits vom Klimawandel als einem sich
abzeichnenden medizinischen Notfall, als zentrale Herausforderung für die
Gesundheitssysteme weltweit.

Die Deutsche Allianz Klimawandel und Gesundheit ist ein Bündnis von
Einzelpersonen und Organisationen aus dem Gesundheitsbereich. Als Vertreter
gesundheitsbezogener Berufe und Organisationen aus Wissenschaft, Praxis und
Zivilgesellschaft sehen wir die dringende Notwendigkeit zum Handeln, um die
weitere Erderwarmung auf möglichst 1.5 °C zu begrenzen (Pariser
Klimaabkommen). Denn wir alle sorgen uns um eine lebenswerte, gesunde
Zukunft der nachfolgenden Generationen. Klimaschutz ist zugleich
Gesundheitsschutz.

Steigende Temperaturen führen zu hitzebedingter Sterblichkeit und
vermehrten Allergien, verstärken Herz-Kreislauf- und Lungenerkrankungen
sowie Asthmaleiden und sorgen für die Ausbreitung von
Infektionskrankheiten. Sie bedrohen insbesondere vulnerable
Personengruppen wie Kinder, Schwangere und ältere sowie ökonomisch und
sozial benachteiligte Menschen. Zudem haben Extremwetterereignisse neben
den physischen auch psychische Schäden zur Folge.

Neben dem Verkehr trägt insbesondere auch die Kohleverbrennung maßgeblich
zur Luftverschmutzung bei. Diese ist ein erheblicher Risikofaktor für
nicht-übertragbare Erkrankungen wie Herzinfarkte, Schlaganfälle, Diabetes
und chronische Atemwegserkrankungen. Luftverschmutzung trägt deutlich zur
Krankheitslast und vorzeitigem Tod bei.

Die Gesundheitsschäden durch Luftverschmutzung führen zu
Produktivitätseinbußen und sind wirtschaftlich kostspielig: Die geschätzte
Gesamthöhe der vermeidbaren Gesundheitskosten in Bezug auf Kohleabgase aus
deutschen Kraftwerken liegt zwischen 6,2 bis 11,9 Milliarden Euro jährlich.
(HEAL Studie 2017)

Gleichzeitig hat die Umstellung der Stromerzeugung von Kohle und anderen
fossilen Energieträgern auf erneuerbare Quellen viele positive
gesundheitliche Folgen und führt u.a. zu einer Verringerung der Behandlungs-
und Medikamentenkosten im Zusammenhang mit Krankheiten der Atemwege und des
Herz-Kreislauf-Systems.

Prävention geht vor Therapie. Krankheiten sind rechtzeitig zu behandeln und
zwar an ihren Wurzeln. Die Kohleförderung als Krankheitsursache -
unmittelbar durch Umweltlasten wie mittelbar durch den Klimawandel - muss
daher so schnell wie möglich beendet werden.

Wir appellieren deshalb an Sie, den gesundheitlichen Aspekten bei Ihrer
Entscheidung Rechnung zu tragen.

Wir schließen uns damit den zahlreichen Institutionen und Organisationen
aus der ganzen Welt an, die aus Gründen des Gesundheitsschutzes auf einen
raschen Ausstieg aus allen fossilen Energieträgern, beginnend mit einem
Ausstieg aus der Kohle, drängen. Dies soll in Übereinstimmung mit dem
Pariser Klimaabkommen geschehen. Der schnelle Kohleausstieg
ist eine unabdingbare Sofortmaßnahme, um Leben, Gesundheit und Klima
gleichermaßen zu schützen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Martin Herrmann

Sprecher der Deutschen Allianz Klimawandel und Gesundheit

Mitzeichnende Organisationen:

Deutsche Allergie- und Asthmabund (DAAB)

Verein demokratischer Pharmazeutinnen und Pharmazeuten (VdPP)

Hausärzteverband Oberbergischer Kreis

AG Gesundes Klima der Kritischen Mediziner*innen

MigraMed München e.V.

Health and Environment Alliance (HEAL)

 * 

Quelle:

Deutsche Allianz Klimawandel & Gesundheit

Schwedenstrasse 15a, 13357 Berlin

E-Mail: kontakt@klimawandel-gesundheit.de

Internet: www.klimawandel- gesundheit.de
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KOHLEALARM/481: Klimakampf und Kohlefront - Orden für die falsche Brust ... (BUND NRW)

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 11. Oktober 2018

Kraftwerksaus nach Rodungsstopp? 

BUND wirft RWE Täuschung der Öffentlichkeit vor



Düsseldorf, 11.10.2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des BUND
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) wirft der RWE AG vor, mit
gezielten Falschdarstellungen die Politik beeinflussen zu wollen.

"Die von RWE angekündigte Drosselung der Kohleförderung im Tagebau Hambach
ist nicht durch den vom BUND erwirkten Rodungsstopp im Hambacher Wald
verursacht, sondern eine direkte Folge der von RWE beantragten Überführung
von fünf Kraftwerksblöcken in die so genannte Sicherheitsbereitschaft",
konstatierte der stellvertretende BUND-Landesvorsitzende Thomas
Krämerkämper. "Mit solchen Falschmeldungen verspielt RWE weiter
Glaubwürdigkeit."

Nach Presseberichten hatte ein RWE-Sprecher eine Minderförderleistung im
Tagebau Hambach von etwa 10 bis 15 Millionen Tonnen Braunkohle jährlich
unterstellt und dafür den Rodungsstopp verantwortlich gemacht. In der Folge
könnte die Stromerzeugung deshalb in den Kraftwerken Neurath und
Niederaußem um 9 bis 13 Terawattstunden zurückgehen. Damit will RWE
offenbar suggerieren, der Rodungsstopp hätte unmittelbar Auswirkungen auf
die Stromerzeugung, so der BUND.

RWE hat jedoch schon lange vor der Gerichtsentscheidung die Überführung von
fünf Kraftwerksblöcken in die Sicherheitsbereitschaft beantragt und damit
bereits 2017 begonnen - faktisch eine Stilllegung der Blöcke. Nach
Berechnungen des BUND führt aber allein schon diese Überführung mit einer
Leistung von zusammen etwa 1,6 GW bis zum 1. Oktober 2019 zu einem
Minderbedarf von jährlich über 13 Millionen Tonnen Braunkohle. Durch die
vorgesehene weitere Teilstilllegung des Kraftwerks Goldenberg wird zudem
eine Braunkohlenachfrage in einem Umfang von bis zu 0,8 Mio. t
Rohbraunkohle bis 2020 wegfallen. Auch für das Heizkraftwerk Köln-Merkenich
hat der Stadtrat einen Ausstieg aus der Braunkohlenutzung beschlossen. "Das
macht insgesamt rund 14 Millionen Tonnen, die RWE unabhängig vom
Rodungsstopp nicht mehr benötigt", so BUND-Mann Krämerkämper.

Daneben gehen von der Jahresförderung des Tagebaus Hambach von ca. 39
Millionen Tonnen in 2017 nur etwa zwei Drittel (27 Mio. t) in die
Kraftwerke zur allgemeinen Versorgung. Der Tagebau Hambach stellt circa 37
Prozent der im Kraftwerk Niederaußem benötigten Braunkohle, etwa 56 % der
im Kraftwerk Neurath sowie ca. 25 % der im Kraftwerk Frimmersdorf
verstromten Kohle bereit. Die zwei letzten Kohleblöcke in Frimmersdorf
wurden bereits im Oktober 2017 in die Sicherheitsbereitschaft überführt,
zwei weitere Blöcke in Niederaußem folgten vor wenigen Tagen zum
01.10.2018. Am 1.10.2019 schließlich wird der Block C in Neurath ebenfalls
in die Sicherheitsbereitschaft überführt.

Auch wenn die Kraftwerksblöcke vor ihrer endgültigen Stilllegung und
Demontage noch vier Jahre lang vorgehalten werden sollen, um bei länger
andauernden Totalausfällen anderer Anlagen die Stromversorgung wieder
sicherzustellen, gehen viele Experten davon aus, dass dieser Fall nicht
eintreten wird. Die Kraftwerke in der Sicherheitsbereitschaft müssen
innerhalb von 10 Tagen wieder hochgefahren werden können. Mit solchen
Reaktionszeiten sind sie kein Instrument zur Abdeckung kurzfristiger
Versorgungsengpässe.

"RWE versucht, die Gerichte und die Politik mit solchen Falschmeldungen
unter Druck zu setzen. Wir fordern RWE auf, die Debatte über den
Kohleausstieg endlich aufrichtig und ehrlich zu führen", so das Fazit von
BUND-Vize Krämerkämper.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Telefon: 0211/30 20 05-0

E-Mail: bund.nrw@bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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KOHLEALARM/480: Klimakampf und Kohlefront - Stommelner Appell ... (LoB)

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle" - 8. Oktober 2018

"Stommelner Appell" verabschiedet



Mehrheitlich unterzeichneten die Besucher einer Informationsveranstaltung
den "Stommelner Appell" in dem der Ministerpräsident des Landes
aufgefordert wird, die Rechte aller Bergbaubetroffenen schützen, wie dies
in der Koalitionsvereinbarung der Landesregierung versprochen ist.
Zuvor war auf einer Veranstaltung des Aktionsbündnis Stommelner Bürger
"Leben ohne Braunkohle" (LoB) in Kooperation mit der Lokalen Agenda Pulheim
unter dem Titel "Die Spätfolgen der Braunkohle - Wer zahlt die Zeche?" von
den Referenten Willi Robertz vom Aktionsbündnis und Peter Immekus vom
Netzwerk der Bergbaugeschädigten darüber informiert worden, welche Gefahren
und Schäden auch noch nach dem Ende des Braunkohleabbaus zu erwarten sind.

Dazu gehören neben nur unzulänglich reparablen Landschaftsschäden und
Bergschäden durch Bodenabsenkungen auch die Gefährdung des nun
wiederansteigenden Grundwassers durch Altlasten wie Kraftwerksaschen,
Restmüll, Munitionsrückstände etc. Diese seit mehr als fünfzig Jahren
teilweise nicht sachgerecht gesicherten Rückstände stellen eine permanente
Gefahr für die kommenden Jahrzehnte dar.

Wer für diese Schäden in Zukunft - auch nach dem Ende des Braunkohleabbaus -
aufkommt, ist völlig ungeklärt. Während im Bereich des Steinkohlebergbaus
eine Sicherung in Form eines Ewigkeitslastenfonds eingerichtet wurde,
existiert ein solcher für das Rheinische Braunkohlenrevier bisher nicht.
"Es darf hier nicht nach dem Motto: Nach uns die Sintflut gehandelt
werden", so Josef Schumacher vom Aktionsbündnis LoB. Die Forderungen des
Appells lauten daher auch:

Um auch die nachfolgenden Generationen - also unsere Kinder und Enkel - vor
unübersehbaren Belastungen wenigstens finanziell zu schützen, fordern wir
folgende Maßnahmen,

• Möglichst lückenlose Erfassung aller deponierten Altlasten

• Sanierung aller Deponien, die das Grundwasser potentiell gefährden
 können

• Verpflichtung des Bergbaubetreibers, alle dafür erforderlichen
Maßnahmen umzusetzen

• Einrichtung eines Fonds, vergleichbar der RAG-Stiftung im
Steinkohlebergbau, um die Ewigkeitslasten zu kompensieren.

Die Schirmherrschaft übernommen hatte Antje Grothus von der Initiative
"Buirer für Buir" und Vertreterin der Region in der Kommission Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung der sogenannten Kohlekommission. In einem
kurzen Statement zu Beginn informierte sie über ihre Arbeit dort, über die
Situation im Hambacher Wald und würdigte das langjährige Engagement des
Aktionsbündnisses. Durch die von vielen Diskussionsbeiträgen der circa 70
Besucher bereicherte Veranstaltung führte der Journalist Andreas Vollmert
(Best Words).

Die Initiative Buirer für Buir zeichnet den Appell zwischenzeitlich mit.

 * 

Quelle:

Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne Braunkohle"
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KOHLEALARM/479: Klimakampf und Kohlefront - Musik gegen Kohle ... (Lebenslaute)

Lebenslaute - Pressemitteilung vom 7. Oktober 2018

Konzertaktion "Andante an der Kante 2018" des musikalischen Netzwerks
"Lebenslaute" im rheinischen Braunkohlerevier am Sonntag 7. Oktober
2018



Um 10:50 Uhr sind 30 Aktive des musikalischen Aktionsnetzwerkes Lebenslaute
ganz in der Nähe zum Bahnhof Buir zur Kohlebahn heruntergestiegen, um mit
klassischer Musik die Kohlebahnstrecke zu blockieren, über die RWE die
Braunkohle aus dem Tagebau Hambach abtransportiert.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Blick auf das Konzert von der Brücke

Foto: © Lebenslaute



Die Gerichtsentscheidung, eine mögliche Rodung noch einmal genau zu prüfen,
war ein wichtiger erster Schritt. Die vielen zehntausenden Menschen, die
bei der Kundgebung gestern zum Hambacher Forst gekommen sind, haben aber
jetzt schon gezeigt: Eine Rodung und ein "Weiter so!" beim Braunkohle-Abbau
ist nicht mehr tragbar.

Es braucht nun zügig weitere Schritte, um aus der Braunkohleförderung
auszusteigen und die Energiewende zu vollziehen. Das Aktionskonzert
"Andante an der Kante 2018" vollzieht einen solchen Schritt, mit Musik von
Heinrich Schütz über Felix Mendelssohn bis hin zu zeitgenössischer
Chormusik und einem Lied von Rio Reiser: "Wann, wenn nicht jetzt?".

Wie schon in der letzten Pressemitteilung ausgeführt, gibt es keine
vernünftigen Gründe, den Tagebaubetrieb weiterzuführen. Bereits heute liegt
der Herstellungspreis einer Kilowattstunde aus Braunkohlekraftwerken über
dem aus Windkraftanlagen. Es liegt auf der Hand, dass für die Folgekosten
alle werden aufkommen müssen, außer RWE und LEAG, ähnlich wie es bei den
Atomenergiefolgekosten der Fall ist. Die Lasten der zerstörten Landschaft
und der Feinstaubbelastung in der ganzen Region durch den Tagebau sowie der
Luftverschmutzung der der klimaverändernden Erhöhung der CO2 Konzentration
durch die Kohleverstromung sind erheblich und, sofern sie die
Lebensqualität betreffen, nur bedingt quantifizierbar. Die Fortsetzung der
Braunkohleverstromung ist ökonomisch unsinnig und ökologisch wie sozial
nicht tragbar.

Mit der Aktion unterstützt Lebenslaute die Anliegen der lokalen
Bürgerinitiative "Buirer für Buir" und protestiert gegen die illegitime
Räumung des Hambacher Forstes.

Seit 1986 verbindet Lebenslaute klassische Musik mit politischem Protest
und gewaltlosem Zivilem Ungehorsam und macht damit auf
Menschenrechtsverstöße und Unrecht aufmerksam. Im Jahr 2014 erhielt die
Gruppe den Aachener Friedenspreis, zusammen mit der US-amerikanischen
Aktionsgruppe "Code Pink".

 * 

Aktionsticker:

10:50 Lebenslaute-Aktive steigen zu den Schienen der RWE-Braunkohlebahn
zwischen Bahnhof Buir und Mahnwache hinab.

10:55 Die Musiker*innen stellen sich entlang der Schiene auf und warten
darauf, dass eine der parallel auf die Schienen gegangenen Blockaden den
Zug stuppt.

11:00 Polizeibeamte gehen auf die Schienen und bilden eine Kette, um das
Betreten der Gleise zu verhindern. Kein Zug kann mehr fahren.

11:00 Lebenslaute beginnt mit Konzertmusik.

11:05 Die Strecke ist definitiv gesperrt, ein Kohlezug steht.

11:45 Nach der dritten Aufforderung verlassen die Aktiven den Aktionsort,
um nach der Personalienfeststellung noch im Hambacher Forst ein Konzert für
die Waldbewohner*innen zu geben.




[image: Foto: © Lebenslaute]

Konzertabschluss mit Herbstsonne

Foto: © Lebenslaute



13:45 Nach einem langen Waldspaziergang hat Lebenslaute den Ort erreicht,
der einst Oaktown war. Einzelne Lebenslaute waren auch während den
Räumungen hier und in anderen Teilen des Hambacher Forst.

13:55 Es beginnt nun das Stimmen der Instrumente.

14:00 Mit dem 2. Satz von Telemanns Kantate "Der Morgen" beginnt das
Konzert der Lebenslaute.

14:50 Mit "Klimakiller Nr. 1", einer Bearbeitung von "Lord of the
Dance"-Musik vom Chor Andere Saiten.


Konzertprogramm Andante an der Kante 2018

Telemann - "Der Morgen"

Mendelssohn - Abschied vom Walde

In einem kühlen Grunde

Immer mehr Land

Rio Reiser - Wann

Schütz - Wie nun ihr Herren

Sagt, wo sind die Veilchen hin

Misty mountains

Distler - Es geht ein dunkle Wolk herein

Schostakowitsch - Walzer Nr. 2

 * 

Quelle:

Lebenslaute

E-Mail: info@lebenslaute.net

Internet: www.lebenslaute.net
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KOHLEALARM/478: Klimakampf und Kohlefront - das Ziel der Klimapilger ... (Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit)

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit - 5. Oktober 2018

Schon 13.000 Kilometer für Klimagerechtigkeit:

Klimapilger nehmen Kurs auf Leipzig, Dresden, Lausitz, Potsdam, Berlin und
Katowice



Knapp einen Monat nach ihrem Start in Bonn haben die Klimapilger schon
13.000 Kilometer "unter den Füßen". Insgesamt 777 Teilnehmer/innen
hatten die einzelnen Tagesetappen(1) insgesamt, darunter auch 250
Grundschüler, zahlreiche Pfarrer/innen und Pastor/innen und auch
vierbeinige Begleiter wie Lamas und Hunde. Auf ihrem rund drei Monate
andauernden und 78 Tagesetappen umfassenden Weg sind täglich kleine
und große Veranstaltungen, Andachten, Aktionstage und Demonstrationen
geplant.

Am 22. Oktober kommen die Pilger zu einem Aktionstag nach Leipzig und
pilgern am 25.10. in das Dorf Pödelwitz, das 2028 für den
Braunkohle-Tagebau vernichtet werden soll. Am 1. November treffen die
Pilger in Dresden Bischof von Timmerervers, werden im Landtag von
Landtagspräsident Dr. Matthias Rößler begrüßt, besuchen die Gläserne
Manufaktur und treffen sich in der Frauenkirche zum ökumenischen
Abendgebet und zur Podiumsdiskussion über Klimagerechtigkeit. Am
nächsten Vormittag ziehen sie mit ca. 100 Menschen von Dresden-Zentrum
bis zum Weißen Hirsch.

Anfang November durchqueren die Pilger die Lausitz und treffen am 6.11.
im Bergschlösschen Spremberg auf Tagebaubetroffene, die über ihre
Erfahrungen mit erlebten und drohenden Umsiedlungen. Nach einem
Aktionstag in Cottbus am 8.11. geht es mit einer großen Pilgerprozession
am 9.11. zu Fuß nach Jänschwalde, wo die Pilger direkt vor dem Kraftwerk
zu einer Kundgebung aufrufen. Potsdams Oberbürgermeister Jann Jakobs
empfängt die Pilger am 22.10. in Potsdam, wo bei einem Aktionstag u. a.
eine Prozession mit Schüler/innen, ein Mittagsgebet auf dem Marktplatz,
Gespräche im Landtag und ein Besuch im Institut für Klimafolgenforschung
(PIK) anstehen.

Den deutschen Höhepunkt & zugleich Abschluss bildet die Übergabe der
Forderungen und Fürsprachen an Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier
(angefragt) und die Mitglieder der Kohlekommission am 26.11. in Berlin. Am
7. Dezember werden die Pilgerinnen und Pilger dann in Katowice erwartet

(Alle Programmdetails finden Sie weiter unten.)

Der deutsch-polnische ökumenische Pilgerweg für Klimagerechtigkeit führt
über 78 Stationen und 1.700 gelaufene Kilometer und endet am 9. Dezember
im polnischen Katowice, wo zeitgleich die 24. Welt-Klimakonferenz (COP 24)
stattfindet. Die Pilgerinnen und Pilger gehen durch die drei großen
deutschen Braunkohlegebiete, besuchen besondere "Schmerzpunkte" (z. B.
Hambacher Forst, Pödelwitz bei Leipzig, Lausitz) und stärken sich
spirituell an "Kraftorten", bei Gottesdiensten und im gemeinsamen Gebet.

Unterwegs werben die Pilgerinnen und Pilger bei 14 Aktionstagen und
zahlreichen weiteren Veranstaltungen für die Forderungen des
Klimapilgerwegs, u. a. die Einleitung des Kohleausstiegs in Deutschland.

Jede/r, die/der die Ziele des Pilgerwegs für Klimagerechtigkeit
unterstützen möchte, ist herzlich zum Mitpilgern eingeladen - auch spontane
Tagespilger sind willkommen. Der Ökumenische Pilgerweg für
Klimagerechtigkeit wird unterstützt von einem breiten ökumenischen Bündnis
aus 40 Organisationen, Initiativen und Unternehmen, darunter Brot für die
Welt, das Bischöfliche Hilfswerk MISEREOR e.V., die Evangelische Kirche in
Deutschland (EKD), die Deutsche Bischofskonferenz und das
Kindermissionswerk 'Die Sternsinger'. Schirmherr/innen des ökumenischen
Klimapilgerwegs sind Bischof Dr. Markus Dröge, Erzbischof Dr. Ludwig
Schick und Umweltministerin a. D. Barbara Hendricks.

Weitere Informationen, aktuelle Route, Anmeldung und Fürsprachen
unter:

www.klimapilgern.de

Anmerkung:

(1) bei Dauerpilgern sind Mehrfachzählungen möglich


STATIONEN & PROGRAMM

(Tagesaktuelle Informationen bitte immer unter www.klimapilgern.de
entnehmen)

22.-25. Oktober Leipzig & Pödelwitz

22.10. 17:00 Bärbel Wartenberg-Potter, Bischöfin i.R.

Friedensgebet und Predigt, Nikolaikirche

23.10. 10:00 Alternative Stadtführung zu Kraftorten der

Nachhaltigkeit, Propsteigemeinde

16:00 Empfang im Rathaus

18:00 Themenabend zum Klimawandel in Tansania,

Indien und Papua-Neuguinea

"Schöpfungsverantwortung und globale Solidarität"

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig

19:00 Dialog und Abendessen Peterskirche

24.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Groitzsch,

ca. 20 km Martin-Luther-Gemeindehaus, Markkleeberg

19:00 Gespräche mit der Jungen Gemeinde und den Pilgern

Gemeindehaus Groitzsch, neben Kirche Wiesengasse 3

25.10. 9:00 Start zum Pilgern nach Deutzen über Pödelwitz 20 km

10:30 Gespräch mit der Initiative "Pödelwitz bleibt" 

Kirche, Pödelwitz 14, 04539 Pödelwitz

17:00 Gottesdienst Katholische Gemeinde Deutzen

19:00 19 Uhr Gespräch mit Initiative 

"Ökum. Umweltkirche" Katholische Gemeinde Deutzen

1./2. November Dresden

1.11. 9:00 Morgengebet mit kath. Bischof von Timmerevers

St. Petrus Kirche, Dohnaer Str. 53

vorm. Begrüßung durch Landtagspräsident 

Dr. Matthias Rößler, Sächsischer Landtag

14:00 Diskussionsrunde E-Mobilität in Gläserner Manufaktur

Gläserne VW-Manufaktur

18:00 Ökumenisches Abendgebet Untere Frauenkirche

19:00 Podiumsdiskussion "Klimagerechtigkeit - geht doch?! 

Welche Schritte gehen wir in Sachsen?" mit

Vertretern der Landesregierung (angefragt), 

Felix Ekardt (BUND Sachsen) und Christine Müller (Ev. Luth.
Landeskirche Sachsens)

Untergeschoss der Frauenkirche


2.11. 9:30 Pilgerweg/ Prozession von Dresden (Scheune)

bis Weißer Hirsch (ca. 100 Personen)

6./8./9. November Lausitz (Kamenz - Cottbus - Jänschwalde

6.11. 18:00 Podiumsdiskussion mit Tagebau-Betroffenen

Bergschlösschen Spremberg

8.11. vorm. Aktionstag in Cottbus (in Planung: Workshop

Stadtwerke, Besuch Menschenrechtszentrum,

Vorstellung vom Zentrum für Dialog und Wandel,

Gespräch mit Prof. Zundel oder Prof. Koziol.

Besuch des Innovationszentrums

12:00 Mittagsgebet mit Bischof Markus Dröge

Besuch der Synagoge in der ehem. Schlosskirche

gemeinsam mit Bischof Dröge

Synagoge

18:00 ökumenische Abendandacht mit der

Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen (ACK),

Marktkirche

ökumenische Filmbegegnung in der Oberkirche Marktkirche

9.11. 9:00 Morgenandacht & Reisesegen Klosterkirche Cottbus

9:30 Aufbruch zur großen Prozession nach Jänschwalde

(angemeldete Demonstration)

10:15 Spreewehrmühle Spreewehrmühle

11:15 Schmerzpunkt Aussichtspunkt Tagebau Cottbus-Nord

13:00 Erlebnispark Teichland / Neuendorf
www.erlebnispark-teichland.de

14:45 Bhf. Peitz-Ost

15:00 Große Aktion zum Schmerzpunkt Kraftwerk Jänschwalde

Parkplatz vor dem Kraftwerk Jänschwalde

17:00 Ankunft Jänschwalde

19:00-20:30 Konzert "Alte Lieder in neuem Gewand" im Gemeindehaus

22. November Potsdam

22.11. 9:00 Empfang Oberbürgermeister Jann Jakobs Stadthaus

9:45 angemeldete Prozession zum Alten Markt mit
Potsdamer*innen & Schüler*innen

10:30 Ökumenisches Mittagsgebet für die Bewahrung der

Schöpfung, Generalsuperintendentin Asmus (Ev.),

Probst Franke (Kath.), Per. Voller-Morgenstern

(Ev.-meth.) + Pilger*innen

Alter Markt/vor Nikolai-Kirche 

11:15 Gespräch im Landtag (Grußwort Präsidentin,

Fraktionen B90/Die Grünen, CDU, LINKE, SPD)

14:30 Institut für Klimafolgenforschung (PIK)

17:00 Offener Abend mit Erfahrungsbericht Pilger*innen,

Vorstellung Kirchenstromprojekt (Ökokreis Potsdam),

Bericht aus der Kohlekommission (Dr. Matthes, Öko-Institut) bis 19
Uhr

Gemeindehaus Kiezstraße 10


23.11. 11:00 Institut für transformative Nachhaltigkeitsforschung
(IASS) Potsdam, Berliner Str. 130

25./26. November Berlin

25.11. 14:00 Familien-Pilgern von Lichtenrade nach Kreuzberg mit
Barbara Hendricks

17:00 Ankommen Kreuzberg Melanchthon-Gemeinde, Kreuzberg

18:00 Podiumsdiskussion mit Barbara Hendricks,
Gerd Harms und polnischen Vertretern: 

"Warum die Sonne immer im Westen untergeht - Klimawandel
sucht Energiewende" und Moderator Gerd Harms, (ehem. Staatssekretär)

Gemeindesaal der Melanchthon-Kirche in Berlin, Planufer 84

26.11. 9:30-11:30


Übergabe der Forderungen und Fürsprachen an

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier und die

Mitglieder der Kohlekommission, Pilger laden die

Mitglieder der Kohlekommission ein zum Gespräch

und zur Andacht

Bundeswirtschaftsministerium

&Invalidenpark

14:00 Brot für die Welt: Gesprächsrunde mit Cornelia

Füllkrug-Weitzel, (Präsidentin Brot für die Welt)

und Jochen Flasbarth, Staatssekretär im

Umweltministerium, Thema: "Die Rolle

Deutschlands bei den Klimaverhandlungen"

Festsaal im Lazarus- Haus, Bernauerstr. 177

18:00 Ökumenischer Gottesdienst "Gegenwart erkennen

und Zukunft gestalten. Vom Mut zum Aufbruch.

(Ich bin ein Gast auf Erden, verbirg deine Gebote nicht

vor mir. Ps. 119, 19) mit Bischof Dr. Markus Dröge

(Berlin), Erzbischof Schick (Bamberg), Bischof Dr.

Marian Niemiec, Ev.-Augsb. Kirche Polens,

Katowice, Erzbischof Wiktor Skworc, Röm.-Kath.

Kirche Polens, Katowice, Bischof Marek Karol Babi,

Polnisch-Ökumenischer Rat, Mariawiten, Pfr. Dr.

Grzegorz Giemza, Direktor des

Polnisch-Ökumenischen Rates/ Ehrengäste: Dr. Dietmar

Woidke, Beauftragter der Bundesregierung für die

Beziehungen nach Polen (angefragt), Prof. Andrzej

Przylbski, Botschafter der Republik Polen in Berlin

(angefragt)


Versöhnungskapelle, Berlin-Mitte, Bernauer Str. 4

27.11. 8:00 Aussendung Pilger*innen Hbf Berlin -

Katowice durch Bischof Dröge und Erzbischof Schick

(Abfahrt 11:45) Unterkunft oder Hbf Berlin

7. - 9. Dezember Katowice (Vorschau)

7.12. Ankunft Pilger*innen in Katowice, Vereinigung der

internationalen Pilgerströme und gemeinsames Pilgern

8.12. Workshops

9.12. Ökumenischer Gottesdienst in Katowice

www.klimapilgern.de

www.facebook.com/klimapilgerweg

www.twitter.com/KlimapilgernDE

www.instagram.com/klimapilgerweg

 * 

Quelle:

3. Ökumenischer Pilgerweg für Klimagerechtigkeit

Evangelisch-Lutherisches Missionswerk Leipzig e.V.

Paul-List-Straße 19 | 04103 Leipzig

E-Mail: klimapilgerweg@lmw-mission.de

Internet: http://www.klimapilgern.de

https://www.facebook.com/klimapilgerweg
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KOHLEALARM/477: Klimakampf und Kohlefront - spontaner Entschluß ... (Stiftung Bildung )

Stiftung Bildung - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2018

Hambacher Wald: Jugendliche unterbrechen Konferenz für Besuch

Junge Menschen müssen in Zukunftsfragen mitgestalten




	Rund 40 Jugendliche aus ganz Deutschland haben heute [5.10.] im Hambacher Wald gegen den Klimawandel demonstriert und ein Zeichen für eine aktive Jugendbeteiligung gesetzt.

	Dafür sind sie am frühen Morgen aus Wolfsburg aufgebrochen und haben eine viertägige Jugendkonferenz der spendenfinanzierten Stiftung Bildung unterbrochen.



Ziel der jungen Leute ist: "Sie wollen mitreden und gehört werden", sagt
Johannes Domnick, der als Referent für Bildung für nachhaltige
Entwicklung der Stiftung Bildung mit vor Ort war. "Denn gerade der
Klimawandel betrifft nicht nur Erwachsene - er bedroht unsere
Lebensgrundlage und die nachfolgender Generationen." Zukunftsfähigkeit
und Jugendbeteiligung sind daher auch die zentralen Themen der Konferenz
- zusammen mit der Frage, wie man beides schon in Kitas und Schulen
vermitteln und ermöglichen kann.

Die Jugendlichen nehmen zurzeit an der 2. Jugendkonferenz zu Bildung für
nachhaltige Entwicklung (BNE), der youcoN, zusammen mit über hundert
anderen teil. "Viele wollen diskutieren, was Bildung zu
gesellschaftlichen Transformationsprozessen hin zu einer nachhaltigen
und global gerechten Welt beitragen kann", erzählt der 22-jährige
Domnick. "Doch im Hambacher Wald findet gerade das statt, worüber wir
auf der youcoN reden." Die Fahrt zum Hambacher Wald fand daher auf
Wunsch einiger der Konferenzteilnehmenden statt. Die Stiftung Bildung
hat daraufhin, zusammen mit der Klima-Allianz Deutschland, den Ausflug
organisiert

Domnick: "Öko-soziale Transformation ist ein Prozess, in dem es
unausweichlich zu Konflikten kommt." Eine konstruktive Bearbeitung
dieser Konflikte gelinge nur, wenn alle betroffenen Akteursgruppen
beteiligt würden. Eine dieser Gruppe seien abertausende Jugendliche in
Deutschland, die bis heute kaum gehört werden. Die Gruppe aus Wolfsburg
konnte vor Ort bei ihrem Besuch den Kohletagebau und den bedrohten
Hambacher Wald aus nächster Nähe angucken und sich über die aktuellen
Proteste und Hintergründe informieren.

In einem Demonstrationsmarsch gingen die Jugendlichen bis zu der
Waldgrenze und eröffneten dort ihre Diskussionsrunde, zu der sie im
Vorfeld verschiedene politische Entscheidungsträger*innen eingeladen
hatten, um mit ihnen zu debattieren, wie junge Menschen mehr an allen
politischen Entscheidungen und insbesondere die, die ihre Zukunft
bestimmen, teilhaben können.

Keiner der geladenen Gäste kam zu der Aktion, was sich in der
Diskussionsrunde symbolisch mit einem leeren Stuhl zeigte.

Am Ende pflanzten die jungen Menschen Baumsetzlinge in den Boden, um den
Keim für eine aktive Jugendbeteiligung und ein Zeichen gegen die
Abholzung des Hambacher Waldes zu setzen.


Hintergrund: Insgesamt nehmen an der 2. youcoN, der
Jugendkonferenz zu Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE), 150 junge
Menschen teil. Sie ist Teil des Jugendbeteiligungsprojektes youpaN, mit dem
die Stiftung Bildung junge Menschen unterstützt, sich beim Nationalen
Aktionsplan BNE einzubringen. Unter diesem Dach nehmen einige von ihnen
regelmäßig an hochrangigen Gremiensitzungen teil und steuern Erfahrungen
bei. Gefördert wird das Projekt youpaN vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung.


Die Stiftung Bildung setzt sich bundesweit für vielfältige und
partizipative Bildung ein, vor allem für eine Beteiligung der Kinder und
Jugendlichen in allen sie betreffenden Fragen. Sie stärkt das
zivilgesellschaftliche Engagement im Bildungsbereich durch den Aufbau
eines bundesweiten Netzwerkes der Kita- und Schulfördervereine und die
Unterstützung der Aktiven direkt vor Ort. Ziel der Stiftung Bildung ist,
Themenanwältin für beste Bildung bundesweit zu sein und Spenden zu
Gunsten von Kitas und Schulen einzuwerben.

 * 

Quelle:

Stiftung Bildung

Am Festungsgraben 1, 10117 Berlin

E-Mail: info@stiftungbildung.com

Internet: www.stiftungbildung.com
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TREFF/1246: Bochum - Theologischer Salon, "Konfrontation mit dem Anderen", 23.10.2018

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Theologischer Salon: Konfrontation mit dem Anderen



Fabelhafte Erzählungen über Engel und Tierwesen, neue technische
Errungenschaften oder unbekannte Kulturen: Der Mensch wird im Alltag
ständig mit dem Anderen konfrontiert. Aber was sagen diese
Konfrontationen über ihn selbst aus? Am 23. Oktober 2018 startet die
Veranstaltungsreihe Theologischer Salon mit dieser Frage. Der Termin
ist einer von insgesamt drei Diskussionsabenden. Weitere finden am 21.
November 2018 und am 17. Januar 2019 statt. Alle Veranstaltungen
starten jeweils ab 19.45 Uhr in der Goldkante, Alte Hattinger Straße
22 in Bochum. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen: http://news.rub.de/kultur-und-freizeit/2018-10-12-veranstaltungsreihe-konfrontation-mit-dem-anderen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Bochum, 12.10.2018

Termine und Veranstaltungen

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit UV 0/14

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 29355

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8
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TREFF/1245: Nürnberg - Diskussions-Forum zu Nachhaltigkeit im digitalen Zeitalter, Wintersemester 2018/19

idw - Pressemitteilung: Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm

Nachhaltigkeit in der Digitalisierung

Die Ringvorlesung der TH Nürnberg bietet in diesem Wintersemester ein
Diskussions-Forum zu Nachhaltigkeit im digitalen Zeitalter



In der Ringvorlesung "Nachhaltigkeit in der Digitalisierung" der TH
Nürnberg debattieren hochschulinterne und externe Gäste darüber, wie
die Digitalisierung eine lebenswerte Zukunft entwickeln kann. Die
Veranstaltungsreihe richtet sich an Studierende aller Fakultäten, an
alle Hochschulangehörigen und an interessierte Gäste.

Nürnberg, 10. Oktober 2018. Die Ringvorlesung "Nachhaltigkeit in der
Digitalisierung" der TH Nürnberg lädt Studierende aller Fachrichtungen
und interessierte Besucherinnen und Besucher dazu ein, über eine
nachhaltige Nutzung der Digitalisierung zu diskutieren. Im Fokus der
Ringvorlesung steht die Digitalisierung in Bezug zu verschiedenen
Lebensbereichen, wie Smart Home, Gesundheit und Pflege oder Industrie
4.0. Die Referentinnen und Referenten stellen in ihren Vorträgen vor
allem die ressourceneffiziente, zukunftsorientierte Nutzung der
Digitalisierung vor. Das Ziel der Veranstaltungsreihe ist es, ein
Bewusstsein dafür zu entwickeln, dass nur eine nachhaltige
Digitalisierung für die Gesellschaft ökologisch, sozial, ethisch und
ökonomisch verträglich ist.

Prof. Dr. Beatrice Dernbach, eine der Initiatoren der
interdisziplinären Arbeitsgruppe Nachhaltigkeit, verspricht für die
dritte Runde: "Mit der neuen Reihe im Wintersemester knüpft die TH
Nürnberg thematisch an die vorangegangene Vorlesung über
Transformationsprozesse für eine nachhaltige Entwicklung an. Die
Ringvorlesung bietet erneut spannende Vorträge darüber, wie wir in
Zukunft leben und arbeiten werden." Die Vorträge finden ab 10. Oktober
vierzehntäglich mittwochs statt, von 17.30 bis 19.00 Uhr, im
"Theatersaal" (BL.T01), BL-Gebäude in der Bahnhofstraße 87.

Programm - Mittwochs, 17.30 bis 19.00 Uhr in BL.T01

Mittwoch, 10.10.2018

Dr. Klaus Reichert, real / digital / smart INNOVATION

Nachhaltigkeit braucht Digitalisierung braucht Nachhaltigkeit

Mittwoch, 24.10.2018

Anouk-Letizia Firle, DBU Zentrum für Umweltkommunikation

Wie kann die Digitalisierung für eine lebenswerte Zukunft genutzt
werden - ökologisch, sozial, ethisch und ökonomisch wertvoll? - Erste
Beispiele aus der Praxis

Mittwoch, 7.11.2018

Jochen Bauer, E|Home-Center, Lehrstuhl für Fertigungsautomatisierung
und Produktionssystematik, Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg 

Smart Home im Spannungsfeld zwischen Ressourceneffizienz und
Datensicherheit

Mittwoch, 21.11.2018

Prof. Dr.-Ing. habil. Dirk Carstensen, M. Eng. Michael Kögel, Dipl.-
Ing. Thomas Killing, TH Nürnberg - Institut für Wasserbau und
Wasserwirtschaft 

Nutzung der Digitalisierung (Vermessung mittels Drohnen) für eine
naturnahe Folgenutzung von ehemaligen Braunkohle-Tagebauen

Mittwoch, 5.12.2018

Prof. Dr. Arne Manzeschke, Evangelische Hochschule Nürnberg

Nachhaltigkeit und Digitalisierung in Gesundheit und Pflege

Mittwoch, 19.12.2018

Prof. Dr. Gabriele Schrüfer, Institut für Didaktik der Geographie,
Universität Münster

Bildung für nachhaltige Entwicklung im digitalen Zeitalter

Mittwoch, 9.1.2019

Prof. Dr. Sabine Pfeiffer, Lehrstuhl für Soziologie (Technik - Arbeit -
Gesellschaft), Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg;
Nuremberg Campus of Technology (NCT)

Industrie 4.0 und (sozial nachhaltige) Arbeitsbedingungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution132

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8397: Tübingen - Heinrich Bedford-Strohm hält 13. Weltethosrede, 21.10.2018

idw - Pressemitteilung: Eberhard Karls Universität Tübingen

Heinrich Bedford-Strohm hält 13. Weltethosrede

EKD-Ratsvorsitzender spricht an der Universität Tübingen über die
ethischen Herausforderungen der Digitalisierung



Heinrich Bedford-Strohm, Vorsitzender des Rats der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD), hält die 13. Weltethos-Rede an der
Universität Tübingen. Am Sonntag, den 21. Oktober, spricht er ab 18.15
Uhr im Festsaal der Universität zum Thema "Verheißung oder Verhängnis?
Globale ethische Herausforderungen der Digitalisierung". Anschließend
findet ein Dialog mit dem Präsidenten der Stiftung Weltethos, Eberhard
Stilz, statt.

Die interessierte Öffentlichkeit ist zu der Veranstaltung herzlich
eingeladen, der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht nötig.

Die Weltethos-Reden werden seit dem Jahr 2000 gemeinsam von der
Stiftung Weltethos und der Universität Tübingen organisiert.
Herausragende Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens nehmen aus
unter-schiedlichen Blickwinkeln Stellung zur Weltethos-Thematik. Die
Frage nach einem "Weltethos" geht zurück auf die Programmschrift
"Projekt Weltethos" (1990) von Professor Hans Küng, der aufzeigt, dass
es zwischen den großen Religionen und humanistischen Traditionen einen
Grundkonsens an verbindenden Werten, Maßstäben und Grundhaltung-gen
gibt. Diesen gilt es bewusst zu machen und zu nutzen, als Grundlage
für Dialog und Verständigung der Kulturen und für ein gelingendes
Miteinander in unseren Gesellschaften.

Zu den Weltethos-Rednern gehörten unter anderem Kofi Anan (2003),
Horst Köhler (2004), Helmut Schmidt (2007), Desmond Tutu (2009), Paul
Kirchhof (2014) und der baden-württembergische Ministerpräsident
Winfried Kretschmann (2017). Aufgezeichnete Reden sind zu finden
unter: 

https://uni-tuebingen.de/universitaet/campusleben/veranstaltungen/zentrale-veranstaltungen/weltethosrede.html

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.weltethos.org/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8396: Freie Universität Berlin - Vier öffentliche Vortragsreihen im Wintersemester 2018/19

idw - Pressemitteilung: Freie Universität Berlin

Offener Hörsaal lädt ein 

Vier öffentliche Vortragsreihen im Wintersemester an Freier
Universität



An der Freien Universität werden auch im Wintersemester kostenfreie
Vorlesungen im Rahmen des Programms "Offener Hörsaal" angeboten. Der
diesjährige Schwerpunkt liegt auf Themenfeldern aus den Geistes-,
Kultur-und Sozialwissenschaften, der Physik und der Altertumsforschung
und, aus Anlass des 70-jährigen Bestehens der Freien Universität, eine
Reihe zu ihrem Gründungsmotto "Veritas, Iustitia, Libertas".

Am Montag, dem 15. Oktober um 18 Uhr beginnt im Hörsaal 2 in der
Rost- und Silberlaube, Habelschwerdter Allee 45, eine Reihe, die dem
Wirken der Physikerin Lise Meitner gewidmet ist. Einen Tag später
startet die Reihe mit dem Titel "Die Spätantike - eine expandierende
Epoche?". Sie findet jeweils dienstags um 18.15 Uhr statt. Vom 17.
Oktober an und jeweils mittwochs um 18.00 Uhr läuft die Reihe
"Zwischen Liebe und Revolte -Studentische Lebensformen im Film der
Nachkriegszeit"; Veranstaltungsort ist der Hörsaal des Instituts für
Theaterwissenschaft in der Grundewaldstraße 35. Am 6. November wird
die im Sommer begonnene Vorlesungsreihe aus Anlass des 70-jährigen
Bestehens der Freien Universität fortgesetzt; sie trägt den Titel
"Veritas, Iustitia, Libertas - Konturen einer wertorientierten
Universität der Zukunft". Die erste Veranstaltung widmet sich dem
Thema der Redefreiheit. Die Veranstaltungen können ohne Anmeldung
besucht werden.

Programm im Internet: www.fu-berlin.de/offenerhoersaal

Das Programm ist auf Anfrage in gedruckter Form erhältlich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8395: Berlin - Studium Generale an der Hochschule für Wirtschaft und Recht, Wintersemester 

idw - Pressemitteilung: Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin

Neues Kursprogramm im Studium Generale an der HWR Berlin

Bis zum 14. Oktober 2018 können sich Gasthörer/innen (auch ohne Abitur
oder Studierendenstatus) und Nebenhörer/innen für Kurse im Studium
Generale an der HWR Berlin anmelden.



Financial Crime, Interkulturelle Kommunikation und Flüchtlingsrecht
heute, Entrepreneurial Thinking und Stimmtraining für Frauen - das
öffentliche Kursangebot an der Hochschule für Wirtschaft und Recht
(HWR) Berlin ist auch im Wintersemester wieder vielfältig,
allgemeinbildend und hochaktuell. So geht es auch um "The Irish Border
Issue - Deal Breaker für BREXIT Negotiations" und "Sustainability in
Development - a new paradigm?"

Auf dem Programm stehen Themen aus Wirtschafts-, Sozial- und
Rechtswissenschaften, zu Geschichte, Kultur und Sprachen, Philosophie
und Ethik sowie Kurse zur Entwicklung von Schlüsselqualifikationen und
Methodenkompetenz. Vorlesungen und Seminare werden auf Deutsch und
Englisch angeboten, über das ganze Semester verteilt oder terminlich
geblockt.

Für Geflüchtete ist die Teilnahme als Gasthörer/in kostenlos und auch
ohne bisherige Zusage für einen regulären Studienplatz möglich.

Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin

Weitere Informationen finden Sie unter

Kursbeschreibungen, Termine und Dozent/innen

https://www.hwr-berlin.de/studium/studienangebot/studium-generale/

Generelle Informationen zu Anmeldung und Gebühren für eine Gast- und
Nebenhörerschaft

https://www.hwr-berlin.de/studium/bewerbung/gasthoerer/

Allgemeine Studienberatung der HWR Berlin

https://www.hwr-berlin.de/studium/studienberatung/allgemeine-studienberatung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MESSE/651: Frankfurter Buchmesse 2018 - Gewinner der Buchmesse Film Awards (Frankfurter Buchmesse)

Frankfurter Buchmesse - Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Frankfurter Buchmesse Film Awards: Die Gewinner



Frankfurt, 12. Oktober 2018 - Die Frankfurter Buchmesse Film Awards wurden
heute im Rahmen einer feierlichen Zeremonie auf dem THE ARTS+ Runway
verliehen. Ausgezeichnet wurden die Kategorien "Best Illustrated Book on
Film", "Best International Litarary Adaptation for Children or Young
Adults" und "Best International Literary Adaptation".

Die Gewinner in den einzelnen Kategorien auf einen Blick:

Best International Literary Adaptation

"INTRIGO - DEATH OF AN AUTHOR", nach den Romanen von Håkan Nesser, Regie:
Daniel Alfredson

Best International Literary Adaptation for Children or Young Adults

"Romy's Salon" (NL), Regie: Mischa Kamp

Best Illustrated Book on Film

"Cinemaps: An Atlas of 35 Great Movies" (Quirk Books)

In der Kategorie "Best Illustrated Book on Film", die in diesem Jahr
gemeinsam mit der MGIP Motovun Group of International Publishers
ausgezeichnet wird, gibt es zudem zwei Zweitplatzierte: "Marilyn Monroe 50
sessions" (Knesebeck Verlag) und "Frankenstein - The First Two Hundred
Years" (Reel Art Press).

Zudem gab es eine "Special Recognition" für die gerade erst auf Netfilx
angelaufene Zeichentrick-Serie "Hilda", die aufgrund ihres Genres nicht mit
den anderen Filmen im Bereich Kinder und Jugend vergleichbar war, die aber
die Jury in jeder Hinsicht sehr beeindruckte.

Die Jury-Präsidentin Ellen Harrington sagt zu der Auswahl der Gewinner:
"Der diesjährige Wettbewerb war äußerst spannend und abwechslungsreich -
mit einer breiten Auswahl an Ländern, Filmgenres und sehr unterschiedlichen
Stoffen. Die Filmemacher beeindruckten die Jury vor allem durch ihren
außergewöhnlich liebevollen Umgang mit den Vorlagen. Insbesondere bei der
Kategorie "Best Adaptation for Children and Young Adults" haben wir uns
sehr darüber gefreut, dass die überzeugendsten Charaktere zufällig allesamt
Mädchen oder junge Frauen sind. Und viele der Regisseure und Autoren, auf
deren Arbeit diese Filme basieren, sind ebenfalls Frauen. Wir haben uns
auch entschieden, einen zusätzlichen Preis für die Animationskurzform-Serie
Hilda und den Feature Film Prize an Romy's Salon zu vergeben, eine
außergewöhnlich gut erzählte und moderne Coming of Age-Geschichte."


Über die Frankfurter Buchmesse 

Die Frankfurter Buchmesse ist mit über 7.300 Ausstellern aus 102 Ländern,
rund 286.000 Besuchern, über 4.000 Veranstaltungen und rund 10.000
akkreditierten Journalisten und Bloggern die größte Fachmesse für das
internationale Publishing. Darüber hinaus ist sie ein
branchenübergreifender Treffpunkt für Player aus den Bereichen Bildung,
Filmwirtschaft, Games, Wissenschaft und Fachinformation. Einen inhaltlichen
Schwerpunkt bildet seit 1976 der jährlich wechselnde Ehrengast, der dem
Messepublikum auf vielfältige Weise seinen Buchmarkt, seine Literatur und
Kultur präsentiert. Die Frankfurter Buchmesse organisiert die Beteiligung
deutscher Verlage an rund 20 internationalen Buchmessen und veranstaltet
ganzjährig Fachveranstaltungen in den wichtigen internationalen Märkten.
Der Business Club, mit Premium Service, Networking-Formaten und Konferenzen
wie THE MARKETS, ist ausschließlich zugänglich mit dem Business Ticket, der
Premium-Option für B2B-Besucher. Das 2016 entwickelte Format THE ARTS+ ist
Messe, Business Festival und ein internationaler Treffpunkt der Kultur- und
Kreativindustrie. Ziel ist es, die Potentiale der Digitalisierung für
kreative Inhalte zu nutzen und neue Geschäftsfelder zu erschließen.
Frankfurt EDU, das internationale Bildungsformat der Frankfurter Buchmesse,
präsentiert innovative Konzepte, Inhalte und Technologien für die Zukunft
des Lernens. Das Campus Weekend ist das Wochenende für Studierende auf der
Frankfurter Buchmesse. Die Frankfurter Buchmesse ist ein Tochterunternehmen
des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels. 

https://www.buchmesse.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Frankfurter Buchmesse

Braubachstraße 16, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: +49 (0) 69 2102-0, Fax: +49 (0) 69 2102-227

E-Mail: servicecenter@book-fair.com

Internet: http://www.buchmesse.de
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MESSE/650: Frankfurter Buchmesse 2018 - Verleihung des 3. Global Illustration Awards (Frankfurter Buchmesse)

Frankfurter Buchmesse - Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Glanzvolle Verleihung des 3. Global Illustration Awards im neuen
Pavilion der Frankfurter Buchmesse



Frankfurt, 10. Oktober - In einer farbenprächtigen Zeremonie wurde heute
Abend zum dritten Mal der internationale Preis für Illustrationen, der
"Global Illustration Award" (GIA) auf der Frankfurter Buchmesse verliehen.
Die Preisverleihung fand im neuen Frankfurt Pavilion statt und bot ein
buntes Rahmenprogramm mit bekannten Illustratoren wie Kitty Crowther, Kveta
Pacovská und Martin Salisbury.

Die Preise des Global Illustration Awards wurden in fünf Kategorien
vergeben: "Original Unpublished Children's Picture Book Illustration",
"Scientific Illustration", Advertising and Editorial Illustration, Book
Illustration and Theme Illustration. Aus 8000 eingereichten Illustrationen
wurden in jeder Kategorie zwei Gewinner mit dem "Excellence Award"
ausgezeichnet, je ein Gewinner pro Kategorie mit dem "Gold Award", und auch
ein "Grand Award"-Gewinner wurde gekürt. Das diesjährige Thema der "Theme
Illustration"-Kategorie lautet "Signs & Civilisation" (Zeichen und
Zivilisation). Es rückt zentrale Aspekte der Ehrengastpräsentation von
Georgien auf der Frankfurter Buchmesse in den Mittelpunkt, die unter dem
Motto "Georgia - Made by Characters" steht.

Der Gewinner des "Grand Award" erhält ein Preisgeld von 6.000 Euro, die
fünf Gewinner des "Gold Award" jeweils 2.000 Euro und die zehn Gewinner des
"Excellence Award" jeweils 1.000 Euro. Der Preis wurde in Kooperation mit
der International Information Content Industry Association (ICIA) ausgelobt
und exklusiv von IlluSalon ausgerichtet, einer internationalen
Online-Plattform für Illustrationen mit Sitz in Asien.

Die Gewinner in den einzelnen Kategorien auf einen Blick:

Book Illustration

Gold Award Winner: Simsung Park, "Here" (USA)

Excellence Award Winners: Narges Mohammadi, "Trojan Horse" (Iran),
Jacques & Lise, "Viktor" (Belgien)

Original unpublished children's picture book project 

Gold Award Winner: Fan Zhang , "Subway" (China)

Excellence Award Winners: Zhenjia Liu, "Tomorrow" (China), Luisa Jung,
"City under Water" (Argentinien)

Advertising and editorial illustration 

Gold Award Winner: Sonia Alins Miguel, "Dones d'aigua" (Spanien) Excellence

 Award Winners: Joohee Yoon, "Warby Parker Mural" (USA), Marina
Friedrich, "Meat vs. Meat" (Deutschland)

Scientific illustration Gold Award 

Winner: Melanie Gandyra , "Hortus Domus" (Germany) Excellence Award 

Winners: Annalisa and Marina, "Golden eagle" (Italien), Lang Shi, "Wake Up"
(China)

Theme illustration "Signs & Civilisation" 

Gold Award Winner: Antong Dong, "Break Your Own Dream of Your Childhood"
(China) 

Excellence Award Winners: Tongyang Yu, "Food culture" (China), Fatinha
Ramos "Social Discrimination" (Portugal)

Grand Award

Winner: Jacques & Lise, Book Illustration "Viktor" (Belgien)


Die Illustrationen finden Sie unter:

https://fbm.cloud.booklan.de/index.php/s/mvXk0XaQ7f29uZi#pdfviewer


Über die Frankfurter Buchmesse 

Die Frankfurter Buchmesse ist mit über 7.300 Ausstellern aus 102 Ländern,
rund 286.000 Besuchern, über 4.000 Veranstaltungen und rund 10.000
akkreditierten Journalisten und Bloggern die größte Fachmesse für das
internationale Publishing. Darüber hinaus ist sie ein
branchenübergreifender Treffpunkt für Player aus den Bereichen Bildung,
Filmwirtschaft, Games, Wissenschaft und Fachinformation. Einen inhaltlichen
Schwerpunkt bildet seit 1976 der jährlich wechselnde Ehrengast, der dem
Messepublikum auf vielfältige Weise seinen Buchmarkt, seine Literatur und
Kultur präsentiert. Die Frankfurter Buchmesse organisiert die Beteiligung
deutscher Verlage an rund 20 internationalen Buchmessen und veranstaltet
ganzjährig Fachveranstaltungen in den wichtigen internationalen Märkten.
Der Business Club, mit Premium Service, Networking-Formaten und Konferenzen
wie THE MARKETS, ist ausschließlich zugänglich mit dem Business Ticket, der
Premium-Option für B2B-Besucher. Das 2016 entwickelte Format THE ARTS+ ist
Messe, Business Festival und ein internationaler Treffpunkt der Kultur- und
Kreativindustrie. Ziel ist es, die Potentiale der Digitalisierung für
kreative Inhalte zu nutzen und neue Geschäftsfelder zu erschließen.
Frankfurt EDU, das internationale Bildungsformat der Frankfurter Buchmesse,
präsentiert innovative Konzepte, Inhalte und Technologien für die Zukunft
des Lernens. Das Campus Weekend ist das Wochenende für Studierende auf der
Frankfurter Buchmesse. Die Frankfurter Buchmesse ist ein Tochterunternehmen
des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels. 

https://www.buchmesse.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Frankfurter Buchmesse

Braubachstraße 16, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: +49 (0) 69 2102-0, Fax: +49 (0) 69 2102-227

E-Mail: servicecenter@book-fair.com

Internet: http://www.buchmesse.de
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AUSSTELLUNG/178: Trier - Buchkunst und Illustration, Universitätsbibliothek 16.10.-02.12.2018

Universität Trier

Ausstellung: Buchkunst und Illustration

Hochschule Trier zeigt in der Bibliothek der Universität Grafiken und
Buch-Unikate



Das erzählende Bild steht im Zentrum einer neuen Ausstellung, die vom
16. Oktober bis 2. Dezember in der Universitätsbibliothek zu sehen
ist. Studierende der Fachrichtung Kommunikationsdesign der Hochschule
Trier zeigen in der Ausstellung ihre Arbeiten, die im Fach
Illustration und Buchgestaltung entstanden sind. Neben in Handarbeit
erste llten Buch-Unikaten erwarten die Besucher Entwürfe, Zeichnungen
und Originalgrafiken. Aber auch Typografie, Layout, Papier und Bindung
sowie die Einband-Gestaltung als äußere Haut des Buches spielen eine
Rolle. Die Studierenden gehen verschiedenen gesell schaftlichen und
kulturellen Fragestellungen nach wie zum Beispiel der Beziehung
zwischen Mensch und Tier, Nachhaltigkeit oder der Suche nach
Vorbildern und Inspiration. Es entstehen individuelle
Gestaltungskonzepte und Illustrationen, poetische Bildwelt en und
eigene gestalterische Interpretationen der Themen. Vom Künstlerbuch
über die Graphic Novel bis zum Kinderbuch zeigen die Ergebnisse eine
große Bandbreite.

Die Ausstellungseröffnung findet am Dienstag, dem 16. Oktober 2018 um
18 Uhr statt. Nach einem Grußwort von Manfred Geis (Mitglied des
Landtags Rheinland-Pfalz und Vorsitzender des Ausschusses für
Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur) werden Prof. Henr iette
Sauvant und Dipl. Des. Harry Alexander Morrison von der Hochschule
Trier in ihren Vorträgen in die Materie einführen.

Die Ausstellung ist Teil des Programms der Bibliothekstage
Rheinland-Pfalz (24. Oktober bis 11. November 2018). Der Eintritt ist
frei.


Ausstellung "Buchkunst und Illustration: Studierende der
Hochschule Trier zeigen ihre Arbeiten"

Datum: 16.10. bis 02.12.2018

Ort: Universitätsbibliothek Trier

Kosten: Eintritt frei

Kei Spaltenformat

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Trier, 11. Oktober 2018

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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TREFF/635: Cuxhaven - Programm zum "Tag der Bibliotheken" am 24. Oktober

Tag der Bibliotheken - Cuxhaven ist dabei!



Am Mittwoch, den 24. Oktober wird bundesweit wieder der "Tag der
Bibliotheken" gefeiert. Auch die Stadtbibliothek Cuxhaven nimmt mit
mehreren Aktionen daran teil: So können sich während des gesamten
Tages neue Leser anmelden und mit ihrem frisch ausgestellten
Leserausweis kostenlos einen Monat lang die Bibliothek nutzen. Dieses
Angebot gilt auch für Bibliotheksnutzer, die bereits seit mehr als
drei Jahren ihren Ausweis nicht erneuert haben.

Nicht nur ganz neue Besucher, auch "Stammleser", der Stadtbibliothek
werden um ihre Meinung gebeten - auf einer großen Tafel gibt es die
Gelegenheit, mit Zetteln Verbesserungsvorschläge zu machen, zu loben
und auch zu notieren, was an der Bibliothek nicht gefällt. Wer seine
Meinung diskreter äußern möchte, kann die Zettel in einer Box
deponieren.

Als besonderes Highlight für Kinder stellt die Stadtbibliothek
Cuxhaven anlässlich des Tages ihr neues Audio-System "Tonies" vor.
Tonies sind niedliche Hörfiguren, mit denen man mithilfe einer gut
gepolsterten und robusten Tonie-Box Lieder, Hörspiele und Hörbücher
abspielen kann. Schon kleine Kinderhände kommen mit der einfachen
Bedienung prima klar. Neben vorerst rund vierzig Figuren leiht die
Bibliothek auch zwei Tonie-Boxen aus. Die Tonies werden ab dem 24.
Oktober in einer Glasvitrine präsentiert und können dann auch gleich
ausgeliehen werden. Wer sich die Tonies erst einmal ansehen möchte,
kann gern in der Bibliothek vorbeischauen: Eine weitere Tonie-Box
bleibt vorerst in der Bibliothek, so dass man ausprobieren kann, wie
das System funktioniert. Ermöglicht wurde die Einführung des neuen
Tonie-Systems durch eine großzügige Spende des Fördervereins
"Bibliotheksgesellschaft".

Kinder ab vier Jahren können Emily bei ihrer Suche nach Salzwasser
begleiten, denn um 15 Uhr wird das Bilderbuchkino "Emily und das Meer"
im Saal gezeigt. Emily wundert sich, als sie zum Strand kommt, denn
das Wasser ist weg! Wer hat es geklaut? Ob sie es herausfindet?
Anschließend bastelt Anne Ulmer mit den kleinen Zuhörern zur
Geschichte.

Nicht erst um Mitternacht, sondern schon ab 16.30 Uhr beginnt die
Geisterstunde im gruselig geschmückten Saal der Bibliothek! Kinder ab
sechs Jahren sind zum Zuhören eingeladen, wenn Sophie Antpusat
Grusel- und Schauergeschichten vorliest und es ordentlich spannend
wird. Wer mag, kann gern auch schaurig verkleidet kommen.

Kostenlos können sich Kinder das kleine Buch "Peggy Diggledey -
Lichter im Dunkeln" abholen; die Bücher wurden freundlicherweise von
der Firma Gollnest & Kiesel zur Verfügung gestellt. Ausgegeben werden
die Bücher an alle Kinder, so lange der Vorrat reicht.

Alljährlich lenkt der "Tag der Bibliotheken" am 24. Oktober die
Aufmerksamkeit auf die rund 11.000 Bibliotheken in Deutschland und
macht auf ihr umfangreiches Angebot neugierig. Seit Einführung des
Bibliotheken-Tages wird mit unterschiedlichen Veranstaltungen auf die
vielfältigen Leistungen der Bibliotheken als unverzichtbare
Kultur- und Bildungseinrichtungen hingewiesen. An diesem Tag verleiht
auch der Deutsche Bibliotheksverband die Auszeichnung "Bibliothek des
Jahres", den einzigen nationalen Bibliothekspreis. Außerdem vergibt
der Verein "Bibliothek & Information" Deutschland (BID) die
Karl-Preusker-Medaille für besonderes Engagement für öffentliche
Bibliotheken. Der Tag der Bibliotheken wurde 1995 unter der
Schirmherrschaft Richard von Weizsäckers von der deutschen
Literaturkonferenz ausgerufen. Er erinnert an die von Karl Benjamin
Preusker (1786-1871) am 24. Oktober 1828 in Großenhain (Sachsen)
eingerichtete Schulbibliothek für Lehrer und Schüler. 1832 wurde diese
nach Preuskers Plan zur ersten deutschen Bürgerbibliothek
(Stadtbibliothek) erweitert und konnte dann unentgeltlich von allen
Bürgern genutzt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909
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NORDAMERIKA/122: US-Einwanderungspolitik hat verheerende Folgen

Amnesty International - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

USA: Getrennte Familien, willkürliche Haft, illegale Rückführungen 

US-Einwanderungspolitik hat verheerende Folgen



Amnesty International veröffentlicht heute einen neuen Bericht mit neuen
schockierenden Zahlen: Seit 2017 wurden mindestens 8.000 Familien an der
US-Grenze zu Mexiko auseinandergerissen. Allein zwischen Mitte April und
August 2018 waren es mehr als 6.000.

BERLIN, 11.10.2018 - Die US-Regierung verfolgt bewusst eine
Einwanderungspolitik, die katastrophale Auswirkungen auf Tausende von
Menschen hat, die in den Vereinigten Staaten Schutz suchen. Der heute
veröffentlichte Bericht "USA: 'You Don't Have Any Rights Here': Illegal
Pushbacks, Arbitrary Detention and Ill-treatment of Asylum-seekers in the
United States" dokumentiert, welche Auswirkungen die Bestrebungen der
Regierung Trump haben, das US-Asylrecht unter grober Verletzung von
US-Recht und Völkerrecht auszuhöhlen und zu demontieren.

Der Bericht beschreibt massive, rechtswidrige Rückführungen von
Asylsuchenden an der Grenze zwischen den USA und Mexiko und beschreibt
Tausende von illegalen Familien-trennungen und zunehmend willkürliche,
unbefristete Inhaftierungen von Asylsuchenden. Sie haben oft keine
Möglichkeit, unter Auflagen freigelassen zu werden.

Sumit Bhattacharyya, USA-Experte bei Amnesty International in Deutschland,
sagt: "Die gewaltsame Trennung von Familien hat ein noch größeres Ausmaß
als bisher angenommen. Die neuen Zahlen belegen, wie die
Trump-Adminstration versucht, ein grundlegendes Menschenrecht - das Recht
auf Asyl - durch unrechtmäßige Maßnahmen und Gewalt auszuhöhlen. Damit
wurden nicht nur US-amerikanische Gesetze gebrochen. Es werden Werte mit
Füßen getreten, auf denen die amerikanische Verfassung beruht."

Tausende Kinder gewaltsam von Eltern getrennt

Im vergangenen Monat ließ die US-amerikanische Zoll- und Grenzschutzbehörde
CBP Amnesty International wissen, dass sie allein vom 19. April bis 15.
August 2018 mehr als 6000 Familien gewaltsam getrennt hat - mehr als die
US-Behörden zuvor zugegeben hatten. Das Leid, das die US-Behörden durch die
Familientrennung bewusst verursacht haben, erfüllt den Tatbestand der
Misshandlung und in einigen Fällen auch der Folter.

Amnesty International hat 15 Eltern und Erziehungsberechtigte befragt, die
durch die US-amerikanischen Grenz- und Einwanderungsbehörden von ihren
Kindern getrennt wurden. Des Weiteren dokumentierte Amnesty Fälle von 15
transgeschlechtlichen und schwulen Personen unter den Asylsuchenden, die
über Zeiträume von mehreren Monaten bis zu fast drei Jahren (ohne die
Möglichkeit einer Freilassung unter Auflagen) inhaftiert waren. Dazu
gehörten auch zwei Personen, denen die Freilassung verweigert wurde, obwohl
sie in der Haft Opfer sexueller Übergriffe wurden. In mehreren Fällen
erfüllte die unbefristete Inhaftierung den Tatbestand der Misshandlung.

Behörden verstoßen unverhohlen gegen geltendes Recht

In den Jahren 2017 und 2018 setzte die CBP de-facto eine Politik um, bei
der Tausende von Asylsuchenden an offiziellen Einreisestellen entlang der
gesamten US-mexikanischen Grenze abgewiesen wurden. Dazu der USA-Experte
Sumit Bhattacharyya: "Die hohe Anzahl von Menschen, die nur aufgrund ihres
Asylantrags inhaftiert wurden, belegt den Unwillen der Regierung,
Menschenrechte zu achten und zu schützen. Wir fordern die
Trump-Administration auf, diese Politik sofort zu beenden und getrennte
Familien wieder zusammenzuführen."



Den kompletten 74-seitigen Bericht "USA: 'You Don't Have Any Rights Here':
Illegal Pushbacks, Arbitrary Detention and Ill-treatment of Asylum-seekers
in the United State" in englischer Sprache finden Sie unter: 

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-10/Amnesty-Bericht-USA-Verheerende-Einwanderungspolitik-Oktober2018.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.
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ASIEN/780: Kritik an geplanter Umsiedlung von Rohingya auf Gefängnis-Insel

Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Zwangsumsiedlung verletzt Menschenrechte und schürt Konflikte

Mega-Projekt wird Hilfe für Flüchtlinge erschweren



Göttingen, den 12. Oktober 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) hat die Pläne Bangladeschs scharf kritisiert, 100.000
geflüchtete Rohingya zwangsweise auf eine unbewohnte Insel
umzusiedeln. "Die geplante Zwangsumsiedlung ist zynisch und
unmenschlich und wird das Leid der schwer traumatisierten Frauen und
Kinder nur weiter verstärken", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich
Delius. Nach dem Motto "Aus den Augen, aus dem Sinn", dürften die
Geflüchteten nicht buchstäblich ins Meer gekippt werden, um von ihrem
dramatischen Schicksal abzulenken. "Wenn sie erst einmal auf der
abgesperrten Insel leben, dürfte es noch schwerer werden,
internationale Unterstützung für ihre humanitäre Versorgung und für
eine politische Lösung der Rohingya-Krise zu mobilisieren", sagte
Delius. Schon heute seien nur 39 Prozent des akuten Bedarfs an
humanitärer Hilfe für die Rohingya durch Zusagen internationaler
Geberländer gedeckt.

Bangladeschs Regierung will im November 2018 die ersten 25.000
Flüchtlinge auf die Insel Bhasan Char im Golf von Bengalen umsiedeln.
Ursprünglich wollte Premierministerin Sheikh Hasina am 4. Oktober
2018 das neue Mega-Lager für Flüchtlinge einweihen. Offiziell wurden
Termingründe vorgeschoben, um die Verschiebung der Einweihung zu
begründen. Doch hinter den Kulissen gibt es massive
Auseinandersetzungen über das umstrittene Projekt, das Hilfs- und
Menschenrechtsorganisationen seit Jahren kritisieren.

Die nur 7,7 Quadratkilometer große Insel ist rund 30 Kilometer vom
Festland entfernt. Für 278 Millionen US-Dollars hat die Marine
Bangladeschs die Insel hergerichtet und Massen-Unterkünfte für die
Geflüchteten errichtet. Ausländische Geberländer waren nicht bereit,
das umstrittene Projekt finanziell zu unterstützen. Die großen Hallen
zur Unterbringung der Geflüchteten befinden sich auf einer Fläche von
rund 1,5 Quadratkilometern. "Es ist absurd und unmenschlich, was die
Planer konzipiert haben. Während in New York City 11.000 Menschen pro
Quadratkilometer leben, sollen auf Bhasan Char zukünftig rund 67.000
Geflüchtete pro Quadratkilometer untergebracht werden. So sind
Konflikte vorprogrammiert", warnte Delius.

Da die Insel regelmäßig bei Wirbelstürmen vom Meer überflutet wird,
erbaute die Marine einen drei Meter hohen Schutzwall um das Eiland.
Das 2013 zum Naturschutzgebiet erklärte Eiland ist laut einem
Untersuchungsbericht der Naturschutzbehörde nicht zur Besiedlung
geeignet. Rund 52 Prozent der Rohingya-Flüchtlinge in Bangladesch
sind Kinder und Jugendliche. "Dieses wahnwitzige Projekt wird nur
Hoffnungslosigkeit und Radikalisierung unter den jungen Flüchtlingen
fördern", erklärte Delius.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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DISKUSSION/088: Bochum - "Das Integrationsparadox", Buchvorstellung und Diskussion, 24.10.2018

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Buchvorstellung: Das Integrationsparadox



Prof. Dr. Aladin El Mafaalani stellt am 24. Oktober 2018 an der RUB
seinen Bestseller "Das Integrationsparadox - warum gelungene
Integration zu mehr Konflikten führt" vor.

Den Rahmen bildet um 16 Uhr ein Kolloquium an der Fakultät für
Sozialwissenschaft im Hörsaal HGB 20. Aladin El Mafaalani promovierte
2011 in Bochum und leitet nun die Abteilung für Integration im 
NRW-Familienministerium. Er bürstet in seinem Buch die in Teilen
hysterische politische Debatte in Deutschland um Migration und
Vielfalt gegen den Strich.

Im Vergleich zum Deutschland vor 25 Jahren sei vieles besser geworden.
Wachsende Konflikte um das Kopftuch oder die Frage, ob der Islam zu
Deutschland gehöre, würden sogar darauf hinweisen, dass Integration
gelungen sei. Konflikte gehörten eben zum anstrengenden Prozess des
Zusammenwachsens einer offenen und vielfältigen Gesellschaft. Im
Anschluss an den Vortrag wird es Gelegenheit für Fragen und zur
Diskussionen mit dem Autor geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Bochum, 12.10.2018

Termine und Veranstaltungen

Ruhr-Universität Bochum (RUB)
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AUSSICHTEN/8425: Und morgen, den 13. Oktober 2018 (SB)

+++ Vorhersage für den 13.10.2018 bis zum 14.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8425 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Ach, wie strahlt der Himmel blau,

denkt Frosch Jean-Luc im Versteck,

wäre es da nicht doch schlau,

ich geh schnell noch einmal weg?
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/421: Offener Brief gegen Weltbankpläne zu Schattenbanken in der Entwicklungsfinanzierung

Heinrich-Böll-Stiftung - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Offener Brief von 90 Ökonom/innen gegen Weltbankpläne zu Schattenbanken
in der Entwicklungsfinanzierung



92 renommierte Ökonomen aus zahlreichen Ländern haben anlässlich der
Weltbank-Jahrestagung in Bali in einem offenen Brief davor gewarnt, die
Entwicklungs- und Infrastrukturfinanzierung auf das Schattenbanksystem
umzustellen. Unter dem Stichwort "Maximizing finance for Development" (MFD)
planen die Weltbank und weitere multilaterale Entwicklungsbanken, in großem
Stil Kredite zu verbriefen, und in nach Risiko abgestuften Tranchen als
handelbare Finanzprodukte an globale Investoren zu verkaufen. Betroffen
sind vor allem Sektoren der wirtschaftlichen und sozialen Infrastruktur wie
Transport, Wasser, Energie, Bildung und Gesundheit. Dazu werden
öffentlich-private Partnerschaften (PPPs) aufgesetzt.

Die Ökonomen, darunter renommierte Stimmen wie Kevin Gallagher (Boston
University, Co-Chair der T20 Arbeitsgruppe zu Finanzarchitektur) und Jayati
Ghosh (Jawaharlal Nehru Universität, Delhi) erinnern daran, dass durch
diese Pläne das System der sogenannten "Schattenbanken" massiv in den
globalen Süden ausgeweitet werde, die weit weniger strengen Auflagen wie
Banken unterliegen. Die Verbriefung sei anfällig für Fehlanreize,
aggressive Fremdkapitalaufnahme und für aggressiven Vertrieb der
zugrundeliegenden Kredite an Kunden, die sich diese Kredite nicht leisten
können. Sie führe zu systemischer Verflechtung und Instabilität. Die
Weltbank agiere dabei auf Basis der Beschlüsse der G20, die im Frühjahr
eine Roadmap zu Infrastruktur als Anlageprodukt verabschiedet hat.

Grundlage der "Maximizing Finance for Development"-Strategie sind
PPP-Verträge, die standardisiert werden sollen. Die Weltbank hat hierfür
Vertragsmuster vorgelegt, die die renommierte Kanzlei Foley Hoag im Auftrag
der Heinrich-Böll-Stiftung analysiert hat. Diese Analysen zeigen: Die
Verträge begünstigen einseitig Investoren und verschieben Risiken auf die
öffentliche Hand. Sie können zu den aus der TTIP-Debatte bekannten
Investorenklagen führen, wenn der Staat Schritte unternimmt, die die
Gewinne der Investoren schmälern. Das kann zu einer massiven Bremse für die
dringend notwendige Klimapolitik führen.

"Die Pläne von G20 und Weltbank sind brandgefährlich" warnt Jörg Haas von
der Heinrich Böll-Stiftung. "Eben wurde noch der Wirtschaftsnobelpreis an
William Nordhaus vergeben, der für eine Besteuerung von CO2-Emissionen
argumentiert. Doch solche Maßnahmen könnten zukünftig zu milliardenschweren
Investorenklagen führen, wenn Autobahnen oder Kraftwerke mit PPPs betrieben
und über globale Finanzmärkte finanziert werden. Finanzminister Olaf Scholz
und Entwicklungsminister Gerd Müller müssen ihren Einfluss in der Weltbank
und der G20 nutzen, um diese gefährlichen Pläne zu korrigieren!" sagte
Haas.

Auf Bali (Indonesien) treffen sich am Rande der IWF/Weltbank-Jahrestagung
zurzeit die Finanzminister und Zentralbankgouverneure der G20. Dabei werden
sie einen Bericht der sogenannten "Eminent Persons Group on Global
Financial Governance" entgegennehmen, der ebenso wie die Weltbank-Pläne in
großem Stil die Verbriefung von Entwicklungskrediten vorschlägt. Die
Heinrich-Böll-Stiftung (Büro Washington) legt dazu eine aktuelle kritische
Analyse dieses Berichts vor.



Den vollständigen Brief der Ökonomen können Sie hier nachlesen:

https://www.boell.de/de/2018/10/11/mit-ihrer-neuen-agenda-maximizing-finance-development-oeffnet-die-weltbank-die?dimension1=division_pm

Weitere Informationen:

Die Analyse der Weltbank-Musterverträge durch die Kanzlei Foley Hoag im
Auftrag der Heinrich-Böll-Stiftung finden Sie hier (Englisch):

https://us.boell.org/2017/09/15/key-messages-world-bank-groups-2017-guidance-ppp-contracts

Analyse der G20-Pläne zur Entwicklungsfinanzierung, von Nancy Alexander
(Heinrich Böll Stiftung, Büro Washington), und Rick Rowden
(Consultant):

https://us.boell.org/sites/default/files/g20critique_5.pdf

Bericht der Eminent Persons Group on Global Financial Governance:

https://us.boell.org/sites/default/files/10-3-18_report_of_the_g20_eminent_persons_group_on_global_financial_governance.pdf

 * 

Quelle:
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FILM/105: Das Erste/KiKA - Die Sendung mit der Maus Spezial. Die unsichtbare Krankheit, 14.10.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Sendung mit der Maus Spezial: Die unsichtbare Krankheit

Sonntag, 14. Oktober 2018 | Das Erste, 9.10 - 09.40 Uhr; KiKA, 11.30 -
12.00 Uhr



Diese "Sendung mit der Maus" ist anders: Während es in den
"Sachgeschichten" sonst oft darum geht, wie Dinge hergestellt werden,
widmet das WDR-Maus-Team im Oktober eine ganze Sendung Kindern mit
einer seelischen Erkrankung. Maus-Reporter Johannes Büchs besucht
dafür eine Spezial-Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie.

"Wir geben den Kindern, die selbst unter einer psychischen Erkrankung
leiden, in unserer Sendung eine Stimme", sagt WDR-Redakteurin Henrike
Vieregge. Neben den Ärztinnen der Klinik kommen vor allem die Kinder
zu Wort und erzählen ihre persönliche Geschichte - von den ersten
Symptomen über den Klinikaufenthalt bis hin zu einem positiven
Ausblick in die Zukunft. Selbst vor der Kamera standen sie dafür
nicht: In den Originalaufnahmen aus der Klinik sind die Kinder als
Trickfiguren zu sehen und erzählen, wie es ihnen gelungen ist, ihre
Ängste und Aggressionen in den Griff zu bekommen.

Der Redaktion der "Sendung mit der Maus" geht es darum, dem Stigma
etwas entgegenzusetzen, dem gerade Kinder ausgesetzt sind, wenn es um
seelische Erkrankungen geht. "Es gibt in unserer Gesellschaft noch
immer viele Vorurteile gegenüber Menschen mit psychischen
Erkrankungen", sagt Brigitta Mühlenbeck, Leiterin des WDR
Kinderfernsehens. "Die Sendung mit der Maus möchte, wie in anderen
Lebensbereichen auch, Wissen über diese Krankheiten vermitteln und
aufklären - um Kindern auch diesen Teil der Welt zu eröffnen, damit
Vorurteile gar nicht erst entstehen."

Wie vorurteilslos Kinder selbst mit dem Thema umgehen, haben die
Dreharbeiten gezeigt. "Die jungen Patientinnen und Patienten gehen mit
großer Empathie und Offenheit miteinander um, was uns bei der Arbeit
an der Sendung sehr beeindruckt hat", so Henrike Vieregge.

Bei ihrem alljährlichen internationalen Aktionstag am 10. Oktober 2018
rückt auch die Weltgesundheitsorganisation in diesem Jahr besonders
junge Menschen in den Fokus. Aus diesem Anlass steht "Die Sendung mit
der Maus Spezial: Die unsichtbare Krankheit" bereits am Mittwoch, 10.
Oktober, online in der Mediathek von Das Erste und auf
www.die-maus.de. Die Fernsehpremiere des Maus-Spezials ist dann am
darauffolgenden Sonntag um 9.10 Uhr im Ersten und um 11.30 Uhr bei
KiKA.

"Die Sendung mit der Maus Spezial: Die unsichtbare Krankheit" ist eine
Produktion des WDR (Autorinnen: Katja Engelhardt und Inka Friese;
Animationen: Trickstudio Lutterbeck; "Trudes Tier": Studio Soi).

Redaktion: Henrike Vieregge (WDR)

 * 

Quelle:

Programmtip vom 8. Oktober 2018
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Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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Postanschrift: 50600 Köln
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HÖRFUNK/461: Deutschlandfunk Kultur - "Mit Freunden hält man alles aus", 14.10.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

"Mit Freunden hält man alles aus"

Gedichte zum Thema Freundschaft von Friedrich Rückert, Wilhelm Busch,
Manfred Mai, Heike Trefflich, Arne Rautenberg, Guntram Vesper u.a.

Von Karin Hahn

Kakadu für Frühaufsteher - Erzähltag

Sonntag, 14. Oktober 2018, 7.30 - 8.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Jungen wie Mädchen sind glücklich, wenn sie seit Kindergartenzeiten,
in der Nachbarschaft oder in der Klasse einen richtig guten Freund
oder eine gute Freundin gefunden haben. Dann spielen sie zusammen,
bauen Sandburgen, schaukeln auf dem Pausenhof, zeichnen
Sonnenuntergänge, verbringen die Nachmittage miteinander, kicken mit
dem Ball oder reden einfach nur. Von diesen ganz verschiedenen Arten
der Freundschaft erzählen alle Gedichte. Wie immer machen sich Kinder
so ihre Gedanken - auch über Verse von Friedrich Rückert, Wilhelm
Busch oder Manfred Mai.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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KURSE/481: Unna - Vierteiliger Kunst-Workshop vom 9. bis 30. November 2018

Stadt Unna

Putzige und winzige Kunstwerke

Workshop für Kinder im Hellweg-Museum Unna



Kreisstadt Unna. Begleitend zur Sonderausstellung "Bergmannsschuh
trifft Krokodil. 90 Jahre UNser Museum" bietet das Hellweg-Museum Unna
im November einen vierteiligen Workshop für Kinder im Alter von sechs
bis zwölf Jahren an. In der Ausstellung sind jeweils zehn Objekte aus
der Museumssammlung zu Gruppen zusammengefasst, die Überschriften wie
"fetzig", "hitzig" oder "spritzig" haben. Auch "putzige" und "winzige"
Exponate sind zu sehen.

Hier schließt die Idee von Bettina Ilmenau an: Nach einem Rundgang
durch die Ausstellung bastelt und malt sie gemeinsam mit den
Teilnehmer*innen. Während der ersten drei Termine entstehen winzige
Streichholzschachtelobjekte und putzige Klappkarten in Punktmalerei.
Zum Abschluss und Höhepunkt des Kreativangebots bereiten die Kinder
eine eigene kleine Ausstellung mit den hergestellten Objekten vor, die
dann von Eltern, Verwandten und Freunden bewundert werden können.

Der Workshop startet am Freitag, 9. November 2018, und findet an vier
aufeinanderfolgenden Freitagen, jeweils von 15 bis 17 Uhr, im Museum
statt. Die weiteren Termine sind 16., 23. und 30. November jeweils
zwischen 15 und 17 Uhr.

Da die Teilnehmerzahl begrenzt ist, bittet das Museum um Anmeldung
unter Tel. 02303/256445 oder per E-Mail unter
hellweg-museum@stadt-unna.de. Der Kostenbeitrag für den Workshop
beträgt 10 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSE/480: Mönchengladbach - "Kleine Künstler, große Bilder" vom 23.-26.10.

Stadt Mönchengladbach

KLEINE KÜNSTLER, GROSSE BILDER



Mit Acrylfarben können die Kinder im Alter von sechs bis acht Jahren
Bilder malen, die fast so groß sind wie sie selbst. Alles ist erlaubt,
ob Menschen, Tiere, Häuser, Alltagsgegenstände oder abstrakte
Farbfelder. Die Sammlung des Museums Abteiberg gibt dabei viele
Anregungen für Bunte Kunstwerke. Bei dem Kurs vom 23. bis 26. Oktober,
11 bis 13 Uhr, sollten alte Sachen angezogen werden, weil man die
Farbe nicht auswaschen kann. Der Kurs kostet 20 Euro.

Teilnehmerzahl: max. 15

Leitung: Ulrike Engelke

Anmeldungen sind über die Homepage des Museums im Menü "praktische
Kurse" möglich.

www.museum-abteiberg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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MUSEUM/840: Kassel - Führung "Wie kam es dazu, dass Kassel so zerstört wurde?" am 20.10.

Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum



"Wie kam es dazu, dass Kassel so zerstört wurde?" lautet der Titel
einer Führung für Kinder im Stadtmuseum mit dem beiden Museumsführern
Dr. Marlen Ley und Daniel Luck am Samstag, 20. Oktober, ab 15 Uhr.

Wie lebten die Menschen im Nationalsozialismus? Was wurde für die
Kinder geboten, welche Möglichkeiten, aber auch welche Verpflichtungen
und Zwänge hatten sie in der Hitlerjugend? Wie kam es dazu, dass
Kassel, wie andere Städte auch, im Zweiten Weltkrieg so zerstört
wurde?

Die Führung mit Dr. Marlen Ley und Daniel Luck versucht, acht bis
zwölfjährigen Mädchen und Jungen auf diese Fragen Antworten zu
vermitteln. Dabei werden in kindgerechter Art und Weise Themen wie
Propaganda, Alltag in Schule und Freizeit sowie Arbeit in der
Rüstungsindustrie angeschnitten und besprochen. Auch die Ausgrenzung
und Verunglimpfung von jüdischen Kindern wird problematisiert.

Das Ziel der Führung ist es, den angesprochenen Kindern altersgemäß zu
verdeutlichen, wie es dazu kommen konnte, dass Kassel vor 75 Jahren so
zerstört wurde, und was ihre Großeltern vielleicht sogar persönlich
erlebt und durchgemacht haben.

Die Führung richtet sich an Kinder von acht bis zwölf Jahren und
dauert ungefähr 60 Minuten. Der Eintritt ins Museum ist bis 18 Jahren
frei, auch die Teilnahme an der Führung ist kostenfrei. Die
Teilnehmerzahl ist begrenzt und eine verbindliche Anmeldung
erforderlich unter der Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSSTELLUNG/9572: Mönchengladbach - Laurie Parsons "A Body of Work" bis 8. September 2019

Museum Abteiberg: Laurie Parsons "A Body of Work" bleibt bis Herbst
2019



Seit dem 15. April 2018 zeigt das Städtische Museum Abteiberg die
Ausstellung "A Body of Work" der amerikanischen Künstlerin Laurie
Parsons. Eine Galerienausstellung, die sie 1988/89 in New York und
Köln zeigte, ist seitdem in einem Raum des Hollein-Baus wieder zu
sehen. Es sind insgesamt 27 gefundene Objekte von der Straße, über die
Parsons damals sagte, dass "ihre Präsenz so kraftvoll wie die eines
Kunstwerks" sei.

Die Besucherinnen und Besucher des Museum Abteiberg können sich weiter
selbst ein Bild davon machen. Denn "A Body of Work" bleibt bis zum 8.
September 2019 in Mönchengladbach, wie das Museum jetzt bekannt gab.

Laurie Parsons, 1959 in Mount Kisco / New York geboren, wurde in den
späten 1980er und frühen 1990er Jahren durch einige Ausstellungen
präsent und verschwand dann aus der Kunstwelt mit der entschlossenen
Geste einer Hinwendung zu einem Engagement für etwas Anderes: sie
wurde Sozialarbeiterin. Das Konvolut von Arbeiten entstand 1987 und
wurde nach der New Yorker Ausstellung 1989 in der Kölner Galerie Rolf
Ricke ausgestellt, kürzlich wiederentdeckt und von Gaby und Wilhelm
Schürmann erworben.

Es sind Fundstücke, die zumeist aus der Umgebung von Parsons Atelier
in New Jersey stammen - aus dem Müll von Straßen, Natur- und
Industriebrachen. "A body of work" beruft sich auf Parsons
Begrifflichkeit in einer titellosen Ausstellung, die
interessanterweise nicht das Wort Installation enthielt. Dessen
Vermeidung ist vermutlich ein Schlüssel für das Verständnis ihrer
Haltung. Gezeigt wurde der Status der Fundstücke als ebensolche. Als
Dinge von der Straße. So überlässt die Künstlerin die Objekte, deren
räumliche Anordnung sie exakt vorgab, sich selbst. "Laurie Parsons
will nicht, dass in die Dinge hineininterpretiert wird. Jedes Teil
erzählt seine eigene Geschichte und lebt von seiner von
Gebrauchsspuren geprägten Ästhetik", so Wilhelm Schürmann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSTELLUNG/9571: Bochum - "Bild macht Religion", 13. Oktober 2018 bis 24. Februar 2019 im Kunstmuseum

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Ausstellung: Bild macht Religion



Das Centrum für Religionswissenschaftliche Studien der
Ruhr-Universität Bochum (RUB) hat gemeinsam mit dem Kunstmuseum Bochum
eine Ausstellung konzipiert: "Bild macht Religion" ist vom 13. Oktober
2018 bis zum 24. Februar 2019 im Kunstmuseum zu sehen. Die Ausstellung
thematisiert die zwiespältige Rolle von Bildern, Statuen und anderen
Darstellungsformen und den ambivalenten Umgang mit diesen in Religion
und Kunst. Gezeigt werden Arbeiten von Joseph Beuys, Andy Warhol und
anderen internationalen Künstlerinnen und Künstlern der Gegenwart.

Weitere Informationen: 

http://news.rub.de/kultur-und-freizeit/2018-10-12-ausstellung-bild-macht-religion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Bochum, 12.10.2018

Termine und Veranstaltungen

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit UV 0/14

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 29355

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8
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GLEICHHEIT/6743: Landtagswahlen in Bayern und Hessen - Umfragen kündigen Debakel für Große Koalition an

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Landtagswahlen in Bayern und Hessen:

Umfragen kündigen Debakel für Große Koalition an

Von Marianne Arens und Markus Salzmann

12. Oktober 2018



Am kommenden Sonntag finden in Bayern und zwei Wochen danach in Hessen
Landtagswahlen statt. Es sind die ersten bedeutenden Wahlen seit der
Neuauflage der Großen Koalition in Berlin, und sie werden, falls sich die
derzeitigen Umfragen bestätigen, die politischen Verhältnisse nicht nur in
den betroffenen Ländern, sondern auch im Bund erschüttern.

Sowohl in Bayern wie in Hessen sind die Umfrageergebnisse von einer
massiven Ablehnung der Politik der Großen Koalition auf Bundesebene
geprägt, die im bestehenden Parteiensystem aber nur einen verzerrten
Ausdruck findet.

In Bayern drohen der CSU, die das Land seit 1957 regiert, und der SPD, die
ebenso lange in der Opposition sitzt, zusammen Verluste von 25 Prozent. Die
CSU, die vor fünf Jahren noch 47,7 und in ihren besten Zeiten über 60
Prozent der Stimmen erhalten hatte, liegt bei 33 Prozent. Nur 1950, als
noch zwei starke rechtskonservative Konkurrenten im Landtag saßen, hatte
sie ein schlechteres Ergebnis erzielt. Die SPD ist von 20,6 bei der letzten
Wahl auf 10 Prozent gefallen.

Die Gewinne verteilen sich auf mehrere Parteien. Die Grünen, bisher stets
im einstelligen Bereich, sind mit 18 Prozent zweitstärkste Partei. Die AfD,
die zum ersten Mal antritt, liegt mit 14 Prozent an dritter Stelle, gefolgt
von den Freien Wählern, die sich von 9 auf 11 Prozent verbessert haben.
Auch die FDP könnte mit 5,5 Prozent (plus 2,2) in den neuen Landtag
einziehen, während Die Linke trotz einer Verdoppelung von 2,1 auf 4,5
Prozent den Einzug voraussichtlich verfehlen wird.

In Hessen liegen die Umfragen ähnlich. Die CDU, die das Land in einem
Bündnis mit den Grünen regiert, fällt von 38,3 auf knapp 29 Prozent, die
SPD von 30,7 auf 23 Prozent. Die Grünen verbessern sich von 11,1 auf 17,
die AfD von 4,1 auf 13, Die Linke von 5,2 auf 8 und die FDP von 5,0 auf
knapp 7 Prozent. Nicht berücksichtigt in den Umfragen sind die Zahl der
Nichtwähler und der ungültigen Stimmen.

Die Umfrageergebnisse sind sowohl eine schallende Ohrfeige für die Große
Koalition in Berlin wie eine Absage an die rechte Politik in München und
Wiesbaden.

Die CSU hat eine Schlüsselrolle dabei gespielt, der Flüchtlingspolitik der
AfD zum Durchbruch zu verhelfen. Ihr Vorsitzender Horst Seehofer ist als
Bundesinnenminister für den "Masterplan Migration" verantwortlich, der ein
umfassendes Lagersystem für Flüchtlinge, die hermetische Abrieglung der
Grenzen und massenhafte Abschiebungen zum Inhalt hat. Als Ende August
Tausende Rechtsextreme in Chemnitz aufmarschierten, solidarisierte sich
Seehofer mit ihnen, erklärte die Migration zur "Mutter aller Probleme" und
stellte sich vor Verfassungsschutzchef Hans-Georg Maaßen, der die Neonazis
ebenfalls verteidigt hatte.

Markus Söder, der Seehofer im März als bayerischer Ministerpräsident
ablöste, machte die Flüchtlingshetze ebenfalls zum Zentrum seiner Politik.
Er wetterte gegen "Asyltourismus" und erklärte, Bayern werde "die
Abschiebung deutlich effektiver und zielführender organisieren".
Gleichzeitig verabschiedete die Landesregierung ein neues Polizeigesetz
(PAG), das der Polizei weitreichende Befugnisse einräumt, grundlegende
Bürgerrechte außer Kraft setzt und als Vorbild für andere Bundesländer
dient.

In der Bevölkerung trifft diese rechte Politik auf massiven Widerstand. Am
Tag der Deutschen Einheit demonstrierten in der bayerischen
Landeshauptstadt 40.000 Menschen gegen Rassismus und das
Polizeiaufgabengesetz. Es ist bereits die vierte Großdemonstration in
diesem Jahr in München.

Gleichzeitig haben sich die sozialen Gegensätze in Bayern enorm verschärft,
obwohl das Land Sitz von sieben Dax-Konzernen ist, darunter Siemens, BMW
und Allianz, und mit einem Bruttoinlandsprodukt von 600 Milliarden Euro nur
von fünf europäischen Ländern übertroffen wird.

Vor allem in den Großstädten wächst die Armut. Im letzten Jahr listete der
Münchner Armutsbericht 269.000 arme Erwachsene auf. Das waren 65.000 mehr
als vor fünf Jahren; die Quote erhöht sich von 14,7 auf 17,4 Prozent.
Unbezahlbare Mieten und hohe Lebenshaltungskosten haben dazu geführt, dass
viele Familien die Hälfte ihres Einkommens für das Wohnen aufbringen müssen
und Niedrigverdiener überhaupt keine Unterkunft finden. Auch Kita-Plätze
und Pflegekräfte für Alte sind rar. Das von der Landesregierung
verschuldete Debakel der Bayrischen Landesbank hat den Staatshaushalt
Milliarden gekostet, die durch die Kürzung von Sozialausgaben wieder
reingeholt wurden.

In Hessen sieht die Lage ähnlich aus. Auch hier kamen in jüngster Zeit
Proteste gegen rechts mit sozialem Widerstand zusammen. In Frankfurt
beteiligten sich am 1. September, dem Antikriegstag, mehr als Zehntausend
an einem Rock-gegen-Rechts-Konzert. Am 17. September forderten 7000 auf der
Demonstration "Seebrücke statt Seehofer!" den Rücktritt des Innenministers.
Wo immer die AfD Wahlversammlungen abhält, wird sie von einer zehnfachen
Überzahl an Demonstrierenden mit "Nazi-raus"- und "Stoppt die AfD"-Rufen
blockiert.

In den Betrieben wächst die Wut über Angriffe auf Arbeitsplätze und soziale
Errungenschaften. In letzter Zeit haben sich Busfahrer, Flughafenarbeiter,
Kita-Erzieherinnen, Lehrer, Klinikpersonal und Belegschaften von Siemens,
Amazon und Ryanair an Streiks beteiligt. Hunderttausende weitere Arbeiter
sind streikbereit.

Auch in Hessen, einem der reichsten Bundesländer, nimmt die soziale
Polarisierung rasch zu. Rund 900.000 Einwohner, das sind 15 Prozent, gelten
als armutsgefährdet. Von Armut betroffen sind jeder sechste Rentner und
zwei Fünftel aller Familien mit alleinerziehenden Eltern. Arbeiter und
Angestellte finden kaum mehr eine unbefristete, vernünftig bezahlte Arbeit.
Sie können in den Städten keine Wohnung mehr finanzieren, und für ihre
Kinder fehlen Lehrer und Erzieher. Im Ballungsraum Frankfurt herrscht
grassierende Wohnungsnot. Im Zuge des Brexit ziehen immer mehr Banken und
Bänker an den Main, was die Mieten in die Höhe treibt. Die Zahl der
Einkommensmillionäre steigt im zweistelligen Bereich.

Es ist bezeichnend, dass sowohl in Bayern wie in Hessen nicht nur die
regierenden Unionsparteien, sondern auch die Sozialdemokraten massiv an
Stimmen verlieren, obwohl sie seit Jahren in der Opposition sind. Mit den
Hartz-Gesetzen und ihrer Unterstützung für die Flüchtlingshetze, die
Staatsaufrüstung und den Militarismus im Rahmen der Großen Koalition hat
die SPD jede Illusion zerstört, dass sie eine linke Alternative zu den
anderen bürgerlichen Parteien darstelle.

Während die AfD von der Übernahme ihrer Politik durch die Bundesregierung
profitiert, wenden sich vor allem städtische Mittelschichten, die bisher
die SPD gewählt haben, den Grünen zu. In Bayern, wo die Städte in letzter
Zeit durch den Zuzug aus anderen Bundesländern stark gewachsen sind, ist
dies besonders ausgeprägt. Auch frühere Wähler der CSU und CDU, die aus
christlichen Motiven eine humanitäre Flüchtlingspolitik befürworten,
unterstützen inzwischen die Grünen.

Doch diese sind längst zur Wirtschafts-, Banken- und Staatspartei geworden.
In Wiesbaden regieren sie seit fünf Jahren gemeinsam mit der CDU. "Wir
arbeiten erfolgreich und respektvoll zusammen", lobte Ministerpräsident
Volker Bouffier (CDU) die Grünen. "Wir streiten nicht." Unter dem grünen
Wirtschafts- und Verkehrsminister Tarik al-Wazir werden öffentliche
Betriebe wie Fraport, die Kliniken Gießen-Marburg, Offenbach und
Frankfurt-Höchst sowie der gesamte öffentliche Nahverkehr systematisch
dereguliert und privatisiert. Im Wahlkampf überschlagen sich die Grünen mit
nationalistischen Parolen und plakatieren mit dem Slogan: "Heimat?
Natürlich!"

In Bayern, wo die Grünen lange Zeit als erbitterte Gegner der CSU galten,
bereiten sie sich bereits auf eine mögliche Koalitionsregierung mit ihr
vor. Bei einem "Fernsehduell" zwischen Ministerpräsident Markus Söder (CSU)
und dem grünen Spitzenkandidaten Ludwig Hartmann betonte Söder mehrmals die
"Gemeinsamkeiten". Führende Grüne, darunter der baden-württembergische
Ministerpräsident Winfried Kretschmann, der seit zwei Jahren im Bündnis mit
der CDU regiert, äußerten sich positiv zu einer möglichen Koalition.

Auch Die Linke hofft darauf, mit den Parteien eine Regierung zu bilden, die
von den Wählern abgestraft werden. Während sie sich in Bayern bemüht,
erstmals in den Landtag zu gelangen, setzt sie in Hessen auf die alten
Pläne einer Regierungskoalition mit der SPD und den Grünen, die nach den
Umfragen eine geringe Chance auf eine Mehrheit hat.

Janine Wissler (Linke) und Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD) bei Ryanair-Streik
Die Spitzenkandidatin der hessischen Linken, Janine Wissler (Marx21), tritt
im Wahlkampf sowohl mit Sahra Wagenknecht auf, deren Bewegung "Aufstehen"
fremdenfeindliche, nationalistische Positionen vertritt, als auch Seite an
Seite mit dem SPD-Spitzenkandidaten Thorsten Schäfer-Gümbel. Ein
rot-rot-grünes Bündnis werde an der Linken nicht scheitern, beteuerte
Wissler bei einem Frankfurter Wahlauftritt. Ein solches Bündnis ist derzeit
im Land Berlin an der Macht, und seine Politik ist ebenso rechts und
arbeiterfeindlich wie die anderer Landesregierungen.

Die hessische SPD-Politikerin Heidi Wieczorek-Zeul hat in der
Frankfurter Rundschau einen Aufruf "für ein neues Bündnis der linken
Parteien" veröffentlicht, in dem sie den rechten Kurs der
Schröder-Fischer-Regierung verteidigt, der sie selbst als
Entwicklungshilfeministerin angehört hatte. Darin verteidigt sie die
deutsche Beteiligung am Krieg gegen Serbien und wirbt für neue Kriege. Es
gehe nicht, "dass man einerseits die UN zu recht lobt, aber andererseits
sich als Deutschland noch nicht einmal an einer UN-mandatierten Mission
beteiligen will, weil man jeden solcher Einsätze grundsätzlich ablehnt und
als 'Kriegseinsatz' diffamiert", schreibt sie.

Wie wenig sich Die Linke von den anderen bürgerlichen Parteien
unterscheidet, zeigt auch ihr ständiger Ruf nach einer Aufstockung der
Polizei. Alle Parteien reagieren auf die wachsende Opposition der
Bevölkerung und der Arbeiterklasse, indem sie enger zusammen und weiter
nach rechts rücken. Das wird die politische Entwicklung nach der Bayern-
und Hessenwahl prägen.

Inzwischen gibt es bereits Stimmen, die für ein Regierungsbündnis mit der
AfD werben. So forderte etwa der Erlanger CSU-Stadtrat Stefan Rohmer, die
CSU sollte "über eine Koalition mit der AfD nachdenken", und begründet dies
mit der "weitgehenden inhaltlichen Übereinstimmung der politischen
Positionen". Diese Stimmen sind zwar aus wahltaktischen Gründen noch leise.
Doch wenn nach den beiden Wahlen die parteiinternen Abrechnungen beginnen,
werden sie lauter werden.

Die rechte Gefahr, die Flüchtlingshetze, die Staatsaufrüstung und der
Militarismus können nur durch eine Bewegung bekämpft werden, die die
Arbeiterklasse mobilisiert und den Kampf gegen rechts mit dem Kampf gegen
den Kapitalismus und einem sozialistische Programm verbindet. Sie
aufzubauen, ist das Ziel der Sozialistischen Gleichheitspartei.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1793: Nimm Abschied von der Fremdbestimmung!

graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Nimm Abschied von der Fremdbestimmung!

Vorwort von Konstantin Wecker, aus: Bernd Drücke (Hg.), "ja!
Anarchismus"



Bernd Drücke (Hg.):

 ja! Anarchismus. Gelebte Utopie im 21. Jahrhundert.

 Interviews und Gespräche, überarbeitete und erweiterte
 Neuauflage, Unrast, Münster, Oktober 2018, 354 Seiten,

 26 Zeichnungen von Findus, 18 Euro, ISBN 978-3-89771-256-0



Vorabdruck

Wenn sich das nicht völlig absurd anhören würde, könnte man sagen:
Bernd Drücke ist eine Autorität auf dem Gebiet des Antiautoritären. Es
gehört eine Menge Durchhaltevermögen dazu, in diesen Zeiten über viele
Jahre als Koordinationsredakteur und zusammen mit dem ehrenamtlichen
Herausgeber*innenkreis eine anarchistische Monatszeitschrift wie die
Graswurzelrevolution zu betreiben. Denn wir haben ja nicht nur mit dem
heute allgegenwärtigen Sicherheitswahn, der erschreckenden Wiederkehr
des Staatsautoritarismus zu kämpfen; ich stelle es mir auch schwer
vor, in einem anarchischen Medienbetrieb täglich im Spannungsfeld von
Ordnung und Freiheit seinen Weg zu finden. Ein libertäres Magazin muss
ja offen bleiben, darf sich nicht im ummauerten Bezirk einer einmal
gefundenen "Wahrheit" einschließen.

Es verträgt weder einen Journalistenschulen-Einheitsstil noch Zwänge
und Hierarchien anderer Art und muss trotzdem, will es wirksam sein,
Selbstdisziplin wahren und auf ein Ziel hin ausgerichtet sein.


Welches Ziel?

Ich habe das einmal eine "in Bewegung bleibende Empörung" genannt.
Denkt man an "Anarchie", so kommen einem zuerst bärtige, glutäugige
Männer wie Pjotr A. Kropotkin in den Sinn. Vor allem aber tote Männer.

Ein gegenwärtiger Anarchismus scheint fast ein Widerspruch in sich zu
sein, so sehr wurde und wird diese Geistesströmung unterdrückt - so
sehr haben die meisten Menschen auch den Anarchisten in sich selbst
schon zum Schweigen gebracht - dieses ewig rumorende, gegen die
Anmaßung der Macht aufbegehrende, nach Lust und Selbstausdruck
verlangende Ich.

Dieses einseitige Bild wurde uns natürlich auch von einer
herrschaftsfrommen und männerdominierten Geschichtsschreibung
aufgedrängt. Es gab immer schon aufrechte FeministInnen, die zugleich
AnarchistInnen waren wie die wunderbare Emma Goldman, von der der
Ausspruch stammt: "Wenn ich nicht tanzen kann, ist es nicht meine
Revolution". Das Frauenwahlrecht wurde 1919 von Kurt Eisner
eingeführt, der seine kurze bayerische Räterepublik mit den
Anarchisten Gustav Landauer und Erich Mühsam bestückte.

Viele verstanden, dass die verschiedenen "Freiheiten" - die der Frau,
der Arbeiterschaft und der Menschen überhaupt - zusammengehören und
nicht gegeneinander in Stellung gebracht werden dürfen.

So kommt natürlich auch der Eindruck, Anarchismus sei "von gestern",
vor allem denen zupass, die ein Interesse daran haben, dass
Rebellionen nicht plötzlich wieder aufflammen.

Die Glut der Anarchie, die einmal zur Flamme werden soll, findet man
naturgemäß weniger in "Strukturen" als in offenen und herzlichen
Einzelmenschen. Bei meinem Konzert in München hatte ich die wunderbare
Sängerin Karla Lara als Gast, die in Honduras "Stimme des Widerstands"
genannt wird.

Karla Laras Musik erzählt von den ambivalenten Erfahrungen, die das
Leben vieler Frauen prägen: die Gleichzeitigkeit von Gewalterlebnissen
auf der einen und eigener Stärke, Hoffnung und Freude, die den
politischen Kampf um Rechte möglich machen, auf der anderen Seite.

Ich fragte sie nach ihrem Auftritt, der das Publikum zu Tränen gerührt
hatte, ob sie eine Anarchistin sei. Sie lachte herzhaft, drehte sich
um und auf ihrem T-Shirt stand: Anarquista Feminista. "Liebe Karla",
sagte ich, "das bin ich auch".

Von den großen emanzipatorischen Bewegungen - soziale Bewegung,
Frauenbewegung, Homosexuellen-Bewegung, Emanzipationsbewegungen der
Farbigen und der unterdrückten Völker - scheint der Anarchismus als
einzige völlig vom Lauf der Weltgeschichte aussortiert worden zu sein.
Mögen diese anderen Strömungen auch Rückschläge erlitten haben - die
Anarchie, so scheint es, hat nie richtig blühen können, sodass man
schon bis zur Pariser Kommune oder zum Spanischen Bürgerkrieg
zurückgehen muss, um Beispiele zu finden, in denen libertäres Denken
in größerem Umfang Tat geworden ist.

Das ist eine Tragödie, deren Auswirkungen uns jetzt auf das
Schmerzlichste bewusst werden. Ich hatte ja schon in den 70ern ein
anarchistisches Lied geschrieben, in dem es hieß: "Denn da ist immer
wer, der bestimmt und regiert".

Als wären die Zustände vor 40 Jahren nicht schon freiheitsfeindlich
genug gewesen, tummeln sich aber derzeit auf der politischen Bühne
autoritäre Machos, deren Anzahl schon epidemische Ausmaße angenommen
hat. Erdogan, Putin, Trump, Orbán, Gauland oder Seehofer - überall
diese präpotenten Männlein, die aufgrund einer vermutlich tiefen
inneren Verunsicherung meinen, jetzt besonders breitbeinig auftreten
und die Freiheit mit Füßen treten zu müssen.

Vielleicht handelt es sich bei diesem Phänomen auch um ein letztes
Aufbäumen des zum Sterben verurteilten Patriarchats. Denn die Stellung
der Frau hat sich verändert, und das spüren die Männer. Die meisten
Frauen haben etwas gegen Mauern, sie sind offen gegenüber allem. Das
macht den Männern Angst. Und deshalb brauchen wir Mut, denn es geht
noch immer um Macht, um männliche Macht. Wie der von mir sehr
geschätzte Neurobiologe Gerald Hüther so schön sagte: "Die Welt ist zu
komplex geworden für eine hierarchische Weltordnung." Manche scheinen
das nur noch nicht bemerkt zu haben und pflegen ihre "unterkomplexen"
Diskurse, in denen Twitter-Gestammel und Basta-Politik eine ernsthafte
Auseinandersetzung zu ersetzen versuchen.

Es sind vor allem Männer, die als Exponenten einer neuen
postdemokratischen, postfreiheitlichen, ja letztlich postmenschlichen
Epoche Oberwasser gewinnen und von einer gehirngewaschenen
Menschenmenge immer wieder in die höchsten Ämter gewählt werden, ohne
dass sich seitens der noch Anständigen nennenswerter Widerstand regt.

Was ist das in uns Menschen, was sich immer wieder ducken, sich beugen
und bei vermeintlich Starken unterkriechen möchte? Was hat es auf sich
mit dieser verhängnisvollen "Furcht vor der Freiheit", von der schon
Erich Fromm schrieb? Dass die Mächtigen seit Jahrhunderten versucht
haben, "Anarchie", "Landesverrat" und "Befehlsverweigerung" als
geradezu teuflische Gegenmächte zu stigmatisieren, ist aus deren
Perspektive vielleicht verständlich - was aber bewegt uns "Untertanen"
immer wieder, dem autoritären Irrsinn auf den Leim zu gehen? Waren
wir, waren speziell auch wir Deutschen, nicht drastisch genug gewarnt
worden?

Es wäre zum Verzweifeln, gäbe es nicht Menschen wie die in diesem Buch
versammelten, die sich zwar gegen die Übermacht der Autoritären nicht
durchsetzen können, die deren Anmassung aber den Nimbus der
Alternativlosigkeit rauben, indem sie freiheitliche Denk- und
Lebensalternativen aufzeigen.

Oft sind es die kleinen "Zellen", in denen menschlichere Lebensformen
erprobt werden können, und mangels realer Macht ist es ein Widerstand
des Sich-Entziehens, der aufrechten Menschen hilft, sich selbst zu
bewahren. In Zeiten, in denen manipulative und teilweise auch direkt
gewaltsame Übergriffe auf unsere Seelen allgegenwärtig sind, ist es
schon ein Akt der Rebellion, sich selbst treu zu bleiben.

Vielleicht ist es auch so, dass die meisten die destruktive Spur der
Verwüstung, die Macht und Hierarchie durch die Geschichte der
Menschheit gezogen haben, noch nicht mit der gebotenen Schärfe erkannt
haben. Vielleicht auch, weil die Macht in so vielen Masken und
Farbschattierungen auftritt.

Wer vermag schon zu abstrahieren, was die grausame Nazidiktatur mit
dem Stalinismus oder mit seelenstrangulierenden "Gottesstaaten" und
was sie alle wiederum mit einem Neoliberalismus gemeinsam haben, der
den Systemzwang geschickt durch vermeintlichen Liberalismus zu
maskieren versteht? (Das Wort "liberal" kann heute infolge seiner
Lindnerisierung ohnehin niemand mehr ohne Grauen aussprechen.)

Sie alle haben gemeinsam, dass ihr Strukturprinzip die Macht, die
Herrschaft des Menschen über den Menschen, ist. Ihnen allen ist die
Angst vor dem lebendigen Impuls der Selbstbehauptung gemeinsam, der in
jedem gesunden Menschen aufkeimt, sobald er sich bevormundet und in
seiner Entfaltung behindert fühlt. Wer lebendig ist, gehorcht nicht
gern - und umgekehrt ist eine allzu devote Geisteshaltung ein
Warnsignal, dass eine nach Freiheit und Selbstausdruck verlangende
vitale Menschlichkeit in einen Sterbeprozess eingetreten ist.

Diesen Prozess können wir heute an allen Ecken und Enden beobachten.
Das Problem ist, dass unsere Zeit eigentlich nach Freiheit schreit,
dass aber alle wichtigen Entwicklungen in die Gegenrichtung zeigen.

Ich habe die "Anna, die Anarchie" einmal in einem Lied besungen als
sei sie eine Geliebte, die mir und der auch ich über die Jahre
erstaunlich treu war. Diese Geliebte hat auch den unschätzbaren
Vorteil, nicht eifersüchtig zu sein. Viele - ja potenziell jeder und
jede - können sich zu ihr ins Bett legen. Ihre Liebe und Kraft wird
umso größer, je mehr sie sich verschwendet.

Die meisten Zeitgenossen aber legen sich blind ins Bett der falschen
Braut, der Sicherheit, mit der man uns heute überall zwangsverheiraten
will. Sie begreifen nicht, welche Schönheit und Wonne ihnen entgeht,
indem sie die Freiheit verschmähen, die eben nicht wie im Märchen eine
"rechte Braut", sondern eher eine linke ist. Auch wenn manche Linke
sie schmählich verraten haben zugunsten eines dogmatischen und
totalitären Autoritarismus. Das Wichtige an Anarchie ist, dass sie
quer durch alle "Bekenntnisse" eine Provokation und eine
Herausforderung bleibt, eine die auch mal "nein" sagt, wo der Chor der
Ja-Sager jede wärmere und feinsinnigere Regung zu überschreien
versucht.

Es tut gut, die Interviews und Porträts zu lesen, die Bernd Drücke mit
freiheitsliebenden Menschen geführt hat, jungen wie alten und solche
aus allen möglichen Berufen und Gegenden. Zu meiner Freude sind auch
Exponentinnen und Exponenten meines Berufszweigs vertreten:
Liedermacher, Poeten, Kabarettisten. Aber auch völlig anders geartete
Typen, deren Stärke eher im Lebenspraktischen liegt - und Menschen,
für die die Freiheitsliebe nicht nur intellektuelle Attitüde ist,
sondern schmerzlich gegen Anfeindungen und Verfolgung erstrittene Tat.
Hier zeigt sich in aller Breite und Deutlichkeit, was vergessen
schien: Die Anarchie schaut uns nicht nur aus den Schwarzweißfotos
toter bärtiger Männer an. Nein, die Anarchie lebt und die verschmähte
Freiheit hat durchaus auch heute noch ihre beredten Liebhaberinnen und
Liebhaber. Man muss nur in unserer Zeit leider länger suchen und
genauer hinschauen, um sie überhaupt aufzuspüren.

Aus eigener Erfahrung (1) weiß ich, welch ein einfühlsamer Interviewer
Bernd Drücke ist - ein sanfter und beharrlicher Hervorkitzler
interessanter Seeleninhalte, derer sich der oder die Interviewte
vielleicht bis dahin selbst nicht bewusst war. Sicher ist es den
anderen Protagonistinnen und Protagonisten in diesem lesenswerten Buch
ähnlich ergangen.

Es bleibt mir nur, diesem Buch weite Verbreitung und eine vertiefte
Rezeption durch seine Leserinnen und Leser zu wünschen. Denn welche
Lektüre wäre lohnender als jene, die die Lesenden zu ihrer eigenen
Freiheit hin verwandelt - die ihnen hilft, die ganz eigene Melodie
inmitten der Kakophonie der Manipulationen und autoritaristischen
Misstöne zu finden?

Nimm Abschied von der Fremdbestimmung!

Konstantin Wecker


ANMERKUNG

(1) Siehe: "Eine andere Gesellschaft muss auch eine liebevollere
sein." Bernd Drücke im Gespräch mit dem Liedermacher Konstantin
Wecker, in: B. Drücke (Hg.), Anarchismus Hoch 2. Soziale Bewegung,
Utopie, Realität, Zukunft, Karin Kramer Verlag, Berlin 2014,
S. 112 bis 135
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Wildcat 102 - Herbst 2018

Die Bewegung der Jasic-Arbeiter und ihrer Unterstützerinnen

Wanderarbeiter im chinesischen Shenzhen kämpfen für eine eigene
Gewerkschaft



Am Nachmittag des 21. Juli, kurz nachdem die am Vortag verhafteten
Arbeiter und Arbeiterinnen von Jasic wieder frei waren, postete
Mi Jiuping: "... die Sache ist noch nicht zu Ende. Denn wir, die eine
Gewerkschaftsgruppe gründen wollen, werden zusammengeschlagen,
verleumdet, an uns wird Rache geübt, auf uns werden Schläger gehetzt
und wir werden abgeführt, all das ist noch nicht geklärt. Wir werden
weiter aktiv und gemeinsam gegen diese Angriffe kämpfen und wir
hoffen, dass mehr und mehr Online-Freunde und Arbeiterbrüder und
-schwestern uns dabei unterstützen."

Die Bewegung der Jasic-Arbeiter und ihrer Unterstützerinnen ist
zu einem der wichtigsten Kämpfe der letzten Jahre gegen schlechte
Löhne, miese Behandlung von Arbeitern und Polizeirepression geworden.
Aufgrund der Unerschrockenheit der Arbeiter, der breiten Unterstützung
in China und der Dauer der Auseinandersetzungen seit Mitte Juli wurden
sie zu einem Sammelpunkt verschiedener Unmutsäußerungen von anderen
Arbeiterinnen in Shenzhen, linksmaoistischen Studierenden,
Arbeiteraktivisten, Feministinnen, den Kämpfen um Entschädigung von
Staublungenerkrankten bis hin zu Altmaoisten, die die kapitalistischen
Reformen als Revisionismus verurteilen. Bis Anfang September wurden
rund 100 Arbeiterinnen und Unterstützer verhaftet und etwa 1000 oder
sogar weit mehr von verschiedenen Behörden verhört und bedroht. Mi
Jiuping hätte kaum hoffen können, dass die Unterstützung so breit
werden würde.

Die Anfänge

Das Unternehmen Jasic Technology produziert seit 2005
Schweißgeräte in Shenzhen, darunter mobile, tragbare und industrielle
Schweißmaschinen. Im Werk in Shenzhen arbeiten etwa 1200 Leute,
daneben gibt es in den inländischen Industriezentren Chengdu und
Chongqing noch zwei weitere Standorte. 2017 wurde ein Gewinn von ca.
20 Millionen Euro ausgewiesen, ein Zuwachs um 42 Prozent gegenüber
2016. Die Auseinandersetzungen bei Jasic begannen spätestens im
Juli 2017, als sich Yu Juncong und zehn weitere Arbeiter und
Arbeiterinnen beim staatlichen Bezirkspersonalbüro über die
willkürliche Festlegung von Überstunden und freien Tagen beschwerten.
Je nach Auftragslage ließ das Management entweder bis zu zwölf Stunden
täglich ohne freie Tage durcharbeiten oder setzte unbezahlte freie
Tage fest. Zur Strafe für diesen Beschwerdegang wurden Yu und anderen
daraufhin für zwei Monate die Überstunden ganz gestrichen, was ihre
Löhne auf deutlich unter 2000 Yuan fallen ließ. Der Mindestlohn in
Shenzhen, einer der höchsten in China, lag 2017 bei 2130 Yuan, was für
eine einzelne Person gerade eben zum Überleben reicht, aber bei Weitem
nicht genügt, eigene Kinder oder andere Familienangehörige zu
ernähren.

Yu meint rückblickend, dass die Willkür des Managements und besonders
krasse Lohnabzüge nach der Beschwerde weniger geworden seien. Obwohl
viele Kollegen glaubten, dass Widerstand zwecklos sei, sieht er das
Gegenteil bewiesen.

Aber im März 2018 lässt das Management den ganzen Monat täglich zwölf
Stunden ohne freie Tage durcharbeiten. Als Krönung sollte es am Ende
einen halben Ruhetag geben, allerdings müssen alle am Vormittag an
einem zehn-Kilometer-Firmenlauf teilnehmen. Yu hat die Verärgerung
darüber in der betriebsinternen Chatgruppe ausgedrückt. Zur Strafe
wurden ihm wieder keine Überstunden gewährt und er wurde zum Putzen
abgestellt.

Ungefähr zeitgleich erfindet das Management 18 Verbote, mit denen
Lohnabzüge und fristlose Kündigungen gerechtfertigt werden sollen. Wer
die Klimaanlage unter 26 Grad regelt, das Lichtausschalten nach
Feierabend vergisst oder während der Arbeitszeit das Handy benutzt,
soll mit 200 Yuan beim ersten, 300 Yuan beim zweiten und fristloser
Kündigung beim dritten Mal bestraft werden. Für Drängeln in der
Kantine, Fallenlassen von Müll oder Heimkehr ins Wohnheim nach
Mitternacht werden 100 Yuan, bzw. 200, 300 und beim vierten Mal
fristlose Entlassung angesetzt.

Mi Jiuping und andere Arbeiterinnen von Jasic beschweren sich
deshalb erneut beim Bezirkspersonalbüro, wo man zunächst unterstützend
reagiert und meint, die "18 Verbote" seien natürlich rechtswidrig.
Aber es gibt erstmal keine Abhilfe, stattdessen denunziert ein
Jasic-Personalmanager Yu in der Betriebschatgruppe als
Unruhestifter. Yu beantragt daraufhin am 3. Mai ein
Schlichtungsverfahren beim Bezirkspersonalbüro, aber die machen
erstmal nichts. Ein paar Tage darauf wird Yu von einem Vorgesetzten
das Handy aus der Hand geschlagen, er selber wird verletzt.

Gewerkschaftsgründung

Am 10. Mai wenden sich Mi und 27 weitere Kollegen erneut an das
öffentliche Personalbüro und an das Bezirksbüro des Allchinesischen
Gewerkschaftsverbands (ACFTU). Letzterer drückt explizit seine
Unterstützung für die Gründung einer Betriebsgewerkschaft aus. Abends
erhält Yu die fristlose Kündigung wegen Fehltagen, obwohl er im
genehmigten Urlaub war. Auch die Polizei schaltet sich ein und beginnt
Arbeiterinnen vorzuladen. Am 7. Juni stellen Mi und Kollegen dann den
Antrag auf Gewerkschaftsgründung bei der örtlichen ACFTU, die aber die
Zustimmung des Unternehmens oder mindestens 100 Unterschriften sehen
will. Am 22. Juni bitten Mi und andere um das OK vom Management, das
aber - für sie wenig überraschend - ablehnt. Sie erkundigen sich auch
bei der ACFTU, was sie tun können, wenn das Management Rache übt und
sie kündigt - was nicht lange auf sich warten lässt.

Die Sache wird ernst, als die Arbeiter um den 10. Juli herum innerhalb
kurzer Zeit 89 Unterschriften von Kolleginnen einsammeln. Das
Management versucht daraufhin, Arbeiter zum Rückzug ihrer
Unterschriften zu zwingen, und auch die Bezirksstelle der ACFTU
behauptet plötzlich, nichts mit der Gründung einer Betriebsgruppe zu
tun zu haben und sie auch nicht unterstützen zu wollen. In den
folgenden Tagen nehmen die gewaltsamen Übergriffe auf Arbeiterinnen
zu, es hagelt Entlassungen, und die ersten Arbeiter werden von den
Bullen auf die Wache geschleppt.

Am 20. Juli, als die Entlassenen morgens wie üblich an ihren
Arbeitsplatz gehen wollen, kommt es zu Auseinandersetzungen mit dem
Wachschutz und der Polizei. Arbeiterinnen werden auf die Wache
mitgenommen, und als am Nachmittag etwa 20 Arbeiter von Jasic
und anderen Betrieben vor der Wache für ihre Freilassung
demonstrieren, werden sie von vollbewaffneten Bullen gekesselt,
geschlagen und abgeführt. Dies wird später als "20.
Juli-Pingshan-Vorfall" bekannt.

Solidaritätsbewegung

Die Nachricht vom Pingshan-Vorfall verbreitet sich schnell und weitere
Unterstützer fahren nach Shenzhen und rufen zur Solidarität auf. Shen
Mengyu spielt für die Entstehung einer Solidaritätsgruppe eine
zentrale Rolle. Sie hatte sich nach dem Abschluss eines
Ingenieursstudiums an der angesehenen Sun Yat-Sen Universität
entschieden, als Arbeiterin in einer Autofabrik in Guangzhou zu
arbeiten, um mit Arbeitern gemeinsam deren Lage zu verbessern. Im
Frühsommer wurde sie von Kolleginnen zur Sprecherin gewählt, und da
sie sich nicht vom Management kaufen lassen wollte, wurde sie
gefeuert. Sie und andere beginnen regelmäßige Proteste vor der
Polizeiwache.

In den folgenden Tagen versuchen die Entlassenen jeden Tag aufs Neue,
wieder zur Arbeit zu gehen, werden aber jedes Mal von Wachleuten,
Managern und Bullen abgehalten. Am 27. Juli eskalieren die Bullen und
verhaften über 20 Arbeiterinnen und einige Unterstützer. In der Folge
wachsen die Unterstützungsaufrufe rasch an, mehr und mehr junge
Aktivisten kommen nach Shenzhen, die Solidaritätsgruppe wächst auf
über 50 Leute an und organisiert täglich Protestkundgebungen,
Straßentheater und vieles mehr. Studierendengruppen von fast 20 Unis
schicken Solidaritätsaufrufe, organisieren eigene Proteste oder fahren
nach Shenzhen.

Repression

Das Management und die Polizei reagieren fast durchgängig repressiv.
Die Manager setzten zunächst auf die üblichen Bestrafungen wie
Verweigerung von Überstunden, Putzen usw., prangern aber auch direkt
Arbeiterinnen im betriebseigenen Chat an. Es folgen körperliche Gewalt
durch den Wachschutz, Werkleiter und Schlägertrupps sowie
Entlassungen. Als die Entlassenen wiederholt versuchen, morgens wie
üblich zur Arbeit zu gehen, verkleiden sich Manager und Teamleiter als
einfache Arbeiter und imitieren eine Kundgebung "Zerstörer haut ab!",
als würden normale Arbeiter gewaltsam ihren Kolleginnen
entgegentreten, um die Firma zu verteidigen.

Den Gewerkschaftsgründern werden keine Angebote gemacht, und die
Unterzeichner des Gründungsantrags werden ebenfalls mit Verweigerung
von Überstunden bedroht. Ansonsten gibt es eine Einladung ins
Restaurant und diverse Ansprachen auf dem Fabrikhof für die
Belegschaft. Das einzige Abweichen von der Strategie der Härte ist die
Hals über Kopf gestartete Gründung einer Betriebsgewerkschaft durch
Manager - an sich keine Seltenheit in größeren chinesischen Betrieben,
bei denen dann oft die betrieblichen Gewerkschaftsvorstände die Chefs
der Personalabteilung sind.

Die Repression durch die Bullen steigerte sich Schritt für Schritt.
Bereits im Mai mischten sich die örtlichen Bullen mit Vorladungen zur
Feststellung von Personalien ein. Die ersten Verhafteten vom 20. Juli
wurden am Tag danach entlassen, am 27. aber erneut verhaftet und für
Wochen in Gewahrsam genommen; Anfang September wurden vier sogar der
Strafjustiz überstellt. Gegen die Proteste vor der Wache wurden
Schlägertrupps und Zivilpolizisten eingesetzt, außerdem jede Menge
Verfolgungen und Belästigungen auf offener Straße. Ende Juli konnte
die Solidaritätsgruppe zwei Spitzel aufdecken, die offenbar sehr
schnell zur Stelle gewesen waren. Außerdem unterhielten Polizeispitzel
ein Zelt mit Jobangeboten auf der Straße gegenüber der
Unterstützerinnenwohnung. Mit der Solidaritätsgruppe war die örtliche
Polizei sicherlich überfordert. Der Vermieter wurde erpresst, der
Soligruppe die Wohnung zu kündigen; das ist eine übliche Taktik. Am
11. August wurde Shen Mengyu vom nationalen Sicherheitsbüro entführt,
Mitte August kam es auch in Beijing zu Razzien und Verhaftungen, und
am 24. August wurde eine Razzia gegen eine Solidaritätsgruppe von
Spezialeinheiten der Provinzpolizei durchgeführt.


Wie konnten die Arbeiter bei Jasic so lange durchhalten?

Das Entscheidende war, dass eine Gruppe von Arbeiterinnen die
Missstände gemeinsam angehen wollte, statt individuell den Job zu
wechseln. Diese Gruppe ist sehr systematisch und umsichtig mit guter
Kenntnis der Rechtslage und unerschrocken vorgegangen. Sie haben stets
darauf geachtet, graduell zu eskalieren, sich stets an die jeweils -
rechtlich - Zuständigen zu wenden und nichts Illegales zu unternehmen.
Und sie sind davon ausgegangen, dass das (Arbeits-)Recht und die
Verfassung auf ihrer Seite sind.

Unter den unzähligen Solidaritätsbriefen der letzten zwei Monate
finden sich auch solche von Arbeiterfreunden und -kolleginnen, die
ihre Begegnungen mit den verhafteten Arbeitern beschreiben. Die Briefe
berichten sowohl von der Gewalt, die Wanderarbeiterinnen, gerade auch
außerhalb der Betriebe im Alltag erfahren, und von alltäglicher,
gegenseitiger Hilfe und Widerstand gegen Bullen. Sehr viele wurden von
Arbeitsvermittlern um beträchtliche Summen betrogen, als sie nach
Shenzhen kamen, und mussten deswegen auf der Straße schlafen. Ein
Arbeiter berichtet, wie sie einem Kollegen beim Umzug halfen, weil
dieser kurzfristig aus der Wohnung geworfen wurde. Weil ihr
Umzugsfahrzeug, ein geliehenes Elektrodreirad, eine Straße versperrte
und nicht sofort beiseite gefahren werden konnte, erregte sich ein
BMW-Fahrer und schlug sie mit einem Vorhängeschloss, so dass einer ins
Krankenhaus musste. Der Gewalttäter ist Chef einer Werkschutztruppe
und wurde vom hinzueilenden Polizisten natürlich nicht belangt. Ein
anderer Brief schildert, wie eine ebenfalls verhaftete Arbeiterin auf
dem morgendlichen Arbeitsweg sieht, wie ein Straßenhändler vom
Ordnungsamt übel drangsaliert wird. Sie mischt sich sofort ein und es
gelingt ihr, die Herausgabe seiner Kochutensilien durchzusetzen, aber
sie wird dafür mehrere Stunden auf eine Polizeiwache geschleppt. Die
beschriebenen Misshandlungen durch Manager und Polizisten sind für die
Jasic-Arbeiterinnen nichts besonders Neues gewesen, gerade weil
sie solchen Auseinandersetzungen auch früher nicht aus dem Weg
gegangen sind.

Eine Besonderheit besteht in dem selten gemachten Versuch, sich durch
Gründung einer Betriebsgewerkschaft gegen die Willkür des Managements
zu wehren. Obwohl 90 Arbeiter den Gründungsantrag unterzeichnet
hatten, war vermutlich der Rückhalt unter Kolleginnen für einen Streik
nicht ausreichend. Hinzu kam, dass die aktiven Arbeiterinnen bereits
die Erfahrung gemacht hatten, dass die Manager zwar für eine gewisse
Zeit ein wenig zur Räson gebracht werden können, bald darauf aber
wieder neue Niederträchtigkeiten aushecken.

Ähnliche Erfahrungen haben Arbeiterinnen auch in anderen Betrieben im
Perlflussdelta gesammelt, wo Streiks zwar zunächst Verbesserungen
brachten, diese später aber wieder zurückgenommen wurden. Andere
schlechte Erfahrungen mit Streiks sind, dass Arbeitervertreter in den
Verhandlungen übers Ohr gehauen wurden oder sich haben kaufen lassen.

Bei Jasic geht es um kompliziertere Fragen als nur Lohnerhöhung
oder ausstehende Löhne. Angesichts dessen hätten die Arbeiter wohl die
Hoffnung gehabt, so einige Beobachter, mit der Gründung einer
Betriebsgewerkschaft eine längerfristige Verteidigung ihrer Interessen
zu schaffen.

Warum war das Management so gänzlich unnachgiebig?

Der naheliegendste Grund ist, dass die Manager nichts anders gelernt
haben, sie machen nur dann Konzessionen, wenn sie wegen
Produktionsausfällen nicht anders können. Bei Jasic kommt
hinzu, dass sie sich gegenüber Polizei und anderen Behörden sehr
sicher fühlen, weil zwei Vorstandsmitglieder in der Shenzhener
Volksvertretung sitzen und mit der politischen Elite verbandelt sind.
Es ließe sich auch spekulieren, ob das Management überhaupt Luft für
Lohnerhöhungen oder die Rücknahme der "18 Regeln" zum Lohnraub gehabt
hätte. Sie geben zwar eine hohe Gewinnsteigerung für 2017 an, aber ob
sie diese angesichts von abkühlender chinesischer Wirtschaft und
Handelszöllen durchhalten können, ist zumindest fraglich.

Wie kam es zu der großen Unterstützerinnenbewegung?

Mehrere Umstände kamen zusammen. Verschiedene Unterstützerinnen wie
Shen Mengyu sind sehr rasch zu den Arbeitern gefahren und haben sofort
mit Protestkundgebungen begonnen und eine Öffentlichkeit geschaffen,
was die Arbeiterinnen aus eigenen Kräften kaum hätten erreichen
können. Die studentischen, linken und linksmaoistischen Gruppen, die
aus dem ganzen Land Solidaritätserklärungen schickten oder sich selbst
den Protesten vor Ort anschlossen, scheinen nur darauf gewartet zu
haben, dass ein Arbeitskampf durch den Versuch einer
Gewerkschaftsgründung eine explizit politische Dimension annimmt.
Linksmaoistischen Studierendengruppen organisieren häufig Tage der
kollektiven Arbeitserlebnisse, an denen Studierende für kurze Zeit als
Tagelöhner arbeiten, um die Lage der Arbeiterklasse kennenzulernen.
Darin drückt sich eine gewisse Distanz zwischen Studierenden und
Arbeiterinnen aus, doch nicht wenige Studierende kommen selbst aus der
Arbeiterschicht und haben Eltern, die als Wanderarbeiter malochen -
das motiviert sie. Die Altmaoisten und alten Parteimitglieder und
Kader, die man auf einigen Fotos sieht, haben insofern eine wichtige
Rolle gespielt, als ihre Beteiligung die Repression gemildert haben
dürfte, da man seine alten Parteigenossen nicht so wie Arbeiter
niedermachen kann.

Neben der Größe der Solidariätsbewegung ist besonders das
Zusammenkommen verschiedener aktueller Auseinandersetzungen und ihre
Produktivität und Kreativität beeindruckend. Die Feministin Xue Yin
hatte im Mai an der Beijing Universität einen alten
Vergewaltigungsfall öffentlich gemacht. Anfang August schloss sie sich
der Unterstützergruppe an. Seit dem 24. August ist sie in Haft. Sie
steht wie eine Reihe anderer, sehr aktiver feministischer Gruppen für
einen Klassenfeminismus, der den Fokus auf die besondere
Benachteiligung und Gewalt gegen Arbeiterinnen legt; ihr Ziel ist die
Abschaffung von Sexzismus und Ausbeutung, den bürgerlichen Feminismus
der gleichberechtigten Teilnahme am Ausbeutungsprozess kritisieren sie
scharf.

Auch Sprecher der in den letzten Monaten ebenfalls sehr aktiven
ehemaligen Shenzhener Bauarbeiter aus Leiyang, die an Staublunge
erkrankt sind, haben sich mit Jasic-Arbeiter getroffen. Seit
Ende der 90er Jahre haben viele frühere Bauern aus dem sehr armen
Bezirk Leiyang in Henan als Bohrer auf Baustellen gearbeitet. An den
Folgen des feinen Bohrstaubs sind die meisten bereits gestorben, die
Überlebenden kämpfen um Unterstützung für ihre Pflegekosten. Sie
zählen zu den schätzungsweise sechs Millionen Opfern von Staublunge in
Chinas Wachstumsjahrzehnten.

Sie alle haben in Shenzhen und Huizhou täglich Protestkundgebungen,
Theater, Singen und vieles mehr organisiert und die Geschichten der
Arbeiterinnen, ihrer Proteste, ihre Forderungen, Lieder und Gedichte
in Texten und Videos festgehalten und bekannt gemacht. Als sehr früh
bereits alle Nachrichten und Postings zu Jasic zensiert wurden,
tauchten Tutorials zum Anlegen von Blogs auf github.io auf, einer
Internetseite für Softwareentwicklung, die nicht so einfach blockiert
werden kann. Im Nu entstanden neue Blogs, und das Experimentieren mit
alternativer Kommunikationssoftware blüht plötzlich auf. So wurden und
werden die Auseinandersetzungen bei Jasic so ausführlich wie
nur wenige andere Streiks dokumentiert.


Und warum wurde auch von staatlicher Seite wieder nur draufgeschlagen?


In vielen Fällen von Lohnrückständen, insbesondere auf dem Bau, wo
Streiks ineffektiv sind, versuchen Arbeiterinnen durch
Straßenblockaden oder andere Mittel die Bullen als Vermittler
einzuspannen, um ausstehende Löhne entweder von der Lokalregierung
direkt oder mit deren Hilfe vom Unternehmer zu bekommen. Nicht selten
übernimmt die Polizei diese Rolle. Bei Jasic gab es aber
offensichtlich keinen einzigen Vermittlungsversuch seitens der Bullen.
Vielleicht haben die Shenzhener Funktionäre, die im Vorstand von
Jasic sitzen, direkt oder indirekt Druck auf sie ausgeübt. Dass
Arbeiterinnen und Unterstützer von Schlägertrupps und Zivilbullen
sogar in unmittelbarer Nähe zur Wache oder zum Werk angegriffen
wurden, lässt vermuten, dass die örtlichen Bullen mit der Solibewegung
überfordert waren.

Einzig im Bezirksgewerkschaftsbüro hat man anfangs Sympathien für die
Arbeiterinnen gezeigt und ist ein bisschen herumgeschlingert. Dies
kann damit zusammenhängen, dass in Shenzhen neben Shanghai zur Zeit
mit Gewerkschaftsreformen experimentiert wird und neue
Gewerkschaftssektionen auch für Wanderarbeiter geschaffen werden, wie
die Shanghaier Sektion für Paket- und Essenslieferdienste. Solche
Sektionen kümmern sich zwar in erster Linie nur um ein paar Freizeit-
und Kulturangebote oder stellen Personal für Scheinverhandlungen,
stehen aber auch für Experimente mit neuen Strategien. Erst der
Bezirksleiter der ACFTU hat dann die Linie klargestellt: gegen die
Arbeiter und für eine Gewerkschaft der Manager. Die Razzia um den 10.
August gegen das Dagongzhe Zentrum, eine kleine NGO, die seit Anfang
2000 Arbeiterinnen in Shenzhen mit einem sozialen Treffpunkt, Kultur
und Rechtsberatung unterstützt, sowie die Entführung von Shen Mengyu
waren das Werk höherer Sicherheitsorgane.

Streikbewegungen in jüngster Zeit

Nach dem Exporteinbruch in der Krise 2008/9 hatte der Streik im
Honda-Getriebewerk in Foshan, ebenfalls im Perlflussdelta, eine Welle
von offensiven, kurzen und erfolgreichen Streiks um Lohnerhöhungen
losgetreten. Unter anderem als Reaktion auf steigende Lohnkosten nahm
ab 2014 die Zahl der Fabrikverlagerungen und -schließungen im
Perlflussdelta stark zu und viele langwierige und komplizierte
Auseinandersetzungen um ausstehende Löhne, unterschlagene
Sozialversicherungsbeiträge und Abfindungen entbrannten. Um 2016 klang
die Welle der Fabrikverlagerungen langsam ab und die Zahl der
Konflikte in der herstellenden Industrie sank. Die meisten Konflikte
gingen um Lohnraub auf dem Bau. Auseinandersetzungen im
Dienstleistungs- und Transportsektor nahmen deutlich zu, was den
wachsenden Anteil an Dienstleistungsjobs widerspiegelt. Bei einer
Reihe von bekannteren Kämpfen wie bei Coca Cola 2016 oder bei
Walmart wird die zunehmend bessere und längerfristige
Selbstorganisierung von Arbeiterinnen sichtbar. In den neuen,
Internet-basierten Dienstleistungsindustrien, Taxi, Essens- und
Paketlieferdiensten kommt es regelmäßig zu kleinen lokalen
Auseinandersetzungen um Lohnrückstände oder die plötzliche,
willkürliche Umstellung der Prämien. Anfang Juni sind viele der 30
Millionen LKW-Fahrer landesweit in Streik getreten, u.a. gegen
steigende Dieselpreise, willkürliche Strafzettel und die
Monopolstellung der Frachtvermittlungsplattform Manbang.

Roboter statt Menschen

Die Verlagerung von Fabriken wird in vielen Industriestädten im
Perlflussdelta mit Subventionsprogrammen für Automatisierung
flankiert. Städte wie Dongguan, Huizhou und Foshan konkurrieren mit
Programmen wie "Menschen durch Roboter ersetzen" und Subventionen von
bis zu 70 Prozent unter der Auflage, dass Arbeiterinnen durch
Maschinen ersetzt werden.

Aber obwohl 2016 allein in Dongguan ca. 70.000 Stellen der
Automatisierung zum Opfer fielen, basieren weite Teile der
herstellenden Industrie nach wie vor auf dem alten Prinzip der
Ausbeutung billiger Arbeit und skrupellos gesundheitsschädlichen und
gefährlichen Arbeitsbedingungen. Ein Sozialarbeiter, der in einem
Krankenhaus in Foshan Arbeitsunfallopfern hilft, erzählte, dass sie im
Jahr zwischen 2000 und 2500 Arbeitsverletzungen behandeln. Die meisten
davon an Händen und Armen, Schnittverletzungen, Quetschungen,
abgetrennte Finger, Hände oder Arme. Für Arbeiter bedeutet eine solche
Verletzung oft, dass sie anschließend nicht mehr in einer Fabrik
arbeiten können, weil sie die Hände nicht mehr so gut oder so schnell
bewegen können. Ihnen bleibt oft nur die Rückkehr in den Heimatort und
die ökonomisch immer prekärer werdende Perspektive, dort ein kleines
Geschäft zu eröffnen.

Steigende Wohnkosten

Die Immobilienpreise sind in den letzten Jahren insbesondere in den
großen Städten rasant gestiegen. Immobilien dienen nicht nur als
private Geldanlage und Alterssicherung, sondern die Umwandlung von
Land in Baugrund stellt auch die wichtigste Einnahmequelle von
Lokalregierungen dar. Wenn ich Kollegen von den Wohnungspreisen in
Berlin erzähle, lachen sie, wie günstig die sind. In Guangzhou kostet
eine Wohnung mit zu Deutschland vergleichbarem Standard umgerechnet
8-9000 Euro pro Quadratmeter. Ständig kommt es zur Vertreibung von
Mietern. Mitunter werden 50 Leute innerhalb von 24 Stunden mit allem
Hab und Gut auf die Straße gesetzt. Arbeiterinnen bleibt dann nicht
viel anderes übrig, als enger zusammenzurücken und sich kleine Zimmer
zu mehreren zu teilen, oder weiter weg zu ziehen und lange Arbeitswege
von über einer Stunde hinzunehmen.

Schwächelnde Löhne

Das Wirtschaftswachstum hat sich verlangsamt, auch wenn die
Einzelheiten in den gezinkten Statistiken versinken. Die
Immobilienblase soll gedämpft, die Schattenbanken verkleinert werden,
der Handelskrieg wirft seine Schatten voraus, und so weiter. Neulich
hörten wir von einem Bankangestellten in Shenzhen, der seinen
Angehörigen empfahl, auf Immobilienkäufe und teure Luxusreisen zu
verzichten und sich auf einen langen und kalten Winter vorzubereiten.

Die Lohnsteigerungen haben sich im Vergleich zu vor fünf Jahren
ebenfalls deutlich verlangsamt, die Erhöhungen der Mindestlöhne lassen
länger auf sich warten und fallen niedriger aus. Für das
Perlflussdelta liegen diese zwischen 2300 (Guangzhou), 1720 (mittlere
Städte wie Foshan, Dongguan) und 1550 Yuan im Monat. Vor drei Jahren
lagen sie bei 1895 in Guangzhou, bzw. 1510 in den mittleren und 1350
in den kleinen Städten. Die Grundlöhne von Arbeitern liegen kaum
höher, einschließlich Überstunden und Zulagen kommen viele auf einen
Lohn von 3-4000 Yuan, nur ca. 30 Prozent verdienen mehr (Zahlen von
der chinesischen Website Workers Empowerment). Die Grundlöhne
bei Jasic entsprechen dem in etwa, im Schnitt liegen sie eher
im unteren Mittelfeld. Kassiererjobs im Supermarkt werden für
2800-3200 angeboten, ein Posten als Wachmann für 3500. Die Verbreitung
von Arbeitsverträgen stagniert, nur knapp über 60 Prozent der
Arbeiterinnen im Delta haben einen ordentlichen Arbeitsvertrag.

Neben den Wohnkosten verteuern sich auch die Lebensmittel, gefühlt um
zehn Prozent im Jahr. Daneben sind insbesondere die Kosten für
Kinderbetreuung und Ausbildung enorm hoch. Ein Kindergartenplatz in
einem urbanen Dorf kostet 2000 Yuan im Monat. Das Hukou-System wurde
zwar gelockert, doch trotzdem müssen viele Wanderarbeiter ihre Kinder
weiterhin zu den Großeltern aufs Land schicken. Nur die Fahrscheine
des überfüllten ÖPNV bleiben unverändert relativ günstig. In vielen
der neuartigen Dienstleistungsjobs wie Essens- oder Paketzustellung
kann man zwar bis zu 5000 Yuan oder mehr verdienen, wenn man pausenlos
durcharbeitet. Die Jobs sind aber sehr prekär, gefährlich im
chaotischen Straßenverkehr, und die Leute haben oft mit Lohnraub zu
kämpfen. Die Unterschichtung, Auslagerung und geringe Größe von
solchen Dienstleistungsklitschen erschwert die Gegenwehr.

Die Bewegung der Jasic-Arbeiterinnen und ihrer Unterstützer
findet vor dem Hintergrund umfassender Veränderungen in China statt.
Die kommunistische Partei, die vor 70 Jahren gegen die Despotie der
Grundbesitzer antrat, ist zur Partei der Immobilieneigentümer
geworden. Einerseits soll die Industrie weltmarktfähig modernisiert
werden, andererseits erwarten die vielen Neureichen weiterhin hohe
Gewinne. Für Arbeiterinnen und Studierende bedeutet das nichts Gutes.
Sie haben allzu guten Grund sich gegen miese Arbeitsbedingungen,
schwache Reallöhne, Sexismus und Willkür zu wehren - in den
vergangenen Wochen haben Viele gezeigt, mit welcher Unerschrockenheit
sie das tun.


Wir werden diese gesellschaftlichen Umbrüche und die Kämpfe
darin weiter verfolgen; siehe Teil II in der nächsten Wildcat!


Infos

- Die Proteste dauern noch an. obwohl die meisten aktiven Arbeiter und
etliche Unterstützerinnen bereits im Knast sind. Unter diesen
Umständen ist nur eine eingeschränkte Analyse möglich, zum einen, weil
immer noch Neues passiert, zum anderen, weil die Geschehnisse nur
unter Weglassung jener Details beschrieben werden können, deren
Veröffentlichung die Beteiligten möglicherweise gefährden könnte.
Daher konzentrieren wir uns auf die Hintergründe.

- In den chinesischen Industriezentren arbeiten etwa 280 Mio.
Arbeiterinnen, die vom Land oder inländischen, ärmeren Provinzen
dorthin zum Arbeiten gezogen sind.

Das Hukou-System regelt das Residenzrecht und den Zugang zum
Sozialsystem, zu Schulen und zur Gesundheitsversorgung.

Aufgrund der niedrigen Löhne, des eingeschränkten Zugangs zum
Sozialsystem, Schulen und Gesundheitsversorgung müssen die Meisten
ihre Kinder bei den Großeltern in den Heimatorten zurücklassen.


In diesem Artikel wird sowohl die weibliche als auch die
männliche Form als universelle Form verwendet.

 * 

Quelle:

Wildcat 102 - Herbst 2018, S. 54 - 59
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MELDUNG/945: Hessen - Erste Pilotstudie zu Hass und Hetze im Internet (Campact)

Campact - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Akute Gefahr für Meinungsfreiheit in Hessen

Erste Pilotstudie zu Hass und Hetze im Internet - Täter bleiben meist
straffrei



Wiesbaden, 11.10.2018. Über die Hälfte der Hessinnen und Hessen bekennen
sich aus Angst vor Herabwürdigung und Hass im Internet seltener zu ihrer
politischen Meinung. Das ist ein Ergebnis der Studie "Hass im Netz?, die
Campact und das Institut für Demokratie und Zivilgesellschaft (IDZ) aus
Jena kurz vor der Landtagswahl in Wiesbaden präsentieren. Für die Studie
wurden über 1.200 Menschen in Hessen in repräsentativer Zusammensetzung
befragt. Damit wird Hasssprache im Netz zu einer Gefahr für Meinungsbildung
und -freiheit.

Jeder dritte Hesse und jede dritte Hessin wurden bereits selbst Opfer von
Hate Speech - von Hassrede im Internet. Auch das zeigt die Studie und sie
sehen die Politik in der Pflicht: 61 Prozent der befragten Menschen geben
an, dass die Landesregierung zu wenig gegen Hate Speech tut. Die
Untersuchung ist bundes- und landesweit die erste ihrer Art.

"Schon jetzt halten sich Menschen mit politischen Meinungsäußerungen im
Internet häufiger zurück aus Angst vor dem kollektiven Hass, der sie dann
treffen könnte?, sagt Dr. Matthias Quent vom IDZ aus Jena. Es zeigt sich,
dass auch in Hessen besonders junge Menschen von Hassrede betroffen sind.
69 Prozent der Befragten in der Gruppe der 18- bis 24-Jährigen gab an, im
Netz schon einmal beleidigt worden zu sein.

"Wir haben uns nach vielen Gesprächen mit Opfern, Beratungsstellen und
Netzaktivisten für die Studie entschieden. Sie zeigt: Wenn Menschen sich
nicht mehr trauen ihre Meinung im Netz zu sagen, ist das fatal. Hassrede im
Netz von wenigen bedroht die Meinungsfreiheit von vielen. Eine schleichende
Gefahr für unsere Demokratie?, sagt Anna-Lena von Hodenberg von Campact.
"Wir müssen Täterinnen und Täter endlich konsequent strafrechtlich
verfolgen, damit die Mehrheit sich weiter im Netz frei bewegen kann.?

Strafverfolgung, etwa von Volksverhetzung oder Beleidigung, ist
Ländersache. Dabei müssen bestehende Gesetze konsequent angewandt werden.
Bisher unternimmt die Landesregierung zu wenig. Campact fordert ein
Maßnahmenpaket für die Koalitionsverhandlungen nach der Wahl. Es fehlt u.a.
an Spezial-Staatsanwaltschaften und schulischer Fortbildung. Opfer brauchen
vereinfachte Klagemöglichkeiten, um vor Gericht nicht mehr in Vorkasse
gehen zu müssen. "Unsere politischen Gespräche waren zum Teil
vielversprechend?, so von Hodenberg. "Wenn der politische Wille da ist,
könnte Hessen zum Vorreiter im Kampf gegen Hate Speech werden.?


Weitere Informationen:

Die Studie finden Sie hier:

https://campact.org/studieHassimNetz

Zusammenfassung der Ergebnisse:

https://campact.org/HassimNetzKurz

Infografik zu den wichtigsten Aussagen:

https://campact.org/HassimNetzGrafik

 * 

Quelle:

Campact e.V. - Kampagnen für eine lebendige Demokratie

Artilleriestr. 6, 27283 Verden/Aller
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DOKUMENTATION/1551: ZDF Terra X - "Die Geschichte der Forensik", am 14.10. und 21.10.2018 (ZDF)

Terra X: Verräterische Spuren – Die Geschichte der Forensik

Zweiteilige Dokumentation mit ChrisTine Urspruch

Sonntag, 14. und 21. Oktober 2018, jeweils 19.30 Uhr

Inhalt:

– Sendedatum, Stab

– Folge 1: Was Täter entlarvt

– Folge 2: Was Opfer preisgeben

– Interview mit Presenterin ChrisTine Urspruch



Sonntag, 14. und 21. Oktober 2018, jeweils 19.30 Uhr
Terra X: Verräterische Spuren – Die Geschichte der Forensik
Zweiteilige Dokumentation mit ChrisTine Urspruch

Moderatorin: ChrisTine Urspruch
Buch: Birgit Tanner, Johannes Geiger
Regie: Birgit Tanner
Kamera: Joachim Seck, Jonas Sichert
Ton: Simone Hartmann
Schnitt: Fabian Wienke, Agnès Padrol Sureda
CGI: scope VFX, Julian Balducci
Musik: Felix Schneider
Sounddesign und Mischung: Alexandros Topalis
Sprecher: Joachim Kerzel
Aufnahmeleitung: Marcel Kalwa
Produktionsleitung Gruppe 5: Valerie Lang, Sabine Eisner
Produktionsleitung ZDF: Cora Szielasko-Schulz, Christian Stachel
Produzent: Alexander Hesse
Redaktion ZDF: Friederike Haedecke
Länge: 43'30''

 * 

Folge 1: Was Täter entlarvt
Sonntag, 14. Oktober 2018, 19.30 Uhr
Terra X: Verräterische Spuren – Die Geschichte der Forensik
Zweiteilige Dokumentation mit ChrisTine Urspruch

Die Idee, einem Mörder oder Betrüger mit Klugheit und genauer Beobachtung auf die Spur zu kommen, ist noch nicht alt. Über Jahrhunderte waren Beweise nur die zweite Wahl, Geständnisse wurden erzwungen, häufig auch durch Folter. Die Verdächtigen gestanden also oft nicht, weil sie wirklich die Täter waren, sondern aus Verzweiflung.

Im Laufe der Jahrhunderte suchten Fahnder jedoch nach anderen Möglichkeiten, den Schuldigen ausfindig zu machen. Zunächst betraten Ermittler dabei abenteuerliche Irrwege und suchten beispielsweise nach der typischen "Verbrechervisage".

Der Berliner Kommissar Ernst Gennat war schließlich der Erste, der im Berlin der 1920er Jahre eine eigene Mordkommission gründete. Er erstellte eine Verbrecherkartei und entwickelte das "Mordauto", ein Einsatzfahrzeug, das alles Notwendige mitführte, um einen Tatort kriminalistisch zu erfassen. Deswegen gilt er für viele heute als der erste Fallanalytiker beziehungsweise Profiler.

Die Methoden der Forensik sind vielfältig, und jede einzelne Disziplin hat eine spannende Geschichte. Die Jagd auf Fingerabdrücke nahm ihre Anfänge im britisch verwalteten Indien des 19. Jahrhunderts. Die eindeutige Zuordnung zu einer Person sollte Rentenbetrug und andere Gaunereien unmöglich machen. Die Ballistik überführte im 19. Jahrhundert erstmals einen Betrüger, dessen Kugelgussform (damals goss jeder seine Kugeln selbst) genau einer gefundenen Kugel zugeordnet werden konnte. Doch kaum etwas hat die Forensik so vorangebracht wie die Erforschung des menschlichen Körpers. Die Entdeckung der Blutgruppen oder die Entschlüsselung des genetischen Fingerabdrucks von Menschen, Tieren und Pflanzen haben unzählige Verdächtige entlastet und Täter überführt.

In dokumentarischen Teilen und Spielszenen führt "Terra X"-Moderatorin ChrisTine Urspruch durch die Jahrhunderte.

 * 

Folge 2: Was Opfer preisgeben
Sonntag, 21. Oktober 2018, jeweils 19.30 Uhr
Terra X: Verräterische Spuren – Die Geschichte der Forensik
Zweiteilige Dokumentation mit ChrisTine Urspruch

Jeder Mord hat eine Geschichte. Der Täter erzählt sie meist nicht freiwillig, das Opfer jedoch "spricht Bände". Es verrät stumm, was ihm widerfahren ist, und diese Zeichen können Forensiker lesen. Sie fügen die einzelnen Bausteine wie ein Puzzle zusammen und rekonstruieren die Geschichte eines Verbrechens.

Lange Zeit war es undenkbar, Menschen nach ihrem Tod zu öffnen und zu untersuchen. Ärzte stützten sich auf das Werk des Galenos von Pergamon, der im Rom des 2. Jahrhunderts eines der ersten Medizinbücher verfasste. Galenos behandelte Gladiatoren und war der bekannteste Sportarzt der römischen Antike. Sein Werk galt über 1000 Jahre lang als medizinisches Standardwerk. In der Nachbetrachtung erstaunlich, denn seine Erkenntnisse über die menschliche Anatomie fußten auf der Sektion von Schweinen und Affen.

 * 

"Jeder Täter hinterlässt Spuren – man muss sie nur finden"
Interview mit Presenterin ChrisTine Urspruch

Sie zeigen anhand einer Reihe von Fällen aus verschiedenen Zeiten, wie sich die Forensik entwickelt hat. Welche Leistung der forensischen Wissenschaften hat sie am meisten überrascht bzw. beeindruckt?

Ehrlich gesagt haben mich alle Leistungen beeindruckt, weil allen eine Idee, eine Vermutung zugrunde liegt. Sei es in der Zeit des zweiten, des 17. oder des 21. Jahrhunderts. Erkenntnisse, die für verschiedene Wissenschaften bahnbrechend waren, wie zum Beispiel die Entdeckung der Blutgruppen in der Medizin, haben sich Forensiker zu eigen gemacht. Sie wurden so zum wesentlichen Bestandteil ihrer Arbeit. Heutzutage lassen sich viele zurückliegende Fälle erneut aufrollen, und man kann durch die gewonnenen Methoden auch nach einigen Jahren den Täter überführen. Mich hat unter anderem auch der Nachweis der Lungenschwimmprobe im 17. Jahrhundert sehr beeindruckt, um einen frühen Kindstod aufzuklären. Doch davon will ich nicht zu viel verraten, sehen Sie selbst …!

Was hat die Forensik Ihrer Meinung nach weiter vorangebracht: die Wissenschaft oder der Zufall?

Immer wieder war und ist Kommissar Zufall derjenige, der den entscheidenden Hinweis gibt. Das zeigt uns zum Beispiel ein Fall aus den 80er Jahren in England, bei dem ein Mann lange Zeit verschleiern konnt, eine falsche Speichelprobe abgegeben zu haben, bis sich sein bester Freund bei einem freundlichen Bier im Pub verplapperte. Niemand ist wohl frei von Fehlern, das ist die Chance für Kommissar Zufall.

Gibt es das perfekte Verbrechen?

Leider nicht. Gift, wie zum Beispiel Arsen, konnte lange Zeit nicht nachgewiesen werden. Viele Giftmorde, die häufig von Frauen begangen wurden, blieben so unentdeckt. Heutzutage hat man zuverlässige Aufklärungsmethoden. Jeder Täter hinterlässt Spuren – man muss sie nur finden.

Die Forensik ist mittlerweile fester Bestandteil jeden Krimis. Was fasziniert die Leute daran so sehr?

Die Zuschauer bekommen einen spannenden Einblick hinter die Kulissen der Ermittlung. Die Frage allein, "Wo waren Sie gestern zwischen 20.00 und 21.30 Uhr?", überführt Täter nicht. Die Forensik fasziniert durch Medizin, Biologie, Psychologie – und eine gute Portion Philosophie.

Sie schlüpfen im Verlauf der Doku in viele Rollen. Welche hat Ihnen am meisten Spaß gemacht?

Alle Rollen haben mir ausnahmslos Freude bereitet, außer wenn uns die Kälte beim Außendreh kurzzeitig einen Strich durch die Rechnung gemacht hat. Stellvertretend könnte ich meinen ersten Drehtag nennen, wo ich als Polizist in historischer Uniform eine Szene nachgestellt habe und immer wieder aus der Fiktion ausgebrochen bin, um als Moderatorin mit Blick in die Kamera das Geschehen zu kommentieren – gepaart mit einer Prise ironischen Augenzwinkerns.

Sie treten zum ersten Mal als Presenterin einer Dokumentationsreihe auf. Was hat sie an dem "Terra X"-Projekt gereizt?

Meine Neugierde! Und die Möglichkeit, Dokumentation und Fiktion in unterhaltsamer Form zu kombinieren und vergnüglich zum Leben zu erwecken.

Was ist für Sie der größte Unterschied zwischen einem Filmprojekt und diesem Dokumentationsprojekt?

In erster Linie betrifft diese Fragestellung die Autoren, die im Vorfeld zur Doku genaueste Recherche betreiben und den Wahrheitsgehalt von Ereignissen und Sachverhalten überprüfen. Ein fiktionaler Film lebt im Gegensatz dazu nicht zwangsläufig von nachweisbaren Tatsachen, sondern durch die Story, die man erzählen möchte.

Für mich waren die Grenzen zwischen Moderation und Schauspielerei sehr fließend, was meine Spielfreude beflügelt hat. "The world’s a stage", wie Shakespeare einst sagte. Apropos: Ist er eigentlich eines natürlichen Todes gestorben? Bis heute ungeklärt …

Die Fragen stellte Johannes Geiger.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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FILM/1583: ZDF - Der Fernsehfilm der Woche "Nord Nord Mord – Sievers und die Frau im Zug", am 15.10.2018 (ZDF)

Nord Nord Mord – Sievers und die Frau im Zug

Der Fernsehfilm der Woche

Montag, 15. Oktober 2018, 20.15 Uhr

Inhalt:

– Stab, Rollen und Darsteller, Inhalt

– Rollenprofile

– Interview mit Peter Heinrich Brix



Stab

Regie: Thomas Jauch
Buch: Stefan Cantz & Jan Hinter
Kamera: Rodja Kükenthal
Produktion: Network Movie Film- und Fernsehproduktion GmbH & Co. KG, Hamburg
Produzenten: Jutta Lieck-Klenke, Dietrich Kluge
Herstellungsleitung: Roger Daute
Produktionsleitung: Vanessa Eggers
Redaktion: Peter Jännert
Länge: 88:30 Minuten


Die Rollen und ihre Darsteller

Carl Sievers – Peter Heinrich Brix
Ina Behrendsen – Julia Brendler
Hinnerk Feldmann – Oliver Wnuk
Sandy Freyer – Sinja Dieks
Elke Börner – Adina Vetter
Ivonne Russ – Angelika Thomas
Tabea Krawinkel – Victoria Trauttmansdorff
Oliver Kruse – Ralph Herforth
Dennis Mager – Timo Jacobs
Rechtsmedizinerin – Anne Weber
Berivan Schneider – Sophie Dal
Falk Fabius – Michael Ehnert
Leonard von Kist – Johannes Suhm
Udo Kinkartz – Christoph Hagen Dittmann
Dr. Mohr – Nicole Ernst
und andere


Inhalt

Ausgerechnet Sylt – die Insel der Reichen und Schönen. Hätte es nicht Husum oder Pinneberg sein können? Carl Sievers (Peter Heinrich Brix) blickt aus dem Fenster, als sich der Zug auf dem Hindenburgdamm der Insel nähert. Sievers kommt etwas steif daher, ist Hauptkommissar und soll hier eine Dienststelle übernehmen. Als Nachfolger von Theo Clüver.

Nach dem ersten etwas frostigen Zusammentreffen von Sievers mit seinen neuen Mitarbeitern Ina Behrendsen (Julia Brendler) und Hinnerk Feldmann (Oliver Wnuk), die sich beide Hoffnung auf den Posten gemacht hatten, wird bei den Dünen eine Leiche gefunden.

Der Tote ist Gunnar Schneider, ein Oberkommissar der Kieler Schutzpolizei. Am Tatort erweist sich Sievers als Vollprofi. Ina und Hinnerk können ihm aber kein Wort darüber entlocken, warum er von seinem bisherigen Arbeitsplatz in Kiel nach Sylt versetzt wurde.

Die Kommissare finden in Schneiders Hotelzimmer 30.000 Euro und eine Kamera mit Fotos des Gastronomen Oliver Kruse (Ralph Herforth). Kruse steht unter Verdacht, in seinen Lokalen auf Sylt und in Kiel mit Drogen zu dealen. Hat Schneider ihn erpresst?

Sievers fährt nach Kiel und findet dort eine neue Spur. Schneider hat vor ein paar Monaten eine Fahrerflucht mit Todesfolge bearbeitet. Bei dem Unfall wurde die kleine Tochter von Sandy Freyer (Sinja Dieks) getötet, die seitdem in therapeutischer Behandlung ist. Freyer ist seit drei Tagen verschwunden und wahrscheinlich auf Sylt untergetaucht. Haben Gunnar Schneider und Sandy Freyer eine Spur zum Täter gefunden und sind dieser auf eigene Faust nachgegangen? Aber wo ist Sandy Freyer? Ist sie auch ermordet worden?

"Sievers und die Frau im Zug" ist der neunte Fall der Reihe "Nord Nord Mord". Peter Heinrich Brix als Kommissar Carl Sievers wird in dieser Folge als – Nachfolger von Robert Atzorn eingeführt, der bis zum achten Film den Kommissar Theo Clüver spielte.

 * 

Rollenprofile


Carl Sievers (Peter Heinrich Brix)

Der Hauptkommissar kommt aus Kiel, wo er geboren und groß geworden ist und wo er den überwiegenden Teil seiner bisherigen Dienstzeit verbracht hat. Einen Moment hatte Sievers überlegt, dem Polizeidienst Adieu zu sagen, als er, nicht ganz freiwillig, den Weg nach Westerland antreten musste. Aber schließlich hat er sich doch dazu durchgerungen, in den sauren Apfel zu beißen.

Sievers kann mit Sylt und der Klientel, die dort den Ton angibt, nichts anfangen – das ist nicht seine Welt. Er, der aus bescheidenen Verhältnissen stammt und sich immer auch ein bisschen als der "Anwalt der kleinen Leute" verstanden hat, soll sich jetzt in der Schickeria und in den Salons des Kampener Geldadels zurechtfinden? Nicht sein Ding, befürchtet er. Der Geruch seines Kieler Viertels und die Abende in seiner Stammkneipe fehlen ihm jetzt schon.

Nach außen immer korrekt, fast ein bisschen steif daher kommend, ist Sievers dennoch ein Instinktpolizist mit Herz und Seele, der trotz seines zugeknöpften Auftretens beachtliche Erfolge aufzuweisen hat. Wegen seines zurückhaltenden Temperaments wird der Hauptkommissar leicht unterschätzt, das durchschauen seine Sylter Kollegen auch ziemlich schnell. Im Fußball würde man sagen, sein Spiel ist schwer zu lesen.

Sievers ist kein Kumpeltyp, aber ein Chef mit einem hoch entwickelten Gerechtigkeitssinn, der die Stärken und Schwächen seiner Mitstreiter schnell durchschaut und mit fein dosiertem Lob oder Tadel in die richtige Richtung lenkt. Dann blitzt hinter der unterkühlten Attitüde oft ein trockener Humor hervor, mit dem er den Nagel zumeist auf den Kopf trifft. Dennoch bleibt Sievers, der nie verheiratet war und sein Singledasein kultiviert, zunächst ein Einzelgänger. Der Grund für seine Zwangsversetzung ist sein Geheimnis, das er mit niemandem teilt, außer mit einer etwas schrägen Therapeutin, zu der sich eine ungewöhnliche Beziehung entwickeln wird.


Ina Behrendsen (Julia Brendler)

Kommissarin Ina Behrendsen ist auf Sylt aufgewachsen, wo sie schon in jungen Jahren dabei half, den Familienhof zu bestellen. Bis es ihr zu öde wurde und sie Karriere im höheren Polizeidienst machte.

Ina ist der friesisch-herbe Typ und auf burschikose Weise sehr attraktiv – das findet auch ihr Kollege Hinnerk Feldmann, mit dem sie sich aber immer wieder in kleine Verbalscharmützel verwickelt. Und das, obwohl sie sich doch auch irgendwie zu ihrem "nerdigen" Kollegen hingezogen fühlt.

Als Kriminalistin ist Ina eine verlässliche und souverän mitdenkende Größe. Ihre nüchterne und konsequent emotionslose Art kam ihrem alten Chef Theo Clüver und nun auch dem Neuen, Carl Sievers, angenehm entgegen. In dem vertrauten, doch nie kumpelhaften Ton zwischen ihr und Clüver lag immer auch eine Spur von Vater-Tochter-Beziehung. Es bleibt abzuwarten, ob sich ihr Verhältnis zu Sievers ähnlich entwickeln wird.


Hinnerk Feldmann (Oliver Wnuk)

Hinnerk Feldmann kommt ursprünglich von der Ostsee und wurde zu Beginn der Reihe als "Neuer" und "Zugereister" auf Sylt etabliert. Er ist als "nerdiger", liebenswerter und liebevoller Klugscheißer des Teams für die komischen Momente zuständig und zeichnet sich durch drei besondere Eigenschaften aus: Ehrgeiz, Überaktionismus und Unsicherheit. Manchmal kombiniert er zu schnell, gerät hin und wieder ins Stottern oder redet sich um Kopf und Kragen. Aber seine Kollegen nehmen ihm das nie übel, schließlich hat er auch eine besondere Kombinationsgabe und Assoziationsfähigkeit. Hinnerk sieht sich selbst als eine messerscharfe Mischung aus Profiler und hochtechnisiertem Kriminalisten – auch wenn er mit seinen schnellen Schlüssen und Ergebnissen mal daneben haut.

Obwohl es zwischen ihm und seiner Kollegin Ina schon lange knistert, sorgen kleine Malheurs oder Zufälle immer wieder dafür, dass die Spannung zwischen den beiden erhalten bleibt.

Seinen neuen Chef Carl Sievers beobachtet Hinnerk mit Misstrauen, schließlich hatte er sich nach Clüvers Rückzug selbst um die Leitung der Dienststelle beworben.

 * 

"Eine Filmreihe ist wie eine Reise"
Interview mit Peter Heinrich Brix

Was macht die Reihe "Nord Nord Mord" für Sie aus?

"Nord Nord Mord" ist eine sehr erfolgreiche Reihe, die sich durch ein hervorragendes Ensemble auszeichnet. Das Erbe von Robert Atzorn trete ich mit Respekt und Freude an. Das Besondere an dem Format ist der Wechsel zwischen dem feinen Humor und der Ernsthaftigkeit der polizeilichen Ermittlungen. Das ist einerseits den Drehbuchautoren zu verdanken, aber vor allem auch den Kollegen Oliver Wnuk und Julia Brendler, die die besondere Note reinbringen durch die Art, wie sie miteinander harmonieren.

Für mich geht es vor allem um zwei Dinge: Erstens, generell jeden Versuch zu unterlassen, witziger sein zu wollen, als die beiden miteinander. Zweitens, den ernsten, verschlossenen Charakter von Sievers zu zeigen, der anfangs fast am Rande des Unsympathischen daherkommt. Das ist für mich der Reiz der Figur und auch neu. Die Kollegen würden sich ja am liebsten gegen ihn wehren. Die Reihe hat damit in der Dreierkonstellation eine große Veränderung, aber auch die Chance, sich dennoch treu zu bleiben im Geist des Formates. Hoffentlich.

Was für ein Typ ist Carl Sievers?

Er ist ein akribischer, professioneller Polizeiarbeiter und versteht sein Handwerk. Er ist im Kern sehr aufrichtig und ehrlich, Bestechungsversuche sind zwecklos. Bei seinen Ermittlungen vergisst er zwar alles Weitere drum herum und gibt sich spröde, ist aber dennoch zur Selbstreflexion in der Lage. Er hat den Job in Kiel seit Jahrzehnten gemacht. Es ist für ihn nicht einfach, den Einsatzort zu wechseln. Er will das nicht und kommt zu Kollegen, die ihn auch nicht wollen, denn sie hatten sich selbst Hoffnung auf den Posten gemacht. Er passt da also schwer hin. Es könnte geschmeidiger laufen.

Wie haben Sie sich auf die Rolle vorbereitet?

Eine Filmreihe ist wie eine Reise, auf die man sich begibt. Ich freue mich sehr, mit den tollen Kollegen zu schauen, wohin wir auf Sylt mit Hauptkommissar Carl Sievers gelangen werden.

Sievers ist mit dem Fahrrad auf der Insel unterwegs. Warum verheimlicht er seine gesundheitlichen Probleme?

Sievers ist gar nicht in der Lage, diese gesundheitlichen Probleme selbst zu erkennen. Er hat sein Leben lang funktioniert, wie so viele: Das ist Segen und Fluch zugleich. Da findet – wie so häufig – eine riesige Verdrängung statt: Er verheimlicht die Probleme nicht nur vor anderen, sondern auch vor sich selbst. Er hat was im Gepäck; ob es Übergepäck ist, wird sich noch zeigen. Vielleicht kann er sich seinen Dämonen stellen.

Sievers ist mutig und konsultiert erstmals in seinem Leben eine Therapeutin, die als Ex-Internistin heute mit sogenannten alternativen Heilmethoden arbeitet. Wie läuft die Begegnung der grundsätzlich so verschiedenen Geister für unseren Kommissar?

Meiner Kollegin Victoria Trauttmansdorff, der Produzentin Jutta Lieck-Klenke und mir war wichtig, dass wir aus dem Therapeutenbesuch keine Lachnummer machen. Wir wollten das ernst nehmen. Es kostet Sievers eine Menge Überwindung, zu ihr zu gehen. Er respektiert sie, ist aber sehr schwer zu knacken. Sein erster Besuch ist von großer Vorsicht geprägt, er kann sich noch nicht wirklich darauf einlassen. Es ist nicht gerade seine leichteste Übung, jemandem Vertrauen zu schenken. Die Therapeutin findet aber recht schnell seine Baustellen. Sie wird – wie auch der Zuschauer – Geduld mit ihm brauchen. Wie das weitergeht, werden wir sehen.

Herr Brix, Sie kommen aus Angeln. Fühlt man sich dort mehr der Ost- oder der Nordsee verbunden?

Ich bin an der Ostsee groß geworden, mag aber auch die Nordsee. Da gibt es keine Befindlichkeiten.

Krabbe oder Matjes?

Finden Brix und Sievers beides nicht schlecht – weil Fisch. Im Zweifel für den Matjes.

Niedrige oder hohe Hecke?

Kommissar Sievers: Niedrige Hecke. Brix: Hohe Hecke, dann kann man über Distanz und Nähe selber entscheiden.

Fahrrad oder Ferrari?

Sievers und Brix: Fahrrad. Einen Ferrari werden sie bei beiden nicht hinter der Hecke finden.

Das Interview führt Claudia Maxelon.

 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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MELDUNG/415: ZDF - Wahlen in Bayern und Hessen, am 14.10. und 28.10.2018 (ZDF)

Wahlen in Bayern und Hessen

Live aus dem ZDF-Wahlstudio

ab Sonntag, 14. Oktober 2018

Inhalt:

– Sendetermine Wahl 2018 live im ZDF

– Wahl in Bayern

– Wahl in Hessen

– Berliner Runde



Sonntag, 14. Oktober 2018, 17.30 Uhr, ZDF
Wahl in Bayern
Live aus dem ZDF-Wahlstudio in München
mit Bettina Schausten

Hochrechnungen und Analysen:
Matthias Fornoff und die Forschungsgruppe Wahlen e.V., Mannheim

Produktion: ZDF
Redaktion: Ralph Schumacher
Länge: ca. 90 Minuten


19.00 Uhr
heute
mit Wahl in Bayern
Moderation: Barbara Hahlweg

Produktion: ZDF
Redaktion: Thomas Heinrich
Länge: ca. 30 Minuten


21.45 Uhr
heute journal
mit Wahl in Bayern
Moderation: Claus Kleber

Produktion: ZDF
Redaktion: Wulf Schmiese
Länge: ca. 30 Minuten


Sonntag, 28. Oktober 2018, 17.45 Uhr, ZDF
Wahl in Hessen
Live aus dem ZDF-Wahlstudio in Wiesbaden
mit Bettina Schausten

Hochrechnungen und Analysen:
Matthias Fornoff und die Forschungsgruppe Wahlen e.V., Mannheim

Produktion: ZDF
Redaktion: Ralph Schumacher
Länge: ca. 75 Minuten


19.00 Uhr
heute
mit Wahl in Hessen
Moderation: Barbara Hahlweg

Produktion: ZDF
Redaktion: Thomas Heinrich
Länge: ca. 30 Minuten


19.25 Uhr
Wahl in HessenLive aus dem ZDF-Wahlstudio in Wiesbaden


19.35 Uhr
Berliner Runde
Leitung: Elmar Theveßen

Produktion: ZDF
Redaktion: Ralph Schumacher
Länge: ca. 30 Minuten


21.45 Uhr
heute journal
mit Wahl in Hessen
Moderation: Christian Sievers

Produktion: ZDF
Redaktion: Wulf Schmiese
Länge: ca. 30 Minuten

 * 

Wahl in Bayern

Bayern = CSU, diese einfache Rechnung geht schon seit längerer Zeit nicht mehr auf. Nun fürchten die Christsozialen eine Watschen der Wähler bei der Landtagswahl im Oktober. Von einer absoluten Mehrheit spricht keiner mehr. Die CSU wird sich mindestens einen Koalitionspartner suchen müssen. Und so wird es spannend, welche Parteien sich am Ende des Wahlabends anbieten.

Als sei er bereits am Ziel, so wirkte Markus Söder auf dem CSU-Parteitag Ende vergangenen Jahres: den jahrelangen Machtkampf zwischen ihm und Horst Seehofer gewonnen, endlich Ministerpräsident von Bayern. Doch seitdem hat sich der weiß-blaue Himmel über ihm und seiner Union immer weiter verdunkelt.

Ein harter Kurs in der Asylpolitik, der wochenlange Streit mit der Schwesterpartei in Berlin, dann wieder versöhnliche Töne und – wie es Kritiker nennen – teure Wahlversprechen. Markus Söder hat so manchen Haken geschlagen in den vergangenen Monaten, geholfen hat es bisher in den Umfragen nicht.

So viel scheint sicher: Die CSU braucht mindestens einen oder gar zwei Koalitionspartner. Doch wer könnte das sein? Die SPD im Freistaat steuert auf ein historisch schlechtes Ergebnis zu. Sie wären ein kleiner Juniorpartner an der Seite einer immer noch starken Union. Eine Aussicht, die Spitzenkandidatin Natascha Kohnen bisher anscheinend wenig lockt.

Äußerst selbstbewusst dank guter Umfragewerte starten die Grünen in die Schlussphase des Wahlkampfes: Meinungsforscher sehen sie aktuell als zweitstärkste Kraft in Bayern. Eine Regierungsbeteiligung unter Markus Söder betrachten die Fraktionsvorsitzenden und Spitzenkandidaten Katharina Schulze und Ludwig Hartmann zwar skeptisch, schließen eine Koalition aber nicht kategorisch aus.

Inhaltlich deutlich näher an der Union sind da FDP und Freie Wähler. Doch die FDP mit Spitzenkandidat Martin Hagen muss zunächst den Wiedereinzug in den Landtag schaffen. Und die Freien Wähler mit Landeschef Hubert Aiwanger würden sich mit einer Regierungsbeteiligung noch mehr Einfluss in Bayern sichern. Doch das ist nicht im Interesse der CSU.

Bleibt die AfD. Doch da hat Markus Söder eine Zusammenarbeit kategorisch ausgeschlossen. Die AfD bietet in Bayern gleich mehrere Alternativen an: Nicht ein bayerischer Spitzenkandidat wird dort ins Rennen geschickt, sondern sieben. In jedem Wahlbezirk einer. Man wolle sich auf Inhalte konzentrieren, nicht auf Köpfe, so die offizielle Begründung.

Eine Landtagswahl, viele Möglichkeiten. Wer rückt an die Seite der Christsozialen? Wie stark wird die AfD, und können die Grünen erstmals zweitstärkste Kraft in Bayern werden?

ZDF-Hauptstadtstudioleiterin Bettina Schausten begrüßt die Zuschauer ab 17.30 Uhr live aus dem Landtag im Münchner Maximilianeum. An ihrer Seite ZDF-Politikchef Matthias Fornoff und Parteienforscher Professor Karl-Rudolf Korte. Gemeinsam halten sie die Zuschauer auf dem aktuellsten Stand und analysieren den Wahlabend.

In den "heute"-Nachrichten um 19.00 Uhr treffen dann die Spitzenkandidaten aller Parteien zu einer ersten Diskussionsrunde im Wahlstudio aufeinander.

 * 

Wahl in Hessen

Neben dem lauten bayerischen Wahlkampf rückt die Landtagswahl in Hessen häufig in den Hintergrund. Dabei könnte es auch dort am Wahlabend ein böses Erwachen für die Regierenden geben. Hessen wählt nur zwei Wochen nach der Landtagswahl in Bayern.

4,4 Millionen Hessen stimmen über ihren neuen Landtag ab. So wie es aussieht, wird Volker Bouffier ihr Ministerpräsident bleiben. Doch wer regiert mit der CDU? Das schwarz-grüne Bündnis steht laut Umfragen ohne Mehrheit da. Hessen war schon immer für politische Überraschungen gut. So auch 2013, als der "schwarze Sheriff", Volker Bouffier, ein Bündnis mit den Grünen schloss. Für viele wohl noch überraschender: Die schwarz-grüne Regierungskoalition arbeitete fünf Jahre lang weitgehend geräuschlos – Ministerpräsident Bouffier und der grüne Wirtschaftsminister Tarek Al-Wazir als Erfolgsduo.

Dennoch wird diese hessische Geschichte Ende Oktober vermutlich zu Ende gehen. Denn laut Umfragen hat Schwarz-Grün keine Mehrheit mehr. Das liegt weniger an den Grünen, die mit den beiden Spitzenkandidaten Tarek Al-Wazir und Priska Hinz ins Rennen gehen und sich über konstant gute Umfragewerte freuen können. Es liegt an der CDU, deren Werte zurzeit weit unter dem Wahlergebnis von 2013 liegen. Volker Bouffier wird wohl Ministerpräsident bleiben können, aber sich auf ein neues Bündnis einlassen müssen.

Jamaika wäre rechnerisch denkbar. Die FDP, die es bei der zurückliegenden Wahl nur sehr knapp in den Landtag schaffte, präsentiert sich selbstbewusst. Spitzenkandidat René Rock kündigte bereits an, dass das grüne Wirtschaftsministerium dringend gelb werden müsse. Und eher als ein gemeinsames Bündnis mit den Grünen sieht er einen Dreierpakt zwischen CDU, SPD und FDP.

Bei der SPD versucht Spitzenkandidat Thorsten Schäfer-Gümbel im dritten Anlauf, Regierungschef zu werden. Dafür, dass es diesmal klappen könnte, spricht bisher wenig. Die Umfragen sind ernüchternd, und nur zwei Wochen vor dem Wahltermin in Hessen wird ein historisch schlechtes Ergebnis für die bayerische SPD erwartet. Rückenwind: Fehlanzeige.

Die Linke mit den Spitzenkandidaten Janine Wissler und Jan Schalauske kommt in den Überlegungen für ein neues Bündnis nicht vor, könnte aber gestärkt aus dieser Wahl hervorgehen. Im Wahlkampf setzt sie mit sozialem Wohnungsbau und kostenlosem Nahverkehr bereits Themen für die künftige Oppositionsarbeit.

Mit der hessischen Landtagswahl zieht die AfD vermutlich auch in den letzten der 16 Landtage. 2013 noch an der Fünf-Prozent-Hürde in Hessen gescheitert, wird der Partei und ihrem Spitzenkandidaten Rainer Rahn ein zweistelliges Ergebnis vorausgesagt.

Welche Parteien übernehmen nach der Landtagswahl die Regierungsverantwortung? CDU, Grüne und FDP? CDU, SPD und FDP? Möglich wäre auch eine Große Koalition. Doch die beiden Vorsitzenden können nicht miteinander, heißt es in Wiesbaden. Aber wer weiß, in Hessen ist immer eine Überraschung möglich.

Vom Schlossplatz am Landtag sendet das ZDF an diesem Wahlsonntag ab 17.45 Uhr live aus dem Wahlstudio in Wiesbaden mit Hauptstadtstudioleiterin Bettina Schausten und ZDF-Politikchef Matthias Fornoff. Beide begrüßen interessante Interviewgäste und analysieren die Zahlen und Daten gemeinsam mit Parteienforscher Karl-Rudolf Korte.

In den "heute"-Nachrichten um 19.00 Uhr treffen die Spitzenkandidaten aller Parteien zu einer ersten Diskussionsrunde im Wahlstudio aufeinander. Und direkt im Anschluss gegen 19.35 Uhr begrüßt der stellvertretende ZDF-Chefredakteur Elmar Theveßen die im Bundestag vertretenen Parteien zum Schlagabtausch in der "Berliner Runde".

 * 

Berliner Runde

Nur zwei Wochen nach der Landtagswahl in Bayern wird in Hessen gewählt – ausreichend Diskussionsstoff für eine Berliner Runde. Der stellvertretende Chefredakteur Elmar Theveßen begrüßt die Vertreter der im Bundestag vertretenen Parteien zum Schlagabtausch im ZDF-Hauptstadtstudio.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Oktober 2018

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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TALK/344: BR - Neues Talk-Format "Kreuzer trifft...", ab 14.10.2018 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 14. September 2018

Ab 14. Oktober 2018

Neues Talk-Format "Kreuzer trifft..." im BR Fernsehen



Ob Biathlonlegende Magdalena Neuner, Diskus-Olympiasieger Lars Riedel
oder Ski-Held Markus Wasmeier: Im neuen Talk-Format "Kreuzer
trifft..." besucht BR-Moderatorin Marianne Kreuzer diese und weitere
Prominente aus der Sportwelt an persönlichen Lieblingsorten und
erfährt bislang Unbekanntes von ihren Gesprächspartnern. Nach der
Wiederholung einer Pilotfolge tags zuvor startet "Kreuzer trifft..."
im BR Fernsehen am 14. Oktober 2018 mit sechs Folgen, die immer
sonntags um 16.15 Uhr zu sehen sind.

In der Auftaktfolge vom 14. Oktober 2018 besucht BR-Moderatorin
Marianne Kreuzer Biathlonkönigin Magdalena Neuner in deren Heimat
Wallgau.

Pro Folge steht jeweils ein Gesprächspartner im Fokus. Das Besondere:
Als Drehorte haben die Prominenten jeweils drei Lieblingsorte
ausgewählt, zu denen sie einen emotionalen Bezug haben. Dadurch
entsteht eine intensive und persönliche Gesprächsebene, die sich sehr
von üblichen, aktuellen Interviews unterscheidet.
Zum Auftakt: Besuch bei Biathlonkönigin Magdalena Neuner in Wallgau

In der Premierenfolge ist Marianne Kreuzer zu Besuch bei Magdalena
Neuner in deren Heimatort Wallgau. Die Doppel-Olympiasiegerin und
zwölfmalige Weltmeisterin im Biathlon ist in diesem Jahr zu Bayerns
Jahrhundertsportlerin gewählt worden. Die 31-Jährige hat als
Lieblingsorte die Wallgauer Alm, den Barmsee und das Isarufer
ausgewählt. Dort verrät Magdalena Neuner, wie sie ihr jetziges Leben
als Mutter und Geschäftsfrau managt und spricht über den dunkelsten
Moment ihrer Karriere - als sie von einem Stalker verfolgt und
belästigt wurde.

Gesprächsgäste in den weiteren Folgen sind Klaus Wolfermann,
Speerwurf-Olympiasieger von 1972, der frühere Diskus-Held Lars Riedel,
die Ski-alpin-Legenden Markus Wasmeier und Hilde Gerg sowie
Motorsport-Ikone Hans-Joachim "Strietzel" Stuck. In der Pilotfolge von
Ende 2017, die vorab noch einmal ausgestrahlt wird, ist Marianne
Kreuzer zu Gast bei Biathlon-Legende Fritz Fischer.


"Kreuzer trifft..." - Alle Folgen und Sendetermine im
Überblick

vorab Sa., 13. Oktober 2018, 17.15 Uhr:

Biathlon-Legende Fritz Fischer / Ruhpolding (Wh. der Pilotfolge vom 2.
Dezember 2017)

neue Folgen jeweils sonntags, 16.15 Uhr:

14. Oktober: Ex-Biathlon-Königin Magdalena Neuner / Wallgau

21. Oktober: Klaus Wolfermann, Speer-Olympiasieger 1972 / Nürnberg und
Altdorf

28. Oktober: Diskus-Star Lars Riedel / Tegernsee

4. November: Motorsport-Legende Hans-Joachim "Strietzel" Stuck /
Kitzbühel und Scheffau am Wilden Kaiser

11. November: Ski-Ass Hilde Gerg / Berchtesgaden und Salzburg

18. November: Ski-Ikone Markus Wasmeier / Schliersee

"In unserem neuen Format geht es nicht um Gold, Silber, Bronze oder
 1:0-Berichterstattung. Bei 'Kreuzer trifft...' stehen persönliche
 Geschichten und spezielle, emotionale Lebenssituationen von
 prominenten Sportlern im Mittelpunkt. So erzählt zum Beispiel Hilde
 Gerg auch über die langjährige Verarbeitung des Todes ihres ersten
 Ehemanns, Klaus Wolfermann über seine persönlichen Erinnerungen an
 das Olympia-Attentat 1972 und Markus Wasmeier über die schwere
 Krebserkrankung seiner Frau. Marianne Kreuzer ist es gelungen, zu
 sehr sensiblen und persönlichen Themen feinfühlige Gespräche zu
 führen. Wir freuen uns beim BR Sport auf die etwas anderen
 Interviews mit sympathischen Sportlern, die in Bayern zuhause
 sind."
 BR-Sportchef Christoph Netzel


"Jahrzehntelang habe ich über die tollen Leistungen von Athleten
 berichtet. Schon lange war es mein Wunsch, auch die Menschen hinter
 den Hochleistungssportlern vorzustellen. Was zeichnet sie privat
 aus? Welche Werte im Leben sind ihnen wichtig? Ich war überrascht,
 wie viel die sechs Protagonisten von ihrem privaten Leben
 preisgegeben und dass sie auch Lebenskrisen nicht verschwiegen
 haben. Dies mag auch daran liegen, dass die Sportler ihre
 Gesprächsorte selbst wählen durften und an den stets wunderschön
 gelegenen Plätzen in der Natur entsprechend offen und emotional
 reagiert haben. Die Botschaft von ,Kreuzer trifft...' ist für mich:
 In diesem traumhaften Bayern leben äußerst sympathische und
 erfolgreiche Menschen, die trotz ihrer weltweiten Siege mit beiden
 Beinen auf dem Boden ihrer Heimat stehen und keine Überheblichkeit
 kennen."
 Moderatorin Marianne Kreuzer



Biografie Marianne Kreuzer

In Kempten geboren, stieß die diplomierte Sportlehrerin und
Journalistin 1990 zum BR. Die Allgäuerin moderierte 13 Jahre lang den
Fernsehklassiker "Blickpunkt Sport". Als erste Anchor-Woman schickte
die ARD sie 1998 zu den Olympischen Spielen in Nagano. Drei weitere
Olympische Spiele folgten, dazu zwei Fußball-Europameisterschaften und
zahlreiche alpine Ski-Übertragungen im Ersten. Überdies ist Marianne
Kreuzer den Zuschauern als Moderatorin des Sportblocks der "Rundschau"
im BR Fernsehen bekannt. Von 1998 bis 2014 war sie
BR-Redaktionsleiterin Sport/Magazine. 2016 wurde sie mit dem
Bayerischen Sportpreis in der Kategorie "Herausragende Präsentation in
den Medien" ausgezeichnet.

 * 
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MELDUNG/1770: WDR 5 - Verleihung des Deutschen Jugendliteraturpreises, 14.10.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Verleihung des Deutschen Jugendliteraturpreises

WDR 5 spezial

Sonntag, 14.10.2018, 15.04 - 16.00 Uhr, WDR 5



Im Rahmen der Frankfurter Buchmesse ist Freitag der Deutsche
Jugendliteraturpreis verliehen worden. Die Jury prämierte je ein
Bilder-, ein Kinder-, ein Jugend- und ein Sachbuch. WDR 5 sendet
Ausschnitte der Veranstaltung aus dem Congresszentrum der Frankfurter
Messe.

Mehr als 8.000 Kinder- und Jugendbücher erscheinen jedes Jahr in
deutscher Sprache. Bei dieser Menge ist es nicht einfach, den
Überblick zu behalten. Der Deutsche Jugendliteraturpreis liefert seit
mehr als 60 Jahren verlässliche Buchempfehlungen für Kinder,
Jugendliche, Eltern, Lehrer, Buchhändler und Lesefans aller Art. Im
Rahmen der Frankfurter Buchmesse ist der mit insgesamt 72.000 Euro
ausgestattete Preis Freitagabend (13.10.2017) wieder vergeben worden.

Als bestes Bilderbuch konnte sich in diesem Jahr "Hier kommt keiner
durch!" von Isabel Minhós Martins mit Bildern von Bernardo P. Carvalho
und in der Übersetzung von Franziska Hauffe durchsetzen. In der Sparte
Kinderbuch wurde "Sally Jones. Mord ohne Leiche" des schwedischen
Autors und Illustrators Jakob Wegelius ausgezeichnet, übersetzt von
Gabriele Haefs.


Gudrun Pausewang für Gesamtwerk geehrt

Als bestes Jugendbuch überzeugte die Jury Bonnie-Sue Hitchcocks Roman
"Der Geruch von Häusern anderer Leute" in der Übersetzung von Sonja
Finck. Sieger beim Sachbuch wurde Piotr Sochas großformatiges
Bilderbuch "Bienen", übersetzt von Thomas Weiler. Der Sonderpreis für
das Gesamtwerk ging an die 89-jährige Autorin Gudrun Pausewang, der
erstmals vergebene Sonderpreis "Neue Talente" an Mario Fesler mit
seinem Debüt "Lizzy Carbon und der Klub der Verlierer".


Auszeichnungen seit 1956

Mit Ausnahme des mit 12.000 Euro dotierten Sonderpreises für das
Gesamtwerk sind alle anderen Auszeichnungen mit jeweils 10.000 Euro
dotiert. Die Preise wurden von Bundesfamilienministerin Katarina
Barley (SPD) überreicht.

Der Deutsche Jugendliteraturpreis wurde 1956 vom damaligen
Bundesministerium für Familienfragen (heute: Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend) gestiftet, um herausragende
Werke der Kinder- und Jugendliteratur auszuzeichnen.

 * 
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MUSIK/2726: Deutschlandfunk - Henrik Freischladers Peter Green, 14.10.2018 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Henrik Freischladers Peter Green

Über den Nachhall eines legendären Gitarristen

Von Tim Schauen

Rock et cetera

Sonntag, 14. Oktober 2018, 15.05 - 16.00 Uhr, Deutschlandfunk



1967 gründete ein britischer Gitarrist seine Bluesband: Peter Green's
Fleetwood Mac. Zuvor war Green Eric Clapton bei John Mayall and the
Bluesbreakers nachgefolgt, aber dort unzufrieden wieder ausgestiegen.
Bevor Fleetwood Mac sich vom Blues abwandten und ab den späten
70er-Jahren Weltstars des Pop wurden, schufen sie Songs, deren
einzigartige Magie auch heute noch fasziniert - vor allem wegen des
lyrischen Gitarrenspiels von Peter Green. Der Wuppertaler Gitarrist
Henrik Freischlader zählt neben Moore auch Peter Green zu seinen
Einflüssen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 2. Oktober 2018
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MUSIK/2725: WDR 3 - Klänge des Wassers, 13.10.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Live - WDR Rundfunkchor: Klänge des Wassers

WDR Rundfunkchor; Ensemble des WDR Sinfonieorchesters; Warped Type,
Live Visuals;

Leitung: Stefan Parkman

Live aus dem WDR Funkhaus Köln

Moderation: Ulrike Froleyks

WDR 3 Konzert

Samstag, 13.10.2018, 20.04 - 22.00 Uhr, WDR 3



Ab ins Wasser: Stefan Parkman taucht mit dem WDR Rundfunkchor
klanglich in das erfrischende Nass.

Leichtigkeit, Schnelligkeit, Genauigkeit, Sichtbarkeit, Vielfältigkeit
und Beständigkeit sind die sechs Eigenschaften, um die sich Italo
Calvinos Vorlesungsreihe "Six Memos for the Next Millennium" dreht.
Diese Texte haben Stephen Harrap zu seinem Kompositionsauftrag für den
WDR Rundfunkchor "Six Motets About The Sea" inspiriert. Der Komponist
und Dirigent ist selbst an der englischen Südküste aufgewachsen und
daher mit der Schönheit und den Eigenheiten des Meeres zutiefst
vertraut. Weit domestizierter bewegt sich das flüssige Element in
Hauschkas "Cascades". Er vertont Wasser, das von einer Schale in die
nächste fällt, und fügt seinen Klängen noch ein optisches Element
hinzu, nämlich Lichtmuster und strahlende Effekte, die die
Düsseldorfer Lichtkünstler "Warped Type" im Sendesaal des WDR
Funkhauses in Szene setzen.

Stephen Harrap

Six Motets About The Sea, inspiriert durch Texte von Italo Calvino,
Uraufführung

Hauschka

Loss, aus "Cascades"

Lars Johan Werle

Nautical Prelude, für Chor und 5 Megaphone

Redaktion: Werner Wittersheim

Nach der Sendung steht das Konzert 30 Tage zum Nachhören im WDR 3
Konzertplayer.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 11. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MUSIK/2724: BR-KLASSIK - Rossinis Sigismondo mit Marianna Pizzolato, 14.10.2018 (BR)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





MUSIK/2724: BR-KLASSIK - Rossinis "Sigismondo" mit Marianna Pizzolato, 14.10.2018 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. September 2018

Rossinis "Sigismondo" mit Marianna Pizzolato

Chor des Bayerischen Rundfunks

Leitung: Keri-Lynn Wilson

Sonntagskonzert

Sonntag, 14. Oktober 2018 ab 19.00 Uhr



Das 1. Sonntagskonzert der Konzertsaison 2018/19 widmet das Münchner
Rundfunkorchesters dem Jubiläumsjahr von Gioachino Rossini. Zu Ehren
seines 150. Todestages wird Rossinis Oper "Sigismondo" aufgeführt, ein
etwas in Vergessenheit geratenes Juwel des italienischen Belcanto. In
der Titelrolle ist Marianna Pizzolato zu hören, die Leitung der
konzertanten Aufführung am 14. Oktober 2018 um 19.00 Uhr im Münchner
Prinzregententheater hat die Dirigentin Keri-Lynn Wilson.

In der Titelpartie des "Sigismondo", der bravourösen Partie des
verzweifelten und von Gewissensqualen geplagten Königs, ist die
italienische Mezzosopranistin und Rossini-Expertin Marianna Pizzolato
in einer "Hosenrolle" zu erleben.

Ihr zur Seite steht die Sopranistin Hyesang Park in der Rolle der
"Aldimira", für die Partie des "Ladislao" konnte der englische
lyrische Tenor Barry Banks gewonnen werden, der als einer der besten
Interpreten des italienischen Belcanto-Repertoires gilt. Außerdem sind
zu hören: Rachel Kelly ("Anagilda") und Il Hong ("Ulderico").
Unterstützt wird das hochkarätige Solisten-Ensemble vom Chor des
Bayerischen Rundfunks.


Zum Werk:

Die Uraufführung, die 1814 in Venedig stattfand, brachte zunächst
nicht den erhofften Erfolg, was vermutlich auch an der Thematik lag,
die Rossini für seine Oper wählte: Im Mittelpunkt stehen die
Wahnvorstellungen eines vom schlechten Gewissen gequälten Königs, der
seine Gattin zum Tode verurteilt hat, weil sie von einem eigennützigen
Höfling des Ehebruchs beschuldigt wird. Am Ende versöhnt sich König
Sigismondo mit seiner fälschlich der Untreue verdächtigten, tot
geglaubten Frau. Intrige und Wahnsinn, Idylle und Schlachtengetümmel
prägen die Handlung. Diese extremen Gefühlswelten werden von Gioachino
Rossini ausgesprochen virtuos, farbenprächtig und klangsinnlich
vertont, damit ist seine Oper "Sigismondo" ein herausragendes Beispiel
für den italienischen Belcanto.


Mitwirkende

Aldimira: Hyesang Park, Sopran

Sigismondo: Marianna Pizzolato, Mezzosopran

Anagilda: Rachel Kelly, Mezzosopran

Ladislao: Barry Banks, Tenor

Radoski: Gavan Ring, Bariton

Zenovito: Guido Loconsolo, Bariton

Ulderico: Il Hong, Bass


Einführung

Um 18.00 Uhr wird im Gartensaal des Prinzregentheaters eine Einführung
von Franziska Stürz angeboten.


Live-Übertragung

Das Konzert wird am Sonntag, 14. Oktober 2018 ab 19.00 Uhr live in
BR-KLASSIK/Hörfunk ausgestrahlt.

 * 
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TALK/1607: WDR 5 - Was wollte (und will) die konservative Revolution? 14.10.2018 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Was wollte (und will) die konservative Revolution?

Ausschnitte einer Veranstaltung der Philcologne 2018

Moderation: Joachim Frank

Bearbeitung: Renate Naber

Philosophie Spezial

14. Oktober 2018, 22.05 - 23.00 Uhr | WDR 5



Reinhard Mehring ist Professor für Politikwissenschaft und deren
Didaktik an der Pädagogischen Hochschule Heidelberg. Er hat sich
intensiv mit Carl Schmitt und Martin Heidegger beschäftigt.

Während der diesjährigen Philcologne sprach er über den
Rechtsintellektualismus der Zwischenkriegszeit (1918-1938), der oft
unter dem Stichwort der "konservativen Revolution" diskutiert wird.
Martin Heidegger wird selten dazu gezählt, war mit seiner
Traditionskritik und seiner Denkfigur vom "anderen Anfang" im "Schritt
zurück" aber ein Hauptvertreter dieser Bewegung.

In seinen Schriften betrachtet Mehring Martin Heidegger innerhalb
dieser Bewegung primär als Revolutionär, Nietzscheaner und Utopiker
des Übermenschen. Er vergleicht ihn mit Ernst Jünger und Carl Schmitt
und spielt Thomas Mann als positive Alternative und Hauptvertreter
einer liberalen Variante konservativer Revolution gegen Heidegger aus.
Im Gespräch mit Moderator Joachim Frank versuchte auch einen Bogen zur
gegenwärtigen Situation in der Bundesrepublik zu schlagen.

Redaktion: Gundi Große

Die Sendung können Sie vier Wochen nach Ausstrahlung in WDR 5 über
diese Seite nachhören.

Buch:

Reinhard Mehring: Martin Heidegger und die "konservative
Revolution"

Verlag Karl Alber, 2018

232 Seiten, 32,00 Euro

ISBN 978-3495489796
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AKTION/348: Unna - Art Cinema mit Künstlergesprächen am 27. Oktober 2018

Art Cinema mit Künstlergesprächen

Aktionswoche "Stadtbesetzung"



Kreisstadt Unna. In gemütlicher Wohnzimmer-Atmosphäre stellt der
Unnaer-Regisseur Felix Maxim Eller ("Young and Wild", "All Eyes on
You") dem Publikum am Donnerstagabend (27. Oktober) ab 20 Uhr im
Ladenlokal Schulstraße 23 (ehem. Elektro Wix) im Gespräch verschiedene
Filmemacher, Künstler und ihre Werke vor. André Decker, künstlerischer
Leiter des Theater Narrenschiff, zeigt seinen Tanz-Kurzfilm "An
Inbetween Dream", der bislang in Unna nur auf einer Hauswand in der
Massener Straße gezeigt wurde. Weiterhin präsentieren junge Dortmunder
Filmemacher ihre Semester-Arbeiten. Eingerahmt wird die Filmschau von
Publikumsgesprächen und Interviews.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:
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AKTION/347: München - Hochschule für Fernsehen und Film München, Lange Nacht am 20. Oktober 2018

idw - Pressemitteilung: Hochschule für Fernsehen und Film München

Die Lange Nacht der Münchner Museen am 20. Oktober - HFF München
mit umfangreichem Programm dabei



Von 19 Uhr bis 2 Uhr: Filmprogramm in allen Kinosälen / Aktuellste
Filme und Werbespots der Studierenden / Erste Staffel der
erfolgreichen BR-Serie SERVUS BABY von HFF-Alumna Natalie Spinell

Die Lange Nacht der Münchner Museen | Samstag, 20.10.2018

HFF München | Kinos und Foyer | 19-2 Uhr

München, 10. Oktober 2018 - Am 20. Oktober ist die Hochschule für
Fernsehen und Film (HFF) München zum siebten Mal bei der Langen Nacht
der Münchner Museen dabei und öffnet für sieben Stunden ihre Kinosäle:
Im AudimaxX sind die aktuellsten Filme der Studierenden zu sehen:
Spielfilme, Dokumentar- und Experimentalfilme. Im Kino 1 werden ab 20
Uhr Werbespots, die in den vergangenen vier Jahren im Bereich Werbung
entstanden sind, in Dauerschleife gezeigt. Im Kino 2 läuft die erste
Staffel der erfolgreichen BR-Serie SERVUS BABY von HFF-Absolventin
Natalie Spinell.

SERVUS BABY, 1. Staffel, von Natalie Spinell (Absolventin der HFF
München) | Kino 2 19 Uhr, 21 Uhr, 23 Uhr (4 Folgen á ca. 30 Minuten)

Was tun, wenn die Bombe tickt? Und was, wenn man selbst die Bombe ist?
Weil man als Frau Anfang dreißig Knall auf Fall wieder Single ist.
Oder vor lauter männlichen Genitalien den Wald vor lauter Bäumen nicht
mehr sieht. Oder das Wort "Liebe" all die Jahre versehentlich falsch
definiert hat. Oder eben weit und breit keins dieser männlichen
Genitalien in Sicht ist, das aber als einziges den Startschuss für den
familiären Lebenstraum geben könnte. Oder ist man auf dem falschen
Dampfer und sollte sich locker machen à la 30 ist das neue 20?
Trotzdem: Es muss sich verliebt, fortgepflanzt, Karriere gemacht und
gewohnt werden, gerade im schönen München. Gefühlschaos, Sinnsuche,
Druck, ja nicht auf der Strecke bleiben, mit vibrierenden Eierstöcken
vermeintliche Väter klarmachen, obwohl die eigene Anziehungskraft
spürbar schwindet? Wo genau ist man sich denn selber so verdammt weit
abhandengekommen, dass mit leuchtenden Buchstaben plötzlich
"DESPERATE" auf der Stirn im Spiegel steht? Das komplette
HFF-Filmprogramm zur Langen Nacht der Münchner Museen finden Sie unter
www.hff-muenchen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1101

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Fernsehen und Film München, 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1838: Mönchengladbach - "Eigene Hörspiele produzieren" für junge Leute am 27./28.10.2018

Achtung, Aufnahme!



In der Ohrenbibliothek können junge Medienmacher zwischen 10 und 14
unter Anleitung des Radiomachers Axel Tillmanns eigene Hörspiele
produzieren und im Netz veröffentlichen - von Soundcloud über Youtube
bis Whatsapp. Den Inhalt bestimmen sie natürlich selbst. Ein Projekt
des Kulturrucksack NRW. Die Teilnahme ist kostenlos.

Samstag, 27.10.2018, 14 - 18 Uhr, Sonntag, 28.10.2018, 10 - 17 Uhr in
der Stadtteilbibliothek Rheydt, Am Neumarkt 8, 41236 MG.
Anmeldungen unter ohrenbibliothek@moenchengladbach.de .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 8. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1837: Hanau - Erste Schritte im Internet für Senioren, 24.10.-14.11.2018

Erste Schritte im Internet für Senioren



Das Seniorenbüro Hanau bietet einen Kurs zum Thema Internet auf Basis
der Software Mozilla Firefox an. Es finden vier Kurstermine statt,
immer mittwochs 24.10.-14.11.2018 von 14-16 Uhr. Kursleiter Jürgen
Schröder macht mit Recherche- und Kauftechniken im Internet vertraut.
Er behandelt das Thema Sicherheit und lehrt, wie man die Firefox
Software individuell anpasst.

Wer einen eigenen Laptop mit Windows besitzt, kann diesen gerne im
Unterricht nutzen. Die Teilnahmegebühr beträgt 20 Euro. Der Kurs
findet im Seniorenbüro 1. OG, Raum 106, Steinheimer Straße 1, 63450
Hanau, statt. Anmeldungen nimmt Inge Gach im Seniorenbüro, Telefon
06181/ 66 820 41 (Montag- bis Freitagvormittag) gerne entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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ARBEITSMEDIZIN/470: Studie - Gründe und Lösungsansätze für hohe Krankenstände (idw)

Hochschule Fresenius - 10.10.2018

"Heute bleibe ich zu Hause": Eine Studie zeigt Gründe und Lösungsansätze für hohe Krankenstände



Trotz Rekordausgaben greifen Maßnahmen der betrieblichen
Gesundheitsförderung nicht, die Arbeitszufriedenheit sinkt, Krankenstände
steigen - zumindest im Bereich der Facharbeiter- und Serviceberufe. Das
sagt Prof. Dr. Sabine Hammer in ihrer Antrittsvorlesung an der Hochschule
Fresenius. Welche Gegenmaßnahmen können Unternehmen ergreifen?

Die Krankenstandsquote hat sich in Deutschland laut Robert-Koch-Institut
und Statistischem Bundesamt innerhalb der letzten zehn Jahre um rund 30
Prozent erhöht. Nach Angaben der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin lag der Ausfall an Bruttowertschöpfung in 2016 (mit
durchschnittlich 17,5 Ausfalltagen pro Arbeitnehmer) bei 133 Milliarden
Euro. Und dies, obwohl Unternehmen und Krankenkassen im gleichen Jahr die
Rekordsumme von knapp 6,5 Milliarden Euro für die betriebliche
Gesundheitsförderung ausgegeben und in zahlreiche Maßnahmen wie
Gesundheitstage, Fitness- und Entspannungsangebote oder Stressmanagement
investiert haben.

"Das Geld hätten sich die Betriebe und Krankenkassen vermutlich sparen
können", sagt Prof. Dr. Sabine Hammer, die mit einem Forscherteam gerade
eine Untersuchung zum Thema Mitarbeiterzufriedenheit und Krankmeldungen
abgeschlossen hat. Deutschlandweit wurden in sechs Großunternehmen
ausführliche Interviews* mit 180 Mitarbeitern aus Handwerk,
Personentransport, Reinigung und Service durchgeführt. "Die von uns
untersuchten Zielgruppen nehmen diese Aktivitäten sehr häufig als
unpassend wahr und empfinden sie teilweise auch als Bevormundung oder
Einmischung des Arbeitgebers. Das lässt sich leicht nachvollziehen, wenn
zum Beispiel einem körperlich hart arbeitenden Angestellten
Fitnesstrainings als besonderes Angebot angekündigt werden."

Die Hauptursache für hohe Krankenstände ist nach den
Untersuchungsergebnissen der Effizienzdruck, der auf den Unternehmen
lastet. Er wird nach unten weitergegeben und damit im operativen Bereich
besonders spürbar. "Die größte Herausforderung für Betriebe wird unserer
Ansicht nach sein, diesen Effizienzdruck so zu kanalisieren, dass die
Krankenstände nicht noch weiter steigen beziehungsweise dauerhaft
reduziert werden können" erläutert Hammer.

"Für unsere Gesprächspartner war entscheidend, dass sie das Gefühl haben,
mehr zu leisten als sie zurückbekommen. Diese Wahrnehmung ist
wissenschaftlich sehr gut untersucht und erhöht das Risiko, langfristig
krank zu werden, erheblich. Die Befragten sind durchaus stolz auf ihre
Berufe, trotzdem kämpfen sie mit einer geringen Anerkennung im eigenen
Unternehmen und in der Gesellschaft." Eine Folge ist, dass diese
Mitarbeiter nicht nur häufiger krank werden, sondern sich auch im Falle
eines so genannten indifferenten Gesundheitszustands heute eher dafür
entscheiden, zum Arzt zu gehen und sich krankschreiben lassen. "Hier
findet eine deutliche Verschiebung statt", sagt Hammer.

Was können Unternehmen also tun, um die Arbeitszufriedenheit zu erhöhen
und damit Fehltage zu minimieren? Das fängt bei Kleinigkeiten an:
Mitarbeiter fühlen sich wertgeschätzt, wenn sie einen persönlichen
Ansprechpartner haben, der gut erreichbar ist, sie mit Namen kennt und
regelmäßig ein substanzielles Feedback gibt. Relativ leicht lassen sich
auch Verbesserungen im Arbeitsumfeld etablieren: intaktes und neues
Arbeitsmaterial, eine moderne Berufskleidung und gepflegte Räumlichkeiten
nehmen Arbeitnehmer als Wertschätzung wahr. Das Arbeiten in festen und
kleinen Teams wirkt sich ebenfalls positiv auf die Arbeitsmotivation und
die Identifikation mit dem Unternehmen aus. "Eine Weihnachtsfeier oder ein
Sommerfest, dessen Finanzierung aber unbedingt auch der Arbeitgeber
alleine trägt, haben ebenfalls eine wesentlich größere Wirkung als die
Gesundheitstage in der Kantine", sagt Hammer.


* Die Studie ist aufgrund der offenen Fragen der qualitativen Forschung
zuzuordnen. Hier sind Schlussforderungen in Form von Hypothesen gestattet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius - 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INNERE/1403: Welt-Thrombose-Tag am 13.10.18 - Blutgerinnsel effektiv und schonend per Ultraschall aufspüren (DGAUM)

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin - 10. Oktober 2018

Aktionstag

Welt-Thrombose-Tag: Blutgerinnsel effektiv und schonend per Ultraschall aufspüren



Berlin, Oktober 2018 - Zwischen 40.000 und 100.000 Menschen sterben
pro Jahr in Deutschland an einer Lungenembolie, die infolge einer
Thrombose entsteht. Die Lungenembolie ist damit nach Herzinfarkt und
Schlaganfall die dritthäufigste Todesursache in Deutschland.
Anlässlich des Welt-Thrombose-Tags am Samstag, den 13. Oktober, machen
Experten der Deutschen Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin
e.V. (DEGUM) auf die Diagnosemöglichkeiten per Ultraschall aufmerksam.
Die Sonografie ist mittlerweile das Verfahren der ersten Wahl bei
Thromboseverdacht. Sie ermöglicht eine exakte Darstellung des
Blutgerinnsels und ist zudem besonders gesundheitsschonend. Wer
Symptome der Thrombose, wie ein verstärktes Spannungsgefühl oder
Schwere in den Beinen verspürt, sollte die Diagnostik wahrnehmen.

Bei einer Thrombose bildet sich ein Blutgerinnsel, also ein Thrombus,
in einem Blutgefäß oder direkt im Herzen. Dieser Blutpfropf behindert
einerseits den Blutstrom, andererseits kann er sich lösen und mit dem
Blutstrom verschleppt werden. "Eine rasche Diagnose und Behandlung der
Thrombose sind sehr wichtig", sagt Dr. med. Emilia Stegemann, Leiterin
des DEGUM-Arbeitskreises Vaskulärer Ultraschall.

Die häufigste Thrombose in Blutgefäßen findet sich in den
Becken-Bein-Venen. Diese Thrombosen sind aufgrund der Gefahr einer
konsekutiven Lungenembolie besonders risikobehaftet. Der Patient kann
Symptome wie ein Gefühl der Spannung oder Schwere in den Beinen
empfinden, die Haut ist möglicherweise wärmer oder verfärbt. Auch
Schwellungen oder Schmerzen können auftreten. Löst sich der Thrombus
aus den Beinvenen und wird er dann mit dem Blutstrom über das Herz in
die Lunge verschleppt, verursacht er eine Lungenembolie: Eine Ader in
der Lunge wird dabei verstopft und damit ein Teil des Lungengewebes
von der Blutversorgung abgeschlossen, dadurch ist der
Sauerstoffaustausch über die Lunge beeinträchtigt und das Herz akut
stark belastet.

"Je größer das Gerinnsel, desto gefährlicher ist die Situation. Die
Lungenembolie kann sich beispielsweise mit Schmerzen in der Brust oder
Atemnot bemerkbar machen und ist ein Fall für den Notarzt", warnt Dr.
Emilia Stegemann, Angiologin und Kardiologin, Chefärztin der Klinik
für Allgemeine Innere Medizin und Angiologie der AGAPLESION DIAKONIE
KLINIKEN KASSEL.

Voraussetzung für die richtige Diagnose und Behandlung einer Thrombose
ist eine sorgfältige ärztliche Untersuchung. "Bei begründetem
Thromboseverdacht stellt der Ultraschall das Untersuchungsverfahren
der Wahl dar. Im Gegensatz zu der früher häufig durchgeführten
Phlebographie (Röntgenuntersuchung der Venen mit Kontrastmittel) ist
ein Ultraschall für den Patienten in keiner Weise belastend", so die
Expertin Dr. Stegemann. Die Methode ist einerseits sehr sensitiv,
andererseits kann der Untersucher neben Gefäßen und vorhandenen
Blutgerinnseln auch Strukturen erkennen, die die Thrombose verursacht
haben, wie zum Beispiel Zysten im Bereich des Kniegelenkes. "Die
Untersuchungsergebnisse werden noch exakter, wenn spezielle
Ultraschalluntersuchungen zum Einsatz kommen, die den Blutfluss in den
Gefäßen darstellen", sagt Stegemann. "Hier sind beispielsweise die
sogenannte farbkodierte Duplexsononografie und die Dopplersonografie
geeignete Verfahren."

Bei nicht eindeutigem Befund empfehlen die aktuellen Leitlinien eine
erneute Ultraschalluntersuchung nach fünf bis sieben Tagen. Weitere
bildgebende Verfahren wie Gefäßdarstellungen mittels Kontrastmittel,
Schichtröntgen (CT) oder Kernspintomografie (MRT) sind in der Regel
weitgehend unnötig. "Wie bei allen Untersuchungsverfahren ist jedoch
die Aussagekraft des Ultraschalls entscheidend von der Fachkenntnis
des Untersuchers abhängig", erklärt Dr. Stegemann. Ultraschallexperten
für Gefäßuntersuchungen sind in der DEGUM im Arbeitskreis Vaskulärer
Ultraschall vertreten. Der Arbeitskreis bietet über die
Ultraschallakademie der DEGUM regelmäßig Kurse zum Erlernen und
Vertiefen dieser Untersuchungsverfahren unter fachkundiger Anleitung
in Kleingruppen an, die erfreulicherweise stark frequentiert werden.

Hintergrund: Risikofaktoren für eine Thrombose

Ein erhöhtes Risiko für Thrombosen haben Menschen beim längeren
Liegen, zum Beispiel während eines Krankenhausaufenthaltes, bei einer
Krebserkrankung oder bei vererbter Thromboseneigung. Auch ein
veränderter Hormonhaushalt durch eine Schwangerschaft, die
Anti-Baby-Pille oder Hormonpräparate gegen Wechseljahresbeschwerden
können eine Thrombose begünstigen.

Über die DEGUM: 

Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM)
bietet ein Forum für den wissenschaftlichen und praktischen
Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des medizinischen Ultraschalls. Sie
vereint rund 10 000 Ärzte verschiedener Fachgebiete, medizinische
Assistenten, Naturwissenschaftler und Techniker. Ultraschalldiagnostik
ist heute das am häufigsten eingesetzte bildgebende Verfahren in der
Medizin. Ultraschallanwendern bescheinigt die DEGUM eine entsprechende
Qualifikation mit einem Zertifikat der Stufen I bis III. DEGUM
zertifizierte Ärzte finden Patienten im Internet unter: www.degum.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM)

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

Charlottenstraße 79/80, 10117 Berlin

Telefon: 030 /2060 8888-0, Fax: 030 /2060 8888-90

E-Mail: geschaeftsstelle(at)degum.de

Internet: www.degum.de
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ETHIK/1268: Interview - Tod des Gehirns nicht mit dem Tod des Menschen gleichzusetzen (ALfA LebensForum)

ALfA LebensForum Nr. 126 - 2. Quartal 2018

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

»Alternative Wahrheit«

Stefan Rehder sprach mit Axel W. Bauer



Der Tod des Organs Gehirn kann nicht mit dem Tod des Menschen
gleichgesetzt werden, meint der Mannheimer Arzt und Medizinethiker
Professor Dr. med. Axel W. Bauer und fordert im Interview mit
»LebensForum« eine umfassende Aufklärung potenzieller Organspender.



LebensForum: Herr Professor Dr. Bauer, der Präsident
der Bundesärztekammer, Frank Ulrich Montgomery, hat im Vorfeld des
diesjährigen Ärztetages in Erfurt eine offene Debatte über die
Organspende gefordert. Als Medizinhistoriker, der Sie ja auch sind,
müsste Sie das freuen. Denn eine offene Debatte über Entnahme- und
Vergabekriterien von Organen gab es in Deutschland noch nie. Oder
täuscht dieser Eindruck? 

Professor Dr. med. Axel W. Bauer: Zunächst einmal ist wirklich
zu hoffen, aber nach meiner Einschätzung leider keineswegs sicher,
dass Herr Kollege Montgomery tatsächlich eine in jeder Hinsicht
offene, also kontrovers geführte Debatte mit unterschiedlichen
Argumentationslinien im Sinn hat. Da er selbst sich bereits für eine
Widerspruchslösung bei der Organentnahme ausgesprochen hat, ist mit
der eingeforderten »Offenheit« vermutlich aber nur der unverhüllte
Generalangriff auf die im deutschen Transplantationsgesetz (TPG) seit
1997 festgeschriebene erweiterte Zustimmungslösung gemeint, die auf
die aktive Zustimmung der Bürger zur Organentnahme im Fall ihres
sogenannten »Hirntodes« setzt. Künftig soll man, um eine Organentnahme
verhindern zu können, zuvor Widerspruch eingelegt haben müssen. Damit
würde die Organentnahme nach einer »Hirntodfeststellung« dann zum
Regelfall, weil der Staat und in diesem Fall leider auch die
organisierte Ärzteschaft auf das Desinteresse und die Passivität der
meisten Bürgerinnen und Bürger setzen.

Die Landesärztekammer Hamburg hat eine Resolution verabschiedet,
mit welcher der Deutsche Bundestag aufgefordert wird, die Einführung
der sogenannten Widerspruchsregelung in Deutschland zu prüfen. Was
hält der Medizinethiker Axel W. Bauer davon?

Die Transplantationsmedizin benötigt zur Organspende Lebende, die
zugleich tot sein sollen. Das ist schon ein ziemlicher intellektueller
Spagat, ein seriös nicht auflösbarer Widerspruch. Im Jahre 1968 wurde
deshalb an der Universität Harvard die sogenannte »Hirntoddefinition«
entwickelt. Sie besagt, dass wegen einer als irreversibel angesehenen
Schädigung des Großhirns, des Kleinhirns und des Hirnstamms und wegen
des damit verbundenen Ausfalls der integrativen Funktionen des Gehirns
der Eintritt des Todes unumkehrbar sei. Dabei handelt es sich aber um
keine gewöhnliche medizinische Diagnose, sondern um eine auf die
Zukunft bezogene Prognose, die nur deshalb nicht falsifizierbar ist,
weil der für »hirntot« erklärte Patient in der unmittelbaren Folge
entweder durch die Organentnahme stirbt oder weil andernfalls die
lebenserhaltende Intensivtherapie beendet wird. Danach ist der
»Hirntote« in beiden Fällen unzweifelhaft tot. Es liegt also eine
self-fulfilling prophecy vor, eine selbsterfüllende Prophezeiung, die
dadurch wahr wird, dass man sie ausspricht und die entsprechenden
Konsequenzen zieht.

Seit einer Änderung von § 2 Absatz 1a des
Transplantationsgesetzes im Jahre 2012 schreiben die Krankenkassen in
Deutschland alle Versicherten ab 16 Jahren - darunter Jugendliche,
Schwerkranke, Suizidgefährdete oder Behinderte - regelmäßig an und
erfragen ihre Bereitschaft zur Organspende. Der Staat übt dadurch
bereits jetzt massiven moralischen Druck auf seine Bürgerinnen und
Bürger aus: Wer nicht bereit ist, sich nach dem »Hirntod« Organe
entnehmen zu lassen, soll sich schuldig fühlen, wenn anderen Menschen,
deren Organe durch eine schwere Krankheit irreparabel zerstört sind,
nicht geholfen werden kann.

Sie lehnen eine Widerspruchsregelung also ab?

Ja, ohne Einschränkung. Die Entscheidung über eine derart persönliche
Frage sollte den Bürgern nicht dadurch aufgedrängt werden, dass sie
einer Organentnahme ausdrücklich widersprechen müssen. Eine
Widerspruchslösung käme einer sozialen und moralischen Pflicht zur
Organspende gleich. Menschliche Organe sind aber keine Produkte, die
bestellt und ausgeliefert werden können. Mit Blick auf die Würde des
Menschen, die auch dem »Hirntoten« zukommt, macht das deutsche
Transplantationsgesetz bisher die Organentnahme von einer Einwilligung
des Betreffenden, seiner engsten Angehörigen oder einer anderen Person
abhängig, die der potenzielle Organspender benannt hat. Im Fall einer
Widerspruchslösung gälte der Umkehrschluss: »Im Zweifel gehören deine
Organe uns.« Ethische Debatten werden bei uns jetzt fast nur noch
unter dem Aspekt des Organmangels geführt. Das ist jedoch keine
hinreichende Rechtfertigung dafür, angeblich Toten Organe zu
entnehmen, weil zuvor kein Widerspruch eingelegt wurde. Im Übrigen ist
ja bereits der Begriff der »Spende« im Zusammenhang mit dem »Hirntod«
ein zwar schon seit 50 Jahren selbstverständliches, aber dennoch im
Grunde genommen unglaubliches sprachliches Monstrum: Ich wüsste
nämlich ansonsten keinen Lebenssachverhalt zu benennen, bei dem ein
Spender seine Spende grundsätzlich nicht überleben kann.

Sie sprechen von »angeblich Toten«. Ist der Hirntod also nicht der
Tod des Menschen?

In der Fachwelt gibt es inzwischen massive Zweifel sowohl an der
eindeutigen Diagnostizierbarkeit des »Hirntodes« wie auch an der
Gleichsetzung von Hirntod und Tod des Menschen. Dass diese Definition
eine Wunschvorstellung, nicht aber eine biologische Realität ist, wird
mittlerweile selbst von Wissenschaftlern zugegeben, die sie seinerzeit
mit aufgestellt haben. Das erklärte uns zum Beispiel am 21. März 2012
der Pädiatrische Neurologe und langjährige Verteidiger der
Hirntoddefinition Professor Alan Shewmon aus Los Angeles bei einer
Anhörung des Deutschen Ethikrates in Berlin. Herr Shewmon stellte
fest, dass sogenannte Hirntote noch längere Zeit biologisch leben
können. So haben Frauen noch mehrere Monate nach dem Eintritt der mit
»Hirntod« bezeichneten Situation Kinder geboren, Männer sind noch
zeugungsfähig. Schon 2008 konzedierte der amerikanische
Anästhesiologe, Kinderarzt und Medizinethiker Robert D. Truog von der
Harvard-Universität gemeinsam mit seinem Kollegen Franklin Miller von
den National Institutes of Health, die Praxis des Hirntod-Kriteriums
habe tatsächlich die Tötung des Spenders zur Folge. Truog und Miller
forderten aber gerade nicht als Konsequenz daraus, die derzeitige
Praxis der Organentnahme zu beenden, sondern sie kamen zu dem wohl
kaum widerspruchslos hinnehmbaren Schluss, dass die Regel, wonach der
Spender tot zu sein habe, aufgegeben werden müsse: Die Tötung des
Patienten durch Organentnahme solle künftig einfach durch den guten
Zweck der Organspende als »gerechtfertigt« angesehen werden!

Institutionen wie die Deutsche Stiftung Organtransplantation (DSO)
oder die Gesetzlichen Krankenkassen sprechen in ihren
Informationsbroschüren und -schreiben meist von der »postmortalen
Organspende«. Wenn ich Sie richtig verstanden habe, wären das dann
jedoch »Fake News«, oder?

Genau so ist es, es geht um eine »alternative Wahrheit«, die aber
inzwischen den Status eines Dogmas erreicht hat. Die begründeten
Zweifel daran, dass der »Hirntod« gerade nicht der Tod des ganzen
Menschen ist, machen eigentlich eine umfassende, nicht
interessengeleitete Aufklärung der Bürgerinnen und Bürger notwendig.
Diese müssten darüber informiert werden, dass die Organe eines
»Hirntoten« in Wahrheit die vitalen Organe eines Sterbenden sind, die
durch eine den Spender zum Tode führende Operation entnommen werden.
Es wäre aber auch geboten, darüber aufzuklären, dass ein Sterbender,
dem Organe entnommen werden sollen, aufgrund des Interesses an diesen
seinen Organen in der Regel durch die dann ausschließlich nur noch
fremdnützig handelnde Intensivmedizin länger am Leben erhalten wird,
als dies sonst der Fall wäre. Das Ziel, möglichst »frische« Organe
transplantieren zu können, führt zu einer Konzentration der
medizinischen Bemühungen auf die Vitalerhaltung dieser Organe. Die in
der Regel auf die Beendigung von Therapiemaßnahmen zielende
Patientenverfügung einerseits und die Erklärung einer
Organspendebereitschaft andererseits geraten somit gegebenenfalls in
Widerspruch zueinander.

Befürworter der Widerspruchslösung argumentieren, viele Patienten,
die auf der sogenannten Warteliste stehen, stürben, weil es einen
Mangel an Organen gäbe. Sie sind ja auch Arzt. Lässt Sie das
eigentlich kalt?

Auch hier wird ja nicht ehrlich argumentiert. Wenn jemand sehr, sehr
krank ist, sodass eines seiner lebenswichtigen Organe endgültig den
Dienst versagt, dann kann man doch nicht einfach einen anderen
Menschen, der seinerseits gerade infolge einer schweren Schädigung
seines Gehirns im Sterben liegt, dafür verantwortlich machen! Das ist
doch eine zynische Argumentation mit dem einzigen Ziel einer ethisch
nicht gerechtfertigten moralischen Erpressung der Bürgerinnen und
Bürger. Die technischen Erfolge der Transplantationsmedizin haben
leider dazu geführt, dass die ethischen Debatten in diesem Themenfeld
inzwischen nahezu exklusiv unter dem Aspekt des Organmangels geführt
werden. Dieser relative Organmangel ist indessen keine Naturkonstante,
sondern seinerseits eine Folge der steigenden Zahl von
Organtransplantationen durch wissenschafts- und technikbedingte
Ausweitung der medizinischen Indikation zur Operation. Man kann daher
die Prognose wagen: Je erfolgreicher die Transplantationsmedizin in
qualitativer und quantitativer Hinsicht künftig sein wird, desto
unstillbarer wird ihr Bedarf an Organen und damit der relative
Organmangel werden. So verständlich und notwendig die
empfängerzentrierte Sichtweise auf das Thema Organtransplantation auch
sein mag, so deutlich muss aus ethischer Perspektive vor einer
Blickverengung gewarnt werden, bei der die Besonderheit dieses
Behandlungsverfahrens nicht mehr beachtet würde: Einen rechtlichen
oder auch nur einen moralischen Anspruch auf die Überlassung fremder
Organe, die konstitutiver Teil einer anderen Person waren oder sind,
kann es um der Würde des Menschen willen, die auch die Würde des
Organspenders und unser aller Würde mit umfasst, nicht geben. Insofern
müssen sich Medizin und Gesellschaft bei allem Fortschrittsoptimismus
auf diesem Feld auch künftig in eine gewisse Selbstbegrenzung ihrer
Wünsche fügen.

Haben Sie selbst einen Organspendeausweis?

Ich habe schon seit 1996 einen Organspendeausweis. Damals bin ich, das
muss ich zugeben, noch ziemlich unreflektiert und naiv an das Thema
herangegangen. In den letzten zehn Jahren habe ich meine Einstellung
allerdings geändert, und ich habe daher Ende 2012 einen neuen
Organspendeausweis ausgefüllt, den ich immer bei mir trage. Der
Organspendeausweis lässt ja fünf Alternativen zu, die man ankreuzen
kann: 1. Ja, ich gestatte, dass nach der ärztlichen Feststellung
meines Todes meinem Körper Organe und Gewebe zur Transplantation
entnommen werden. 2. Ja, ich gestatte dies, mit Ausnahme folgender
Organe und Gewebe: [...] 3. Ja, ich gestatte dies, jedoch nur für
folgende Organe/Gewebe: [...] 4. Nein, ich widerspreche einer Entnahme
von Organen oder Geweben zur Transplantation. 5. Ich habe die
Entscheidung übertragen auf [...].

Natürlich sollte man sich - dieses Mal wirklich nur aus moralischen
und nicht aus juristischen Gründen - darüber im Klaren sein, dass ein
Ankreuzen der vierten Alternative den Unterzeichner im Grunde genommen
dazu verpflichtet, sich seinerseits im Fall einer schweren Erkrankung
ebenfalls kein Organ eines fremden »Hirntoten« transplantieren zu
lassen. Wie auch immer man sich aber entscheidet, ich finde schon,
dass man sich höchstpersönlich entscheiden soll, damit nicht eines
Tages andere diese schwere Entscheidung treffen müssen. Niemand muss
übrigens befürchten, schon sehr bald zu sterben, nur weil er heute
einen Organspendeausweis ausfüllt. Ich lebe zum Beispiel schon 22
Jahre problemlos mit einem solchen Ausweis.

Vielen Dank für das Gespräch!


IM PORTRAIT

Professor Dr. med. Axel W. Bauer, geboren 1955 in Karlsruhe,
ist Leiter des Fachgebiets Geschichte, Theorie und Ethik der Medizin
an der Medizinischen Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg. Von
2008 bis 2012 war er Mitglied des Deutschen Ethikrats, der
Bundesregierung und Parlament in bioethischen Fragen berät.
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Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 10.10.2018

Wie sich Gliazellen im Gehirn aus neuralen Vorläuferzellen bilden

Universitätsmedizin Mainz veröffentlicht neue Erkenntnisse zum Verständnis
neurodegenerativer Erkrankungen in "Cell Stem Cell"



Im Gehirn sind zwei Arten von Zellen aktiv: Nervenzellen und Gliazellen.
Letztere wurden lange Zeit vor allem als Stützzellen betrachtet, spielen
aber eine aktive Rolle bei der Kommunikation von Neuronen im Gehirn. Nach
aktuellem Stand der Forschung sind Gliazellen zudem an der Entstehung
neurodegenerativer Erkrankungen beteiligt. Ein Forscherteam um Prof. Dr.
Benedikt Berninger vom Institut für Physiologische Chemie der
Universitätsmedizin Mainz hat nun neue Erkenntnisse erzielt, die dazu
beitragen könnten, die durch Gliazellen bedingten Grundlagen
neurodegenerativer Erkrankungen besser zu verstehen. Konkret konnten sie
zeigen, wie sich Gliazellen aus neuralen Vorläuferzellen bilden. Sie
fanden heraus, dass die Differenzierung drei Stadien durchläuft und dass
drei Proteine im Zellkern (sog. Transkriptionsfaktoren) daran wesentlich
beteiligt sind, das Gliazellen-spezifische Ablesen der Gene im Zellkern zu
orchestrieren. Die neuen Erkenntnisse wurden jetzt in der Fachzeitschrift
"Cell Stem Cell" veröffentlicht.

Gliazellen sind im Wesentlichen in drei Arten zu unterscheiden -
Astrozyten und Oligodendrozyten (beide sog. Makroglia) sowie Mikroglia.
Die häufigste Form sind die Astrozyten, die etwa 80 Prozent der gesamten
Gliazellen ausmachen. Sie entstehen aus sogenannter Radialglia (hier auch
als neurale Vorläuferzellen bezeichnet). Wie Professor Berninger und seine
Kollegen nun mittels der sogenannten RNA-Sequenzierung (einer Methode zur
Charakterisierung aller Gene, die in einer Zelle gerade abgelesen werden)
herausfanden, läuft der Differenzierungsprozess in drei Stadien ab: Im
ersten Stadium bilden sich astrogliale Vorläuferzellen, die sich durch
Zellteilung vermehren. Im zweiten Stadium werden aus diesen astroglialen
Vorläuferzellen junge, unreife Astrozyten, die sich nicht mehr weiter
teilen. Das dritte und letzte Stadium dient den Astrozyten dazu, sie
vollständig heranreifen und voll funktionstüchtig werden zu lassen.

"Unsere Studie zeigt, dass der Prozess der Astrozytenbildung dynamisch
verläuft und dass zu den unterschiedlichen Phasen der Bildung der
Astrogliazellen jeweils andere Gene aktiv sind. Diese Gene werden durch
jeweils Stadium-spezifische Transkriptionsfaktoren reguliert", erklärt
Professor Berninger. Konkret konnten Professor Berninger und sein Team
zeigen, dass, um die Differenzierung von "frühen" Astrozyten aus
astroglialen Vorläuferzellen einzuleiten, die Transkriptionsfaktoren NFIA
und ATF3 wichtig sind. Für den Übergang von "frühen" Astrozyten zu voll
ausdifferenzierten Astrozyten ist der Transkriptionsfaktor Runx2
entscheidend.

Wie vorangegangene Studien gezeigt haben, kann eine Fehlsteuerung der
Genexpression in Astrozyten, diese dazu bringen, für Nervenzellen toxisch
zu werden. In der Konsequenz sterben also Nervenzellen ab, wie es für
neurodegenerative Erkrankungen symptomatisch ist. "Da wir jetzt die für
die Bildung von Astrozyten relevanten Prozesse besser verstehen, sind wir
potentiell in der Lage, herauszufinden, was schiefläuft, wenn diese Zellen
ihr gesundes Programm verlassen und beginnen, ein toxisches Programm zu
entfalten", unterstreicht die Molekulargenetikerin Dr. Neha Tiwari aus dem
Team von Professor Berninger. "Wir vermuten, dass der Transkriptionsfaktor
Runx2 wichtig sein könnte, um zu verhindern, dass Astrozyten reaktiv
werden. Reaktivität von Astrozyten bedeutet nicht automatisch, dass diese
toxisch werden, aber sie ist eine Voraussetzung dafür", so Professor
Berninger. Und weiter: "Gegebenenfalls lässt sich in einem zukünftigen
Projekt erforschen, wie sich Runx2 manipulieren lässt, um zu verhindern,
dass Astrozyten neurotoxisch werden und ein Absterben von Nervenzellen
bewirken."


Originalpublikation: 

"Stage-Specific Transcription Factors Drive
Astrogliogenesis by Remodeling Gene Regulatory Landscapes"; 

Neha Tiwari, Abhijeet Pataskar, Sophie Péron, Sudhir Thakurela, Sanjeeb Kumar Sahu,
María Figueres-Oñate, Nicolás Marichal, Laura López-Mascaraque, Vijay K.
Tiwari, Benedikt Berninger;

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S1934590918304454,

Cell Stem Cell Volume 23, Issue 4, 4 October 2018, Pages 557-571.e8,

DOI: https://doi.org/10.1016/j.stem.2018.09.008


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431
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Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e.V. - 10.10.2018

Mit Sicherheit durch den Winter: Helle Kleider und Lichter schützen Radfahrer und Fußgänger

Pressemitteilung zum DKOU 2018

Deutscher Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie

23. bis 26. Oktober 2018, Messegelände Süd, Berlin



Über 300.000 Menschen verletzten sich im Jahr 2017 bei einem
Verkehrsunfall. Unter den Verunglückten waren auch 31.000 Fußgänger und
knapp 80.000 Radfahrer, wie Auswertungen des Statistischen Bundesamts
zeigen. Beide Gruppen sind im Herbst und Winter besonders gefährdet, weil
sie bei Nebel und Dunkelheit leicht übersehen werden, warnen Experten im
Vorfeld des Deutschen Kongresses für Orthopädie und Unfallchirurgie (DKOU)
2018. Mit reflektierenden Leuchtmützen möchte die Deutsche Gesellschaft
für Orthopädie und Unfallchirurgie (DGOU) Fußgänger und Sportler bei
schlechten Lichtverhältnissen besser sichtbar machen. Über ihre Kampagne
"Mit Sicherheit durch den Winter" berichten Experten auf einer
Pressekonferenz am 23. Oktober in Berlin.

Nur ein kurzer unaufmerksamer Moment kann ausreichen, um in einen
folgenschweren Unfall zu geraten. "Täglich setzen wir uns zum Teil auch
bewusst Risiken aus, die zu schweren Unfällen führen und unser Leben für
immer verändern können", betont Dr. med. Christopher Spering, Leiter der
Sektion Prävention der Deutschen Gesellschaft für Orthopädie und
Unfallchirurgie. "Als Orthopäden und Unfallchirurgen haben wir Erfahrung
in der täglichen Versorgung verletzter und schwerverletzter Menschen. Den
Unfallhergang und die Unfallfolgen zu verstehen, gehört ebenso zur
Versorgung von Verletzten, wie die unmittelbare medizinische Betreuung",
sagt der Experte, Prof. Dr. med. Joachim Windolf, einer der
Kongresspräsidenten des DKOU 2018. Orthopäden und Unfallchirurgen sehen
sich deshalb in der Verantwortung, ihr Wissen weiterzugeben und in
wirkungsvolle Präventionsmaßnahmen umzusetzen. Die Leuchtmützen der
Kampagne sollen nicht nur die Sichtbarkeit der Verkehrsteilnehmer
verbessern, sondern auch ein gutes Gefühl vermitteln, erklärt Spering:
"Unfallprävention beinhaltet oft unpopuläre Sicherheitsmaßnahmen, die
entweder unbequem sind oder unvorteilhaft aussehen. Mit den
reflektierenden DGOU-Mützen wollen wir bewusst zeigen, dass
Unfallprävention nicht nur bequem sein kann, sondern auch noch gut
aussehen kann."

Für Sicherheit im Straßenverkehr empfiehlt der Experte möglichst helle
oder reflektierende Kleidung. Diese können Autofahrer schon aus größerer
Entfernung erkennen. Blinklichter an der Jacke oder am Rucksack
verschaffen zusätzliche Sichtbarkeit. Auch die Beleuchtung am Fahrrad
sollte einwandfrei funktionieren. "Bewegen Sie sich immer vorrausschauend
und rechnen Sie mit Fehlverhalten anderer Verkehrsteilnehmer", ergänzt
Spering. "Wir wollen den Verkehrsteilnehmern keine Angst machen", betont
Windolf. "Vielmehr geht es uns darum, Menschen für mögliche
Gefahrensituationen zu sensibilisieren und an die möglichen Folgen zu
erinnern, ganz nach dem Motto 'Vorbeugen ist besser als Fühlen'". Weitere
Empfehlungen zur Unfallprävention in der dunklen Jahreszeit bietet die
Pressekonferenz im Rahmen des DKOU 2018 am 23. Oktober in Berlin.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739
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Universität Bayreuth - 10.10.2018

Medizinische Versorgung auf dem Land: Bayreuther Studie empfiehlt neuartige Gesundheitszentren



Kleine Krankenhäuser im ländlichen Raum stehen heute vor der Frage, wie
sie in Zukunft die Erwartungen an eine hochwertige Versorgung der
Patienten erfüllen und zugleich wirtschaftlich überleben können. Um dem
Risiko einer unzureichenden Gesundheitsversorgung auf dem Land frühzeitig
vorzubeugen, haben Gesundheitsökonomen der Universität Bayreuth und der
Oberender AG eine Strategie entwickelt, welche die Umwandlung ausgewählter
Krankenhäuser in neuartige Gesundheitszentren vorsieht. Ein
vergleichsweise großes Potenzial sehen die Wissenschaftler hierfür im
Freistaat Bayern. Die von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung in
Auftrag gegebene Studie wurde heute in Berlin vorgestellt.

Die in der Studie vorgeschlagenen Intersektoralen Gesundheitszentren
(IGZ), die es in dieser Form in Deutschland noch nicht gibt, sollen im
Kern eine allgemeinärztliche sowie eine internistische Grundversorgung
nach fachärztlichen Standards gewährleisten. Entsprechend den jeweiligen
regionalen Erfordernissen können sie um zusätzliche fachärztliche Bereiche
und weitere Gesundheitseinrichtungen ergänzt werden. Des Weiteren sollen
die Zentren - über die ambulante Grundversorgung hinaus - eine kleine
Bettenabteilung für Patienten anbieten, die einer kurzzeitigen Überwachung
bedürfen, bevor sie nach Hause entlassen werden. Im Unterschied zu
traditionellen Krankenhäusern enthalten die IGZ im Basismodell aber keine
Operationssäle und auch keine Intensivmedizin. Patienten aus dem
ländlichen Raum, die medizinische Dienstleistungen in diesen Bereichen
benötigen, sollen auch künftig gleich in die nächstgelegene geeignete
Klinik überwiesen werden. Diese hat dann auch die notwendige Größe, um
diese Leistungen in der entsprechenden Qualität anzubieten. Insgesamt, so
die Studie, werden die IGZ die Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum
nachhaltig stärken können.

"Hohe medizinische Qualität und wirtschaftliche Effizienz sind in den
Intersektoralen Gesundheitszentren dadurch verknüpft, dass sie einerseits
keine Hightech-Geräte-Medizin vorhalten, die sie kaum optimal einsetzen
können und die auch nicht dem Bedarf der lokalen Bevölkerung entsprechen.
Andererseits können sie die von der Bevölkerung nachgefragte
Grundversorgung auf höchstem Niveau erbringen. Dabei stehen sie mit
Kliniken sowie anderen niedergelassenen Ärzten und Pflegediensten im
Umfeld der Patienten im engen Kontakt. Insofern fungieren die IGZ als
wichtige Knotenpunkte in einem ausbalancierten Netzwerk von
Gesundheitsleistungen im ländlichen Raum", erklärt Prof. Dr. Andreas
Schmid, Professor für Gesundheitsmanagement an der Universität Bayreuth.
Er hat die Forschungsarbeiten, die an der heute vorgestellten Studie
beteiligt waren, koordiniert.

Die Bayreuther Gesundheitsökonomen haben ihre Strategie auf die
demografischen und wirtschaftlichen Besonderheiten zugeschnitten, die die
Entwicklung ländlicher Regionen in Deutschland künftig prägen. Sie haben
dabei insbesondere den wachsenden Anteil älterer Menschen im Blick, die
oftmals auf eine fachärztliche Versorgung - verbunden mit kurzzeitiger
Überwachung und Pflege - außerhalb der eigenen Wohnung angewiesen sind.
"Diesen Patienten bieten die IGZ alle erforderlichen Dienstleistungen im
wohnortnahen Bereich und in einer überschaubaren Einrichtung. So werden
stationäre Aufenthalte in großen Kliniken vermieden, die von Patienten und
ihren Angehörigen häufig als belastend empfunden werden, keinen Zugewinn
an Qualität bringen und nicht selten unnötige Kosten verursachen", sagt
Schmid.

Wie die Studie betont, werden attraktive Arbeitsbedingungen in den IGZ
dazu beitragen, hochqualifiziertes Personal für den Gesundheitssektor in
ländlichen Regionen zu gewinnen. Pflegekräfte können sich stärker den
einzelnen Patienten zuwenden und sind geringeren Belastungen ausgesetzt
als in einem Krankenhaus. Für junge Ärzte wiederum, die sich im ländlichen
Raum niederlassen wollen, ist die Tätigkeit im IGZ mit geringeren
wirtschaftlichen Risiken verbunden als die Gründung oder Übernahme einer
einzelnen Praxis. Zudem stärkt der ständige Austausch mit Ärzten anderer
Fachrichtungen die eigene medizinische Kompetenz.

Die Studie identifiziert insgesamt 190, bei stärkerer Eingrenzung 75
Standorte in Deutschland, die unter wirtschaftlichen, geographischen und
medizinischen Kriterien für die Errichtung von Intersektoralen
Gesundheitszentren infrage kommen. Die meisten von ihnen (mehr als 20)
befinden sich im Freistaat Bayern, gefolgt von Baden-Württemberg und
Niedersachsen. "Unser Konzept ist, wie wir durch eine Fallstudie belegen
konnten, realistisch. Es lässt sich auch unter den derzeit vorliegenden
Bedingungen umsetzen und wird den Umfang und die Qualität der
medizinischen Versorgung stärken. Zudem entstehen, entgegen manchen
Befürchtungen, bei der Umwandlung eines Krankenhauses in ein IGZ keine
nachhaltigen wirtschaftlichen Nachteile für die Region. Allerdings ist
auch der Gesetzgeber in Bund und Ländern gefordert, um für eine
flächendeckende Verbreitung die nötigen rechtlichen und organisatorischen
Voraussetzungen auf den Weg zu bringen", betont Schmid.

Besonderen Handlungsbedarf sehen die Bayreuther Gesundheitsökonomen ebenso
wie die Kassenärztliche Bundesvereinigung auf dem Gebiet der
Vergütungssysteme. Was die staatliche und kommunale Förderung betrifft,
werden klare Richtlinien und schnelle Entscheidungen zur Rückzahlung von
Fördermitteln angemahnt. Aber auch im Bereich der Telemedizin sollten die
vorhandenen technischen Potenziale stärker für die regionale Vernetzung
medizinischer Dienstleistungen genutzt werden können.


Link zur Studie:

http://www.kbv.de/html/igz-gutachten.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth - 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - DEMENZ/390: Forschung - Mit Nanotechnologie gegen das Vergessen (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEMENZ/390: Forschung - Mit Nanotechnologie gegen das Vergessen (idw)

Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 10.10.2018

Mit Nanotechnologie gegen das Vergessen



Etwa 29 Millionen Menschen sind weltweit von der Krankheit "Alzheimer"
betroffen. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Max-Planck-Instituts für Polymerforschung (MPI-P) arbeiten nun gemeinsam mit
Forscherteams aus Italien, Großbritannien, Belgien und den USA an einem
Behandlungsansatz. Ziel ist zum einen die Entwicklung eines Verständnisses
der im Gehirn ablaufenden Prozesse, die zu der Krankheit führen; zum
anderen einer Methode für den gezielten Medikamententransport.

Im menschlichen Gehirn sorgen Nervenzellen - sogenannte Neuronen - für die
Weiterleitung von elektrischen Signalen. Sie bilden damit das funktionelle
Bauelement, welches für Empfindungen, Reize und Erinnerungen
verantwortlich ist. Bei Vorliegen einer Demenzerkrankung kommt es zur
Ablagerung von Proteinen außerhalb der Neuronen, welche dann zum Absterben
der neuronalen Zellen führt. Wie das Absterben der Neuronen verhindert
werden kann, ist heute immer noch Gegenstand wissenschaftlicher Forschung.
In einem unlängst gestarteten länderübergreifenden Forschungsprojekt im
Rahmen des gemeinsamen EU-Programms zur neurodegenerativen
Krankheitsforschung (JPND), welches in Deutschland durch das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert wird,
versuchen Forscher dieser Frage nun näher zu kommen.

Während Projektpartner in Italien, Großbritannien, Belgien und den USA
daran arbeiten, die genauen Prozesse im Gehirn zu untersuchen und zu
verstehen, werden am MPI-P erste Versuche zum Medikamententransport
unternommen. Hierbei stellt die Überwindung einer körpereigenen Barriere -
der sogenannten Blut-Hirn-Schranke - die Hauptherausforderung dar. Im
Gehirn einzusetzende Medikamente müssen diese Schranke zunächst passieren
können, um dann zielgerichtet zu wirken.

Hierfür arbeiten die Mainzer Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler an
Nanokapseln, die es schaffen sollen, die Barriere zu überwinden. Besonders
wichtig sind hierbei zwei Faktoren: Zum einen muss für eine lange
Zirkulationszeit der Nanokapseln im Blut gesorgt werden, um so die
Interaktionswahrscheinlichkeit mit den Zielzellen in den betroffenen
Hirnarealen zu erhöhen. Hierfür ist es wichtig, die Nanokapseln so zu
designen, dass sie nur wenig von Niere oder Leber aufgefangen und
ausgeschieden werden. Zum anderen müssen spezielle "Adress-Etiketten" -
bestehend aus Proteinen - auf der Kapseloberfläche angebracht werden, um
so, ähnlich wie ein Schlüssel mit einem Schloss, von den Zielzellen
erkannt und aufgenommen zu werden. "Noch füllen wir unsere nanometergroßen
Kapseln mit Farbstoff", so Dr. Svenja Morsbach, Gruppenleiterin in der
Abteilung von Prof. Katharina Landfester am MPI-P. "Wenn der Transport
durch die Blut-Hirn-Schranke mit den Nanoträgern klappt, hoffen wir, den
Farbstoff einfach gegen ein passendes Medikament austauschen zu können".
Die am Projekt beteiligten Partner in Italien, Großbritannien, Belgien und
den USA untersuchen parallel zur Entwicklung des Transportsystems in Mainz
die genauen, im Hirn ablaufenden Prozesse. Hier sind sogenannte "Exosomen"
und "neurotrophische Faktoren" vom Hauptinteresse. Exosomen sind kleine
"Miniaturzellen", die von realen Zellen zur Kommunikation untereinander
freigesetzt werden können. Diese sind nur etwa 100 Nanometer - also 100
Milliardstel Meter groß. Gleichzeitig bezeichnen "neurotrophische
Faktoren" biochemische Botenstoffe, die für ein Wachstum und Überleben von
Nervenzellen verantwortlich sind. Die Wechselwirkung von Exosomen und
neuronenfördernden Faktoren wird von den Forschern als Hauptangelpunkt für
das Verständnis von Demenzerkrankungen gesehen.

Das Projekt ist auf drei Jahre ausgelegt und wird mit über einer Million
Euro gefördert, wovon ein Anteil von mehr als 400.000 Euro auf das
Teilprojekt der Mainzer Wissenschaftler entfällt. Die Forscherinnen und
Forscher hoffen, am Ende mit einem Verständnis für die Erkrankung selbst
sowie mit der Entwicklung eines funktionierenden Transportsystems einen
wichtigen Schritt in Richtung der Behandlung von Demenzerkrankungen zu
gehen.

Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Das Max-Planck-Institut für Polymerforschung (MPI-P) zählt zu den
international führenden Forschungszentren auf dem Gebiet der
Polymerforschung. Durch die Fokussierung auf weiche Materie und
makromolekulare Materialien ist das MPI-P mit seiner Forschungsausrichtung
weltweit einzigartig. Seine Aufgabe ist es, neue Polymere herzustellen und
zu charakterisieren. Zum Aufgabengebiet gehört auch die Untersuchung ihrer
physikalischen und chemischen Eigenschaften. Das MPI-P wurde 1984
gegründet. Es beschäftigt mehr als 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aus dem In- und Ausland, von denen die große Mehrzahl mit
Forschungsaufgaben befasst ist.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mpip-mainz.mpg.de

Max-Planck-Institut für Polymerforschung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution350

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 10.10.2018
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GENETIK/133: Wie kleine Mutationen das Knochenwachstum stören können (idw)

Universitätsklinikum Magdeburg - 10.10.2018

Wie kleine Mutationen das Knochenwachstum stören können

Wichtiger Mechanismus für die Entstehung von Kraniosynostose aufgedeckt



Erst kürzlich wurde Prof. Dr. Christoph Garbers auf die Professur für
Experimentelle Pathologie am Institut für Pathologie der
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg (OVGU) berufen. Er und sein Team zeigen nun
in einer in der Zeitschrift "Cell Reports" erschienenen Arbeit, warum das
Zytokin Interleukin-11 so eine wichtige Rolle bei der Entwicklung der
Schädelknochen spielt.

Die Schädelentwicklung ist bei Säugetieren ein komplexer und fein
regulierter Prozess. Der Hirnschädel, der eine stabile Hülle um das Gehirn
bildet, besteht aus fünf Knochen, zwischen denen bei Neugeborenen Lücken,
die Fontanellen, vorhanden sind. Erst im Laufe der ersten Lebensjahre
schließen sich diese Lücken und der Hirnschädel verknöchert vollständig.
Das stellt sicher, dass der Schädel weiter wachsen kann, während sich das
Gehirn vergrößert. Schließen sich die Nähte hingegen vorzeitig, spricht
man von einer Kraniosynostose, diese kommt etwa bei einem von 1 von 2.500
Neugeborenen vor.

Die Gruppe um Prof. Garbers hat nun einen Mechanismus entschlüsselt, der
für diese Fehlbildung verantwortlich ist. Grundlage der Arbeit war die
Tatsache, dass in den letzten Jahren mehrere Patienten beschrieben wurden,
bei denen kleine Mutationen im Gen für den Interleukin-11-Rezeptor
(IL-11R) vorliegen. Im Normalfall bindet der Botenstoff Interleukin-11 (IL-11)
an den IL-11R auf der Zelloberfläche von Osteoblasten, also den Zellen,
die beim Knochenumbau für die Bildung von neuem Knochengewebe zuständig
sind. Nach der Bindung an IL-11 kommt es dann zur Weitervermittlung von
Signalen im Zellinneren, die die Osteoblasten zur Bildung von neuem
Knochengewebe anregen. Die Forscher konnten nun zeigen, dass die
Mutationen verhindern, dass der IL-11R im Zellinneren korrekt
fertiggestellt wird, dadurch wird er nicht bis zur Zelloberfläche
transportiert, sondern bleibt im sogenannten endoplasmatischen Retikulum
im Inneren der Zelle stecken. Das hat zur Folge, dass der klassische
Signalweg - IL-11 bindet an IL-11R, IL-11R löst weitere Signale im
Zellinneren aus, neues Knochengewebe wird gebildet - nicht mehr
funktioniert, und eben dieser ist laut der Daten der Wissenschaftler für
die normale Knochenentwicklung im Schädel verantwortlich.

Tatsächlich gibt es noch einen zweiten Weg, wie der Botenstoff IL-11
Signale vermitteln kann, nämlich durch Bindung an den löslichen Rezeptor,
der also nicht mehr an die Oberfläche von Zellen gebunden ist, sondern
frei im Gewebe vorliegt. Dieser Komplex aus IL-11 und seinem Rezeptor kann
dann wiederum an ein Molekül auf der Oberfläche von Zellen binden und
Signale im Inneren dieser Zellen auslösen. Prof. Garbers erläutert, warum
die Tatsache, dass für den Knochenumbau nur der klassische, oben
beschriebene Weg verantwortlich ist, so bedeutsam ist: "Derzeit wird in
Phase-II-Studien ein Inhibitor dieses zweiten Signalweges, Olamkicept,
erprobt, von dem man hofft, dass er zur Behandlung der
chronisch-entzündlichen Darmerkrankung Colitis ulcerosa eingesetzt werden kann.
Unsere Ergebnisse zeigen nun, dass diese Therapie die normale
Knochenentwicklung nicht beeinträchtigen sollte, weil diese über den
klassischen Signalweg verläuft."

Prof. Garbers leitet seit dem 1. Juli 2018 den Bereich Experimentelle
Pathologie im Institut für Pathologie der OVGU. In der Universitätsmedizin
Magdeburg ist er im Gesundheitscampus Immunologie, Infektiologie und
Inflammation (GC-I�) mit seiner Forschung optimal eingebunden und auch im
Sonderforschungsbereich 854, der sich mit der molekularen Organisation der
zellulären Kommunikation im Immunsystem beschäftigt, findet er zahlreiche
Anknüpfungspunkte und mögliche Kooperationspartner für seine Arbeit.


Originalpublikation: 

Agthe M, Brügge J, Garbers Y, Wandel M, Kespohl B,
Arnold P, Flynn CM, Lokau J, Aparicio-Siegmund S, Bretscher C, Rose-John
S, Waetzig GH, Putoczki T, Grötzinger J, Garbers C. 

Mutations in Craniosynostosis Patients Cause Defective Interleukin-11 Receptor
Maturation and Drive Craniosynostosis-like Disease in Mice. 

Cell Rep. 2018 Oct 2;25(1):10-18.e5.

Originalpublikation:

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/30282020

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution117
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POLITIK/254: Zweifelhafte Preispolitik auf dem deutschen Arzneimittelmarkt (Securvital)

Securvital 4/18 - Oktober-Dezember 2018

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Arzneipreise in Deutschland

Teure Pillen 

von Norbert Schnorbach



Zweifelhafte Preispolitik auf dem Arzneimittelmarkt: Manches ist neu
und teuer, aber nicht unbedingt besser wirksam.
Deutschland ist für die Pharmaindustrie ein besonders interessanter
Markt. Die Arzneimittelausgaben steigen Jahr für Jahr. Die
Apothekenpreise sind im Durchschnitt deutlich höher als in
europäischen Nachbarländern. Und gesetzliche Regelungen geben den
Pharmaunternehmen freie Hand, die Preise für ihre Produkte selbst
festzulegen, wenn sie neu auf den Markt kommen. Sie können nach
eigenem Gutdünken bestimmen, wie teuer ein neues Medikament wird.
Zumindest gilt das für die ersten zwölf Monate nach der Zulassung
eines Medikaments. So lange können die Pharmahersteller Höchstpreise
verlangen und die Krankenversicherung muss zahlen. Erst anschließend
richtet sich der Preis danach, was zwischen Pharmafirmen und
Krankenkassen ausgehandelt wird.

Die Pharmabranche nutzt diese Freiheit und zusätzliche
Ausnahmebestimmungen weidlich aus. Das führt dazu, dass verstärkt neue
Arzneimittel zu Höchstpreisen auf den Markt kommen. Insbesondere bei
der neuen Generation von gentechnologisch hergestellten Medikamenten
werden maximale Summen verlangt. So gibt es etliche Medikamente gegen
Krebs, Hepatitis, Rheuma und andere schwere Krankheiten mit
Behandlungskosten von 100.000 Euro pro Jahr, mit steigender Tendenz.

Magere Bilanz

Dabei ist die Erfolgsbilanz neuer, angeblich innovativer Arzneimittel
oft dürftig. Eine systematische Prüfung von 48 neuen Krebsmedikamenten
ergab, dass die Hälfte davon nicht besser war als die bisherigen
Mittel, sie konnten weder die Lebenszeit verlängern noch die
Lebensqualität der Kranken verbessern. Ähnlich schlecht ist die Bilanz
bei einer anderen Lücke auf dem Arzneimittelmarkt. Medikamente gegen
"seltene Erkrankungen" können die Hersteller zu Lasten der
Krankenversicherungen auf den Markt bringen, ohne vorher den Nutzen
nachweisen zu müssen.

Sie sind oft besonders teuer, bis zu 800.000 Euro im Jahr. Diese
Ausnahmeregelung wird ausgenutzt, kritisiert Prof. Josef Hecken vom
Gemeinsamen Bundesausschuss (GBA). Der GBA bewertet, ob solche
Arzneimittel gegenüber vergleichbaren Therapien einen zusätzlichen
Nutzen haben. Im vergangenen Jahr stellte der GBA fest, dass von 45
neuen Medikamenten dieser Art (sogenannte "Orphan Drugs") zwei Drittel
keinerlei Zusatznutzen für die Patienten hatten.

 * 

Quelle:

Securvital 4/18 - Oktober-Dezember 2018, Seite 11
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STUDIE/625: Kleineres Krebsrisiko in grösseren Familien (idw)

Universität Zürich - 10.10.2018

Kleineres Krebsrisiko in grösseren Familien



Kinderreiche Familien haben ein geringeres Krebsrisiko. Die Familiengrösse
reduziert das Risiko nicht nur für Frauen, sondern auch für Männer.
Forschende der Universitäten Zürich und Adelaide haben diesen Zusammenhang
in einer weltweiten Studie anhand von Daten aus 178 Ländern festgestellt.

Die Forscher des Instituts für Evolutionäre Medizin der Universität Zürich
und der Adelaide Medical School haben Daten aus 178 Ländern ausgewertet
und einen Zusammenhang zwischen der Familiengrösse und dem Krebsrisiko
gefunden. Weltweit nimmt die Häufigkeit verschiedener Krebsarten zu, je
kleiner die Familien sind. "Und dieser Effekt ist unabhängig von
Einkommen, Urbanisierungsgrad und Alter", erklärt Maciej Henneberg,
Akademischer Gast an der UZH und Letztautor der Studie.

Wie die Forscher um Prof. Frank Rühli herausfanden, hat nicht nur die
Grösse der Kernfamilie - Eltern und Kinder -, sondern auch die Grösse des
Haushalts einschliesslich der Mitglieder der Grossfamilie eine schützende
Wirkung gegen Krebserkrankungen.

Zusammenhang zwischen Familiengrösse und Krebsrisiko

So korreliert die Familiengrösse, gemessen an der Anzahl der Kinder, die
eine Mutter während ihres Lebens gebärt und der Haushaltsgrösse negativ
mit der Häufigkeit aller Krebserkrankungen. Dies ist unabhängig vom Alter
der Personen. Je grösser die Familiengrösse sind, desto weniger häufig
sind bestimmte Krebsarten wie Hirntumor, Blasen-, Lungen-, Magen-, Haut-,
Brust-, Dickdarm-, Eierstock- und Gebärmutterkrebs. Der schützende Effekt
der Familiengrösse ist stärker für Männer als Frauen.

Bekannt war bisher, dass Krebsarten bei Frauen wie Brust- oder
Eierstockkrebs von der Anzahl der Schwangerschaften abhängen. Je mehr
Schwangerschaften eine Frau hat, desto geringer ist die Gefahr, an
Eierstock- oder Brustkrebs zu erkranken. Überraschend in der aktuellen
Studie ist, dass die Familiengrösse die Männer sogar besser schützt als
die Frauen.

Schützendes Familienleben

Dass das Krebsrisiko bei Männern von der Fruchtbarkeit ihrer Partnerinnen
und der Haushaltsgrösse abhängt, ist zwar erstaunlich aber erklärbar. So
schafft das Familienleben, auch wenn es in mancher Hinsicht stressig sein
kann, ein besonderes emotionales Umfeld, welches sich positiv auf die
allgemeine Resistenz gegen Krankheiten und eben auch gegen Krebs auswirken
kann.

Menschen passen sich seit rund 4 Millionen Jahren dem Leben in klassischen
Familien mit Eltern und Kindern an. Die gemeinsame Erziehung durch Vater
und Mutter ist eine der ersten spezifischen menschlichen Eigenschaften,
die sich entwickelt hat. Nun zeigt sich, dass Familienmitglieder, die sich
gegenseitig in einem gesunden Lebensstil unterstützen, auch vor Krebs
schützen.

Originalpublikation:

Literatur:

Wenpeng You, Frank J Rühli, Renata J Henneberg and Maciej Henneberg.

Greater family size is associated with less cancer risk: an ecological
analysis of 178 countries. 

BMC Cancer. 2018, September 24. 

Doi: 10.1186/s12885-018-4837-0

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Krebsrisiko.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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AKTION/958: Webinar - Diagnostik und Therapie der Insektengiftallergie, kostenfrei am 24.10.2018

Deutscher Allergie- und Asthmabund (DAAB) - 10. Oktober 2018

Kostenfreies Webinar zur Diagnostik und Therapie der Insektengiftallergie

Der DAAB bietet mit seinem Webinar, Hilfestellung und praktische Tipps
für den Umgang und die Vorbeugung von Insektengiftallergie an



Mönchengladbach - Kostenfreies Webinar zur Diagnostik und Therapie der
Insektengiftallergie

Termin: 

Mittwoch, 24. Oktober 2018, 18-19 Uhr

Dauer: 

60-90 Minuten (45-60 Minuten Vortrag plus Zeit für Fragen per Chat)


Insektengiftallergien sind bei Kindern die zweithäufigste und
bei Erwachsenen die häufigste Ursache für sogenannte Anaphylaxien
(allergischer Notfall). In Deutschland und Mitteleuropa werden sie
bisher vor allem durch Bienen- und Wespenstiche ausgelöst. Befragungen
belegen eine Abnahme der Lebensqualität bei Betroffenen, die ein
solches bedrohliche Ereignis erlebt haben. Wie soll man also bei einer
allergischen Reaktion auf Insektenstiche vorgehen? Was gilt es im
Notfall zu beachten?

Das Webinar vermittelt einen Überblick zu Diagnostik und Therapie von
Insektengiftallergien und geht in diesem Zusammenhang besonders auf
das Thema Anaphylaxie und Hyposensibilisierung (Allergenspezifische
Immuntherapie) ein. Nach einer guten Diagnostik des Allergieauslösers
und bei Eignung des Patienten, ist die Hyposensibilisierung
(Allergenspezifische Immuntherapie) eine sehr effektive
Therapiemaßnahme, mit der die Insektengiftallergie wirksam behandelt
und auch die Lebensqualität der Patienten verbessert werden kann.
Neben dieser ursächlichen Allergiebehandlung muss zusätzlich auch an
die Verordnung von Notfallmedikamenten (Notfallset) gedacht werden, um
die Sicherheit der Patienten zu stärken.

Referent: 

Professor Harald Löffler, Direktor der Hautklinik der SLK-Kliniken in
Heilbronn

Die Teilnahme ist kostenfrei. 

Anmeldung unter www.daab.de oder 

https://register.gotowebinar.com/register/8543749999440331266

 * 

Der Deutsche Allergie- und Asthmabund e.V. (DAAB) arbeitet seit 1897
als Patientenverband für Kinder und Erwachsene mit Allergien, Asthma,
COPD und Neurodermitis. Im DAAB sind rund 20.000 Menschen engagiert,
dazu gehören selbst Betroffene, Angehörige, Familien, beruflich
Interessierte, Selbsthilfegruppen und Verbraucherverbände. Zusätzlich
sind über 3.000 Ernährungsfachkräfte, Hebammen, Ärzte, Apotheker und
Kliniken im Deutschen Allergie- und Asthmabund e.V. engagiert.

 * 

Quelle:

Deutscher Allergie- und Asthmabund (DAAB)

Pressemitteilung vom 10. Oktober 2018

An der Eickesmühle 15-19, 41238 Mönchengladbach

Telefon: 0 21 66 - 64 788 - 22, Fax: 0 21 66 - 64 788 - 78
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VORTRAG/826: Witten - Bürgeruniversität. Viren sind nicht nur "Killer", 15.10.2018

Private Universität Witten/Herdecke - 9. Oktober 2018

Viren sind nicht nur "Killer"

Prof. Dr. Anja Ehrhardt erklärt in der Bürgeruniversität am 15.
Oktober, wie sie auch Helfer gegen Krankheiten in einer Medizin von
morgen sein können



Wer das Wort "Viren" hört, der denkt an Dinge wie Gefahr, Bedrohung
und Tod. Gerade die letzte Ebola Epidemie und die Krankheit AIDS legen
das nahe. Aber wie so oft haben die Dinge zwei Seiten: Viren können in
bestimmten Krankheitsgeschehen eine heilende Wirkung entfalten. Das
ist das Thema des Vortrags von Prof. Dr. Anja Ehrhardt, Inhaberin des
Lehrstuhls für Virologie und Mikrobiologie der Universität
Witten/Herdecke, im Rahmen der Bürgeruniversität am 15. Oktober. Er
beginnt um 20 Uhr in Haus Witten, Ruhrstraße 86, die Tickets kosten an
der Abendkasse 7 € (ermäßigt 5 €).

Mit Hilfe von modernsten Verfahren kann man Viren so umwandeln, dass
diese keine schädliche Wirkung mehr zeigen. Diese Viren können als
Transportvehikel benutzt werden, um therapeutische Bausteine in die
erkrankten Organe einzuschleusen. Der Vortrag zeigt zum Beispiel, dass
eine angeborene Augenkrankheit, die zur Blindheit führt, geheilt
werden kann und wie erste bahnbrechende Erfolge in der Krebstherapie
erzielt werden konnten. In Kombination mit neuesten gentechnischen
Verfahren, um Bausteine des Erbguts präzise zu verändern (Gen-Scheren
zur Genomchirurgie), stehen wir möglicherweise vor einer Revolution in
der Gesellschaft, die nicht nur in der Medizin von morgen, sondern
auch in anderen Bereichen unseres Lebens eine Rolle spielen wird.

Der Vortrag findet in der Bürgeruniversität statt, der Montagsreihe im
Haus Witten. Es ist eine gemeinsame Veranstaltung der Universität
Witten/Herdecke (Fakultät für Kulturreflexion) und der Volkshochschule
Witten | Wetter | Herdecke.


Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung
1982 eine Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.500 Studierenden in den Bereichen
Gesundheit, Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der
klassischen Alma Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand
in Hand mit Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

 * 

Quelle:

Private Universität Witten/Herdecke gGmbH

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2018
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LABEL/4994: Warner Music Klassik News - 12. Oktober 2018 (Warner)

Warner Music Klassik-Newsletter - 12. Oktober 2018



Das Lied als Seismograph des Krieges: Ian Bostridge und Antonio
Pappano

Die Welt sollte nie mehr dieselbe sein - auch die Welt der Musik
nicht. Die Jahre des Ersten Weltkriegs erschütterten nicht nur
politische, sondern auch kulturelle Grundfesten. "Aber wie kann man
die Erfahrung und die künstlerischen Auswirkungen dieses Krieges in
einem Liederzyklus darstellen?" Diese Frage stellte sich der
englische Tenor Ian Bostridge, der in seinen Programmen das Konzept
"Vokalrecital" immer wieder neu definierte. Die Antwort liefert er
nun an der Seite von Antonio Pappano mit dem Album Requiem - The Pity
of War mit Liedern von George Butterworth, Rudi Stephan, Kurt Weill
und Gustav Mahler.

VÖ: 26. Oktober 2018 - CD 0190295661564


Entfesselter Cembalo-Revolutionär: Jean Rondeau spielt
Domenico Scarlatti

"Mein Bestreben ist es, den Menschen, die ein Album vom Anfang bis
zum Ende hören, eine Geschichte zu erzählen ..." Der Cembalist
Jean Rondeau, versteht es genau mit dieser Haltung den Partituren der
Vergangenheit ein völlig neues Leben einzuhauchen. Die Geschichte,
die er mit seinem neuesten Album erzählt, ist die von dem
Kammervirtuosen Domenico Scarlatti, der in spanischen Diensten in
Madrid über ein halbes tausend Klaviersonaten komponierte - und in
diesen extrem experimentellen Werken in der Abgeschiedenheit des
Hofdienstes Musik späterer Zeiten vorwegnahm.

VÖ: 19. Oktober 2018 - CD 0190295633684, LP 0190295633646


Goodbye Sir Simon!

Mit diesem Konzert aus der Waldbühne beschlossen die Berliner
Philharmoniker im Juni nicht nur die Konzertsaison sondern
verabschieden auch Simon Rattle in seiner Funktion als Chefdirigent
des Orchesters.

Das Waldbühnenkonzert begeisterte mit einem schwungvollen Programm,
mit Werken von Gershwin, Fauré, Khachaturian und Respighi. Stargast
des Abends war die Mezzosopranistin Magdalena Kožená, die Chants
d'Auvergne des französischen Komponisten und Volksmusikforschers
Joseph Canteloube vortrug.

Extras: Dirigentenkamera und Interviews mit Sir Simon Rattle und
Magdalena Kožená

VÖ: 12. Oktober 2018 - DVD 880242645289, Blu-ray 880242645241


Ludwig van Beethoven: Fidelio - Ein Film von Jan
Schmidt-Garre 

Dieser Opernfilm basiert auf Jan Schmidt-Garres gefeierter Fidelio
Inszenierung aus St Gallen. Durch sorgfältigen und detailgetreuen
Bildschnitt wird die Oper zu einer cineastischen Erfahrung. Die
Produktion ist von 2018 und beinhaltet als Bonus Interviews mit with
Jacquelyn Wagner (Leonore), Norbert Ernst (Florestan), Wojtek
Gierlach (Rocco), Otto Tausk (Dirigent), Schmidt-Garre (Regisseur)

VÖ: 26. Oktober 2018 - 2 DVDs 880242648587


Das Projekt Tragédiennes von Véronique Gens als Box

Verzweiflung, Aufbegehren gegen das Schicksal, Wahnsinn, Tod und
Hysterie - und das alles in einem einzigartigen Parcours durch
mehrere Jahrhunderte französischer Musikgeschichte. Das Projekt
Tragédiennes beschäftigte die Top-Primadonna Véronique Gens viele
Jahre. Das Ergebnis waren drei Alben, die zwischen 2005 und 2011
erschienen und neben der Interpretation der Nuits d'Été die
erfolgreichsten Beiträge von Gens' Diskografie darstellen. Wie in
einem Brennglas hat die Sängerin hier die gewaltigsten Momente
französischer Opernheldinnen in ihren dramatischsten Szenen und Arien
eingefangen - von der Titelheldin aus Lullys Armide bis zur großen
Szene der Catherine d'Aragon aus Saint-Saëns' Henry VIII. Nun
erscheinen die drei Alben als 3er-Box.

VÖ: 19. Oktober 2018 - 3 CDs 0190295611910


François Couperin auf 16 CDs zum 350. Geburtstag

Er stammte aus einer berühmten Musikerfamilie, prägte eine ganze
Epoche der Musikgeschichte, verband die nationalen Stile seiner Zeit,
wurde erst Generationen nach seinem Tod wiederentdeckt und gilt in
seiner Heimat seit über 100 Jahren als klingendes nationales Denkmal.
Wer hier an Johann Sebastian Bach denkt, liegt diesmal falsch: All
das trifft auch auf dessen Zeitgenossen François Couperin zu, der am
10. November seinen 350. Geburtstag feiern würde. Die Edition zu
diesem Anlass verbindet eine umfassende, hochkarätige Werkschau
dieses Großmeisters mit einer Extraabteilung, die historische
Aufnahmen enthält. Etliche der remasterten Aufnahmen sind
CD-Premieren - etwa die kompletten Werke für Cembalo in der
Einspielung von Laurence Boulay.

VÖ: 19. Oktober 2018 - 16 CDs 0190295611163


50 Greatest Einaudi Pieces mit Dalal Bruchmann

Dalal Bruchmann wuchs in der Steiermark auf. Die Film- und
Fernsehschauspielerin begann im Alter von vier Jahren Klavier und
Violine zu spielen - jetzt hat sie 50 Werke des italienischen
Komponisten Ludovico Einaudi eingespielt, die sie selbst so oft als
Jugendliche gehört hat. Am 19. Oktober veröffentlicht X5 Music das
Album in digitaler Form.

VÖ: 19. Oktober 2018 - nur digital erhältlich.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4993: Warner Music Medien Newsletter KW 41 (Warner Music)

Warner Music Medien Newsletter KW 41

Hamburg, 11. Oktober 2018



Ende dieser Woche veröffentlicht Ausnahmekünstlerin Jess Glynne mit
"Always In Between" ihr zweites Album und liefert damit den mit
Hochspannung erwarteten Nachfolger ihres fulminanten 2015er
Debütalbums "I Cry When I Laugh" (über 2 Mio. verkaufte Tonträger
weltweit). Außerdem schrieb die Britin mit ihrer siebten #1-Single
"I'll Be There" [1] kürzlich UK-Chartgeschichte und setzt ihre
beeindruckende Erfolgsserie fort. Ab Mitte November geht es für sie
in ihrer Heimat auf große Arena-Tour, bevor sie im März 2019 auch
hierzulande live performt.

In den USA schlägt Ausnahmekünstler Anderson .Paak indes mit der
ersten offiziellen Single seines kommenden Albums "Oxnard", das nun
mit dem 16.11. auch ein VÖ Datum hat, hohe Wellen. "Tints" heißt der
groovige Neuling, der mit keinem Geringeren als Kendrick Lamar im
Feature überzeugt: "Kendrick ist der bescheidenste, selbstloseste,
großartigste, fokussierteste Gentleman, der mir jemals begegnet
ist", schwärmt Anderson von der Traum-Kollabo - hier [2] im Lyric
Video zu sehen.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

KLAN

Am morgigen Freitag veröffentlichen KLAN ihr vielversprechendes, 13
Tracks starkes Debütalbum "Wann hast du Zeit?" - ein Album, das
wieder Lust macht auf diese neue deutsche Popmusik, wie sie von den
beiden Brüdern aus Berlin kommt: groß, kraftvoll,
klug und selbstbewusst.

Dabei geht es den beiden nicht um netten Wohlfühlpop, sondern um
Sinnsuche und neue gesellschaftliche Verantwortung, um klare
Meinungen und digitale Gefühle. Auch der vor Kurzem veröffentlichte
Albumtrack "Mama" [3] thematisiert die Emanzipation von elterlichen
und gesellschaftlichen Idealen.

Ende Oktober / Anfang November starten die beiden auf eigene Tour,
bevor sie Ende November Bosse auf dessen Tournee begleiten. Dazu hier
[4] ein kleines Ständchen


DAVID BOWIE

Parlophone Records veröffentlichen diesen Freitag mit "Loving The
Alien (1983-1988)" die vierte Edition aus einer Serie von Box-Sets,
die David Bowies [5] Schaffen seit 1969 dokumentieren. Damit
erscheint der Nachfolger der bisher erschienenen, hochgelobten
Editionen "Five Years (1969-1973)", "Who Can I Be Now? (1974-1976)"
und "A New Career In A New Town (1977-1982)".

Als einen der Höhepunkte enthält "Loving The Alien (1983-1988)" u.a.
eine brandneue Produktion des 1987er Albums "Never Let Me Down", das
von Bowie-Producer und Toningenieur Mario McNulty komplett
überarbeitet wurde.

Außerdem erscheint am 30.11. via Parlophone mit "Glastonbury 2000"
noch die erstmalige Veröffentlichung von David Bowies gesamter,
legendärer Performance auf dem Glastonbury Festival.


TWENTY ONE PILOTS

Letzten Freitag erschien mit "Trench" das brandneue dritte Album der
twenty one pilots und die Zahlen sprechen für sich: Der Neuling
schoss in 19 Ländern direkt auf Platz #1 der iTunes-Charts, in 44
Ländern in die Top 3 und in 53 Ländern in die Top 10.

Anlässlich dieses erneuten Triumphs, feierte das schlagkräftige Duo
quasi zeitgleich die Premiere des offiziellen Musikvideo zur
aktuellen Single "My Blood". In ausdrucksvollen Bildern erzählt
Regisseur Tim Mattia darin die Geschichte zweier Freunde und zugleich
die Entstehungsgeschichte der Band - hier [5] zu sehen.

Am 16.10. starten Tyler Joseph und Josh Dun in Nashville ihre "The
Banditos"-Welttournee und kommen im Februar 2019 wieder live nach
Deutschland.


L DEVINE

"Ich verstehe nicht, wieso so viele Leute gegen Pop stänkern - es
ist die beste Art von Musik. Jeder hört es. Es ist wesentlich
erstzunehmender als die Leute denken und es ist definitiv einfacher,
irgendeinen metaphorischen Bullshit auf einer Akustikgitarre zu
schreiben", so die 21-jährige englische Singer/Songwriterin.

L Devine ist jung, wunderschön und verfügt über eine
Wahnsinns-Stimme. In Folge ihrer gefeierten, zutiefst persönlichen
2017er Debüt-EP "Growing Pains", veröffentlichte sie zuletzt die
Single "Peer Pressure" [6] und präsentiert nun mit "Can't Be You" [7]
einen weiteren Track, der von einer verlorenen Liebe handelt.

Die neuen Songs entstanden jüngst bei Sessions in L.A. in
Zusammenarbeit mit einigen der spannendsten Pop-Protagonisten der
Stunde.


RITA ORA

Mit ihrer aktuellen Single "Let You Love Me" schreibt Rita Ora
Chart-Geschichte und bricht einen über 30 Jahre bestehenden Rekord:
Der eingängige Track kletterte nämlich kürzlich auf Platz #6 der
offiziellen UK-Singles-Charts und ist damit ihre 13. Top-10-Single.

Rita Ora hält nun also den Rekord für die meisten Top-10-Singles
einer britischen Künstlerin und überholt damit Ikonen wie Shirley
Bassey oder Petula Clark, die jeweils zwölf Top-10-Hits zählen.
"Ich bin unendlich dankbar und fühle mich so geehrt - das ist
absolut verrückt", freut sich die begnadete Künstlerin.

Die Midtempo-Pophymne "Let You Love Me" - hier [8] im offiziellen
Musikvideo (über 25 Mio. Views) - stammt aus Ritas neuem, am 23.11.
erscheinenden Album "Phoenix".


KATE BUSH

Im November erscheinen erstmalig alle Studioalben von Kate Bush [9]
im LP- und im CD-Format mit vielen raren Titeln, die somit auch zum
ersten Mal auf Vinyl erhältlich sein werden.

Die Vinyl-Boxen 1+2 und die CD-Box 1 werden am 16.11. veröffentlicht.
Am 30.11. folgen dann die Vinyl-Boxen 3+4 sowie die CD-Box 2. Die
originalen Album-Artworks bleiben in allen Boxen erhalten, abgesehen
von den CD Artworks in Box 1, die unter Nutzung der Original-Elemente
redesignt wurden.

Die Alben wurden allesamt von Kate Bush und James Guthrie neu
gemastert. Ihre zehn Studioalben sind auf drei Vinyl-Boxen verteilt,
während die vierte Box viele bisher nicht auf Vinyl erhältliche
Raritäten umfasst, einschließlich eines gesamten Albums mit
Cover-Versionen.


MAX FROST

Der texanische Singer/Songwriter, Multi-Instrumentalist und Producer
Max Frost veröffentlichte Ende vergangener Woche sein mit Spannung
erwartetes Debütalbum "Gold Rush", inklusive der Hit-Single "Good
Morning", [10] die auch hierzulande einigen Staub aufwirbelte - nicht
nur aufgrund seiner Platzierung im Vodafone-Werbespot.

In den USA wurde der 25-Jährige sowohl von NPR als auch vom Rolling
Stone in die begehrte Liste der "10 Artists You Need To Know"
aufgenommen und wird dort in Kürze die twenty one pilots auf Tour
supporten. Im Februar 2019 ist er dann auch in Deutschland live zu
erleben.

Die klangliche Palette seines neuen Albums "Gold Rush" reicht indes
von Electro-Soul bis hin zu stadiontauglichen Mitsing-Hymnen, die es
in sich haben.


AYA NAKAMURA

Aya Nakamuras französischsprachiger Sommerhit "Djadja" ist eine
musikalische Erfolgsgeschichte, wie sie sich quer über die Grenzen
Europas nur selten abspielt. Nun mischt die aktuell heißeste
Deutsch-Rapperin Loredana den Song auf und leistet Nakamura darauf im
Remix Gesellschaft - hier [11] im Lyric Video zu sehen.

Mit der neuen Version von "Djadja" stellen die beiden Künstlerinnen
nun gemeinsam ihr Können unter Beweis, während Loredana ihrem Typen
in deutscher Sprache die Leviten liest: "Oh, ey, Djadja / Hör mal
auf mit deinem Gelaber / Oh, ey, Djadja / Alles was du redest ist
Blabla".

Die Schweizer Influencerin Loredana tauchte im Juni quasi aus dem
Nichts mit ihren Trap-Song "Sonnenbrille" (über 23 Mio.
Spotify-Streams) auf und eroberte Platz #1 der YouTube-Trendcharts.


TRACK OF THE WEEK • Charli XCX & Troye Sivan -
1999

Popmusik-Pionierin Charli XCX enthüllte gemeinsam mit Troye Sivan vor
Kurzem ihre großartige neue Single "1999". Troye Sivan hatte jüngst
sein zweites Album "Bloom" veröffentlicht. Die Single markiert für
das Future-Pop-Mastermind nach einer Serie von gefeierten
Sommer-Releases das nächste Kapitel ihres wegweisenden
Wirbelwindjahres. "1999" ist ein basswuchtiger Monstertruck, der
zugleich voll Nostalgie steckt und sich ebenso mitreißend wie
rebellisch anfühlt - hier [12] zu hören. Die Single entstand an der
Seite von Sivan sowie den begleitenden Songwritern Noonie Bao, Brett
McLaughlin und Oscar Holter, der den Track auch produzierte. Charli
XCX ist derzeit weiterhin neben Camila Cabello als Support von Taylor
Swifts weltweiter "Reputation Tour" unterwegs.


WARNER MUSIC ON STAGE - Why Don't We

Kreischalarm! Die US-Pop-Durchstarter Why Don't We kommen in der
nächsten Woche für zwei Konzerte zurück nach Deutschland und lassen
Fanherzen in München und Frankfurt höher schlagen.

Im Gepäck haben die fünf Jungs - die allesamt zwischen 17 und 20
Jahre alt sind - ihr Anfang September erschienenes Debütalbum "8
Letters", das sich direkt auf Platz #1 der iTunes-Gesamt-Albumcharts
katapultierte. Allem voran die extrem populären Tracks "Hooked" und
"Talk" sowie der mitreißende Titeltrack - hier [13] im offiziellen
Musikvideo zu sehen.

Die beiden Deutschland-Shows sind Teil ihrer bisher größten
Europatournee, die Why Don't We durch Spanien, Frankreich, Irland,
die Niederlande und Großbritannien führt:

17.10. München, Muffathalle

19.10. Frankfurt, Batschkapp


WEITERE VERÖFFENTLICHUNGEN


	
ALBUM 



	
VÖ

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

12.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

19.10.2018

26.10.2018

02.11.2018

02.11.2018

02.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

09.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

16.11.2018

23.11.2018

23.11.2018

30.11.2018

30.11.2018

25.01.2019


	
KONFIGURATION

Digital

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Digital

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

Morgan Evans

Fleetwood Mac

Fleetwood Mac

Basement

David Bowie

Jess Glynne

KLAN

Whitesnake

Disturbed

The Greatest Showman

Rüfüs Du Sol

Thomas Anders

E^ST

Eagles

Mac Miller

Matt Corby

Jess Glynne

Fleetwood Mac

Muse

Fleet Foxes

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

Kate Bush

MICHAEL BUBLÉ

ZAZ

Boyzone

NEEDTOBREATHE

Tom Petty

Rita Ora

Cher

Clean Bandit

Rudimental


	
TITEL

Things That We Drink To

Say You Will (Vinyl)

The Dance (Vinyl)

Beside Myself

Loving The Alien (1983-1988) (CD & Vinyl)

Always Inbetween

Wann hast du Zeit?

Unzipped (1CD, 2CD, CD+DVD, LP)

Evolution

Sing-A-Long

Solace

Ewig mit Dir

Life Ain't Always Roses

Legacy (12CD+BR+DVD Box Set; 15 LP Box Set)

Swimming (Vinyl)

Rainbow Valley

Always Inbetween (Vinyl)

50 Years Don't Stop (5LP, 3CD, 1CD)

Simulation Theory

The First Collection 2006 - 2009

Remastered on Vinyl I

Remastered on Vinyl II

Remastered on Vinyl III

Remastered on Vinyl IV

Remastered Part I

Remastered Part II

love

Effet miroir

Thank You & Goodnight

Acoustic Live Vol. 1

An American Treasure (Vinyl)

Phoenix

Dancing Queen (Vinyl)

What Is Love?

Toast To Our Differences








  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6e91d5ea835b718d185be286d4a74b987d4f384955415091d32c2beeb40727475188445e2ae78d5dc

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6c3c9348131a2f33ca9535da8cddb94e8b5586d7f2a6006b99510c351ba979a7ab981d87aea78e7ab

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6e91efcf97e0058f422fdab0a994bae2dd86da259f38dcf4f342b14c70b1bd71c8dd90cb6c116bead

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6aaf7f95782204377ed238af07c47605971e8f8aac85a53905bfbf6cbe4d7eb1ab7161a32a73cc1e5

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d64f7d2f72d43c2432f7bad23dd42a99ed626611ef7a65e3d0c811de5ae32a71997988f9d35a45af13

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6d7856b9cff9435f2e5a7e086f340ccf6cafd105fb2ccd381dce998f1a1b7525e7cff5070705f01da

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6e7e5f3acf35582d7abbdf04eeb143a10b0158da550e160a498db378e967961e7f832ba07bca8940e

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6dd55914638ac1c4c9db40ff20a2ccaf0d1a416d0db04ab630b31ed20aec1ea9166bb8d9fae70f7d8

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6e0b76bb24bddf297c7103c90d559cf1c8fd513bb7f2b82aaa364a460b7cb6211ff7d8deda4875090

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d682646ff7274a0ab49f4fef4f73095b3191d93f93c2d5bda96cb0e492510554939110c5cfc8a45574

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6e17f7a1a081da9f6006f0571f17504405d81e16410f34ef6f1e06233c846828221b234ebdc09cc65

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d66c03981c299a080c53749732e203741ebaaed9e04d12cdc2492cdecc8daac7030c1512aca94ba19f

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=1ae8407483f831d6b6ca8aeceeb074c3b94d12da4171a35653bdfd4422623ec57892a67ad6780a70d516ed4c3ed0ec8a
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KLASSIK/10134: München - Loreleys Schwestern. Liebesfreud und Liebesleid, 14.10.2018 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 13. September 2018

Chor des Bayerischen Rundfunks

Loreleys Schwestern - Liebesfreud und Liebesleid

Sonntag, 14. Oktober, 15.00 Uhr, Jüdisches Gemeindezentrum München



Im Fokus des Konzertes am Sonntag, 14. Oktober um 15.00 Uhr im
Jüdischen Gemeindezentrum München stehen berühmte Frauen: Zu hören
sind Werke von Sara Shoham und Clara Schumann. Musikalisch erzählt
werden Geschichten von Reyzele, Rosmarien oder Meerfey. Unter der
Leitung des Dirigenten Yuval Weinberg präsentiert sich auch der Chor
des Bayerischen Rundfunks in reiner Damenbesetzung. Die renommierten
Solisten Yaara Tal und Julian Prégardien wirken bei der Erstaufführung
einer besonderen Fassung der Brahmsschen Alt-Rhapsodie mit.

Besonders in der Epoche der Romantik entstand eine Fülle an Chormusik
für die zahlreichen neugegründeten Chöre und Gesangsvereine als Teil
einer erstarkenden bürgerlichen Musikpflege. Daraus resultierte eine
große Nachfrage nach Kompositionen für gemischte Chöre, aber auch für
Frauenchöre oder Sologesang. Die Gesänge behandelten häufig die
zentralen Themen der Romantik wie Liebesfreud und -leid oder
Sehnsucht, die oft auf Volksliedern, Märchen und Sagen beruhten. Dies
spiegelt auch das Programm dieses Konzerts mit Originalkompositionen
und jüdischen Volksliedern wider.

Ergänzt wird das Programm durch die Romanzen Opus 11 für Klavier der
bekannten romantischen Klaviervirtuosin und Komponistin Clara Schumann
in der Interpretation von Yaara Tal.

Von Clara Schumann wiederum gibt es eine direkte Verbindung zum
letzten Werk des Abends: Sie war 1870 bei der Uraufführung der
"Alt-Rhapsodie" von Johannes Brahms in Jena unter den Gästen im
Publikum. Der Anlass zu Textauswahl und Komposition scheint wohl in
Johannes Brahms' enttäuschter Liebe zu Clara Schumanns Tochter Julie
zu liegen. Weil das Werk als eine Art versteckte Botschaft an die
erfolglos Angebetete gilt, hatte Yaara Tal eine Adaption der
"Alt-Rhapsodie" in einer Fassung für Tenor, Frauenchor und Klavier
angeregt: Diese Fassung wird nun erstmals der Öffentlichkeit
vorgestellt.


Programm: 

Sara Shoham

Ken Bakodesh (Gebet)

für Frauenchor a cappella

Jüd. Volkslied/ Arr. M. Wiesenberg

Reyzele

für Frauenchor a cappella

Gustav Mahler/ Arr. Hermann Lauer

Hans und Grete

für Frauenchor und Klavier

Volkslied, Arr. Wiesenberg

Hulyet, hulyet kinderl

Kinder yorn

für Frauenchor

Gustav Mahler/ Arr. Hermann Lauer

Ich ging mit Lust durch einen grünen Wald

Selbstgefühl

für Frauenchor und Klavier

Clara Schumann

3 Romanzen Op. 1

für Klavier

Robert Schumann

Romanzen für Frauenstimmen op. 69/91

Johannes BrahmsAlt-Rhapsodie op. 53

Erstaufführung der Fassung für Tenor, Damenchor und Klavier

Mitwirkende:

Julian Prégardien, Tenor

Yaara Tal, Klavier

Chor des Bayerischen Rundfunks

Yuval Weinberg, Dirigent


Karten:

Erhältlich über BRticket www.br-klassikticket.de oder 
Tel. 089/5900- 10880 und 
München Ticket, Tel. 089/54818181 und an der Tageskasse.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 13. September 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - POP-ROCK/5304: Herten - Stingray play Police am 27. Oktober 2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5304: Herten - "Stingray play Police" am 27. Oktober 2018

"Klangraum Glashaus" startet im Oktober

Stingray eröffnen die Musikreihe



Herten. Die beliebte Musikreihe "Klangraum Glashaus" geht in eine neue
Runde. Auch dieses Mal sind hochkarätige Musikerinnen und Musiker aus
den verschiedensten Genres dabei. Zuerst machen Stingray am Samstag,
27. Oktober, ab 20 Uhr die Bühne im Glashaus unsicher. Bis März 2019
gibt es insgesamt sechs Konzerte. Tickets sind ab sofort erhältlich.

Die Bochumer Band Stingray kommt mit ihrem Programm "Stingray play
Police" nach Herten und erwecken die Hits von "The Police" zu neuem
Leben. Während ihres straffen Programms überzeugen die Musikvirtuosen
nicht nur mit ihrem Instrumentalspiel, sondern auch mit genialem
Gesang, der die Besucherinnen und Besucher fasst glauben lässt Sting
persönlich zu hören. Verbunden mit ihrer langen Bühnenerfahrung
schaffen es Stingray, ihren Besucherinnen und Besuchern einen
unvergesslichen Abend zu bescheren.

Die Veranstaltung wird gefördert vom Kultursekretariat und dem Land
NRW, gesponsert von der Volksbank Ruhr Mitte e.G., sowie dem
Kreativ.Quartier Herten. Weitere Informationen erhalten Interessierte
bei Bettina Hahn vom Kulturbüro Herten unter der Telefonnummer (0 23
66) 303 179.

Weitere Informationen

www.stingray-police.de

www.herten.de

Kartenpreise

Vorverkauf 16 Euro (ermäßigt 9 Euro), Abendkasse 18 Euro

Glashaus Herten, Hermannstr. 16, Tel.: (0 23 66) 303 232

Buchladen Attatroll, Herner Str. 16, 45657 Recklinghausen, Tel.: (0 23
61) 1 70 02

RVR-Besucherzentrum Hoheward, Werner-Heisenberg-Str. 14, 45699 Herten,
Tel.: (0 23 66) 18 11 60

www.proticket.de (gebührenpflichtig)

Parken

Der Parkplatz Herten-Mitte/Auf dem Marktplatz ist ab 19 Uhr
gebührenfrei. Das Parkhaus "Rathausgalerie" ist bei Veranstaltungen
bis 24 Uhr gebührenpflichtig geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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AUSLAND/8852: Aus aller Welt - 12.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Juncker will Orban aus Europäischer Volkspartei ausschließen

EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker plädiert für einen
Ausschluß der Fidesz-Partei des ungarischen Ministerpräsidenten
Viktor Orban aus der christdemokratisch-konservativen Parteienfamilie
EVP. Viele Äußerungen des Rechtspopulisten Orban seien unvereinbar
mit den christdemokratischen Werten, auf denen die EVP fußt, sagte
Juncker in einem Gespräch mit der französischen Zeitung Le Monde
(Samstagsausgabe). Vor einem Monat hatte das Europaparlament ein
Strafverfahren gegen Ungarn wegen Gefährdung von EU-Grundwerten
eingeleitet. Das Verfahren kann im äußersten Fall zum Entzug der
Stimmrechte im Ministerrat führen.

12. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - JUSTIZ/8852: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.10.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8852: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Vermißtenfall Brigitte Volkert: Polizei sucht Waldgebiet ab

In Zusammenhang mit dem Vermißtenfall Brigitte Volkert durchkämmt die
Polizei seit Donnerstag ein Waldgebiet im unterfränkischen Landkreis
Main-Spessart. Nach Angaben eines Behördensprechers waren nach der
Fernsehsendung "Aktenzeichen XY" am Mittwoch 20 neue Hinweise
eingegangen. Die Maßnahme sei noch nicht abgeschlossen und werde am
Freitag fortgeführt, hieß es. Die vierfache Mutter aus Burgsinn wird
seit 13 Jahren vermißt.

12. Oktober 2018
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MILITÄR/8849: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



32 Brände nach Schießübungen der Bundeswehr

Der Anfang September durch einen Raketentest ausgelöste Moorbrand auf
einem Bundeswehrgelände bei Meppen war nicht der einzige Brand auf
einem Truppenübungsplatz in diesem Jahr. In einem Bericht des
Verteidigungsministeriums an den Verteidigungsausschuß des Bundestags
wurden 31 weitere Militärgelände aufgelistet, auf denen in diesem
Sommer Feuer bekämpft werden mußte. Das berichtet das
Redaktionsnetzwerk Deutschland, dem das Schreiben vorliegt.

12. Oktober 2018
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POLITIK/8851: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wahlrechtsreform für Bundestag aufgeschoben

Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble muß seine Pläne für eine
Verkleinerung des Bundestags auf Eis legen. Schon in der vergangenen
Legislaturperiode waren Reformbemühungen wegen unterschiedlicher
Interessen der Parteien gescheitert. Es wäre sinnvoll, die Änderung
erst für die übernächste Wahlperiode vorzusehen, sagte Schäuble der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung. Das würde bedeuten, daß erst 2025
ein kleineres Parlament gewählt werden könnte. Wegen zahlreicher
Überhang- und Ausgleichsmandate ist der Bundestag derzeit mit 709
Abgeordneten deutlich größer als eigentlich vorgesehen. Die reguläre
Mindestanzahl liegt bei 598 Sitze.

12. Oktober 2018
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MELDUNGEN



Feuer in ICE - 510 Reisende evakuiert

In der Nähe von Montabaur in Rheinland-Pfalz ist am Freitagmorgen ein
ICE-Zug in Brand geraten. Die mehr als 500 Passagiere konnten den
brennenden Zug nach einem Nothalt verlassen. Nach bisherigen
Kenntnissen gab es fünf Leichtverletzte. Ein Waggon wurde durch das
Feuer komplett zerstört. Wie die Deutsche Bahn mitteilte, bleibt die
Schnellfahrstrecke zwischen Frankfurt am Main und Köln das gesamte
Wochenende gesperrt. Warum der hintere Zugteil in Brand geriet, ist
bislang noch unklar.

12. Oktober 2018
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WISSENSCHAFT/7935: Aus Forschung und Technik - 12.10.2018 (SB)
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Owtschinin und Hague ins Sternenstädtchen zurückgekehrt

Nach ihrer Notlandung in der kasachischen Steppe sind die beiden
Raumfahrer Alexej Owtschinin und Nick Hague wieder im
Kosmonautenausbildungzentrum (ZKP) bei Moskau eingetroffen. Dort
sollen sich die Männer von den körperlichen Strapazen nach dem
Startabbruch erholen. Sie werden voraussichtlich schon im kommenden
Frühjahr wieder zur Internationalen Raumstation ISS fliegen. Der
Leiter der russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos, Dimitri Rogosin,
stellte inzwischen den stellvertretenden Generaldirektor des
Zentralen Wissenschafts- und Forschungsinstituts für Maschinenbau,
Oleg Skorobogatow, an die Spitze einer Untersuchungskommission, die
die Ursache für den fehlgeschlagenen Start der Trägerrakete Sojus-FG
finden soll. Das geht aus einem Bericht der Tageszeitung Kommersant
hervor. Experten vermuten, daß einer der vier Booster der ersten
Stufe sich nicht richtig abtrennte. Bis zum Abschluß der Untersuchung
wurden alle Starts dieses Raketentyps ausgesetzt.

12. Oktober 2018
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AUSLAND/7948: Aus aller Welt - 12.10.2018 (SB)
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Regularien für Umerziehungslager in chinesischer Provinz Xinjiang

In der autonomen nordwestchinesischen Provinz Xinjiang sind diese
Woche überarbeitete Regularien des Volkskongresses in Kraft getreten,
welche die lokalen Behörden zur Einrichtung sogenannter
Trainingszentren aufgefordern. Dort sollen als extremistisch
angesehene Personen erzogen und transformiert werden. Die Regularien
zur Entradikalisierung bestätigen offenbar, was Vereinte Nationen,
westliche Regierungen und Menschenrechtsorganisationen den Chinesen
vorwerfen. In Xinjiang sollen über eine Million Muslime in
Umerziehungslagern festgehalten werden. Bei den meisten soll es sich
um Uiguren handeln, die mit rund zehn Millionen Volksangehörigen etwa
die Hälfte der Bevölkerung der Provinz stellen. Offiziell wurden die
in den zurückliegenden anderthalb Jahren eingerichteten Lager als
Berufs- und Ausbildungszentren bezeichnet.

12. Oktober 2018
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GESUNDHEIT/7907: Medizin und Gesundheitswesen - 12.10.2018 (SB)
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Herzmuskelschwäche führt am häufigsten zur Klinikaufnahme

Herz-Kreislauf-Erkrankungen sind in Deutschland weiterhin
Volkskrankheit Nummer 1. So berichtete das Deutsche Ärzteblatt, daß
die Herzinsuffizienz (Herzmuskelschwäche) auch 2017 die häufigste
Krankheitsdiagnose bei stationären Krankenhauspatienten in
Nordrhein-Westfalen (NRW) war. Gut 100.000 Patienten wurden wegen ihr
in einer der 344 Kliniken behandelt, teilte das Statistische
Landesamt mit. Die mit knapp 74.000 Patienten zweithäufigste
Diagnose, Vorhofflattern und -flimmern, betraf ebenfalls das Herz.
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Gießener Ärztin Hänel scheitert im Revisionsverfahren vor Landgericht

Das Landgericht Gießen hat die Verurteilung der Ärztin Kristina Hänel
wegen illegaler Werbung für Abtreibungen im Berufungsverfahren
bestätigt. Das Gericht gab seine Entscheidung am Freitag bekannt. Die
Allgemeinmedizinerin war Ende 2017 vom Amtsgericht Gießen zu einer
Geldstrafe von 6000 Euro verurteilt worden, weil sie auf ihrer
Internetseite über die Möglichkeiten eines Schwangerschaftsabbruchs
informiert hatte. Laut Paragraph 219a ist das Anbieten, Ankündigen
oder Anpreisen von Schwangerschaftsabbrüchen aus finanziellem Vorteil
heraus verboten. Hänels Verteidiger hatte im Verfahren vorgeschlagen,
den Paragraph 219a vom Bundesverfassungsgericht überprüfen zu lassen.
Bundesfamilienministerin Giffey sprach sich am Freitag für eine
Reform des Paragraphen aus. Gute Arbeit von Ärzten müsse
entkriminalisiert werden. Ihnen müsse man Rechtssicherheit geben,
betonte die SPD-Politikerin. Wenn Frauen in so einer extremen
Ausnahmesituation seien, bräuchten sie Beratung, Information und
Unterstützung. Das Landgericht Gießen selbst hatte Zweifel an der
Verfassungsmäßigkeit des Werbeverbots geäußert und Hänel empfohlen,
das Urteil wie einen Ehrentitel in einem Kampf für ein besseres
Gesetz zu tragen.

12. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - KULTUR/7859: Sprache, Kunst und Medium - 12.10.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7859: Sprache, Kunst und Medium - 12.10.2018 (SB)
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Nächtliches Feuer in Ingolstädter Museumslager

Durch einen bisher nicht aufgeklärten Brand in seinem Ingolstädter
Archiv ist dem Deutsche Museum in München ein großer Schaden
entstanden.

Nach einem Bericht von Deutschlandfunk Kultur war das Feuer Donnerstag
Nacht ausgebrochen. In dem Lager waren rund 8000 Exponate aus allen
möglichen technischen Bereichen untergebracht, darunter unersetzliche
Objekte wie das Mikroskop des deutschen Chemie-Nobelpreisträgers
Eigen.

In welchem Umfang Exponate zerstört wurden, wird gegenwärtig
untersucht, ebenso die Summe des Schadens. Es steht aber fest, daß
langwierige und kostspielige Restaurierungsarbeiten auf das
Technikmuseum zukommen werden.

12. Oktober 2018
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MILITÄR/7926: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.10.2018 (SB)
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Informationslehrübung Landoperationen 2018

Die Bundeswehr hat am Freitag ihre diesjährige "Informationslehrübung
Landoperationen" gestartet. Das Kriegsschauspiel auf den
Truppenübungsplätzen Munster und Bergen wird hauptsächlich zur
Ausbildung des Offiziersnachwuchses und angehender
Generalstabsdienstoffiziere veranstaltet. Mehr als 100 Ketten- und
450 Radfahrzeuge wurden von rund 2000 Soldaten und Soldatinnen in
Bewegung gehalten. Die Vorführung soll über drei Wochen gehen. Zum
Abschluß gibt es eine "Operation verbundener Kräfte". Zu sehen ist
ein mit Kampfpanzern verstärktes, von Artillerie und Luftwaffe
unterstütztes Panzergrenadierbataillons in vollem Kriegseinsatz.

12. Oktober 2018
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Seehofer verlängert Grenzkontrollen zwischen Bayern und Österreich

Bundesinnenminister Seehofer hat laut Mitteilung seines Hauses vom
Freitag die Kontrollen an der Grenze Bayerns zu Österreich um sechs
Monate bis zum 11. Mai 2019 verlängert, weil seiner Ansicht nach der
Schutz der EU-Außengrenzen vor Flüchtlingen noch unzureichend ist und
weiterhin viele Migranten von einem EU-Land ins nächste
weiterwandern. Laut Seehofer zählt grenzkontrollfreies Reisen dennoch
zu den größten Errungenschaften der Europäischen Union überhaupt.
Noch am Freitag sollte die EU-Kommission über die Verlängerung der
Grenzkontrollen informiert werden.

Der EU-Migrationskommissar Avramopoulos hat sich am Freitag vor dem
EU-Innenrat gegen Grenzkontrollen im Schengenraum ausgesprochen. Es
sei sehr wichtig, Schengen am Leben zu halten. Durch die Verlängerung
der Grenzkontrollen werde Schengen unterminiert. Europa dürfe nicht
zu geschlossenen Grenzen zurückkehren, sagte Avramopoulos. Die Bürger
müßten sich sicher fühlen, gleichzeitig aber frei innerhalb Europas
reisen können.

Deutschland kontrolliert seine Grenze zu Österreich seit Herbst 2015.
Auch Österreich, Frankreich, Schweden, Dänemark sowie das
Nicht-EU-Land Norwegen führen stationäre Personenkontrollen an
Binnengrenzen des Schengen-Raums durch.

12. Oktober 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - SONSTIGES/7909: Tragisches und Kurioses - 12.10.2018 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7909: Tragisches und Kurioses - 12.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Wien will Promille-Grenze für Halter gefährlicher Hunde einführen

Nach zuletzt zwei Vorfällen, bei denen ein Kind durch Bisse schwer
verletzt und eines an den Folgen eines Rottweiler-Angriffs gestorben
war, will die Stadt Wien für die Halter von Hunden, die als potentiell
gefährlich gelten - etwa Bullterrier, Rottweiler oder Pitbullterrier
-, nun die Auflagen verschärfen. Mit ausschlaggebend war offenbar, daß
bei den Vorfällen Alkohol im Spiel war.

So soll nach einem Bericht von ZDF heute für die Begleitpersonen
sogenannter Listenhunde eine 0,5-Promille-Grenze einführt werden.
Ferner dürfen die Halter ihre Tiere im öffentlichen Raum grundsätzlich
nur noch an der Leine und zusätzlich mit Maulkorb ausführen. Bei
Verstößen müßten die Besitzer mit einer Strafe von mindestens 1000
Euro rechnen. Das Gesetz soll noch in diesem Jahr in Kraft treten.

12. Oktober 2018
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Gewerkschafter spricht von Kriegserklärung Ryanairs

Die Billigfluglinie Ryanair will ihren Standort Bremen schließen und
vom Stützpunkt Weeze an der niederländischen Grenze zwei von fünf
Maschinen abziehen. Das Unternehmen reagiert damit anscheinend auf den
europaweiten Arbeitskampf seiner Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen.
Die deutsche Pilotengewerkschaft VC gab Arthur van de Hudding, den
Präsidenten der niederländischen Pilotengewerkschaft VNV, mit den
Worten wieder, eine Station zu schließen und die Angestellten in ein
anderes Land zu versetzen sei mit dem sozialen Dialog nicht
kompatibel. Man sehe das als Kriegserklärung an, die absolut im
Widerspruch zu allen Behauptungen stehe, man wolle verhandeln. VC
zufolge sehen Piloten und Flugbegleiter die von Ryanair angekündigten
Maßnahmen als Strafe für die jüngsten Streiks und aggressiven
Schachzug des Ryanair-Managements an. Die Beschäftigten von Ryanair
fordern seit Monaten höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen
sowie die Anwendung des jeweils nationalen Arbeitsrechts.

12. Oktober 2018
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Bald keine Feldlerchen mehr in Deutschland

Erneut hat der Naturschutzbund Deutschland und der Landesbund für
Vogelschutz die Feldlerche (Alauda arvensis) zum Vogel des Jahres
2019 gekürt. Es ist bereits das zweite Mal, daß die Wahl auf den
einstigen Allerweltsvogel fiel. Der Grund: Die Zahl der Tiere nimmt
immer weiter ab. Aktuelle wird der Bestand der Feldlerchen in
Deutschland auf 1,3 bis 2,0 Millionen Brutpaare geschätzt. Mehr als
ein Drittel der Vögel ist in den letzten 25 Jahren verschwunden - in
vielen Gebieten gibt es sie gar nicht mehr. Vor allem die intensive
Bewirtschaftung der Agrarflächen hat den Feldlerchenbestand so weit
dezimiert, daß der Vogel in Deutschland vom Aussterben bedroht ist.

12. Oktober 2018
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BMW setzt auf hochflexible Produktion in China

BMW erhöht nach eigenen Angaben seinen Anteil an dem chinesischen
Gemeinschaftsunternehmen Brilliance vorbehaltlich der Zustimmung
durch die Aufsichtsbehörden und die Brilliance-Aktionäre von 50 auf
75 Prozent. Dafür zahlt BMW umgerechnet 3,6 Milliarden Euro. Die
deutsch-chinesische Kooperation soll um zwölf Jahre bis 2040
verlängert werden. Das Geschäft wird voraussichtlich 2022
abgeschlossen werden können. Zu dem Zeitpunkt läuft die
Joint-Venture-Pflicht für ausländische Autobauer in China aus. BMW
will in die Standorte in Shenyang mehr als drei Milliarden Euro
investieren. 5000 neue Arbeitsplätze sollen in der Volksrepublik
entstehen. Die Fertigung dort soll von rund 400.000 auf 650.000 Autos
im Jahr steigen. Ein hochflexibles Produktionssystem soll jederzeit
den Umstieg auf die Fertigung von elektrischen Fahrzeugen
ermöglichen. Am Donnerstag hatten BMW und Brilliance in Shenyang das
15jährige Bestehen ihrer Partnerschaft gefeiert.
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Huawei Mate 20 Pro eine echte Alternative

Noch ein paar Tage, dann ist es soweit. Der chinesische Hersteller
Huawei stellt mit dem Mate 20 Pro sein neues Smartphone-Flaggschiff
vor, das sich wahrlich nicht vor dem Highend-Geräten von Apple oder
Samsung verstecken braucht. Das Gegenteil ist sogar der Fall. War
schon sein Vorgänger Mate 10 Pro für viele Bundesbürger eine relativ
preisgünstige wie hochwertige Alternative zu den Topgeräten der
Konkurrenz, so verspricht das Mate 20 Pro noch einmal einen
deutlichen Sprung nach vorne. Dabei soll das Smartphone made in China
vor allem mit der noch einmal verbesserten Triple-Cam-Einheit und
einem extrem hochauflösenden Display punkten.

Wie winfuture.de meldte, soll das Mate 20 Pro mit einem 6,39 Zoll großen
OLED-Display ausgerüstet sein, das an den Seiten leicht nach hinten
abgerundet ist. Das Panel verfügt über einen im unteren Bereich
hinter dem eigentlichen Bildschirm integrierten Fingerabdruckleser.
Das Display arbeitet mit 3120 mal 1440 Pixeln und bietet eine
gegenüber dem Vorgänger Mate 10 Pro noch einmal erheblich gesteigerte
Auflösung. Weiter hat Huawei das Display mit einer Aussparung am
oberen Rand versehen, in der man neben dem Ohrstück und der mit 24
Megapixeln auflösenden Frontkamera auch noch ein Vertical Surface
Emitting Laser (VSEL) Modul findet, um eine Entsperrung mittels
Gesichtserkennung per Infrarot-Lasertechnologie zu realisieren.

Herzstück des neuen Huawei-Smartphone sind die Kameras. Dabei kommt
ein Sensor mit 40 Megapixeln Auflösung zum Einsatz, der über eine
F/1.8-Blende verfügt. Mittels Light Fusion-Technologie soll er für
bessere Bilder sorgen, indem er in der Standard-Einstellung jeweils
vier Pixel zu einem kombiniert. Des weiteren gibt es einen Sensor mit
20 Megapixeln Auflösung und F/2.4-Blende, der mit einer Teleoptik
versehen ist. Dritter im Bunde ist ein neuer Ultraweitwinkel-Sensor,
der mit acht Megapixeln auflöst. Zusammen sollen die Sensoren
Brennweiten von 16 bis 80 Millimetern entsprechen und neben einem
optischen 5x-Zoom auch Ultra-Makro-Aufnahmen aus kleinsten Abständen
von nur 2,5 Zentimetern Bilder ermöglichen.

Natürlich setzt Huawei Künstliche Intelligenz bei seinem Smartphone
ein. Schließlich ist man hier unter den Smartphone-Hersteller ganz
vorne. In der zweiten Generation analysiert das Smartphone mit Hilfe
von zwei Neural Processing Units (NPU) die Bildinhalte und optimiert
Einstellungen. Dadurch werden unter anderem Nightshot-Aufnahmen
möglich, bei denen die Software Bilder anhand diverser Punkte
analysiert und so elektronisch stabilisiert.

Als Chip setzt Huawei auf den hauseigenen Kirin 980 Octacore-SoC. Es
handelt sich um den ersten SoC mit sieben Nanometer Strukturbreite,
der in einem Android-Smartphone verbaut wird. Der Chip nutzt drei
Cluster aus unterschiedlich schnell getakteten ARM Cortex-A55- und
ARM Cortex-A76-Kernen, wobei letztere in zwei Gruppen unterteilt
werden. Die A55-Stromsparkerne laufen als Cluster aus vier Kernen mit
maximal 1,8 Gigahertz, während zwei der A76-High-End-Cores mit bis zu
1,9 und zwei weitere mit bis zu 2,6 Gigahertz arbeiten. Hinzu kommt eine leistungsstarke
ARM Mali-G72 Grafikeinheit, die dem Kirin 980 zusammen mit den neuen,
schnelleren ARM-Kernen zu einer Leistungstärke verhilft, die den Chip
vorläufig an die Spitze der in Android-Geräten verbauten Prozessoren
bringt. Der interne Speicher ist jeweils 128, 256 oder 512 Gigabyte
groß, wobei es sich um einen schnellen UFS-2.1-Speicher handelt.

Das Mate 20 Pro ist wasserdicht nach IP68 und soll somit sowohl gegen
Staub als auch gegen Wasser mit Tiefen von bis zu 1,5 Metern gefeit
sein. Weiter unterstützt das Gerät sowohl extrem schnelle LTE-Netze,
sendet aber auch per NFC, Bluetooth 5.0 und Gigabit-WLAN mit
Dual-Band-Support. Als Betriebssystem hat das Smartphone das neue
Android 9.0 Pie mit der huawei-eigenen Oberfläche EMUI 9.0.
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INSTRUMENTE/447: Vorhang auf für das erste Teleskop des CTA-Observatoriums (idw)

Max-Planck-Institut für Physik - 10.10.2018

Vorhang auf für das erste Teleskop des CTA-Observatoriums



Am 10. Oktober 2018 wird das LST-1 (Large-Sized-Teleskop) auf der
Kanareninsel La Palma eingeweiht. Es ist das erste von insgesamt über 100
geplanten Teleskopen im Cherenkov Telescope Array (CTA). Die Instrumente
sollen Objekte und Ereignisse ins Visier nehmen, die Teilchen höchster
Energie ins All schleudern und dabei Gammastrahlen aussenden. Dazu zählen
zum Beispiel Supernova-Überreste, Doppelsternsysteme oder Pulsare.




[image: Bild: © Iván Jiménez/IAC]

Das LST-1 auf La Palma ist das erste Teleskop des CTA-Observatoriums

Bild: © Iván Jiménez/IAC



Als Prototyp bildet das LST-1 die Vorhut für drei weitere Teleskope
gleicher Bauart am selben Standort; darüber hinaus sind dort 15
mittelgroße Teleskope geplant. Die restlichen CTA-Teleskope entstehen am
Paranal-Observatorium in Chile.

Mit einer Höhe von 45 Metern und einem Spiegeldurchmesser von 23 Metern
sind die Teleskope der LST-Reihe die größten Instrumente im
CTA-Observatorium. Am 10. Oktober 2018 wird das LST-1 an seinem Standort im
Observatorium "Roque de los Muchachos" auf La Palma eingeweiht.

Neue Einblicke in turbulente Himmelsregionen

Das Max-Planck-Institut (MPI) für Physik in München war wesentlich an der
Konzeption und dem Aufbau des Teleskops beteiligt: Wissenschaftler und
Techniker des Instituts planten und konstruierten den Unterbau und das
Schienensystem, mit dem sich das Teleskop in weniger als 20 Sekunden in
jede beliebige Beobachtungsposition bringen lässt. Außerdem war das
Institut für den Bau des Kameraturms verantwortlich, der den direkten
Zugang zur Kamera ermöglicht.

Masahiro Teshima, Direktor am MPI für Physik, der das LST-Programm im
CTA-Verbund leitet, erklärt: "In nur dreijähriger Bauzeit hat unser Team
mit dem LST-1 das erste CTA-Teleskop errichtet. Die insgesamt über 100
Teleskope des Observatoriums werden Wissenschaftlern einzigartige
Einblicke in kosmische Regionen in und außerhalb unserer Galaxie
verschaffen. Wir erhoffen uns neue Erkenntnisse über die energiereichsten
Objekte und Phänomene, die wir aus dem Universum kennen - zum Beispiel
aktive Galaxienkerne oder die allgegenwärtige kosmische Strahlung."

Die CTA-Teleskope decken den gesamten bisher bekannten Energiebereich der
Gammastrahlen ab: von 20 Gigaelektronenvolt (GeV) bis 300
Teraelektronenvolt. Die LS-Teleskope sind dabei auf das niedrigste
Energiespektrum im Bereich von 20 GeV ausgelegt. Die ebenfalls geplanten
mittelgroßen und kleinen Teleskope (MST und SST) messen die
energiereicheren Anteile der Gammastrahlung.

Im Fokus: Kurze und schwache Gamma-Emissionen

Die gewölbte Spiegelfläche des LST beträgt 400 Quadratmeter. Sie sammelt
und bündelt Tscherenkow-Licht, das entsteht, wenn Gammastrahlung auf die
Erdatmosphäre trifft. Die Kamera zeichnet das Licht auf und wandelt es in
elektrische Signale um, die elektronisch ausgelesen und ausgewertet
werden. Trotz seiner Größe und seiner Masse von etwa 100 Tonnen, lässt es
sich in weniger als einer halben Minute in jede beliebige Position
bewegen, sodass sich auch kurze und energieschwache Tscherenkow-Strahlung
aufzeichnen lässt.

Mit ihrer kurzen Reaktionszeit und der niedrigen Energieschwelle eignen
sich die LST perfekt für die Beobachtung von aktiven Galaxienkernen und
Gammastrahlenausbrüchen -kurzlebigen, extrem hellen Phänomenen, die
maximal einige Minuten dauern. "Mit den LS-Teleskopen kann CTA auch sehr
schwache und sehr weit entfernte kosmische Quellen untersuchen", so
Teshima weiter.

Bevor das LST-1 offiziell in das multinationale CTA Observatory (CTAO)
integriert werden kann, muss es - wie alle künftigen Teleskope und andere
technischen Instrumente - einer kritischen Prüfung standhalten. Diese
Maßnahme soll sicherstellen, dass sein Design den wissenschaftlichen
Zielen, den operativen Anforderungen und Sicherheitsstandards von CTA
entspricht.

Insgesamt arbeiteten über 200 Wissenschaftler und technische Experten aus
zehn Ländern am LST-1-Projekt mit. Federführende Institutionen waren das
LAPP in Frankreich, INFN, Italien, das ICRR der Universität Tokio, das MPI
für Physik, das IFAE und das CIEMAT in Spanien.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1979

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Physik, 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/010: Wohnstube Meer - Ölteppich ... (SB)



Am Morgen des 7. Oktober 2018 war ein tunesischer Frachter auf
dem Weg von Genua nach Tunis mit einem zyprischen Containerschiff
kollidiert, das etwa 28 Kilometer von der Halbinsel Cap Corse im
Norden Korsikas entfernt vor Anker lag. 600 Tonnen Treibstoff waren
nach kürzester Zeit aus dem meterlangen Riß im Rumpf
der gerammten CLS Virginia ausgetreten und hatten einen 20 Kilometer
langen und etwa 400 Meter breiten Ölteppich vor der korsischen Küste
gebildet. Auch wenn 600 Tonnen Treibstoff in der schauerlichen
Rekordliste "Bedeutender Ölunfälle" nur im unteren Feld rangieren, ist
der für Meeresbewohner tödliche Eintrag gerade an diesem neuralgischen
Meeresknotenpunkt auch von gravierender Relevanz für Umwelt, Meeressterben
und Klimaentwicklung. Der französische Umweltminister de Rugy, der die
Unglücksregion überflogen hatte, erklärte Anfang der Woche, daß die
tatsächliche Menge an Öl, die ins Meer gelangen konnte, noch nicht
feststehe. Eine Aktualisierung dieser Aussage gab es bisher nicht.
Obwohl die für mehrere Tage anberaumten Aufräum- und
Reinigungsarbeiten noch im vollen Gange sein sollten, ist das Thema
schon aus den Nachrichten verschwunden. 




[image: Satellitenbild mit 50 Zentimetern Auflösung, das die kollidierten Schiffe und die damit verbundene Ölschleppe vor der Küste Korsikas, Italien, zeigt. Die hohe Qualität der Bilddaten macht es möglich, die Aufnahme zu vergrößern, so daß sich das Ausmaß der Schäden und der damit verbundene Reinigungsaufwand deutlich erkennen läßt. - Foto: 09/10/2018 von WorldView-2 © by European Space Imaging]

Tödlicher Eintrag für den marinen Mikrokosmos. 

Gravierende Konsequenzen für Umwelt, Meeressterben und Klimaentwicklung. 

Foto: 09/10/2018 von WorldView-2 © by European Space Imaging



Die offene Frage, warum es die Ulysses, ein modernes RoRo-Schiff
(engl: Roll on Roll off), trotz guter Sicht und freier Fahrrinne nicht
schaffen konnte, den Zusammenstoß zu vermeiden, nahm bei der medialen
Aufarbeitung des Themas den größten Raum ein. Um diese Spezialschiffe
zu beladen, bei denen die Ladung an Bord gefahren wird, sind große
Öffnungen in der Außenhaut nötig, die im Falle von Störungen oder
Fehlbedienungen ein erhebliches Risiko darstellen, weil Wasser
eindringen und Stabilitätsänderungen bewirken kann. Ob ein ähnlicher
Vorfall zu dem höchst ungewöhnlichen Fahrverhalten der Ulysses geführt
hat, wurde bisher nicht öffentlich diskutiert. Die Staatsanwaltschaft
von Marseille hat Ermittlungen wegen Umweltverschmutzung durch einen
Schiffsunfall gegen den Kapitän des Verursacherschiffs eingeleitet.

Auch die Verunreinigung eines 20 Kilometer langen Meeresstreifens mit
Öl gibt keine weiteren Schlagzeilen her. Hier ist die Öffentlichkeit
inzwischen tatsächlich schon einiges gewohnt und wenn auch die
Reinigungsarbeiten erst mit einem Tag Verzögerung in Angriff genommen
wurden, scheint der Einsatz von drei italienischen Reinigungsschiffen,
einem weiteren Spezialschiff und einem Schlepper der französischen
Marine, die für den Kampf gegen Meeresverschmutzung ausgerüstet sind,
der Empörung gemeinhin die Spitze zu nehmen. Die Einsatzkräfte sollen
die weitere Ausbreitung des Öls mit Barrieren verhindern und den
Treibstoff letztlich von der Meeresoberfläche absaugen. Durch den
minimalinvasiven Eingriff wird die Ausdehnung des Ölteppichs
verhindert, nicht aber sein Absinken in tiefere Meeresschichten. Zudem
bestehe die Gefahr, daß die für die darauffolgenden Tage erwarteten
Winde und Strömungen die Verschmutzung weiter in Richtung Korsika
treiben ließen, erklärte am Montag die italienische Küstenwache. [1]

Nur wenige Umweltorganisationen, beispielsweise der WWF, machten
darauf aufmerksam, daß die Auswirkungen des Ölteppichs, der sich
unglücklicherweise in einem Pelagos-Schutzgebiet ausbreiten konnte,
möglicherweise stark unterschätzt wird. [2,3]

Das Ligurische Meer, wie das 84.000 Quadratkilometer große
Meeresgebiet bezeichnet wird, das sich über einen großen Teil des
westlichen Mittelmeers, zwischen der Toskana, der französischen
Côte d' Azur, Korsika und dem nördlichen Teil Sardiniens
erstreckt und Gewässer unterschiedlichster Hoheitsbefugnisse abdeckt
(Küstengewässer, Ausschließliche Wirtschaftszonen und Hochsee), wird
seit 1999 von Italien und Frankreich als Schutzgebiet bzw. seit 2001
als "Specially Protected Area of Mediterranean Importance (SPAMI)"
klassifiziert.

Sowohl der WWF als auch die Schutzorganisation für Wale und Delphine,
WDC Deutschland, beklagen seit langem, daß gerade hier der Schutz für
Meeressäuger nur auf dem Papier bestehe. Ein Drittel des gesamten
Schiffverkehrs im Mittelmeer nutzt mit Frachtern und Fährlinien die
Passage durch den Rückzugsort der Meerestiere. Neben der nicht
ausbleibenden alltäglichen Ölspur, die der Verkehr hinterläßt, fordern
Kollisionen mit Schiffen unter den großen Meeressäugern jährlich neue
Opfer.

Das nährstoffreiche Aufquellgebiet bietet 18 Prozent aller marinen
Arten Lebensraum. Im Sommer blühen hier kleinste Algen, die wiederum
Zooplankton, die Hauptnahrungsquelle für Bartenwale wie Finnwale aber
auch für viele Fische, anziehen. Der bei der aktuellen Havarie
ausgetretene Treibstoff schade laut WWF der empfindlichen Haut der
Wale, wenn sie inmitten des Öls auftauchen. Dazu würden die
Meeressäuger mit toxischen Kohlenwasserstoffen vergiftet, die
sie mit dem im verschmutzten Wasser treibenden, kontaminierten Zooplankton
aufnehmen. Das Einatmen der flüchtigen Kohlenwasserstoffe, die über der
Meeresoberfläche verdampfen, würde darüber hinaus zu Schädigungen des
Nervensystems führen.

Das ist schlimm genug. Man muß jedoch die Zahl der Geschädigten viel
weiter fassen. Vögel gehören zu den ersten Opfern, wenn Öl ins Meer
gelangt. Ihr Gefieder verliert schon durch wenige Tropfen Öl die
isolierende Wirkung, die Tiere unterkühlen und sterben. Ihre Atmungs-
und Verdauungssysteme werden ebenfalls durch giftige
Kohlenwasserstoffkomponenten, beispielsweise durch Aromaten oder
Naphthene geschädigt. 10.000 verschieden schädliche Substanzen können
im Rohöl vorkommen, davon 95 Prozent Kohlenwasserstoffe. Auch
mineralische Gifte, Schwermetalle, sind darin enthalten und werden von
einigen Phytoplankton-Arten um das 1.000 bis 10.000fache akkumuliert. Der giftige
Cocktail schadet auch Jungfischen, Reptilien und Meeresfrüchten.

Öl im Meerwasser gehört allerdings schon fast zum Alltag von
Meereslebewesen, wenn man bedenkt, daß laut dem World Ocean Review
2010 [4] nur 10 Prozent der Gesamtölverschmutzung der Meere durch
ähnliche Havarien wie die vor Korsika verursacht wird. Das meiste Öl
gelange auf eher verborgenen Wegen ins Wasser. Etwa 35 Prozent
entstammten dem laufenden Betrieb der Tank- und übrigen Schifffahrt,
inklusive illegaler Einleitungen und Tankreinigungen. Ein ebenfalls
nicht unerheblicher Anteil geht auf flüchtige Ölbestandteile zurück,
die aus Verbrennungsprozessen frei werden und über die Atmosphäre ins
Wasser gelangen. Weitere Einträge werden durch kommunale und
industrielle Abwässer sowie aus Bohrinseln oder Pipeline-Leckagen ins
Meer eingetragen. Entsprechend einer Studie aus dem Jahr 2014, die im
Auftrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in Auftrag gegeben wurde,
sind es allein in der Nordsee etwa 6.000 Tonnen Öl pro Jahr, die
letztlich einfach hingenommen werden.


 Jeder Lebensraum reagiert anders auf Schadstoffe

Wie stark ein Lebensraum von Öleinträgen geschädigt wird, hängt von
der Menge und Art des ausgelaufenen Raffinats ab, aber auch von
Faktoren wie Wassertemperatur, -bewegung und -tiefe. Der vollständige
bakterielle Abbau kann Jahrzehnte dauern.

Während Bilder von ölverschmierten Vögeln, Robben oder Walen die Welt
erschüttern lassen, verändert sich die Meeresumwelt durch die
weltumspannenden Einträge von Kohlenwasserstoffen auf ganz
unspektakuläre Weise, ohne daß davon Notiz genommen würde. Bereits im
Kapitel 5 des World Ocean Review 2010 wurde angedeutet, daß vor allem
das kurzlebige Plankton auf physikalische und chemische Veränderungen
im Meer ausgesprochen schnell und extrem empfindlich reagiert. [5] Die
Frage, was bereits die Veränderung eines einzigen physikalischen
Faktors, die zunehmende Erwärmung des Meerwassers, für Mikroökosysteme
wie das schnelllebige Plankton bedeutet, ist ein erst seit kurzem
entdecktes Forschungsfeld. [6] So konnte eine Gruppe amerikanischer
Forscher bereits Veränderungen in der Diversität des Phytoplanktons
feststellen, die sie auf den Klimawandel zurückführen. Sie
beobachteten, daß das Phytoplankton der warmen Meere am
empfindlichsten sei und erwarten hier die größten Diversitätsverluste.
Sie befürchten, daß sich die Zusammensetzung dieser Planktonalgen wie
auch nachfolgend Zooplankton im Zuge der Erwärmung auf eine für Mensch
und Umwelt nachteilige Weise verändert. Der Rückgang der kleinen Algen
könnte sich beispielsweise schon relevant auf den Sauerstoffgehalt der
Atmosphäre auswirken. Daneben könnten sich Arten durchsetzen, wie
Dinoflagellaten, die sich gleichzeitig wie Pflanzen und Tiere
verhalten und Photosynthese betreiben, aber auch anderes Phytoplankton
fressen. In großer Vermehrung könnten sie giftige "Red Tides"
verursachen. Sollten wiederum Cyanobakterien-Populationen zurückgehen,
die ältesten photosynthetischen Organismen, die aber auch den
atmosphärischen Stickstoff fixieren, würde damit eine wichtige Quelle
dieses Nährstoffes in den großen, nährstoffarmen Gebieten der Ozeane
fehlen. Darüber hinaus nennen die Forscher sogenannte
Coccolithophoriden, die eine möglicherweise unterschätze
Klimaschutzfunktion besitzen. Sie können extreme Blüten verursachen,
die man vom Weltraum aus sieht. Diese Mikroalgen produzieren
Dimethylsulfid, ein flüchtiges Gas, das zur Wolkenbildung beiträgt.
Auf diese Weise fördern sie die natürliche Beschattung der Erde und
erhöhen den Anteil des Sonnenlichts, der in den Weltraum
zurückgestrahlt wird. Könnten die Beobachtungen des Forscherteams
neben den bekannten physikalischen Veränderungen, vielleicht bereits
gleichzeitig auch auf chemischen Einflüssen und Einträgen (s.o.)
beruhen?

Wie sich die Veränderung der Meereschemie auf diese sensiblen Systeme
auswirkt, etwa durch aktuelle Tankerunglücke in Aufquellzonen und
Meeresschutzgebieten wie das Ligurische Meer, oder durch den steten
Öltropfen, der Jahr für Jahr zu Tausenden von Tonnen des schwarzen
Schlicks im Meer anwächst, ist tatsächlich eine ebenso offene wie
offensichtlich noch sehr wenig erforschte Frage. Ihre Beantwortung
könnte möglicherweise weitere noch unberücksichtigte Stellschrauben
oder sogar Kipp-Punkte für die Klimavorhersage enthüllen.


Anmerkungen:


[1] http://www.spiegel.de/wissenschaft/natur/korsika-nach-schiffsunglueck-hunderte-kubikmeter-oel-ins-mittelmeer-gelaufen-a-1232156.html

[2]
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20181009_OTS0181/mittelmeer-oel-leck-im-wal-schutzgebiet

[3]
mehr zum Schutzgebiet: 

https://de.whales.org/themen/wale-delfine-pelagos-schutzgebiet

[4] https://worldoceanreview.com/wor-1/verschmutzung/oel/

[5] https://worldoceanreview.com/wor-1/oekosystem/gestoerter-planktonkreislauf/

[6]
https://www.geomar.de/fileadmin/content/zentrum/preise/petersen_handout_litchman.pdf
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VULKANISMUS/087: Ätna - Neues Messsystem belegt Abrutschen des Südosthangs (idw)

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 10.10.2018

Ätna: Neues Messsystem belegt Abrutschen des Südosthangs



Die Südostflanke des Ätna rutscht langsam in Richtung Meer. Ein Team des
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel und des Kieler
Exzellenzclusters "Ozean der Zukunft" konnte mithilfe eines neuen,
schallbasierten Vermessungsnetzes erstmals nachweisen, dass sich der Hang
auch unter Wasser weiterbewegt. Innerhalb von acht Tagen bewegte er sich
um circa vier Zentimeter. Ein plötzliches und schnelles Abrutschen des
gesamten Hangs könnte zu einem Tsunami mit schwerwiegenden Folgen für die
gesamte Region führen. Die Ergebnisse wurden heute in der internationalen
Fachzeitschrift Science Advances veröffentlicht.

Als aktivster Vulkan Europas wird der Ätna von der Wissenschaft und den
Behörden intensiv überwacht. Dabei zeigen satellitengestützte Messungen
seit einiger Zeit, dass der Südosthang des Vulkans langsam in Richtung
Meer abrutscht, während die anderen Hänge stabil sind. Unklar war bisher,
ob sich die Bewegung auch unter Wasser fortsetzt, da Messungen per
Satellit oder GPS dort nicht möglich sind. Mithilfe eines neuartigen
Vermessungsnetzes, das Teil des GEOMAR GeoSEA Arrays ist, konnten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums für
Ozeanforschung Kiel, der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel,
Schwerpunkt Meereswissenschaften, und des Istituto Nazionale di Geofisica
e Vulcanologia (INGV) nun erstmals unter Wasser die Bewegung des Hangs in
horizontaler und vertikaler Richtung nachweisen.

Die Ergebnisse bestätigen die Vermutung, dass der gesamte Südosthang in
Bewegung ist. Ursache für die Bewegung des Hangs ist aller
Wahrscheinlichkeit nach hauptsächlich die Schwerkraft, und nicht, wie
bisher angenommen, aufsteigendes Magma. Ein schlagartiges Abrutschen der
gesamten Flanke kann nicht ausgeschlossen werden und würde einen starken
Tsunami in der Region auslösen. Die Ergebnisse der Untersuchung wurden
heute in der internationalen Fachzeitschrift Science Advances
veröffentlicht.

"Am Ätna haben wir zum ersten Mal die schallbasierte Vermessung unter
Wasser, die sogenannte marine Geodäsie, an einem Vulkan genutzt", erklärt
Dr. Morelia Urlaub, Erstautorin der Studie. Sie leitete die Untersuchungen
im Rahmen des Projekts "MAGOMET - Marine geodesy for offshore monitoring
of Mount Etna". Entlang der Störungslinie, die die Grenze zwischen
rutschender Flanke und stabilem Hang darstellt, platzierte das GEOMAR-Team
dafür im April 2016 insgesamt fünf Transponder-Messstationen. "Drei
platzierten wir auf dem abrutschenden Hang, zwei auf der anderen Seite der
Störungslinie", sagt Urlaub.

Die Transponder sendeten sich dann alle 90 Minuten ein akustisches Signal.
Da die Geschwindigkeit des Schalls unter Wasser bekannt ist, können über
die Zeitdauer, die das Signal unterwegs ist, relative Bewegungen des
Meeresbodens zentimetergenau bestimmt werden. "Wir stellten eindeutig
fest, dass der Hang im Mai 2017 innerhalb von acht Tagen um vier
Zentimeter Richtung Meer abrutschte und dabei einen Zentimeter tiefer
sank", erklärt Urlaub. Diese Bewegung kann dabei mit einem langsamen
Erdbeben verglichen werden, ein sogenannter "Slow Slip". Es war das erste
Mal, dass die horizontale Bewegung eines solchen Slow-Slip-Ereignisses
unter Wasser erfasst wurde. Insgesamt war das System rund 15 Monate im
Einsatz.

Im Vergleich mit per Satellit gewonnenen Daten zeigte sich, dass der
Südosthang sich an Land im selben Zeitraum ähnlich weit bewegt hat. "Der
komplette Südosthang hat also seine Position verändert", sagt Dr. Urlaub.

"Insgesamt deuten unsere Ergebnisse darauf hin, dass der Hang aufgrund der
Schwerkraft abrutscht und nicht etwa durch den Aufstieg von Magma",
erläutert sie weiter. Würde Magma im Zentrum des Vulkans die Bewegung
auslösen, müsste sich der Hang an Land stärker fortbewegen als unter
Wasser. Diese Erkenntnis ist wichtig für die weitere Gefahrenabschätzung.
"Der gesamte Hang befindet sich durch die Schwerkraft in Bewegung. Daher
ist es durchaus möglich, dass er plötzlich abrutscht, was einen Tsunami im
gesamten Mittelmeer auslösen könnte", erklärt Professor Heidrun Kopp,
Koordinatorin des GeoSEA-Arrays und Co-Autorin der Studie. Allerdings ist
durch die Untersuchungsergebnisse keine Voraussage möglich, ob und wann es
zu diesem Ereignis kommen könnte.

"Um die geologischen Vorgänge rund um den Ätna und anderen an Küsten
gelegenen Vulkanen zu verstehen, ist weitere Grundlagenforschung nötig.
Unsere Untersuchung zeigt aber, dass das schallbasierte Vermessungsnetz
uns dabei hervorragend unterstützen kann", fasst Dr. Urlaub zusammen.


Originalpublikation:

Urlaub, M., F. Petersen, F. Gross, A. Bonforte, G. Puglisi, F.
Guglielmino, S. Krastel, D. Lange, H. Kopp (2018):

Gravitational collapse of Mount Etna's southeastern flank.

Science Advances 2018; 4: eaat9700,

https://doi.org/10.1126/sciadv.aat9700

Weitere Informationen unter:

http://www.geomar.de

- Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

https://www.geomar.de/index.php?id=5286&L=1

- Das GEOMAR GeoSEA Array

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, 10.10.2018
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MELDUNG/802: Bundesbildungsministerium fördert Erforschung exotischer Atomkerne am CERN (idw)

Universität Greifswald - 11.10.2018

BMBF fördert Erforschung exotischer Atomkerne am CERN



Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) unterstützt mit
über 2,4 Millionen Euro sechs deutsche Universitäten für ihre
kernphysikalischen Untersuchungen an der Forschungsanlage ISOLDE des
Europäischen Kernforschungszentrums CERN in Genf. Dort werden exotische
Atome erzeugt und zu verschiedenen Experimenten geleitet.

Das BMBF stellt die Mittel im Rahmen der Verbundforschungs-Förderung für
drei Jahre bereit. Gefördert werden Arbeitsgruppen der Technischen
Universität Darmstadt, der Universität Greifswald, der
Friedrich-Schiller-Universität Jena, der Universität zu Köln, der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz und der Technischen Universität München.

Forschungsgegenstand sind exotische, kurzlebige Atomkerne. Selbst mit
modernsten Methoden gelingt ihre Herstellung am CERN oft nur mit sehr
geringen Teilchenzahlen. Daher müssen hochempfindliche Detektoren
entwickelt werden, um die kurzlebigen Atomkerne nicht nur nachzuweisen,
sondern auch ihre Eigenschaften wie zum Beispiel Größe, Masse und
Anregungsspektrum mit hoher Genauigkeit zu vermessen. Dabei werden zum
einen atomphysikalische Methoden wie Laserspektroskopie und
Massenspektrometrie bei niedrigen Teilchenenergien zur Anwendung kommen.
Darüber hinaus werden neue Akzente im Bereich der hochaufgelösten
Kernspektroskopie nach Kernstößen und -zerfällen gesetzt werden, nachdem
ISOLDE vor kurzem zur sogenannten HIE-ISOLDE erweitert wurde, mit höheren
(H) Intensitäten (I) bei höheren Energien (E) der Teilchenstrahlen, die
den Forschergruppen damit zur Verfügung gestellt werden können. Diese
Erweiterungen wurden nicht zuletzt durch die erfolgreichen Messungen mit
dem "MINIBALL"-Detektor angestoßen, an dem deutsche Gruppen wesentlich
beteiligt sind. Ziel ist ein umfassendes Verständnis der Kernstrukturen
und der sie erzeugenden Kräfte.

Von den Experimenten erhoffen sich die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler neue Erkenntnisse, zum Beispiel über die
kernphysikalischen Vorgänge in Sternen. Dort spielen gerade die Kerne eine
entscheidende Rolle, die zwar schon innerhalb von Sekundenbruchteilen nach
ihrer Erzeugung wieder zerfallen, aber trotzdem mit Präzisionsmethoden bei
ISOLDE studiert werden können. Insbesondere sind diese Erkenntnisse
wesentlich für das Verständnis der Prozesse bei besonders schweren
Sternen, das heißt unter im Vergleich zu unserer Sonne extremen
Bedingungen. Während direkt nach dem Urknall nur die leichtesten
chemischen Elemente wie Wasserstoff und Helium entstanden, wurden und
werden dort praktisch alle anderen Elemente produziert, aus denen unsere
Umwelt und auch wir Menschen selbst bestehen. Erst kürzlich gelang es,
kollidierende Neutronensterne als Ort dieser Elementsynthese zu
identifizieren. Dazu wurden astronomische Beobachtungen, unter anderem von
Gravitationswellen, mit Modellrechnungen basierend auf kernphysikalischen
Erkenntnissen verglichen, wie sie auch an ISOLDE gewonnen werden.

Über die kern- und astrophysikalische Grundlagenforschung hinaus werden
die von ISOLDE zur Verfügung gestellten radioaktiven Kerne und die dort
entwickelten experimentellen Methoden auch bei der Untersuchung von
Festkörpern sowie medizinischen Fragestellungen genutzt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Greifswald - 11.10.2018
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1284: Einzigartige Infrastruktur für Deep Learning (idw)

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI -
11.10.2018

Einzigartige Infrastruktur für Deep Learning - DFKI erhält ersten NVIDIA
DGX2 Supercomputer Europas



Kaiserslautern/München, 11.10.2018 - Das Deutsche Forschungszentrum für
Künstliche Intelligenz (DFKI) erhält als erste Institution in Europa einen
NVIDIA DGX-2 Supercomputer, der als die derzeit leistungsfähigste
Rechenmaschine der Welt für moderne KI-Verfahren gilt. Jensen Huang,
Gründer CEO von NVIDIA, stellte diesen gestern in seiner Keynote auf der
GPU Technology Conference Europe GTC in München vor und verwies auf die
herausragende Arbeit des DFKI im Bereich der Satellitenbildanalyse.

Prof. Dr. Andreas Dengel, Leiter des Forschungsbereichs Smarte Daten &
Wissensdienste am DFKI in Kaiserslautern und Koordinator des Deep Learning
Kompetenzzentrums freut sich über den Zuwachs im Serverraum: "Mit der
Erweiterung unseres Machine Learning-Rechenzentrums um eine DGX-2 festigen
wir die Stellung des DFKI als Nr. 1 in der Anwendung von Deep
Learning-Verfahren für den industriellen Nutzen und schaffen eine europaweit
einzigartige Infrastruktur für die Forschung im Bereich Lernender
Systeme".

Zu den Forschungsarbeiten, die mit der neuen Hardware weiter vertieft
werden sollen, gehört die Analyse von Satellitenbildern zur Erkennung und
Erfassung der aktuellen und zu erwartenden Auswirkungen von
Naturkatastrophen, aus der Einsatz- und Rettungskräfte mit zeitkritischen
Informationen unterstützt werden.

Ein Schlüsselthema für die Entwicklung lernender und autonomer Systeme und
Gegenstand der DFKI-Forschung ist die Entschlüsselung der
Verarbeitungswege tiefer neuronaler Netze. Neuartige Verfahren des DFKI
sind dabei, erstmals Licht in die Vorgänge der "Black Box" des Deep
Learning zu bringen und helfen, deren Entscheidungsprozesse
nachvollziehbarer zu machen.
Darüber hinaus sollen mit den neuen Rechenmöglichkeiten weitere
zukunftsträchtige Potentiale erschlossen werden.

"Das leistungsfähigste KI-System der Welt für die komplexesten
KI-Herausforderungen"

NVIDIA beschreibt die DGX-2 als das leistungsfähigste KI-System der Welt,
das erstmals über eine Leistung von 2PetaFLOPS verfügt. Der 
KI-Supercomputer integriert 16 NVIDIA Tesla V100 Tensor Core GPUs, die über
NVIDIA NVSwitch verbunden sind. Eine AI-Netzwerkstruktur, die einen
Durchsatz von 2,5 TB pro Sekunde liefert. Seine revolutionäre Architektur
erlaubt die Beschleunigung neuer KI-Modelltypen, die sich bislang nicht
trainieren ließen. Damit sind die Komplexität und Größe von Modellen
Neuronaler Netze nicht mehr durch die Grenzen herkömmlicher Architekturen
eingeschränkt. Mehr...

Der Ausbau der Machine Learning-Infrastruktur des DFKI wird im Rahmen
einer gemeinsamen Schwerpunktsetzung zum Ausbau der Deep
Learning-Forschung in Rheinland-Pfalz durch das Land gefördert.


Weitere Informationen unter

https://www.dfki.de/web/presse/pressemitteilung/2018/DGX-2
- Pressemitteilung auf DFKI.de

https://blogs.nvidia.com/blog/2018/10/10/dfki-dgx-2-supercomputer/

- NVIDIA-Blog

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 11.10.2018
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VORTRAG/1166: Hamburg - Perspektiven der Disability Studies, Wintersemester 2018/2019

idw - Pressemitteilung: Ev. Hochschule für Soziale Arbeit & Diakonie

Behinderung ohne Behinderte!? Perspektiven der Disability Studies



Im Wintersemester 2018/2019 bietet das Zentrum für Disability Studies
und Teilhabeforschung (ZeDiSplus) der Evangelischen Hochschule für
Soziale Arbeit & Diakonie in Kooperation mit dem Zentrum für
Weiterbildung, dem Zentrum GenderWissen und dem Fachbereich Theologie
der Universität Hamburg eine hochschulübergreifende Ringvorlesung an.
Ausgangspunkt der Ringvorlesung ist die Perspektive der Disability
Studies und deren Implikationen für Teilhabeforschung sowie die daran
anknüpfende Auseinandersetzung mit gesellschaftlicher Partizipation,
Ungleichheiten und Inklusion.

Programm (Oktober 2018 - Januar 2019):

18.10.

Einführungsveranstaltung

Zentrum für Disability Studies und Teilhabeforschung (ZeDiSplus)

08.11.

Eine Basis für alle. Martin Luthers Theologie und unsere Gegenwart.

Prof. Dr. Gabriele Schmidt-Lauber, Ev. Hochschule für Soziale Arbeit &
Diakonie, Hamburg

15.11.

Streitschrift Inklusion. Was Sonderpädagogik und Bildungspolitik
verschweigen.

Dr. Brigitte Schumann, Bildungsjournalistin, Essen

22.11.

Inklusionsakteure zwischen Konvention, Klassenzimmer und Kirche - Eine
empirische Studie zur Einstellung von evangelischen
Religionslehrkräften und PastorInnen zu Inklusion.

Janine Wolf, Dipl.-Theol., Institut für Evangelische Theologie,
Universität Würzburg

29.11.

Vorsicht Normalianer! Normalitätskonstruktionen im Behinderungsdiskurs
und deren Schaden und Nutzen für behinderte Menschen.

David Brehme, Abteilung Rehabilitationspsychologie,
Humboldt-Universität zu Berlin

13.12.

Peer Counseling und Assistenz - zwei Bausteine der Selbstbestimmt-Leben-Bewegung.

Catharina Wesemüller, Peer Counselorin ISL, Hamburg

10.01.

Verflechtungen von Rassismus und Ableism und deren Bedeutung für die
bildungspolitische Praxis.

Judy Gummich, Prozessbegleiterin, systemische Coach und Trainerin mit
Fokus Menschenrechte, Inklusion und Diversity, Berlin

In Kooperation mit umdenken Heinrich-Böll-Stiftung Hamburg e.V.
Gefördert von der Landeszentrale für politische Bildung Hamburg

17.01.

Menschenrechtsbasierte Teilhabe von Menschen mit Behinderung.
Konzeptionelle Überlegungen zum Befähigungsansatz und empirische
Befunde.

Prof. Dr. Johannes Eurich, Direktor des Diakoniewissenschaftlichen
Instituts, Universität Heidelberg

24.01.

Der schreckliche Traum vom "vollkommenen" Menschen.

Prof. Dr. Iman Attia, Professorin für Critical Diversity
Studies/Rassismus und Migration, Alice Salomon Hochschule Berlin

31.01.

Ich werde inkludiert worden sein - Inklusion als Praxis der
Subjektivierung.

Prof. Dr. Thorsten Moos, Lehrstuhl für Diakoniewissenschaft und
Systematische Theologie/Ethik, Kirchliche Hochschule Wuppertal/Bethel

Veranstaltungszeit und -ort: Donnerstags, 16.00-18.00 Uhr, Universität
Hamburg, Edmund-Siemers-Allee 1, Ostflügel Raum 221, 20146 Hamburg

Die Ringvorlesung ist Bestandteil des allgemeinen Vorlesungswesens der
Universität Hamburg und steht allen Interessierten inner- und
außerhalb der Hamburger Hochschulen offen. Die Räumlichkeiten sind
rollstuhlzugänglich und alle Vorträge werden von Schriftmittler_innen
gedolmetscht.

Kontakt:

Ev. Hochschule Hamburg für Soziale Arbeit & Diakonie

Stiftung Das Rauhe Haus

ZeDiSplus. Zentrum für Disability Studies und Teilhabeforschung

Horner Weg 170, 22111 Hamburg

Telefon: (040) 655 91-183

E-Mail: info@zedis-ev-hochschule-hh.de

www.zedis-ev-hochschule-hh.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2035

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ev. Hochschule für Soziale Arbeit & Diakonie, 11.10.2018
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BILDUNG/914: Bildung bedarf einer gemeinsamen Kraftanstrengung

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Oktober 2018 

Kultusministerkonferenz: Bildung bedarf einer gemeinsamen Kraftanstrengung



Zum heutigen Abschluss der Kultusministerkonferenz erklärt Margit Stumpp, Sprecherin für Bildungspolitik:

Wir danken der Kultusministerkonferenz ausdrücklich für ihr Engagement in der Demokratie- und Menschenrechtsbildung. Die aktuell diskutierten Pädagogen-Pranger einer selbsternannten Alternative zeigen mehr als deutlich, dass wir uns in der Demokratieerziehung stärker engagieren müssen, um der gesellschaftlichen Spaltung und einer Verrohung des Umgangs entgegenzutreten.

Die Zahlen der Kultusministerkonferenz zum aktuellen und absehbaren Mangel an Lehrkräften sind alarmierend und erschütternd. Auch wenn die Länder hier in erste Linie zuständig sind, da sie seit Jahren zu wenige Pädagogen ausbilden und die Kapazitäten dafür zu langsam erhöhen, ist auch der Bund gefordert. Das Kooperationsverbot taugt nicht länger als Ausrede: Bildung ist unsere einzige Ressource und darf nicht im Kompetenzgerangel zerrieben werden, sondern bedarf einer gemeinsamen Kraftanstrengung. Der Bund ist hier in der Verantwortung, statt nur in Beton auch in Köpfe und Personal zu investieren. Mit der laufenden Grundgesetzänderung muss das Kooperationsverbot fallen, damit Bund und Länder endlich an einem Strang ziehen für gute Bildung und die Zukunft unserer Kinder.

Zudem müssen wir den Beruf attraktiver machen. Mithilfe multiprofessioneller Teams können wir Lehrerinnen und Lehrer entlasten, Schülerinnen und Schüler individuell besser fördern, die Qualität des Unterrichts erhöhen und über Ganztags- und Förderangebote die soziale Kluft verringern. Lehrkräfte sollen sich nicht um Technik und Schuladministration kümmern müssen, sondern sich auf ihre Kernaufgabe konzentrieren können: Guten Unterricht machen.

Das Kooperationsverbot steht auch der Digitalisierung der Schulen im Weg: Der Digitalpakt - so er denn kommen wird - ist dafür ungeeignet. Er leistet lediglich eine Anschubfinanzierung und lässt danach die Länder und Schulträger mit der Wartung und Erneuerung der Technik alleine. Das ist weder nachhaltig noch ökonomisch. Wir brauchen eine Kooperationsvereinbarung zwischen Bund und Ländern, damit der Bund gewisse Aufgaben dauerhaft finanzieren kann. Nur so schaffen wir Schulen und Unterricht für die Zukunft.
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GESUNDHEIT/1014: Anton Hofreiter zu Chemie-Kontrollen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Oktober 2018 

Anton Hofreiter zu Chemie-Kontrollen



Zu Berichten, wonach die Industrie Chemie-Kontrollen der EU massiv unterläuft, erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die Bundesregierung hat über Jahre versagt. Mit ihrer Sorglosigkeit hat sie enorme Gesundheitsrisiken für die Menschen stillschweigend in Kauf genommen. Ich erwarte von der Regierung Merkel, dass die Gesundheit der Menschen oberste Priorität in der Chemiepolitik hat und dass sie den Verbraucherinnen und Verbrauchern eine verantwortungsvolle und umfassende Kontrolle von Chemikalien garantiert."
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RECHT/820: Paragraf 219a endlich vollständig streichen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Oktober 2018 

Paragraf 219a endlich vollständig streichen



Anlässlich der heutigen Berufungsverhandlung vor dem Landgericht Gießen wegen der Verurteilung der Ärztin Kristina Hänel wegen sogenannter unerlaubter Werbung für Schwangerschaftsabbrüche, erklären Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik und Katja Keul, Sprecherin für Rechtspolitik:

Nach der erneuten Verurteilung von Kristina Hänel muss sich Katharina Barley fragen lassen, worauf sie eigentlich noch wartet. Es reicht nicht, monatelang eine Lösung anzukündigen. Paragraph 219a muss raus aus dem StGB - und zwar so schnell wie möglich. Wenn selbst das Gericht die Verfassungsmäßigkeit des Urteils anzweifelt, aber zu verstehen gibt, dass ihm die Hände gebunden seien und der Gesetzgeber hier gefragt ist, dann zeigt das einmal mehr den dringenden Handlungsbedarf auf.

Am vergangenen Mittwoch wurde die Beratung zu unserem grünen Gesetzentwurf zur Abschaffung des Werbeverbotes für Schwangerschaftsabbrüche im Rechtsausschuss erneut vertagt. Das erinnert bedauerlicherweise an das undemokratische und zermürbende Gebaren der Großen Koalition aus der vergangenen Wahlperiode, als Woche für Woche die Entscheidung zur Einführung der Ehe für Alle vertagt wurde.

Es wird Zeit, dass die Große Koalition ihren für den Herbst angekündigten Gesetzentwurf endlich vorlegt, statt sich wöchentlich vor einer Entscheidung zu drücken. Wenn die Differenzen in der Koalition nicht ausgeräumt werden können, dann sollte die SPD darauf drängen, eine Bundestagsabstimmung ohne Fraktionszwang herbeizuführen. Wir sind uns sehr sicher, dass dies eine deutliche Mehrheit für unseren Gesetzentwurf hervorbringen würde.

Weder den Ärztinnen und Ärzten noch den Frauen ist geholfen, wenn man so wichtige Entscheidungen wegen politischer Unstimmigkeiten aufschiebt. Wir brauchen hier konkrete Lösungen für die Betroffenen. Gerichtsverfahren wie das heutige müssen endlich der Vergangenheit angehören. Wir kämpfen weiter parlamentarisch für die Abschaffung. Paragraph 219a StGB darf nicht zur neuen Ehe für Alle 2.0 zu werden.
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UMWELT/1787: Regierung muss Erdgasbohrungen in Schutzgebieten und Fracking verbieten

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Oktober 2018 

Regierung muss Erdgasbohrungen in Schutzgebieten und Fracking verbieten



Zum weltweiten Anti-Fracking-Tag am 13. Oktober 2018 erklärt Julia Verlinden, Sprecherin für Energiepolitik:

Die Bundesregierung verschließt die Augen vor den Problemen und Gefahren der Gas- und Ölförderung. Seismische Erschütterungen, unsanierte Bohrschlammgruben und erhöhte Krebsraten verunsichern und belasten auch hierzulande die Menschen. Derzeit ist es sogar noch erlaubt, in Wasserschutzgebieten und Naturschutzgebieten nach Erdgas und Erdöl zu bohren. Solche Bohrungen in Schutzgebieten müssen untersagt werden. Umwelt und Gesundheit müssen Priorität gegenüber den Gewinninteressen von einzelnen Unternehmen haben.

Auch Fracking ist in Deutschland nach wie vor erlaubt, obwohl eine Mehrheit der Bevölkerung diese Fördermethode für Erdöl und Erdgas ablehnt. Ein ausnahmsloses Fracking-Verbot ist nicht nur zum Schutz von Umwelt und Gesundheit, sondern auch energie- und klimapolitisch überfällig. Wir Grüne haben deshalb erneut einen Antrag in den Bundestag eingebracht, in dem wir die Regierung auffordern, Fracking und gefährliche Bohrungen in Schutzgebieten zu unterbinden.

Egal ob in Pennsylvania, Nova Scotia oder Niedersachsen: Fracking ist klimapolitisch nicht vertretbar und riskant für Umwelt und Gesundheit. Weder die Bundesregierung noch staatliche Banken wie die KfW sollten Mittel bereitstellen, die den Import von gefracktem Erdgas nach Deutschland fördern. Stattdessen muss die Bundesregierung endlich überzeugende Strategien vorlegen, wie der Ausstieg aus Kohle, Erdöl, Erdgas und Atom in der Energieversorgung erreicht werden kann.

Antrag der Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen "Fracking verbieten und keine Erdgasbohrungen in Schutzgebieten zulassen".
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UMWELT/1786: Verbot von Mikroplastik in Kosmetika jetzt

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Oktober 2018 

Verbot von Mikroplastik in Kosmetika jetzt



Zur Untersuchung des Fraunhofer-Instituts für Umwelt-, Sicherheits- und Energietechnik zu Mikroplastik in Kosmetika erklären Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik, und Renate Künast, Sprecherin für Ernährungspolitik:

Das Abwarten muss ein Ende haben. Im Sinne des Vorsorgeprinzips müssen wir jetzt handeln und den Eintrag von Mikroplastik in unsere Umwelt stoppen.

Wir fordern, dass die Bundesregierung endlich dem Beispiel Schwedens folgt, und Mikroplastik in Kosmetika und Körperpflegeprodukten sofort national verbietet. Das Verbot muss neben Plastikpartikeln auch flüssige und wachsartige Kunststoffe umfassen.

Außerdem muss sich die Bundesregierung auch auf EU-Ebene für ein europaweites Verbot von Mikroplastik in Kosmetika und anderen Produkten einsetzen.

Die zunehmende Belastung der Natur mit Mikroplastik selbst an den entlegensten Orten dieser Erde ist besorgniserregend und alarmierend. Wir dürfen es nicht als Normalität hinnehmen, dass auch in Deutschland Mikroplastik fast flächendeckend in Flüssen und Böden gefunden wird.
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WIRTSCHAFT/2829: Bei der Unternehmensbesteuerung endlich Handeln statt Reden

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Oktober 2018 

Bei der Unternehmensbesteuerung endlich Handeln statt Reden



Zur Ablehnung von Wirtschaftsminister Altmaiers Vorschlägen zur Unternehmensbesteuerungsreform durch Finanzminister Scholz erklären Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik und Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Energie, und Dr. Danyal Bayaz, Mitglied im Finanzausschuss:

Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik und Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Energie:

"Der Wirtschaftsminister ist hier ein Hans Dampf in allen Gassen. Größenwahn im Wirtschaftsministerium statt drängende Probleme gezielt anzugehen. Zehn Jahre warten wir nun schon auf die steuerliche Forschungsförderung. Auch jetzt sollten wir uns schon einmal auf lange Wartezeiten einstellen. Vor allem wenn es nicht einmal möglich scheint den eigenen Finanzminister zu überzeugen. Am Ende bleibt doch ohnehin nur wieder heiße Luft. Wir freuen uns, wenn es voran geht, aber dafür braucht es realistische Zielsetzungen und fokussierte Investitionsanreize!"

Dr. Danyal Bayaz, Mitglied im Finanzausschuss:

"Es reicht nicht, wenn der Wirtschaftsminister tolle Ideen verkündet, während der Finanzminister seinem Phlegma folgend jede vorgeschlagene Änderung ablehnt. Bei der Verbesserung steuerlicher Abschreibebedingungen, steuerlicher Rahmenbedingungen für den Einbehalt von Gewinnen zum Eigenkapitalaufbau und der Förderung von Forschung und Entwicklung unterstützen wir sinnvolle Vorschläge der Bundesregierung."
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INNEN/4992: Gegen den Überwachungsstaat

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Oktober 2018

Gegen den Überwachungsstaat



"Verfahren der automatischen Gesichtserkennung, wie sie seit August 2017 am Bahnhof Berlin-Südkreuz erprobt werden, stellen Bürgerinnen und Bürger unter Generalverdacht und verletzen Persönlichkeits- und Freiheitsrechte auf dramatische Weise. Die breite Einführung solcher Verfahren, die der Bundesinnenminister nun angekündigt hat, würde einen weiteren Ausbau des Überwachungsstaats bedeuten und muss unbedingt verhindert werden", kommentiert Ulla Jelpke, innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den Abschlussbericht zum Test der Gesichtserkennungssysteme am Bahnhof Berlin-Südkreuz. Jelpke weiter:

"Der Einsatz von Überwachungstechnik gibt Menschen ein Gefühl falscher Sicherheit. Dabei verhindert Überwachung keine Straftaten. Stattdessen bietet die Sammlung und Speicherung großer Datenmengen selbst Angriffspunkte: Es ist nur eine Frage der Zeit, bis Sicherheitslücken entdeckt und ausgenutzt werden. Mehr Überwachung kann daher niemals eine Antwort auf gesellschaftliche Probleme sein."
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RECHT/533: Paragrafen 218 und 219 ersatzlos streichen

DIE LINKE - Presseerklärung vom 12. Oktober 2018

Paragrafen 218 und 219 ersatzlos streichen



In Gießen beginnt der Berufungsprozess gegen die Gießener Ärztin Kristina Hänel. Die Frauenärztin bietet auf ihrer Internetseite Informationen über Schwangerschaftsabbrüche an und war dafür im November 2017 vom Amtsgericht wegen unerlaubter Werbung für Schwangerschaftsabbrüche zu einer Geldstrafe von 6000 Euro verurteilt worden. Die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping, dazu:

Die Paragraphen 218 und 219 gehören ersatzlos gestrichen. Ich hoffe sehr dass sich im Bundestag diejenigen Abgeordneten verbünden, die das Recht der Frauen auf Selbstbestimmung über ihren Körper verteidigen.

Zum aktuellen Rechtsruck gehört, dass hart erkämpfte Frauenrechte infrage gestellt werden. Wir erleben aggressive Kampagnen und Einschüchterungsversuche von Seiten der Rechten, die Frauen das Recht absprechen, über ihren Körper selbst zu entscheiden. Unsere ganze Solidarität gilt Frauen wie der Frauenärztin Hänel und ihrem Team, die sich dafür einsetzen, dass dieses Recht auch umgesetzt werden kann.

Dafür werden sie mit Einschüchterungsversuchen der aggressiven Rechten nur zu oft überzogen, sei es dass man versucht sie zu kriminalisieren, oder sie zu beleidigen und zu bedrohen. Es ist ein Unding, dass diese mutigen Frauen kriminalisiert werden.

Ärztinnen und Ärzte, die Informationen über die Möglichkeit und die Voraussetzungen für einen Schwangerschaftsabbruch geben, verdienen keine Strafe, sondern unsere Solidarität. DIE LINKE hat der Frauenärztin Kristina Hänel stellvertretend den Clara-Zetkin Frauenpreis 2018 verliehen. Ich wünsche Frau Hänel persönlich viel Erfolg für die heutige Verhandlung.
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SOZIALES/2554: Bundesregierung vertagt Rentenreform

DIE LINKE - Presseerklärung vom 12. Oktober 2018

Bundesregierung vertagt Rentenreform



Der Vorsitzende der Partei DIE LINKE Bernd Riexinger:

Die Maßnahmen von SPD und Union reichen bei weitem nicht aus, um die gesetzliche Rente zukunftssicher zu machen. Bereits jetzt droht Millionen Beschäftigten trotz Vollzeitarbeit im Alter Armut. Eine realistische Rentenpolitik nimmt die Beschäftigungspolitik ins Boot: Niedriglöhne und prekäre Jobs bedeuten zwangsläufig Armutsrenten. Die Bundesregierung hingegen verteilt hier und da Trostpflaster. Es ist nicht nachvollziehbar, warum nur künftige Erwerbsminderungsrentner von den geplanten Verbesserungen bei der Erwerbsminderungsrente profitieren sollen. Was ist mit den Menschen, die heute Erwerbsminderungsrente beziehen? Es reicht nicht, nur die weitere Absenkung zu stoppen. Das Rentenniveau von 53 Prozent muss sofort wieder hergestellt werden. Das bedeutet: 122 Euro netto mehr im Monat für einen »Standardrentner«. Niemand darf im Alter arm sein - egal ob nach einem Leben in Erwerbsarbeit, durch Berufsunfähigkeit, Zeiten von Arbeitslosigkeit oder Kindererziehung. Niemand darf gezwungen sein, zum Überleben Pfandflaschen zu sammeln. Wir wollen eine Solidarische Mindestrente von 1.050 Euro netto im Monat - darunter droht Armut. Die Solidarische Mindestrente ist einkommens- und vermögensgeprüft, sie wird bei Bedarf gezahlt. Die Rentenversicherung muss ausgebaut werden: Für alle Erwerbseinkommen müssen Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung gezahlt werden. Auch Politikerinnen und Politiker, Selbstständige, Freiberuflerinnen und Freiberufler, Beamte und Beamtinnen und Manager und Managerinnen sollen Beiträge einzahlen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 12. Oktober 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BUNDESTAG/7607: Heute im Bundestag Nr. 759 - 11.10.2018















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/7607: Heute im Bundestag Nr. 759 - 11.10.2018

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 759

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 17.28 Uhr

1. Ministerium Vertrauensbruch vorgeworfen

2. Linke drängt auf Finanztransaktionsteuer

3. Partizipation in Wissenschaft stärken

4. Vorgehen beim nationalen Klimaplan

5. Grundlage und Folgen des Baukindergelds

6. Strukturwandel in Braunkohleregionen



1. Ministerium Vertrauensbruch vorgeworfen

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Der Einsatz einer früheren Referatsleiterin im
Bundesamt für Verfassungsschutz als Beobachterin des Innenministeriums
im 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz") hat am Donnerstag
einen Zusammenstoß der Parlamentarier mit Vertretern der
Bundesregierung ausgelöst. Aus dem Ausschuss wurden Vorwürfe des
Vertrauensbruchs und der Arroganz an die Adresse des Ministeriums
laut. Dass die Beamtin ihrer früheren Verwendung wegen als Zeugin für
den Ausschuss in Frage kam und damit einem möglichen
Interessenskonflikt unterlag, war erst Anfang Oktober durch ein
Schreiben des Ministeriums bekannt geworden.

Als Referatsleiterin in der für "Islamismus und islamistischen
Terrorismus" zuständigen Abteilung 6 des Verfassungsschutzes war die
heutige Ministerialbeamtin unter anderem mit der Beobachtung zweier
enger Kontaktleute des späteren Breitscheidplatz-Attentäters Anis Amri
in Dortmund und Berlin befasst gewesen. Als Beauftragte ihres
Ministeriums im Untersuchungsausschuss hatte sie in erster Linie
darauf zu achten, dass in den Zeugenbefragungen keine aus Sicht der
Bundesregierung oder der Sicherheitsbehörden geheimhaltungsbedürftigen
Sachverhalte an die Öffentlichkeit gelangten. So unterbrach sie immer
wieder Vernehmungen mit dem Hinweis, dass bestimmte angesprochene
Themen nur nichtöffentlich erörtert werden dürften.

Nach einer internen Beratungssitzung am Donnerstag sprach der
Ausschussvorsitzende Armin Schuster (CDU) von einem
"Vertrauensproblem". Der Interessenskonflikt der betroffenen Beamtin
sei offenkundig, indes sei den Ermittlungen des Ausschusses dadurch
kein Schaden entstanden in dem Sinne, "dass in irgendeiner Weise
manipulierend auf den Ausschuss eingewirkt" worden wäre. Kritik
äußerte Schuster am Auftreten des zuständigen Abteilungsleiters im
Innenministerium, Stefan Kaller, in der Ausschusssitzung. Er hätte,
meinte Schuster, eigentlich nur einen einzigen kleinen Satz erwartet,
nämlich: "Uns ist ein Fehler unterlaufen." Diese Worte seien Kaller
nicht über die Lippen gekommen.

Wesentlich schärfer als der Vorsitzende äußerten sich Abgeordnete der
SPD und der Opposition. Der sozialdemokratische Obmann Fritz
Felgentreu sprach von einer "Mischung aus Arroganz, Ignoranz und
Respektlosigkeit gegenüber den Belangen des Ausschusses", die der
Vertreter der Bundesregierung an den Tag gelegt habe. Insgesamt sei
das Vertrauensverhältnis zum Innenministerium "erheblich getrübt". Der
Grüne Konstantin von Notz zeigte sich ebenfalls "irritiert über die
Tonlage" der Regierungsseite, wo offenbar "wenig Verständnis für die
Parlamentsperspektive" vorhanden sei.

Die Linke Martina Renner äußerte den Verdacht, die Ministerialbeamtin
habe "ihre Rolle im Ausschuss benutzt, um auch Zeugen zu beeinflussen,
bestimmte Sachverhalte dem Ausschuss nicht zu offenbaren". Sie habe
immer dann interveniert, wenn in Vernehmungen Personen aus dem
radikalislamischen Spektrum zur Sprache gekommen seien, die sie selbst
als Referatsleiterin beim Verfassungsschutz bearbeitet habe: "Ich
halte dieses Vorgehen nicht für ein Versehen, sondern für den
gezielten Versuch, bestimmte Sachverhalte nicht in das Blickfeld des
Ausschusses zu bringen."

In der öffentlichen Sitzung berichtete der heute in Offenburg tätige
Staatsanwalt Bastian Kioschis, wie er im Juli 2015 in Karlsruhe ein
Verfahren wegen "Erschleichens von Leistungen" gegen den späteren
Attentäter Amri eröffnet und umgehend wieder eingestellt hatte. Dass
der Fall überhaupt auf seinem Schreibtisch gelandet sei, habe daran
gelegen, dass der Kontrolleur, der Amri beim Schwarzfahren in der
Straßenbahn erwischte, Mühe hatte, seine Personalien festzustellen,
und deshalb die Polizei hinzuzog. Diese habe von Amts wegen Anzeige
erstattet.

 * 

2. Linke drängt auf Finanztransaktionsteuer

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Die Linke drängt auf Einführung einer
Finanztransaktionsteuer. In einem Antrag (19/4886) wird die
Bundesregierung aufgefordert, der Einführung dieser neuen Steuer
"höchste Priorität" einzuräumen. Die Regierung soll darauf hinwirken,
dass die politischen Verhandlungen im Rahmen des EU-Verfahrens der
Verstärkten Zusammenarbeit in den nächsten sechs Monaten erfolgreich
abgeschlossen werden. Sollte dies im Wege der Verstärkten
Zusammenarbeit nicht gelingen, soll eine umfassende
Finanztransaktionsteuer auf den Aktien-, Anleihen- und Derivatehandel
im Rahmen einer zwischenstaatlichen Zusammenarbeit eingeführt werden,
"verbunden mit der Bereitschaft, die Steuer notfalls auch im
nationalen Alleingang einführen zu wollen".

Der Finanzsektor müsse an den Kosten der Finanzkrise beteiligt werden,
verlangt die Fraktion Die Linke und erinnert an einen früheren
Beschluss des Bundestages von 2012, in dem eine Besteuerung von
Finanzmärkten beschlossen worden war, um die Kosten der Finanzkrise zu
bewältigen und den Finanzsektor an den Kosten der Bewältigung zu
beteiligen. Dazu sei es jedoch nie gekommen. "Durch die verschleppten
Verhandlungen auf europäischer Ebene gingen dem Bundeshaushalt seit
2010 Einnahmen von circa 150 Milliarden Euro verloren", rechnet die
Fraktion Die Linke vor.

Die Fraktion verlangt, die Steuer möglichst breit anzulegen. Erfasst
werden müsse der Handel mit Aktien, Anleihen und Derivaten und
perspektivisch auch Devisen. Ohne Anleihen und Derivate ginge nicht
nur ein Teil der Bemessungsgrundlage verloren, sondern es würden auch
Umgehungsstrategien möglich. Außerdem sei eine Besteuerung von
Derivaten wichtig, da sie besonders häufig für spekulative Zwecke
eingesetzt werden würden. Eine Beschränkung der Steuer auf Aktien wie
in Großbritannien oder Frankreich würde keinerlei Mehrwert gegenüber
existierenden nationalen Steuervarianten bringen.

"Die Finanztransaktionsteuer ist ein Regulierungsinstrument, um die
Finanzmärkte in die Schranken zu weisen. Sie drängt kurzfristige
Spekulationen zurück und belastet langwierige Investitionen kaum",
heißt es in dem Antrag. Unter Berufung auf Schätzungen wird das
mögliche jährliche Aufkommen durch diese Steuer allein in Deutschland
auf 18 Milliarden Euro beziffert.

 * 

3. Partizipation in Wissenschaft stärken

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Unterrichtung

Berlin: (hib/ROL) Wissenschaft und Forschung haben in den letzten
Jahren und Jahrzehnten eine rasanten Bedeutungszuwachs erfahren. Viele
Menschen erwarten, dass neue Erkenntnisse aus der Forschung dazu
beitragen, die großen gesellschaftlichen Aufgaben von morgen zu lösen.
Das reicht von der Abwendung der Klimakrise über das Aufhalten des
Artensterbens bis zum nachhaltigen Umgang mit den Ressourcen unseres
Planeten. Gleichzeitig werden auch gesellschaftliche Ansprüche wie
Transparenz, Unabhängigkeit und Nachvollziehbarkeit an die
Wissenschaft gestellt - ihre Legitimation wird diskutiert und
hinterfragt. Das schreiben Bündnis 90/Die Grünen in Ihrem Antrag
(19/4857).

So sei auch das Verhältnis zwischen Wissenschaft, Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft in Bewegung geraten. Wissenschaftspolitik selbst
entwickelte sich zum Austragungsfeld politischer Konflikte. Von diesen
Spannungsfeldern zeuge einerseits das selbstbewusste Eintreten für die
Wissenschaftsfreiheit im Rahmen des March for Science. Andererseits
drücke sich dies aber auch in der systematischen Diskreditierung
bestimmter Disziplinen (wie z.B. der Klima- oder
Geschlechterforschung) - insbesondere durch wissenschaftsfeindliche
und rechtspopulistische Kräfte - aus. Eine oft zu hörende,
vermeintliche Antwort auf diese Entwicklung sei, die Wissenschaft
müsse ihr Tun einfach besser erklären. Auch wenn dies im Einzelfall
zutreffend sein mag, gehe diese Forderung nach besserer Kommunikation
am Kern der Sache oftmals vorbei und sei unterkomplex, schreiben
Bündnis 90/Die Grünen.

Die Fraktion macht deutlich, dass das klare Bekenntnis der Politik für
die Wissenschaftsfreiheit entscheidend sei. Dazu gehöre die
entsprechende Ausstattung der Wissenschaft mit ausreichenden
Grundmitteln zur freien und ungerichteten Forschung, wie auch die
Verankerung von Wissenschaft in die Gesellschaft. Das Hinterfragen
bestimmter Förderdynamiken oder der wissenschaftspolitischen
Prioritätensetzung, aber auch die Einbringung neuer Forschungsthemen
seien berechtigte Anliegen einer kritisch-konstruktiven
Öffentlichkeit. Initiativen, Verbände, Vereine und Bürger wollen sich
nach Ansicht der Grünen vermehrt mit ihren Erkenntnisinteressen und
ihrer Expertise einbringen. Wenn die Rahmenbedingungen richtig gesetzt
würden, könnten solche Impulse nicht nur das öffentliche Vertrauen in
das Wissenschaftssystem steigern, sondern auch die Innovationskraft
der Bürger für die Forschung fruchtbar machen.

Die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen fordert, dass die zahlreichen
konstruktiven Impulse aus der Gesellschaft als Chance für die
Wissenschaft ernst genommen werden und neue
Partizipationsmöglichkeiten in Wissenschaftspolitik und Forschung
geschaffen werden. Für substanzielle Beteiligung der Zivilgesellschaft
in der Wissenschaftspolitik seien auf Dauer eingerichtete,
transparente Formate mit klaren Zuständigkeiten notwendig. Es sei
wichtig mehr als punktuelle Konsultationen zwischen Politik und
Zivilgesellschaft oder temporäre Bürgerforen einzurichten.

Zur Einbeziehung der organisierten Zivilgesellschaft sowie engagierter
Bürger in die Forschung habe die Bundesregierung vereinzelte Formate
geschaffen, die auf erfreulich große Resonanz gestoßen seien. So habe
es für die "Kopernikus-Projekte für die Energiewende" oder die
Förderung bürgerwissenschaftlicher Vorhaben (Citizen Science) eine
überwältigende Anzahl vielversprechender Anträge gegeben, von denen
letztendlich aber nur ein Bruchteil gefördert worden sei. Solche
transdisziplinären und bürgerwissenschaftlichen Programme gelte es nun
gemeinsam mit Wissenschaft und Gesellschaft auszuwerten und
weiterzuentwickeln. Anders als bisher müsse die Bundesregierung in
Zukunft insbesondere durch verbindliche Qualitätsstandards
"Scheinpartizipation" ausschließen und alle Partner gleichberechtigt
miteinbeziehen.

Angesichts der Vielfalt der öffentlichen Forschungsförderung seien die
Formen sinnvoller partizipativer Ansätze in Wissenschaft und Forschung
je nach Disziplin und Ansatzpunkt jedoch sehr unterschiedlich. Auf
Grundlage der bisherigen Erfahrung können Politik, Wissenschaft und
Zivilgesellschaft im Dialog erfolgreiche Ansätze vertiefen und Neues
entwickeln, sollten aber auch ehrlich anerkennen wo partizipative
Elemente nicht sinnvoll seien. Die von manchen erwartete Entgrenzung
der Wissenschaft gegenüber gesellschaftlichen Einflüssen oder gar die
Aufgabe des wissenschaftlichen Prinzips der Wahrheitssuche seien weder
das Ziel noch als Nebeneffekt größerer gesellschaftlicher
Partizipation ernsthaft zu befürchten.

 * 

4. Vorgehen beim nationalen Klimaplan

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das geplante Vorgehen beim Erstellen eines
integrierten nationalen Energie- und Klimaplans ist Gegenstand der
Antwort (19/4667) auf eine Kleine Anfrage (19/4179) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Darin beschreibt die Bundesregierung Inhalte,
Fristen und Konsultationen bezüglich des Plans, dessen erster Entwurf
bis Jahresende stehen soll. Der finale Plan werde öffentlich
zugänglich gemacht, der Bundestag werde wie andere wichtige Akteure in
die Beratungen einbezogen, heißt es weiter.

 * 

5. Grundlage und Folgen des Baukindergelds

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Das Baukindergeld steht im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage der FDP-Fraktion (19/4697). Dabei möchten die Abgeordneten
wissen, auf welcher rechtlichen Grundlage die Mittelvergabe erfolgt
und wo nach Ansicht der Bundesregierung offene rechtliche Punkte
bestehen. Sie erkundigen sich auch nach einer Einschätzung zu
möglichen Auswirkungen der Maßnahme wie etwa Mitnahmeeffekte und
steigende Immobilienpreise.

 * 

6. Strukturwandel in Braunkohleregionen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt
Detailfragen zum Strukturwandel in Braunkohleregionen. In einer
Kleinen Anfrage (19/4792) möchten die Abgeordneten wissen, welche
Fördermittel über welche Programme in den vergangenen fünf Jahren in
solche Gegenden geflossen sind. Sie fragen nach den verantwortlichen
Bundesministerien und nach Zuständigkeiten und Organisation bei der
bestehenden Regionalförderung. Des weiteren erkundigen sich die
Abgeordneten genau nach angestoßenen Maßnahmen in Braunkohlegegenden.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 758

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 14.57 Uhr

1. Seenotrettung durch italienisches Schiff

2. Rolle der Volksmudschahedin

3. Geschlossene Botschaft in Damaskus

4. Entführungsfall Trinh Xuan Thanh

5. Untersuchung an Pariser Botschaft

6. Rückkehr syrischer Flüchtlinge



1. Seenotrettung durch italienisches Schiff

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen laut eigener Auskunft
keine Erkenntnisse über die Beteiligung der Militäroperation EUNAVFOR
MED, der Nato-Mission SEA GUARDIAN und der Mission "Themis" der
Grenzagentur Frontex an einem Seenotrettungsfall vom 30. Juli 2018 im
Mittelmeer vor. Das schreibt sie in der Antwort (19/4301) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4038). Die Fragesteller
hatten die Rettung von 108 Flüchtlingen im Mittelmeer durch das
italienische Ölversorgungsschiff "Asso Ventotto" und deren Rückführung
nach Libyen thematisiert.

 * 

2. Rolle der Volksmudschahedin

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen mit Blick auf die
Volksmudschahedin (Mojahedin-e Khalq, MEK) keine aktuellen Hinweise
auf Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung politischer Ziele vor. Wie
sie in der Antwort (19/4278) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/3789) schreibt, sei die Organisation für die
Sicherheitsbehörden kein prioritäres Objekt der Beobachtung mehr.

Die Volksmudschahedin seien eine autoritär geführte iranische
exil-oppositionelle Gruppierung, die das politische System der
Islamischen Republik Iran in der Vergangenheit auch gewaltsam bekämpft
habe. Seit ihrer Gründung in den frühen 1960er Jahren hätten die
Volksmudschahedin die Anwendung von Gewalt als legitimes Mittel zur
Durchsetzung ihrer Ziele betrachtet. Die Kämpfer ihres in der Republik
Irak ansässigen militärischen Arms "Nationale Befreiungsarmee"
(National Liberation Army - NLA) seien für zahlreiche Anschläge auf
Einrichtungen und Repräsentanten des Iran verantwortlich gewesen. Ein
offizieller Gewaltverzicht sei erst 2003 gefolgt, als die USA die NLA
im Zuge des Irak-Krieges entwaffnet hätte. Die MEK würden vom
iranischen Regime weiterhin als feindliche Gruppierung und als
Bedrohung wahrgenommen. Insbesondere in den letzten Jahren würden sich
die MEK und ihr politischer Arm, der "Nationale Widerstandsrat im
Iran" (NWRI) darum bemühen, als rein politische und demokratische
Oppositionsbewegung wahrgenommen zu werden. So habe der NWRI eine
Streichung der MEK von der Liste über terroristische Organisationen
der Europäischen Union im Jahr 2009 und den USA im Jahr 2012 erreichen
können.

 * 

3. Geschlossene Botschaft in Damaskus

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Das Gebäude der deutschen Botschaft in Damaskus ist
nach Angaben der Bundesregierung bei Kampfhandlungen beschädigt
worden. Wie aus der Antwort (19/4211) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion hervorgeht (19/3433), habe der Einschlag eines Geschosses
an einem der Botschaft gegenüberliegenden Gebäude eine Druckwelle
ausgelöst. "Diese Druckwelle verursachte Betonabplatzungen am
gegenüberliegenden Gebäude und Brüche von Fassadenteilen, die diverse
Fensterscheiben sowie elektrotechnische Anlagen des Kanzleigebäudes
beschädigten." Die Bundesregierung verweist darauf, dass die deutsche
Botschaft in Damaskus geschlossen ist. Der Außenschutz von Botschaften
erfolge grundsätzlich gemäß "Wiener Übereinkommen über diplomatische
Beziehungen" durch Sicherheitskräfte des Gastlandes.

 * 

4. Entführungsfall Trinh Xuan Thanh

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Den Entführungsfall des vietnamesischen
Politfunktionärs Trinh Xuan Thanh thematisiert die Fraktion Die Linke
in einer Kleinen Anfrage (19/4345). Im Juli 2017 sei Thanh, der zuvor
in Deutschland einen Asylantrag gestellt habe, zusammen mit seiner
Begleiterin von Mitarbeitern vietnamesischer Nachrichtendienste auf
offener Straße in Berlin entführt und gewaltsam nach Vietnam verbracht
worden. Die Bundesregierung soll nun unter anderem mitteilen, ob die
vietnamesische Seite zuvor um die Auslieferung Thanhs ersucht hatte
und inwieweit deutsche Behörden gegen ihn wegen des Vorwurfs der
Geldwäsche in Deutschland ermittelt hatten.

 * 

5. Untersuchung an Pariser Botschaft

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die "Untersuchung finanzieller Unregelmäßigkeiten
in der deutschen Botschaft in Paris" geht es in einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/4744). Die Abgeordneten
verweisen darin auf Medienberichte, wonach über Jahre ein System
schwarzer Kassen bestanden habe, bei dem Mitarbeiter der Botschaft für
Überstunden in bar bezahlt wurden, um Steuern und Sozialabgaben zu
umgehen. Im Juni dieses Jahres habe das Pariser Arbeitsgericht die
Bundesregierung wegen Schwarzarbeit zu einer Entschädigungszahlung von
14.694 Euro verurteilt. Die Abgeordneten wollen nun unter anderem
wissen, ob die vom Auswärtigen Amt angekündigte Untersuchung
mittlerweile abgeschlossen ist und welche Summen im Laufe der Jahre
"durch das Schwarzgeld-System in der Pariser Botschaft dem
französischen Fiskus und den französischen Sozialversicherungen
entgangen" seien.

 * 

6. Rückkehr syrischer Flüchtlinge

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um die Förderung der Rückkehr syrischer Flüchtlinge
geht es in einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/4434). Die
Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wie die Bundesregierung die
aktuelle Lage in Syrien beurteilt und welche Schlussfolgerungen sie
aus der Tatsache ziehe, dass neben syrischen und russischen Behörden
auch die US-Regierung syrischen Flüchtlingen die Rückkehr in ihr
Heimatland ermöglichen wolle.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 754

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 11. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. Datenschutz im Sport

2. AfD will Steuergutschrift für Forschung

3. Stärkung des Europäischen Bildungsraums

4. Ausgestaltung des Pakts für den Rechtsstaat

5. Förderung der zukünftigen Nutztierhaltung



1. Datenschutz im Sport

Sport/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Über die Folgen der EU-Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO) für den Sport hat der Sportausschuss in seiner Sitzung am
Mittwoch mit Vertretern der Bundesbeauftragten für den Datenschutz und
die Informationsfreiheit (BfDI) diskutiert. Sie machten deutlich, dass
von großen Veränderungen nicht auszugehen sei. Wer bislang korrekt mit
Datenschutzregelungen umgegangen ist, brauche nicht viel zu verändern,
betonten die Experten. Die Benennung eines Datenschutzbeauftragten im
Verein oder Verband sei zudem erst dann zwingend nötig, wenn
mindestens zehn Personen ständig mit der automatisierten Verarbeitung
personenbezogener Daten beschäftigt sind.

Was die Zuständigkeiten angeht so wurde in der Sitzung darauf
hingewiesen, dass Vereine und Verbände in aller Regel durch die
Datenschutzbehörden der Länder überprüft würden. Generell einheitliche
Entscheidungen seien so kaum erreichbar, da die
Datenschutzbeauftragten der Länder selbstständige Behörden seien, die
Auslegungsentscheidungen im Einzelfall treffen würden. Gleichwohl gebe
es Konferenzen, auf denen sich die Datenschutzbeauftragten abstimmen
und einzelne Fälle gemeinsam beraten würden.

 * 

2. AfD will Steuergutschrift für Forschung

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Zur Stärkung der Investitionskraft der deutschen
Wirtschaft soll eine steuerliche Forschungsförderung eingeführt
werden. Dies fordert die AfD-Fraktion in einem Antrag (19/4844).
Eingeführt werden soll ein einfaches Instrument der indirekten
Förderung neben der direkten Projektförderung. Konzipiert werden solle
sie als Steuergutschrift ("tax credit") auf Basis des Gesamtvolumens
der Aufwendungen für Forschung und Entwicklung (FuE) in Unternehmen.
Diese Art der Förderung sei einfach zu handhaben, breitenwirksam und
wettbewerbsneutral. Erreicht würden damit auch solche Unternehmen, die
für eine Projektförderung nicht in Frage kommen würden.

Wie es in dem Antrag weiter heißt, sind die Ausgaben der deutschen
Wirtschaft für Forschung und Entwicklung in den letzten Jahren
deutlich angestiegen. Der Anteil am Bruttoinlandsprodukt habe 2016 bei
2,01 Prozent gelegen. Der Anteil der forschenden Unternehmen betrage
seit Jahren unverändert 60 Prozent. Und die 100 forschungsstärksten
Unternehmen würden insgesamt zwei Drittel der Forschungsaufwendungen
abdecken. Allein zehn dieser Unternehmen würden sogar zwei Drittel der
Aufwendungen abdecken. "Um die Innovationsbasis zu verbreitern, die
Chance auf ,radikale disruptive Innovationen' mit hohem Neuheitsgrad
zu vergrößern und bislang unterrepräsentierten Branchen mit hohem
Wachstumspotenzial mehr Bedeutung zu geben, sollten die Förder- und
Rahmenbedingungen entsprechend angepasst werden", fordern die
Abgeordneten.

Weiter heißt es in dem Antrag, während die Zuschussförderung die
Durchführung eines Forschungsprojektes erst ermöglicht, schaffe die
steuerliche FuE-Förderung zusätzliche Liquiditätsspielräume für
Innovationsvorhaben. "Eine gezielte steuerliche FuE-Förderung wird so
zum Innovationsmotor für die Wirtschaft im Rahmen von
Innovationsclustern und hilft großen und kleinen Unternehmen
gleichermaßen, sich an die Spitze der Entwicklung von
Höchsttechnologien zu stellen." Forschende kleine und mittelständische
Unternehmen (KMU) oder Hightech-Start-ups würden oft von
Forschungsaufträgen großer Unternehmen leben. Würden Großunternehmen
jedoch von der Förderung ausgeschlossen würden, treffe das die KMU und
die Hightech-KMU ebenfalls. Allein 2016 hätten deutsche Unternehmen
für 17,021 Milliarden Euro FuE-Aufträge an andere Unternehmen in
Deutschland vergeben.

 * 

3. Stärkung des Europäischen Bildungsraums

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antrag

Berlin: (hib/ROL) Mit der Bologna-Erklärung wurde im Jahr 1999 von 30
Staaten die Basis zur Schaffung eines gemeinsamen Europäischen
Hochschulraums (EHR) gelegt. Heute studieren in inzwischen 48 Ländern
nahezu alle europäischen Studenten in einem gestuften Studiensystem
mit Bachelor- und Masterstudiengängen. Die internationale Mobilität
ist in dieser Zeit im EHR deutlich gestiegen und eine umfassende
Qualitätssicherung für eine qualitativ hochwertige Hochschulbildung
wurde implementiert. Dadurch ist der EHR zu einem weltweit beachteten
Forum mit Vorbildfunktion geworden, was auch zeigt, dass sich der
Bologna-Prozess - trotz noch immer vorhandener Defizite - auf dem
richtigen Weg befindet. Das schreiben CDU/CSU und SPD in ihrem Antrag
(19/4846).

Die Koalition fordert in ihrem Antrag, den länderübergreifenden
Austausch und die Mobilität innerhalb des EHR zu stärken. Die Vorteile
des EHR sollen genutzt werden, um die europäische Bildungsidee sowie
den Austausch und die Kooperation der Hochschulen in Studium, Lehre,
Forschung und Management europaweit und auch international zu fördern.
Der Austausch von Studenten und Wissenschaftlern über den Deutschen
Akademischen Austauschdienst (DAAD) und die Alexander von
Humboldt-Stiftung (AvH) soll weiterhin unterstützt und ausgebaut
werden. Auch der Austausch europäischer Doktoranden soll so besser
gefördert werden. Darüber hinaus sollen auch Beschäftigte im Bereich
des Hochschul- und Wissenschaftsmanagements sowie der Verwaltung
ermutigt werden, an internationalen Austauschmöglichkeiten - auch im
Rahmen des neuen Erasmus-Programms - teilzunehmen. Auch die
Digitalisierung böte für den Austausch große Chancen, um die
europäischen Hochschulen besser zu vernetzen.

Ferner treten CDU/CSU und SPD dafür ein, sich für die Erhöhung der
Mittel für das Nachfolgeprogramm von Erasmus+ einzusetzen. Vor diesem
Hintergrund begrüßt die Koalition den Vorschlag der Europäischen
Kommission, die EU-Haushaltsmittel für das neue Erasmus-Programm auf
30 Milliarden Euro zu erhöhen. Die Verwendung der Mittel müsse
allerdings in allen Einzelbereichen dem Anspruch als Bildungsprogramm
gerecht werden.

Zudem wirbt die große Koalition dafür, sich für die Fortsetzung der
engen Zusammenarbeit im Bereich der Wissenschaft zwischen Hochschulen
in der EU und im Vereinigten Königreich (VK) nach dem "Brexit"
einzusetzen. Ziel sei es, dass das VK auch nach dem "Brexit" ein Teil
des akademischen und forschenden Europas bleibe. Das Erasmus-Programm
sei hier von besonderer Bedeutung. Der Austausch und die Mobilität
aller an den Programmbereichen von Erasmus teilnehmenden Personen
solle nach dem "Brexit" im gegenseitigen Interesse gestaltet werden.
Wenn das VK sich entscheide, nach 2020 volles Mitglied des
Erasmus-Programms zu bleiben, und die dafür notwendigen
Voraussetzungen erfülle, sollte eine britische Teilnahme am Programm
in Betracht gezogen werden. Allerdings könne eine solche Entscheidung
in den Brexit-Verhandlungen nicht isoliert von anderen
Politikbereichen getroffen werden. Zudem würden es CDU/CSU und SPD
begrüßen, wenn Wissenschaftler aus der EU-27, die nach dem "Brexit" im
VK bleiben, bei der Klärung von Fragen zu Aufenthalts- und
Arbeitserlaubnissen sowie zu Visa-Auflagen unterstützt werden.

Nach den Vorstellungen von CDU/CSU und SPD soll die Attraktivität der
Fachhochschulen als treibende Kraft des Bologna-Prozesses in
Deutschland sowohl für deutsche als auch für ausländische Studenten
erhöht werden. Der letzte Bologna-Bericht der Bundesregierung habe
gezeigt, dass im Wintersemester 2016/17 nur wenige ausländische
Studenten an deutschen Fachhochschulen immatrikuliert gewesen seien.
Fachhochschulen und Hochschulen für Angewandte Wissenschaften stünden
für praxisnahe akademische Ausbildung von Fachkräften, anwendungsnahe
Forschung und enge, oft regional verankerte Kooperationen mit der
Wirtschaft und insbesondere dem Mittelstand. Dieses
Alleinstellungsmerkmal im deutschen Wissenschafts- und Bildungssystem
müsse künftig noch besser national und international herausgestellt
werden.

Zudem fordern CDU/CSU und SPD sich weiterhin an der konzeptionellen
Gestaltung und Umsetzung der Initiative der EU-Staats- und
Regierungschefs für europäische Hochschulen mit einer
"Bottom-up"-Strategie zu beteiligen. Bis 2024 sollen zwanzig
"europäische Hochschulen" auf den Weg gebracht werden. Im Rahmen der
"Bottom-up"-Strategie sollen die strategischen Partnerschaften
zwischen Hochschuleinrichtungen in der EU gestärkt werden. Dazu sollen
europäische Hochschulnetzwerke in der gesamten EU auf der Grundlage
bereits existierender Hochschulpartnerschaften und Hochschulen mit
einer ausgewogenen geografischen Verteilung errichtet werden. Sie
sollen Studenten ermöglichen, durch eine Kombination von Studien in
mehreren EU-Ländern einen Studienabschluss zu erwerben. Die
europäischen Hochschulen sollen als offene Netzwerke gestaltet werden,
an denen sowohl forschungsorientierte Universitäten als auch
Fachhochschulen teilnehmen können.

 * 

4. Ausgestaltung des Pakts für den Rechtsstaat

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Auskunft über den von der Koalition aus CDU, CSU und
SPD beschlossenen Pakt für den Rechtsstaat gibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/4702) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/4340). Der im Koalitionsvertrag enthaltene Pakt
stelle eine Vereinbarung zwischen Bund und Ländern dar, in der sich
beide Seiten zu Maßnahmen verpflichten, um den Rechtsstaat zu stärken,
schreibt das Bundesjustizministerium namens der Bundesregierung. Die
konkrete Ausgestaltung und Umsetzung sei Gegenstand laufender
Gespräche auf verschiedenen Ebenen. Das Thema "Pakt für den
Rechtsstaat" solle auch zwischen der Bundeskanzlerin und den
Regierungschefinnen und den Regierungschefs der Länder zeitnah
diskutiert und konkretisiert werden. Die Anregungen des Deutschen
Richterbundes und des Deutschen Anwaltvereins in der "Gemeinsamen
Empfehlung für einen starken Rechtsstaat" würden dabei in die
Prüfungen einbezogen.

 * 

5. Förderung der zukünftigen Nutztierhaltung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Nutztierhaltung der Zukunft muss die
Erfordernisse für eine tiergerechte Haltung und das Tierwohl sowie die
Einhaltung von Umweltstandards auch in Bereich der Ammoniak-Emissionen
erfüllen. Das stellt die Bundesregierung in einer Antwort (19/4689)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4341) zu
Ammoniak-Emissionen in der Landwirtschaft fest. Die Regierung führt
dazu weiter aus, dass tiergerechte Ställe mit Auslauf teilweise höhere
Ammoniakemissionen aufweisen könnten, allerdings würden dazu
belastbare Angaben zu Emissionswerten fehlen. Deshalb werde derzeit
ein umfangreiches Forschungs- und Messprojekt (EmiDat/EMiMIN)
gefördert. Aber auch die Nutztierstrategie der Bundesregierung widme
sich der Frage, mit welchen Maßnahmen beide Ziele erfüllt werden
können

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und
des Küstenschutzes" (GAK) können mit Hilfe des
Agrarinvestitionsförderungsprogramms (AFP) Investitionen
landwirtschaftlicher Unternehmen in Stallneubauten oder -
modernisierungen, in Güllelager und Güllelagerabdeckungen gefördert
werden. Der Bund und die Bundesländer wollen dazu gemeinsam einen
GAK-Rahmenplan beschließen, heißt es in der Antwort. Der Bund wolle
sich außerdem sich zu 60 Prozent an den Ausgaben der Länder
beteiligen. Für die Umsetzung der Förderung sollen aber die
Bundesländer zuständig sein. Darüber hinaus soll mit dem neuen
Bundesprogramm "Nachhaltige Nutztierhaltung" eine langfristige und
verlässliche finanzielle Grundlage geschaffen werden, um im Rahmen der
Nutztierstrategie Maßnahmen zur Verbesserung des Tierwohls und zur
Verminderung der Umweltauswirkungen zu bewältigen.

 * 
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AUSSEN/1851: Weltgemeinschaft darf Verstöße gegen Menschenrechte in Saudi-Arabien nicht dulden

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Oktober 2018

JENSEN: Weltgemeinschaft darf Verstöße gegen Menschenrechte in
Saudi-Arabien nicht dulden



Zum Fall Chaschukdschi erklärt die menschenrechtspolitische
Sprecherin der FDP-Fraktion und Vorsitzende des
Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen:

"Sollte es tatsächlich authentische Aufnahmen geben, die belegen,
dass der Journalist Dschamal Chaschukdschi ermordet wurde, wäre das
ein Beweis für einen Akt von unfassbarer Grausamkeit. Die
Bundesregierung ist in der Pflicht, Druck auf den saudischen
Botschafter auszuüben, um den Fall lückenlos aufzuklären. Denn Presse-
und Meinungsfreiheit müssen weltweit gelten, es muss Folgen haben,
wenn diese unterdrückt wird. Die saudische Regierung und Kronprinz
Mohammed bin Salman müssen sich für diese Menschenrechtsverletzung
international verantworten. Die Weltgemeinschaft darf es nicht
dulden, wenn Regimekritiker eingekerkert, gefoltert und brutal
ermordet werden. Sie muss gemeinsam wirksame Maßnahmen gegen die
Missachtung von Freiheits- und Menschenrechten in Saudi-Arabien
entwickeln."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1559: EU-Kommission muss Defizitverfahren gegen Italien einleiten

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Oktober 2018

DÜRR: EU-Kommission muss Defizitverfahren gegen Italien
einleiten



Zur Finanzplanung Italiens erklärt der stellvertretende

FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Italiens Regierung ist komplett auf dem falschen Dampfer und steuert
das Land auf dem besten Weg in eine Ramsch-Bewertung. Die Politik von
Fünf-Sterne-Partei und Lega Nord ist nicht nur ein Risiko für
Italien, sondern für die ganze Eurozone. Die FDP-Fraktion fordert
wegen der erschreckend hohen Schulden und des massiven Bruchs der
Stabilitätskriterien eine klare Antwort der EU-Kommission: Sie muss
ein Defizitverfahren gegen Italien einleiten.

Aber auch die Bundesregierung muss in Europa endlich einen Beitrag
dazu leisten, dass das Verursachen solcher Risiken spürbare
Sanktionen zur Folge hat. Die Fiskalregeln müssen wieder
Glaubwürdigkeit erlangen. Wer ein Scheitern des Stabilitäts- und
Wachstumspakts noch verhindern will, darf keine Kompromisse für immer
weitere Schulden eingehen."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1558: Polens Blockade zu Grundrechten ist ein Eklat

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Oktober 2018

LINK: Polens Blockade zu Grundrechten ist ein Eklat



Zu den Beratungen der EU-Justizminister über die Umsetzung der
europäischen Grundrechtecharta erklärt der europapolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Michael Georg Link:

"Dass die polnische Regierung im EU-Justizministerrat eine Erklärung
zum Schutz sexueller Minderheiten blockiert hat, ist ein
beispielloser Eklat. Erneut versucht die PiS-geführte Regierung einen
Konsens in der EU aufzubrechen, erneut steht sie völlig isoliert da.
Das ist völlig inakzeptabel, der Schutz der Grundrechte ist für uns
nicht verhandelbar. Es wird höchste Zeit für eine neue Initiative zum
Schutz der Grundrechte in der EU, das Thema ist aktueller denn je."

 * 

Quelle:
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RECHT/902: Sozialdemokraten müssen bei 219a Farbe bekennen und handeln

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Oktober 2018

THOMAE: Sozialdemokraten müssen bei 219a Farbe bekennen und
handeln 



Zur Debatte über den Paragrafen 219a StGB erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Fast ein Jahr diskutieren wir im Deutschen Bundestag über eine
Änderung des Paragrafen 219a StGB. Trotz mehrerer Gesetzentwürfe,
zahlreicher Diskussionen im Rechtsausschuss und einer öffentlichen
Anhörung hat es die Große Koalition bis heute nicht geschafft, eine
gemeinsame Linie zu finden. Damit lassen Union und SPD Frauen in
ihrer Notsituation weiterhin völlig allein. Der jüngste Vorstoß von
Bundesjustizministerin Barley ist durchschaubar getrieben vom
anlaufenden Berufungsprozess Kristina Hänels. Wir würden uns zwar
freuen, wenn es tatsächlich zu Verbesserungen käme, doch haben wir
daran große Zweifel, denn die Union verweigert jegliche Bewegung. In
ihrem Starrsinn verdrängen CDU und CSU aber, dass es mit der SPD und
den Oppositionsfraktionen eine parlamentarische Mehrheit für eine
Änderung des Paragrafen 219a gäbe. Die Sozialdemokraten müssen daher
endlich Farbe bekennen. Die Fraktion der Freien Demokraten wirbt für
eine angemessene Änderung des Paragrafen. Wir werden uns aber auch
keiner anderen Initiative verschließen, die eine Verbesserung für
Frauen herbeiführt. Daher appellieren wir an die SPD, jetzt zu
handeln."

 * 
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SOZIALES/1496: Rentenpläne der Großen Koalition sind für junge Generation nicht zu tragen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Oktober 2018

VOGEL-Statement: Rentenpläne der Großen Koalition sind für junge
Generation nicht zu tragen



Der rentenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Johannes Vogel gab zum
Rentenpaket der Großen Koalition folgendes Statement ab:

"[...] Die Große Koalition legt heute ein Rentenpaket vor, was
Milliarden und Abermilliarden kostet, von dem 90 Prozent aber gar
nicht zielgerichtet gegen Altersarmut helfen. Stattdessen wird die
Stabilisierungspolitik der 2000er-Jahre rückabgewickelt. Wir haben
einmal einen überparteilichen Konsens in diesem Land vereinbart, dass
die Rente für alle Generationen, für Großeltern, Kinder und Enkel,
fair sein soll. Von dieser Politik verabschiedet sich die Große
Koalition heute und das halte ich für unverantwortlich. Die Kosten
werden dafür in der Zukunft explodieren. Die Deutsche
Rentenversicherung sagt, dass diese Ansprüche schon im Jahr 2030 69
Milliarden Euro im Jahr kosten werden. 2035 sind wir schon bei 80
Milliarden Euro im Jahr. Und das sind Milliarden, die der jungen
Generation aufgebürdet werden. Und deshalb stehen wir heute hier,
wollen deutlich machen, dass die Rentenpläne der Großen Koalition für
die Jüngeren nicht zu tragen sind. Wir rufen die Große Koalition zu
einer Umkehr in der Rentenpolitik auf. Wir wollen, dass wir
zielgerichtet gegen Altersarmut vorgehen, damit langjährig
Beschäftigte im Alter nicht zum Sozialamt müssen. Wir müssen
kapitalgedeckte Vorsorge besser machen und wir müssen die Rente auch
modernisieren mit einem flexiblen Renteneintritt. Aber wir müssen
dafür sorgen, dass alle Generationen sich die Herausforderungen durch
den demografischen Wandel fair teilen. In einem Satz: Wir wollen,
dass die Rente enkelfit gemacht wird und das wir in der Rentenpolitik
wieder in Jahrzehnten denken und nicht in Legislaturperioden. Die
Große Koalition tut leider das Gegenteil."

 * 
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SOZIALES/2730: Kurswechsel in der Rentenpolitik eingeleitet

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Arbeit und Soziales

Kurswechsel in der Rentenpolitik eingeleitet



Kerstin Tack, arbeits- und sozialpolitische Sprecherin;

Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter:

Wir wechseln den Kurs in der Rentenpolitik: Heute haben wir im Bundestag den Rentenpakt eingeführt, mit dem wir das Rentenniveau auf 48 Prozent stabilisieren. So sorgen wir dafür, dass sich Renten und Löhne endlich wieder gleich entwickeln. Gleichzeitig schaffen wir mit der Beitragssatzgarantie mehr Solidarität zwischen den Generationen, denn wir bewahren damit Beitragszahlerinnen und -zahler vor zu hohen Belastungen. Dazu wird der Bund zwischen 2021 und 2024 eine Demografierücklage mit jährlich zwei Milliarden Euro aufbauen, um die Beitragsobergrenze zusätzlich abzusichern.

"Für Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht mehr arbeiten können, weiten wir die Leistungen aus: Wer erwerbsgemindert vorzeitig in Rente geht, profitiert von der Anhebung der Zurechnungszeit der Erwerbsminderungsrente - das betrifft etwa 170.000 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer jährlich.

Allen Müttern oder Vätern wird für vor 1992 geborene Kinder bei der Rente ein weiteres halbes Jahr Kindererziehung angerechnet. Damit konnte sich Bundesminister Hubertus Heil gegen die Union durchsetzen, die nur Mütter und Väter mit mindestens drei Kindern besser stellen wollte. Nun kommt rund zehn Millionen Müttern und Vätern der Verhandlungserfolg zugute.

Außerdem entlasten wir Geringverdienende bei den Sozialabgaben. Dieser Kurswechsel ist der Verdienst der SPD. Und er ist erst der Anfang: Im nächsten Jahr führen wir eine Grundrente ein für Menschen, die jahrzehntelang gearbeitet, Kinder erzogen und Angehörige gepflegt haben. Des Weiteren machen wir einen ersten großen Schritt hin zu einer Erwerbstätigenversicherung, indem wir Selbständige in die gesetzliche Rentenversicherung einbeziehen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 
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WIRTSCHAFT/2816: Lebensmittelüberwachung - Mehr Transparenz für Verbraucher

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 12. Oktober 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Lebensmittelüberwachung - Mehr Transparenz für Verbraucherinnen und Verbraucher



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Im Rahmen der heutigen ersten Lesung zum Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) fordern wir eine wirkliche Transparenzkultur. Verbraucherinnen und Verbraucher haben ein Recht darauf, über Hygieneverstöße, Täuschung und Irreführungen bei Lebensmitteln informiert zu werden.

"Im Mittelpunkt der Lebensmittelüberwachung stehen die Verbraucherinnen und Verbraucher. Sie haben ein Recht auf sichere Lebensmittel und auf ausreichende Informationen. Verstöße gegen lebensmittelrechtliche Vorschriften sollten deshalb verständlich und leicht zugänglich veröffentlicht werden.

Wegen rechtlicher Unsicherheiten war die im Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch vorgesehene Veröffentlichung von Verstößen zum Stillstand gekommen. Im März 2018 hat das Bundesverfassungsgericht die Veröffentlichungspflicht grundsätzlich bestätigt, aber die fehlende Löschfrist angemahnt. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht hier eine Frist von sechs Monaten vor. Die Einführung dieser Löschfrist ist wichtig, reicht aber nicht aus.

Für die SPD-Bundestagsfraktion müssen weitere Änderungen die Information der Verbraucherinnen und Verbrauchen erleichtern und Rechtssicherheit schaffen. So muss die Feststellung von verbotenen Stoffen in Lebensmitteln veröffentlichungspflichtig werden und unnötige Hürden wie die bisher vorgeschriebene doppelte Beprobung müssen gestrichen werden. Mit ihrer Forderung findet sich die SPD-Bundestagsfraktion in guter Gesellschaft. Sowohl der Bundesrat als auch der Bund der Lebensmittelkontrolleure sehen hier aktuell Handlungsbedarf."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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AFRIKA/1430: Simbabwe - Die Fassade des Neuanfangs bröckelt (afrika süd)

afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 4, Juli-August 2018

Simbabwe: Wahlen

Die Fassade des Neuanfangs bröckelt

von Anna Balkenhol



In Simbabwe wurde am 30. Juli gewählt. Emmerson Mnangagwa wurde mit
hauchdünner Mehrheit zum Gewinner der Präsidentschaftswahlen erklärt.
Sein Kontrahent Nelson Chamisa will die Wahlergebnisse nicht
anerkennen und spricht von Wahlbetrug, seine Anhänger von einer
"gestohlenen Wahl".



Simbabwe hat gewählt. Oder hat eine Maschinerie im Hintergrund die
Wahlergebnisse zurechtgebogen? Es war die erste Wahl "nach" Mugabe in
einer überwältigenden und bewegenden Atmosphäre von Optimismus,
Hoffnung und lange entbehrter politischer Freiheit, die das Vertrauen
in Simbabwe wiederherstellen sollte.

Besonders unter jungen Leuten herrschte der Eindruck, der 94-jährige
Mugabe sei außer Reichweite und damit Veränderung und ein neues
Simbabwe möglich. Oppositionskandidaten konnten ihre Wahlkampagnen
ohne Gewalt durch den Regierungsapparat durchführen. So spiegelte sich
das friedliche und zuversichtliche Klima in einer hohen
Wahlbeteiligung von über 70 Prozent und in langen Kandidaten- und
Parteilisten wieder, mit 23 Präsidentschaftskandidaten und 55 Parteien
zur Parlamentswahl. Die Wahlkampagnen wurden dominiert von dem
Versprechen auf Wirtschaftsbelebung, von Erneuerungsrhetorik und dem
Bruch mit der repressiven Vergangenheit. Wahlbetrug und Gewalt waren
unter Mugabe an der Tagesordnung. Diese Wahl sollte nun anders werden
und die Wende bekräftigen.

Dennoch blieb es ein ungleicher Wettkampf zwischen der regierenden
Zimbabwe African National Union - Patriotic Front (Zanu-PF) und der
oppositionellen Movement for Democratic Change (MDC) Alliance, bei dem
es darum ging, wer glaubwürdiger für einen Wandel steht. Der aktuelle
Wahlprozess wies im Vergleich zu denen von 2008 und 2013 zwar
erhebliche Fortschritte auf, ein wirklich gleichwertiges Wahlumfeld
konnte aber nicht erreicht werden und im Nachgang der Wahl erinnerte
das "System Mugabe" brutal daran, wer die Macht hat.


Offizielle Ergebnisse

Drei Tage nach dem Urnengang vom 30. Juli 2018, in der Nacht von
Donnerstag auf Freitag, wurden die langersehnten Wahlergebnisse der
Präsidentschaftswahl bekannt gegeben. Nach offiziellen Angaben der
Wahlkommission ZEC (Zimbabwe Electoral Commission) gewinnt der
Zanu-PF-Kandidat Emmerson Dambudzo Mnangagwa, 75, ein erfahrener
Politiker und als ehemaliger Geheimdienstchef rechte Hand Mugabes seit
dem Unabhängigkeitskampf, mit 50,8 Prozent der Stimmen die Wahl mit
einer absoluten Mehrheit. Damit wird er nach dem umstrittenen
"sanften" Militärputsch, der Langzeitpräsident Robert Mugabe im
November 2017 entmachtete, in seinem Amt als Präsident bestätigt.

Die Zanu-PF bleibt mit 145 von 210 Sitzen, einer Zweidrittelmehrheit
(69 Prozent), stärkste Partei im Parlament und behält somit eine
Mehrheit, die es ihr erlaubt, unangefochten Verfassungsänderungen
durchzubringen.

Der Oppositionskandat Nelson Chamisa von der MDC Alliance, einer
Koalition aus sieben Oppositionsparteien, darunter auch
Splitterparteien, bekommt 44,3 Prozent der Stimmen. Chamisa, 40,
Politikwissenschaftler, Anwalt und Pastor (Pfingstprediger), wurde
2003 mit 25 Jahren Parlamentsabgeordneter und mit 31
Kabinettsmitglied. Der charismatische Konkurrent führte einen
energetischen Wahlkampf mit treffsicherer Eloquenz und Populismus,
konnte städtische Gebiete für sich gewinnen und wurde vor allem von
jungen Menschen unterstützt. Die MDC Alliance kommt auf 63 Sitze, die
National Patriotic Front (NPF) mit Anhängern der G40-Fraktion von
Grace Mugabe und die Gruppe unabhängiger Kandidaten jeweils auf einen
Sitz.

Im Vergleich zur Wahl von 2013 (49 Sitze) konnte die MDC zwar einige
Sitze zurückerobern, schaffte aber nicht, wie zwischen 2000 bis 2013,
die verfassungsgebende Mehrheit der Zanu-PF zu brechen.


Erneuerungsrhetorik überschattet von Militäreinsatz

Die Bekanntgabe der Parlamentschaftswahlergebnisse einen Tag zuvor, am
Mittwoch, traf auf euphorisch gestimmte Oppositionsanhänger in der
Innenstadt Harares, während sie die offiziellen Ergebnisse der
Präsidentschaftswahl einforderten und dabei sicher waren, ihr Kandidat
Chamisa und seine Koalition MDC Alliance hätten die Wahl gewonnen,
denn dieser erklärte sich entgegen verfassungsrechtlicher Bestimmungen
bereits einen Tag nach der Wahl selbst zum Wahlsieger. Der Optimismus
wandelte sich in Wut und Demonstrationen mit Sachbeschädigungen,
woraufhin die Proteste zunächst durch die Polizei unter Einsatz von
Tränengas und Wasserwerfern, dann durch das hinzugezogene Militär mit
übermäßiger Gewalt niedergeschlagen wurden. Im Chaos zögerte es nicht
mit dem Gebrauch von Schusswaffen und nutzte scharfe Munition.
Mindestens sechs Menschen starben.

Während Mnangagwa Chamisa für den Aufruhr verantwortlich macht,
verurteilt ein Sprecher Chamisas den Einsatz von Soldaten: "Es gibt
keinerlei Erklärung für die Brutalität, die wir gesehen haben." Indes
kommen Fragen auf, ob Mnangagwa das Ruder in der Hand hat oder die
Kontrolle über das Militär verloren hat, denn wie passt das brutale
Durchgreifen auf Bürger zu dem friedlichen Klima seit seiner
Amtsübernahme, beim Wahlprozess und zu dem Zeitpunkt, an dem er sich
bewähren und seine Position legimitieren sollte? Oder spielen
Vizepräsident Constantino Chiwenga, als damaliger Militärchef
Drahtzieher hinter dem Novemberputsch, und der listige Mnangagwa, der
auch "das Krokodil" genannt wird, ein gefährliches Spiel, bei dem der
eine hart durchgreift und der andere freundlich lächelnd über Reformen
redet und Simbabwe für Geschäfte öffnet? Nach dem Militärcoup ist es
jedenfalls nicht mehr zu verheimlichen, dass Simbabwe in Wahrheit ein
Militärstaat ist, in dem Partei und Militär eng verflechtet sind.

Amnesty International rief die Regierung zur Wahrung der
Menschenrechte, freien Meinungsäußerung und Versammlungsfreiheit auf
und warnte vor einer "Militarisierung" des Konflikts. Der "Fearfaktor"
ist zurück - ein böses Erwachen. Während Truppen an den Folgetagen in
der menschenleeren Innenstadt patroullierten, begann eine
Repressionswelle, bei der die Armee auf der Suche nach
Oppositionsfunktionären über das Wochenende durch Nachbarschaften in
der Hauptstadt Harare und Satellitenstädte zog. Die Hoffnungen und
Träume der jungen Generation und Stadtbevölkerung zerplatzt, mischen
sich Fassungslosigkeit und Enttäuschung mit Zweifeln an den
Ergebnissen. Chamisas Anhänger fühlen sich um die Wahl betrogen.


Glaubwürdigkeit der Kandidaten und Machtstrukturen

Ungleiche Voraussetzungen und Unregelmäßigkeiten lassen darauf
schließen, dass die Wahlergebnisse beeinflusst, möglicherweise sogar
angepasst wurden. In jedem Fall wurde der Bevölkerung die Illusion
einer neuen Ära genommen. Aber wie waren die Chancen? Um sich einer
Einschätzung zu nähern, geben die Entwicklungen der letzten Monate und
ein Blick auf die Strukturen, Parteien- und Kandidatenlandschaft
Aufschlüsse.

Eine wichtige Rolle spielte die Glaubwürdigkeit der Kandidaten und des
Wahlprozesses. Während für die Wähler Veränderung, Sicherheit und
Zukunftsperspektiven im Vordergrund standen, ging es für die
internationale Gemeinschaft nach dem Putsch um Legitimität. Hier
sammelte Mnangagwa Punkte durch ein friedliches Vorwahlklima, eine
versöhnende Rhetorik, die Einladung internationaler Wahlbeobachter
sowie die Aufgeschlossenheit gen Westen und Werbung um ausländische
Investoren. Internationale Wahlbeobachter der EU, des Commonwealth und
der USA wurden seit 16 Jahren erstmals wieder zugelassen und ergänzten
neben regionalen Beobachtern der Afrikanischen Union (AU) und der
regionalen Entwicklungsgemeinschaft SADC die 6.000 nationalen
Beobachter zivilgesellschaftlicher Gruppen. Dennoch ist "das Krokodil"
kein unbeschriebenes Blatt. Mnangagwa inszenierte sich als Erneuerer,
als wäre die Absetzung Mugabes bereits die Lösung aller Probleme
gewesen. Verweise auf seine Vergangenheit wehrte er ab, verkaufte sich
dagegen als "Softie" und schmückte sich mit dem Slogan des Wandels. In
diesem Rahmen stieß er auch eine Antikorruptionskampagne an, die sich
aber eher als Vorwand herausstellte, um politische Regierungsgegner
loszuwerden, als dass sie auf institutionelle Reformen und den Aufbau
einer unabhängigen Körperschaft abzielte, um Kernprobleme des
Amtsmissbrauches ernsthaft anzugehen. Untersuchungen wurden so
durchgeführt, dass der Präsident und die ihn umgebende militärische
Elite geschützt wurden. Einer unabhängigen Prüfung der
Wählerverzeichnisse wurde nicht zugestimmt und das Versprechen, dass
die Diaspora in Umsetzung der neuen Verfassung von 2013 wählen könne,
nicht eingelöst.

Hier konnte Chamisa als frischer und dynamischer Kandidat mit
Optimismus und Ideen punkten. Eine Veränderung zum alten System nahm
man ihm eher ab, auch trotz einer Äußerung Mugabes einen Tag vor der
Wahl gegen Mnangagwa und die Militärregierung und für Chamisa, was
Mnangagwa geschickt nutzte, um Verbindungen zwischen Mugabe und
Chamisa nahe zu legen. Die Zanu-PF hatte mit der Kraft eines jungen
40-Jährigen, der bis Monate vor der Wahl kein Kandidat war und in die
Fußstapfen Tsvangirais treten konnte, eine echte Herausforderung
bekommen. Gleichzeitig machte er jedoch extravagante und
unrealistische Versprechungen wie die Einführung eines
Hochgeschwindigkeitszuges. Chamisa ist populär in sozialen Medien,
aber es mangelt ihm an Tsvangirais Breitenwirkung. "Während die
Menschen auf Twitter, Facebook, Spaß haben können, muss man sich
bewusst sein, dass Regierungen nicht außer Kraft getwittert werden
können, Parteien müssen im ganzen Land richtige Strukturen
organisieren, damit sie ernst genommen werden", so Silvanos Moyo im
Gespräch mit Daily Maverick, einer südafrikanischen Online-Zeitung,
die Stimmen nach der Wahl einfing.

Bisherige Erfahrungen haben die Macht des Zanu-PF-Apparats, der
Strukturen bis tief in Regierungs- und Militärkreise etabliert hat,
immer wieder demonstriert. Ein Beispiel ist der ländliche Raum.
Traditionell gehören die dort abgegebenen Stimmen, wo der Großteil der
Bevölkerung lebt, der Zanu-PF. Einschüchterungs- und
Manipulationsversuche greifen hier noch wirksamer. Staatliche
Radiosender in den Lokalsprachen Shona und Ndebele dringen besonders
in die ländlichen Gebiete und verstärken die Botschaften
traditioneller regierungsnaher Führer. Dies konnten auch die vor allem
social-media-gestützten Kampagnen Chamisas nicht ändern.


Machtkämpfe und Fragmentierung

Der politische Spielraum, der sich nach Machtkämpfen in der
Regierungspartei mit der Absetzung Mugabes geöffnet zu haben schien,
konnte seinerseits durch Kämpfe und Fragmentierung innerhalb der
Opposition nicht voll ausgeschöpft werden. Hinzu kam die Schwächung
des stärksten Oppositionskandidaten Morgan Richard Tsvangirai der
MDC-T durch sein Krebsleiden. Ob er die Partei erneut in eine
Führungsrolle hätte aufbauen können, war ungewiss. Nach seinem Tod im
Februar diesen Jahres kam es in der MDC-T, selber Produkt einer
Spaltung der MDC 2005, zwischen den Vizevorsitzenden Thokozani Khupe,
Elias Mudzuri und Nelson Chamisa zu Auseinandersetzungen um den
Vorsitz. In 2005 ging die MDC-Tsvangirai als größerer Teil und die
MDC-Ncube als kleinerer Teil der Spaltung hervor. Während der
Vorbereitungen zur Trauerfeier ernannte sich nun Chamisa zum
Nachfolger Tsvangirais mit der Behauptung, dessen Empfehlung zu haben,
und unter Berufung auf die Unterstützung des Jugendflügels, um die
Partei in die nächste Generation zu führen. Formell hätte der
Nachfolger auf einem Parteikongress gewählt werden müssen. Dazu kam es
nicht, wohl aus Kostengründen, infolgedessen aber zu weiteren
Absplitterungen.

Zur Wahl traten dann die MDC Alliance unter Chamisa und die MDC-T
unter Khupe neben den 21 weiteren Oppositionsparteien an. Erstere
wurde noch von Tsvangirai in die Wege geleitet und erst knapp vor der
Wahl fertig aufgestellt, die Zweite gewann den Prozess um die
Namensgebung der Partei und letztere wurden teilweise zur
Fragmentierung der Opposition von Zanu-PF-Anhängern oder Militärs neu
gegründet (fake parties). Dass zwei MDCs auf dem parlamentarischen
Stimmzettel standen, verwirrte einige Wähler. In einigen Wahlkreisen
war das Rennen so knapp, dass sie an die MDC-Opposition hätten gehen
können, wäre sie nicht geteilt gewesen.


Zweifel bleiben

Auch wenn diese Wahlen als die "freiesten und fairsten" seit Mugabe
gelten, gibt es Kritik und Zweifel. Wahlbeobachter sprechen von
Einschüchterung und Druckausübung, parteiischem Verhalten
traditioneller Führer, Missbrauch staatlicher Mittel, offenkundiger
Voreingenommenheit von staatlichen Medien, Mangel an Transparenz bei
der Verwaltung von Stimmzetteln und kritisieren Verzögerungen bei der
Bekanntgabe der Präsidentschaftswahlergebnisse. Elmar Brok,
Chefbeobachter der Wahlbeobachtermission der EU in Simbabwe, spricht
davon, dass die Abstimmung durch "viele Unzulänglichkeiten zugunsten
der Regierungspartei getrübt sei". Insider sprechen auch von
abgesprochenen Ergebnissen, sowohl nach Verhandlungen zwischen den
Parteien als auch international. Letztendlich standen das System der
Zanu-PF und das Versprechen auf Stabilität auf Mnangagwas Seite.

Mnangagwa bedankte sich bei den Wählern und rief zur Geschlossenheit
auf. Er versicherte auch eine unabhängige Aufklärung der tödlichen
Ereignisse nach der Wahl, während die MDC Alliance die Ergebnisse vor
Gericht anfechtet, das jetzt seinerseits seine Glaubwürdigkeit und
Unabhängigkeit unter Beweis stellen muss. Es wird sich zeigen, wie
ernst Mnangagwa dies meint, ob er die Geschicke des Landes lenkt und
in welche Richtung. Ob er vielleicht doch noch eine Koalition mit dem
Oppositionskandidaten Chamisa eingehen muss und wie er sich in Bezug
auf Meinungsfreiheit, gegenüber regimekritischen Medien und der
Zivilgesellschaft verhalten wird. Und es wird darauf ankommen, ob er
seine Versprechen auf politischen und wirtschaftlichen Wandel und vor
allem auf Arbeitsplätze einlösen wird, denn in dieser Forderung ist
die Bevölkerung geeint. Wichtig ist jetzt, dass die internationalen
Medien dran bleiben und den weiteren Verlauf dokumentieren.

 * 
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EDITORIAL

FÜR EINE NEUE SOLIDARITÄT

Ein Aufruf von Henning Melber, sich über die Festung Europa zu empören
und Empathie mit den Flüchtlingen zu zeigen.

AKTUELL


SIMBABWE: WAHLEN

DIE FASSADE DES NEUANFANGS BRÖCKELT

Simbabwe hat gewählt. Emmerson Mnangagwa und seine Zanu-PF sind die
umstrittenen Sieger. Anna Balkenhol fasst die Ereignisse zusammen.

ALLES ANDERE ALS GLAUBWÜRDIG

Der simbabwische Blogger Blessing Vava kommentiert die Wahlen in
Simbabwe.

DIE HOFFNUNG DER GENERATION MUGABE

Unter Diktator Mugabe waren sie eine verlorene Generation. Jetzt
hoffen sie auf eine Veränderung nach den Wahlen. Eine Reportage von
Leonie March.

HENRY MUNANGATIRE - EIN STRATEGE MIT VISIONEN

In den Stadtrat von Harare ist er diesmal noch nicht gewählt worden,
aber Henry Munangatire hat für die Zukunft Visionen. Den Gründer von
"Povo" hat Julia Müller porträtiert.


SÜDAFRIKA

STUDENTISCHE PROTESTE: WAS BLEIBT?

Es war eine neue Generation von Studierenden, die 2015 und 2016 in
Südafrika auf die Barrikaden gingen. Was von der Bewegung, ihren
Forderungen und Ideen, geblieben ist, untersucht Heike Becker.

"HOL' AN DIE SCHOT, KURS ...!"

Ein Eisberg für Kapstadt? Jürgen Langen zeigt, wie die Wasserkrise und
die Angst vor dem "Day Zero" unkonventionelle Ideen zur
Wasserversorgung geweckt hat.

ASIMBONANG' UMANDELA THINA - WE HAVE NOT SEEN MANDELA

Nelson Mandela wäre am 18. Juli 100 Jahre als geworden. Der Fotograf
Jürgen Schadeberg hat wichtige Stationen seines Lebens dokumentiert.


SÜDAFRIKA: LANDREFORM

EIN SCHRITT IN DIE FALSCHE RICHTUNG?

Die Politik der "Entschädigung ohne Enteignung" könnte das Gegenteil
von dem bewirken, was der ANC mit seiner Entscheidung intendiert,
meint Terence Corrigan, der die Debatte um die Landreform fortsetzt.


NAMIBIA: LANDREFORM

ZEIT FÜR EINE BESTANDSAUFNAHME

In Namibia steht die zweite Nationale Landkonferenz nach 27 Jahren
bevor. Für Wolfgang Werner ein günstiger Zeitpunkt, die bisherige
Umsetzung der Landumverteilungspolitik auf den Prüfstand zu setzen.


NAMIBIA

DIE MACHT DER BILDER ZURÜCKGEWINNEN

Hugh Ellis widmet sich der Fotografie, die marginalisierten Namibiern
als Mittel zur Selbstermächtigung dient.


ANGOLA

DAS PLÜNDERN GEHT WEITER

Angolas Präsident Laurenço hat den Kampf gegen Korruption versprochen,
doch Günstlingswirtschaft und Verschwendung von Staatsvermögen gehen
auch unter seiner Regierung weiter, wie Emanuel Matondo aufzeigt.


DR KONGO

DAS BEMBA-ERDBEBEN

Kongos Oppositionspolitiker Jean-Pierre Bemba ist überraschend vom
Vorwurf der Kriegsverbrechen freigesprochen worden. Er ist in die DR
Kongo zurückgekehrt und mischt die politische Landschaft vor den
Dezemberwahlen auf. Ein Hintergrundbericht der International Crisis
Group.


SÜDAFRIKA: THEATER

THE HEAD & THE LOAD

William Kentridges neues Werk ist in der Tate Modern in London
uraufgeführt worden. Jürgen Langen über das genreübergreifende
Musik-Tanz-Theater, in dem das Schicksal von Millionen Afrikanern
erzählt


SERVICE

REZENSIONEN

KUNST ZUR FÖRDERUNG DER EIGENEN IDENTITÄT

Jürgen Langen zum Cover-Bild der aktuellen Ausgabe
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Hans-Böckler-Stiftung - 11.10.2018

Lebenslanges Lernen: Personalvorstände und Hans-Böckler-Stiftung legen
gemeinsame Empfehlungen vor

Zusammen mit acatech und Jacobs Foundation



Eine neue Analyse zeigt Handlungsoptionen zur Förderung Lebenslangen
Lernens in Deutschland auf. Die Empfehlungen haben der HR-Kreis von
acatech - Deutsche Akademie der Technikwissenschaften und Jacobs
Foundation gemeinsam mit der Hans-Böckler-Stiftung erarbeitet. Die Autoren
sehen ein Weiterbildungs-Bafög als sinnvolle Option, sprechen sich für
einen stärkeren Einsatz KI-basierter Lernsysteme aus und empfehlen die
Einrichtung eines Nationalen Kompetenz-Monitorings.

Am 19. September 2018 wurde das vom Bundesministerium für Arbeit und
Soziales (BMAS) vorgelegte "Qualifizierungschancengesetz" im Kabinett
verabschiedet. Das Gesetz soll Beschäftigten einen besseren und
flexibleren Zugang zu Weiterbildungsförderung und -beratung ermöglichen.
Damit unterstreicht die Bundesregierung die Bedeutung des Lebenslangen
Lernens. Nun legt der HR-Kreis aus Personalvorständen führender deutscher
Unternehmen gemeinsam mit der Hans-Böckler-Stiftung Empfehlungen für die
Förderung Lebenslangen Lernens vor. Den HR-Kreis organisieren acatech -
Deutsche Akademie der Technikwissenschaften und Jacobs Foundation.

Im Papier richten sich HR-Kreis und Hans-Böckler-Stiftung zunächst an die
Wirtschaft: Unternehmen sollten das Thema Lebenslanges Lernen tiefer in
ihrer Strategie verankern. Das erfordert sowohl Wertschätzung durch die
Unternehmensleitungen als auch die Gestaltung lernförderlicher
Arbeitsbedingungen sowie die Einrichtung von Experimentierzonen.
Für die Politik sehen die Autoren folgende Handlungsoptionen:

• Nationales Kompetenz-Monitoring:

Ein regelmäßiges Nationales Kompetenz-Monitoring soll Erkenntnisse darüber
bringen, welche Kompetenzen zur Sicherung der Innovationsfähigkeit
Deutschlands gebraucht werden.

• Hochschulen als Weiterbildungsanbieter:

Die staatlichen Hochschulen sollten in ihrer sogenannten dritten Mission
gestärkt werden, um qualitativ hochwertige Angebote für Lebenslanges
Lernen entwickeln und ausbauen zu können. Die Angebote sollten dabei nicht
nur auf Akademiker abzielen.

• Weiterbildungs-Bafög:

Ein Bafög für die Weiterbildung könnte insbesondere für Beschäftigte, die
nur über ein geringes Einkommen verfügen und deren Tätigkeiten mit einem
hohen Risiko des Jobverlusts verbunden sind, von großem Interesse sein.
Über einen Ideenwettbewerb unter den 13 großen Studienförderwerken in
Deutschland ließe sich ein tragfähiges Konzept entwickeln.

• Förderprogramme erweitern:

Förderprogramme im Bereich Forschung und Innovation (FuI) sollten gezielt
um Verwertungsaspekte für die Qualifizierung erweitert werden. Das heißt,
bereits in den Ausschreibungen sollten von den förderwilligen Unternehmen
Qualifizierungskonzepte eingefordert werden, die von einem Teil der
Fördersumme entsprechend finanziert werden.

• Wissensweitergabe fördern:

Um die systematische Wissensweitergabe von Führungskräften an andere
Unternehmensmitglieder zu sichern, richten größere Unternehmen heute
Akademien ein. Für Klein- und Mittelständler gestaltet sich die
Ausgründung eigener Akademien dagegen bislang schwierig. Eine staatliche
Fördermaßnahme sollte ihnen einen stärkeren Impuls geben, hier
entsprechende Konzepte auszuarbeiten und umzusetzen.

• Steuerliche Förderung Lebenslangen Lernens:

Bildungsgutscheine sollten steuerlich gefördert oder gar steuerbefreit
werden - und zwar anders als bislang auch dann, wenn das entsprechende
Bildungsangebot nicht "nur im überwiegenden betrieblichen Interesse des
Arbeitgebers" liegt.

• Nationales Weiterbildungs-Monitoring:

Um den Erfolg der politischen und privaten Bemühungen im Bereich
Lebenslanges Lernen zukünftig besser bewerten und Maßnahmen effektiv
nachsteuern zu können, empfiehlt der Arbeitskreis ein wissenschaftlich
gestütztes und gemeinsam mit den Sozialpartnern konzipiertes Monitoring.

• Potenziale intelligenter Lernsysteme heben:

Der Einsatz intelligenter Lernsysteme, die den Prozess der
Personalisierung von Wissensvermittlung unterstützen, sollte verstärkt
werden. Gerade die Künstliche Intelligenz eröffnet hier neue Perspektiven.

Stimmen der Beteiligten:

Joh. Christian Jacobs, Managing Partner Joh. Jacobs & Co. (AG & Co.)
KG:

"Die digitale Transformation macht stetige Weiterqualifizierung notwendig
- sie macht Lebenslanges Lernen aber auch einfacher. Mit Hilfe von
Künstlicher Intelligenz können beispielsweise Lernfortschritte besser
überprüft und Lernbedarfe genauer festgestellt werden. KI-basierte Systeme
erkennen, mit welchen Inhalten der oder die Lernende wiederholt
Schwierigkeiten hat und geben entsprechende Lernempfehlungen und -hilfen."

Dieter Spath, Präsident acatech:

"Lange Zeit sah die Normalberufslaufbahn so aus: Nachdem man im Betrieb
seine Ausbildung abgeschlossen hatte, blieb man dort bis zur Verrentung -
formale Weiterqualifizierung spielte noch keine große Rolle. Heute aber
ändern sich die Arbeitswelten immer schneller. Lebenslanges Lernen wird
unabdingbar. Beschäftigte eignen sich ständig neue Kompetenzen an -
Unternehmen müssen ständig neue Kompetenzen aufbauen, um am Markt
mithalten zu können. Das ist die funktionale Perspektive. Lebenslanges
Lernen spricht darüber hinaus ein grundlegendes Bedürfnis der Menschen an:
den Wissensdurst. Wenn Lebenslanges Lernen nicht nur gefordert, sondern
von Politik und Unternehmen auch nach Kräften gefördert wird, werden
Berufswege abwechslungsreicher und attraktiver."

Michael Guggemos, Geschäftsführer Hans-Böckler-Stiftung:

"Die Empfehlungen sind Ausdruck eines Konsenses, dass berufsbegleitende
Weiterbildung ein entscheidender Erfolgsfaktor für Wachstum und Wohlstand
und die erfolgreiche Digitalisierung in Deutschland ist. Wir blicken aus
unterschiedlichen Perspektiven auf die Transformation der Arbeitswelt.
Umso bedeutsamer ist es, dass wir für die Herausforderungen in der
Weiterbildung gemeinsame Positionen und Lösungsansätze entwickelt haben:
Gute Arbeitsbedingungen lassen genug Raum für Weiterbildung. Dafür
brauchen wir auch unterstützende staatliche Rahmenbedingungen."


Originalpublikation:

Michael Guggemos, Joh. Christian Jacobs, Henning Kagermann, Dieter Spath
(Hrsg.):

Die digitale Transformation gestalten: Lebenslanges Lernen fördern.

Reihe acatech DISKUSSION.

https://www.boeckler.de/pdf/acatech_hbs_lebenslanges_lernen.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WEITERBILDUNG/149: Neuausrichtung der beruflichen Weiterbildung erforderlich (idw)

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 11.10.2018

Neuausrichtung der beruflichen Weiterbildung erforderlich

Ergebnisse des Förderschwerpunkts "InnovatWB"



Mehr als 100 Bildungsexpertinnen und -experten sind sich einig: Die
berufliche Weiterbildung muss neu ausgerichtet werden, um den
technologischen und gesellschaftlichen Wandel bewältigen und gestalten zu
können. Insbesondere müssten sich die Bildungsmaßnahmen stärker an den
konkreten Bedürfnissen und Möglichkeiten der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer ausrichten, besser in die beruflichen Tätigkeiten integriert
und die individuellen Lernprozesse professionell begleitet werden.

Dies sind zentrale Ergebnisse der heutigen Abschlussveranstaltung in
Berlin zum Förderschwerpunkt "Innovative Ansätze einer zukunftsfähigen
beruflichen Weiterbildung (InnovatWB)" des Bundesministeriums für Bildung
und Forschung (BMBF). Der Förderschwerpunkt wurde vom Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB) koordiniert und wissenschaftlich begleitet.

63 Partner aus Wissenschaft und Praxis haben drei Jahre lang in 34
Projekten Grundlagen und Konzepte für eine zukunftsfähige berufliche
Weiterbildung erforscht, entwickelt und erprobt. Die Projekte haben
innovative Konzepte umgesetzt, mit denen lebensbegleitendes Lernen als
selbstverständlicher Teil in Bildung- und Erwerbsbiografien integriert
werden kann. So befassten sie sich damit, wie mittels Weiterbildung die
Beschäftigungsfähigkeit von niedrig oder nicht formal Qualifizierten
verbessert werden kann, etwa durch das Erfassen vorhandener Kompetenzen
und Stärkung selbstorganisierter Lernprozesse mit digitalen Medien.
Erstellt wurden hierfür unter anderem Handreichungen für die Praxis wie
beispielsweise ein Methodenkoffer zum selbstorganisierten Lernen. Um
Weiterbildung speziell in Klein- und Mittelbetrieben zu fördern, wurde die
Methode einer kollegialen Beratung für Führungskräfte erfolgreich erprobt.

In einem weiteren Schwerpunkt untersuchten die Projekte, wie sich die
Weiterbildungseinrichtungen und das Lehrpersonal auf die Herausforderungen
der Digitalisierung und einer älter werdenden Gesellschaft einrichten.
Festgestellt wurde, dass sich die Aufgaben einer professionellen
Bildungsarbeit erheblich verschieben, weil Bildungsberatung und
Lernbegleitung eine immer wichtigere Bedeutung zukommt. Erforderlich
hierfür sind, so die Projektergebnisse, weitreichende Personal- und
Organisationsentwicklungen in den Weiterbildungseinrichtungen sowie eine
stärkere Vernetzung in den Regionen. Die InnovatWB-Projekte haben sowohl
Anforderungs- als auch Kompetenzprofile zur Professionalisierung des
Weiterbildungspersonals erarbeitet; über einen "Selbsttest für
Medienkompetenz" oder einen "Kompetenzreflektor für
Weiterbildungspersonal" können Lehrkräfte beispielsweise gezielt
ermitteln, wie sie sich für die neuen Anforderungen qualifizieren sollten.

Mit Blick auf die InnovatWB-Ergebnisse betont BIBB-Präsident Friedrich
Hubert Esser: "Eine zukunftsfähige berufliche Weiterbildung ist
unverzichtbar, um die soziale Teilhabe der Arbeitnehmerinnen und -nehmer
zu erhöhen und die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft und die
gesellschaftliche Stabilität zu sichern. Sie muss deshalb auf allen
Ebenen, in der Politik, in der Forschung, in den Regionen und in den
Unternehmen finanziell und strukturell gestärkt werden. Nötig ist eine
stärker individuell, arbeitsplatz- und arbeitsprozessorientierte
Ausgestaltung der Weiterbildung."


Weitere Informationen unter;

www.innovatWB.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de
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DEMOSKOPIE/771: Union und SPD auf Rekordtief (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. Oktober
2018

ARD-DeutschlandTrend

Union und SPD auf Rekordtief



In der Sonntagsfrage fallen die Regierungsparteien auf die niedrigsten
Werte, die im ARD-DeutschlandTrend jemals für sie gemessen wurden. Die
Union verliert im Vergleich zum Vormonat drei Prozentpunkte und kommt
auf 26 Prozent. Die SPD verliert ebenfalls drei Punkte und erreicht 15
Prozent. Die AfD kommt unverändert auf 16 Prozent. Die FDP kommt auf
10 Prozent (+2), die Linke ebenfalls auf 10 Prozent (+/-0). Die Grünen
legen um drei Punkte auf 17 Prozent zu. Für die Sonntagsfrage im
Auftrag der ARD-Tagesthemen hat das Meinungsforschungsinstitut
Infratest dimap von Montag bis Mittwoch dieser Woche 1.508
Wahlberechtigte bundesweit befragt.

Die schlechten Werte für die Regierungsparteien spiegeln sich auch in
der Regierungszufriedenheit, die im Vergleich zum Vormonat deutlich
gesunken ist. 24 Prozent der Befragten sind mit der Arbeit der
Bundesregierung zufrieden bzw. sehr zufrieden. Das sind 7
Prozentpunkte weniger im Vergleich zum Vormonat. Eine deutliche
Mehrheit, 76 Prozent, sind weniger bzw. gar nicht zufrieden (+8). Das
hat eine Umfrage des ARD-DeutschlandTrends von Montag bis Dienstag
dieser Woche ergeben.

Betrachtet man die an der Bundesregierung beteiligten Parteien
getrennt voneinander, ergibt sich folgendes Bild: 28 Prozent (-8
Punkte im Vgl. zu Juli) sind mit der Arbeit der CDU sehr zufrieden
bzw. zufrieden; 70 (+7) Prozent sind weniger bzw. gar nicht zufrieden.
Mit der Arbeit der CSU sind 17 Prozent der Befragten sehr zufrieden
bzw. zufrieden (-3); 77 Prozent sind weniger bzw. gar nicht zufrieden
(-1). Mit der Arbeit der SPD sind 27 Prozent sehr zufrieden bzw.
zufrieden (-11); 69 Prozent sind weniger bzw. gar nicht zufrieden
(+9). Als Hauptverantwortliche für den aktuellen Zustand der
Bundesregierung machen 56 Prozent der Befragten Angela Merkel aus. 31
Prozent finden, dass Horst Seehofer die Hauptverantwortung trägt, 2
Prozent Andrea Nahles.

In der Liste der beliebten Politiker kommt Außenminister Heiko Maas
(SPD) auf 46 Prozent Zustimmung (-1 Punkt im Vergleich zum Vormonat).
Mit der Arbeit von Wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) sind 45
Prozent (+2) zufrieden bzw. sehr zufrieden, mit der Arbeit von
Finanzminister Olaf Scholz (SPD) 44 Prozent (+1). Gleichauf liegt
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) mit 44 Prozent Zustimmung (-2).
Die Linken-Fraktionsvorsitzende Sahra Wagenknecht kommt auf 40 Prozent
Zustimmung (+3), Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU)
auf 40 Prozent (+/-0). Mit der Arbeit des FDP-Vorsitzenden Christian
Lindner sind 34 Prozent (+2) zufrieden bzw. sehr zufrieden, mit der
Arbeit von Gesundheitsminister Jens Spahn (CDU) 31 Prozent (-2). Die
SPD-Vorsitzende Andrea Nahles erreicht 30 Prozent Zustimmung (-5), der
Grünen-Vorsitzende Robert Habeck 28 Prozent (+5). Ihn kennt eine
Mehrheit (58 Prozent) der Befragten nicht oder kann keine Angaben
machen. Innenminister Horst Seehofer (CSU) verliert 12 Punkte und
kommt auf 22 Prozent Zufriedenheit - sein niedrigster Wert im
ARD-DeutschlandTrend. Alexander Gauland, Vorsitzender der AfD, erhält
im Vergleich zum Vormonat unverändert 15 Prozent Zustimmung.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.008 Befragte; Sonntagsfrage: 1.508 Befragte

	Erhebungszeitraum: 08.10.2018 bis 09.10.2018; Sonntagsfrage: 08.10. bis 10.10.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregierung?

Und wenn Sie einmal die an der Bundesregierung beteiligten Parteien
getrennt betrachten.

Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der CDU?

Und wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der CSU?

Und wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der SPD?

Welche der folgenden Politiker sind verantwortlich für den aktuellen
Zustand der Bundesregierung? (Mehrfachnennungen möglich)

Und wer davon ist hauptsächlich verantwortlich für den aktuellen
Zustand der Bundesregierung?

- Angela Merkel

- Horst Seehofer

- Andrea Nahles

Jetzt geht es darum, wie zufrieden Sie mit einigen Politikerinnen und
Politikern sind. Wenn Sie jemanden nicht kennen oder nicht beurteilen
können, geben Sie das bitte an. Sind Sie mit der politischen Arbeit
von...?

Welche Partei würden Sie wählen, wenn am kommenden Sonntag
Bundestagswahl wäre?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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DEMOSKOPIE/770: Schlechte Noten für Arbeit der Regierung bei vielen Sachthemen (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. Oktober
2018

ARD-DeutschlandTrend

Schlechte Noten für Arbeit der Regierung bei vielen Sachthemen



Die Bilanz der Bundesregierung aus Sicht der Bürger fällt in
verschiedenen Politikfeldern mehrheitlich negativ aus. 82 Prozent sind
weniger oder gar nicht zufrieden mit den Anstrengungen der
Bundesregierung bei der Nachrüstung und dem Umtausch älterer
Dieselfahrzeuge. Lediglich 10 Prozent zeigen sich mit den
Anstrengungen der Bundesregierung bei diesem Thema zufrieden bzw. sehr
zufrieden. Mit den Anstrengungen bei der Schaffung bezahlbaren
Wohnraums sind 78 Prozent unzufrieden, 16 Prozent zufrieden (+/-0 im
Vergleich zu August). Mit der Arbeit der Regierung in der Klimapolitik
sind 73 Prozent unzufrieden, 23 Prozent zufrieden. Die Zufriedenheit
ist im Vergleich zu August um 8 Punkte zurückgegangen. Mit der Asyl-
und Flüchtlingspolitik der Bundesregierung sind 68 Prozent
unzufrieden, 31 Prozent sind zufrieden (+9). Mit der Renten- und
Sozialpolitik der Bundesregierung sind 65 Prozent unzufrieden, 32
Prozent zufrieden (+1). Beim Schutz vor Kriminalität und Verbrechen
sind 47 Prozent unzufrieden, 50 Prozent zufrieden (+3). Bei der
Wirtschaftspolitik sind 59 Prozent der Befragten mit den Anstrengungen
der Regierung zufrieden (kein Vergleichswert), 37 Prozent sind
unzufrieden.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.008 Befragte

	Erhebungszeitraum: 08.10.2018 bis 09.10.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Sind Sie mit den bisherigen Anstrengungen der aktuellen
Bundesregierung [ITEM_EINSPIELEN] sehr zufrieden, zufrieden, weniger
zufrieden oder gar nicht zufrieden? 

a. beim Schutz vor Kriminalität und Verbrechen

b. bei der Klimapolitik

c. in der Renten- und Sozialpolitik

d. bei der Schaffung bezahlbaren Wohnraums

e. in der Asyl- und Flüchtlingspolitik

f. bei der Nachrüstung und dem Umtausch älterer Dieselautos

g. in der Wirtschaftspolitik

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln
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DEMOSKOPIE/769: Große Mehrheit wünscht sich stärkeres Engagement der Bundesregierung beim Klimaschutz (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 11. Oktober
2018

ARD-DeutschlandTrend

Große Mehrheit wünscht sich stärkeres Engagement der Bundesregierung beim
Klimaschutz



Aktuell wird über die Zukunft der Braunkohle in Deutschland
diskutiert. Bei der Braunkohleförderung stehen sich verschiedene
Interessen gegenüber. Die Position der Bevölkerung fällt allerdings
eindeutig aus: 84 Prozent halten beim Thema Kohle die Berücksichtigung
des Klimaschutzes für das wichtigste Kriterium. Die
Versorgungsicherheit nennen 48 Prozent der Bürger als für sie am
wichtigsten. Für 47 Prozent ist der Erhalt von Arbeitsplätzen am
wichtigsten. Der Strompreis hat bei der Diskussion um die Zukunft der
Braunkohle dagegen eine deutlich nachrangige Bedeutung. Diesen halten
16 Prozent für am wichtigsten. Das hat eine Umfrage des
ARD-DeutschlandTrends von Montag bis Dienstag dieser Woche ergeben.

Eine große Mehrheit der Deutschen ist für ein stärkeres Engagement der
Bundesregierung beim Klimaschutz: 74 Prozent sind der Meinung, die
Regierung sollte in diesem Feld mehr tun. 22 Prozent sind der
Auffassung, dass sich die Regierung angemessen um den Klimaschutz
kümmert. Nur 3 Prozent halten das Engagement der Regierung in der
Klimafrage für übertrieben.


Befragungsdaten


	Grundgesamtheit: Wahlberechtigte Bevölkerung in Deutschland ab 18 Jahren

	Fallzahl: 1.008 Befragte

	Erhebungszeitraum: 08.10.2018 bis 09.10.2018

	Erhebungsverfahren: Computergestützte Telefoninterviews (CATI)

	Stichprobe: Repräsentative Zufallsauswahl/Randomstichprobe/Dual Frame

	Fehlertoleranz: 1,4* bis 3,1** Prozentpunkte
 * bei einem Anteilswert von 5%; ** bei einem Anteilswert von 50%




Die Frage im Wortlaut:

Der Abbau von Braunkohle zur Energiegewinnung ist politisch
umstritten. Wenn Sie an die Zukunft der Kohle denken, was ist Ihnen am
wichtigsten: der Klimaschutz, der Strompreis, der Erhalt von
Arbeitsplätzen oder die Versorgungssicherheit?

Und was ist Ihnen am zweitwichtigsten?

Klimaschutz

Strompreis

Erhalt von Arbeitsplätzen

Versorgungssicherheit

Sollte die Bundesregierung Ihrer Meinung nach mehr für den Klimaschutz
tun, sollte sie weniger für den Klimaschutz tun oder kümmert sie sich
angemessen um den Klimaschutz?

sollte mehr tun

sollte weniger tun

kümmert sich angemessen um den Klimaschutz

 * 
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HERRSCHAFT/1798: SPD - vage Ein- und Aussichten ... (SB)



Ich habe den Eindruck, wenn wir weiter unser Koordinatensystem
nach rechts verschieben, ist das so wie in anderen europäischen
Ländern, dass wir nicht mehr sichtbar sind, und dann wird wirklich die
Frage eine zentrale Existenzfrage, gehen wir raus oder bleiben wir.
Ich persönlich bin der Auffassung, dass man irgendwann mal einen
Schnitt machen muss, um nicht ganz unterzugehen.

SPD-Linke Hilde Mattheis zur Lage ihrer Partei [1]

Die SPD liegt im Trend. Europaweit sind sozialdemokratische Parteien
auf dem absteigenden Ast, einige bereits in der Bedeutungslosigkeit
versunken. Wollte man von ihrer historischen Rolle sprechen, sich als
die wahre Volkspartei zu präsentieren und dabei der Bevölkerung
reibungsärmer als die Konservativen Schübe sozialer Grausamkeiten zu
verabreichen, scheint sich die Sozialdemokratie weithin überflüssig
gemacht zu haben. Ihr Absturz ist bemerkenswert. In Frankreich brach
die zuvor regierende PS bei den Wahlen 2017 um 21,91 Punkte auf 7,44
Prozent ein. In den Niederlanden verlor die Partij van de Arbeid im
März 2017 19,14 Punkte und sackte auf 5,7 Prozent ab. In Tschechien
schrumpfte die CSSD im Oktober 2017 um mehr als die Hälfte auf 7,32
Prozent. In Polen scheiterte die SLD mit 7,55 Prozent an der dort
geltenden Acht-Prozent-Hürde. In Ungarn hat die MSZP lediglich 15 der
insgesamt 199 Sitze im Parlament inne. Etwas besser sieht es in
Spanien und Österreich aus, eine Ausnahme vom Negativtrend ist neben
Portugal vor allem das Vereinigte Königreich, wo die Labour Party in
den letzten Jahren wieder Zugewinne verzeichnete. Die Stärke des
linken Flügels um Jeremy Corbyn scheint nahezulegen, daß es doch eine
Medizin gegen den epidemischen Niedergang geben könnte. [2]

Auch in der Bundesrepublik taumeln die Sozialdemokraten in Richtung
Abgrund und sind jüngsten Umfragen zufolge nur noch viertstärkste
Partei. Wenngleich man die Ergebnisse sogenannter repräsentativer
Umfragen im Detail nicht auf die Goldwaage legen sollte, zeichnet sich
doch auch hier über die Wochen und Monate eine unaufhaltsame Talfahrt
ab. Laut neuem ARD-Deutschlandtrend und einer Erhebung des Instituts
GMS hat die Große Koalition im Bund keine Mehrheit mehr, wobei die SPD
mit nur noch 15 Prozent hinter Union, Grüne und AfD zurückfällt.
Wenngleich auch der Stern der CDU/CSU sinkt, profitieren die
Sozialdemokraten nicht von ihrem Platz auf der Regierungsbank. So
gaben 76 Prozent der Befragten an, sie seien weniger oder gar nicht
mit der Arbeit der Koalition zufrieden. [3]

Dramatisch sieht es für die SPD in Bayern aus, wo sie vor der
Landtagswahl am Sonntag in Umfragen nur noch knapp über zehn Prozent
rangiert. Während vor allem die Grünen von dem katastrophalen
Niedergang der CSU zehren, gilt das nicht für die Sozialdemokraten,
sofern kein Wunder geschieht. Ein solches beschwören wollte offenbar
Andrea Nahles, die sicher nicht zufällig unmittelbar vor dem Urnengang
in Bayern und Hessen in einem Interview mit der Wochenzeitung Die Zeit
erstaunliche Neuigkeiten bekanntgab. Die SPD-Vorsitzende kündigte eine
Abkehr von der Agenda 2010 und statt dessen ein neues, modernes
Konzept für den "Sozialstaat 2025" an. "Wir werden uns aus dem
gedanklichen Gefängnis der Agendapolitik, über die wir viel zu lange
rückwärtsgewandt geredet haben, befreien", sagte Nahles. Sie wolle
"mit einigen Sachen aufräumen", die die Partei immer noch blockierten,
das neue Konzept solle "die sozialdemokratische Antwort auf die
Herausforderungen des digitalen Kapitalismus" sein, orakelte Nahles
frohgemut, aber nebulös. Wer Genaueres darüber wissen möchte, muß sich
wohl gedulden, denn das neue Programm soll erst Ende 2019 vorgelegt
werden.

Zu den Reformen der Agenda 2010 gehörten das Hartz-IV-Gesetz, die
Absenkung des Rentenniveaus und weitere Leistungskürzungen im
Sozialbereich. Kann man aus der Botschaft der Parteivorsitzenden
schließen, daß diese einschneidenden Angriffe auf die arbeitende und
ausgegrenzte Bevölkerung beendet werden? Oder kann man wenigstens
davon ausgehen, daß die SPD-Führung vorhat, entschieden dafür
einzutreten, daß das geschieht? Das wäre denn doch eine beachtliche
Kehrtwende, da Nahles bislang zwar einzelne Elemente von Hartz IV wie
etwa die Sanktionen gegen Jugendliche kritisiert, aber explizit von
Verbesserungen, nicht jedoch einer Rücknahme von Hartz IV gesprochen
hat. Aus ihren Formulierungen im Interview geht nicht hervor, mit
welchen "Sachen" sie aufräumen will und was genau die
"Herausforderung" sei, auf die die Partei eine eigenständige Antwort
geben werde.

Da niemand weiß, was Andrea Nahles damit im Schilde führt, könnte es
hilfreich sein, ihre Parteigenossinnen und -genossen zu Rate zu
ziehen, die doch Näheres darüber wissen sollten. Da gibt es zum einen
die Aussage des parlamentarischen Geschäftsführers der SPD im
Bundestag, Carsten Schneider, nach dessen Worten die Zeit der
Kürzungen und Einschränkungen in der gesetzlichen Sozialversicherung
beendet sei. Bei der Rentenversicherung beginne jetzt vielmehr "die
Zeit der Stärkung", sagte er mit Blick auf das Rentenpaket der
Koalition, das erstmals im Bundestag beraten wurde. Dieses sieht eine
Stabilisierung des Rentenniveaus auf dem jetzigen Stand von 48 Prozent
bis 2025 vor, der Beitragssatz von derzeit 18,6 Prozent soll bis dahin
nicht über 20 Prozent steigen. Da die SPD diesen Schwerpunkt bereits
im Wahlkampf und in den Koalitionsverhandlungen gesetzt hatte, ist das
insofern nichts Neues und vor allem eine Verschiebewurst. Denn wie
Schneider einräumte, werde man dann "die finanziellen Ressourcen für
andere Bereiche nicht haben". [4]

Der Deutschlandfunk wollte der Sache auf den Grund gehen und fragte
bei Hilde Mattheis, Vorsitzende des Forums Demokratische Linke in der
SPD, nach. Wie sich im Laufe des Gesprächs abzeichnete, wußte Mattheis
auch nicht mehr, als im Interview nachzulesen war. Auf die Frage, ob
Nahles womöglich selber nicht wisse, wovon sie da redet, erwiderte die
Parteilinke diplomatisch, sie wünsche sich ein Gespräch darüber und
hoffe, daß in der Führung die Notwendigkeit einer Kurskorrektur
angekommen sei. Der Verdacht, die SPD-Vorsitzende habe vor den Wahlen
in Bayern und Hessen schlichtweg etwas zusammenfabuliert, das ihrer
absackenden Partei einige Wählerstimmen retten könnte, ist nach diesem
Interview mit Mattheis eher genährt als entkräftet. Von einem bereits
existierenden Diskussionsprozeß in der SPD, auf den Nahles in ihren
Äußerungen verwiesen hätte, kann offenbar keine Rede sein.

Wie Mattheis sagte, sei ihr nicht klar, ob Nahles wirklich Fehler in
den Sozialreformen aus der Zeit von Kanzler Schröder korrigieren
wolle. Die Leute säßen im Hartz-IV-Gefängnis und hätten den Eindruck,
daß ihre Kinder ohne Zukunft seien. Hier müsse die SPD Perspektiven
aufzeigen. Die Sozialdemokraten dürften in der großen Koalition nicht
ihre Glaubwürdigkeit verlieren. Mattheis warnte, wenn die SPD ihre
Koordinaten noch weiter nach rechts verschiebe, sei sie nicht mehr
sichtbar. Hier müsse man irgendwann einen Schnitt machen, um nicht
ganz unterzugehen.

Zuletzt hatten linke Sozialdemokraten einen gemeinsamen Aufruf
veröffentlicht, in dem es heißt, man sei nicht zum Vergnügen in der
Großen Koalition und halte sie auch nicht für eine wünschenswerte
Option. Ziel müsse eine solidarische, freie und gerechte Gesellschaft
sein. Auch das Festhalten an der "Schwarzen Null" sei zum Fetisch
geworden, ersetze aber kein politisches Konzept. Die Zeit des
Taktierens, Lavierens und der Eitelkeiten müsse vorbei sein. Zu den
Parteilinken in der SPD zählen unter anderem der stellvertretende
Parteivorsitzende Stegner, Juso-Chef Kühnert, der Sprecher der
parlamentarischen Linken im Bundestag, Miersch, und der Regierende
Bürgermeister von Berlin, Müller. [5]

Am Wochenende kommt in Berlin der linke SPD-Flügel zusammen, um auf
einem Basiskongreß seine Thesen zur Erneuerung der Sozialdemokratie zu
formulieren. Im November sollen die Ergebnisse auf einem Treffen der
gesamten Partei diskutiert werden. Die SPD-Linken kündigen an, daß
sie "spätestens" zur Halbzeit der großen Koalition im Sommer 2019
schauen wollen, ob die Politik des Koalitionsvertrags auch ausreichend
umgesetzt wurde. "Wir wollen stabile Verhältnisse, aber unser
Geduldsfaden ist bis zum Zerreißen gespannt", schreiben sie. [6]
Säumig sein sollten sie jedenfalls nicht, scheint doch der
Geduldsfaden der Wählerschaft längst gerissen zu sein.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/hilde-mattheis-zur-lage-der-spd-wir-duerfen-unsere.694.de.html

[2] www.heise.de/tp/features/Niederlaendischer-Juncker-Stellvertreter-soll-EU-Spitzenkandidat-der-Sozialdemokraten-werden-4189300.html

[3] www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/spd-umfrage-bundestagswahl-sonntagsfrage-gms

[4] www.welt.de/politik/deutschland/article181872366/Andrea-Nahles-verkuendet-Abkehr-von-Agenda-2010.html

[5] www.deutschlandfunk.de/hilde-mattheis-die-spd-muss-eine-andere-perspektive.1939.de.html

[6] www.zeit.de/politik/deutschland/2018-10/grosse-koalition-spd-linke-kritik
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Ungewohntes Bild der Welt, da nicht eurozentrisch 
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Kaum ein anderes Datum hat so unterschiedliche Interpretationen,
Deutungen und Inhaltsveränderungen erlebt wie der 12. Oktober 1492.
Auf jeden Fall versinnbildlicht es die anhaltende eurozentristische
Sichtweise und damit unterschwellig das Überlegenheitsgefühl der
Europäer bzw. der "weißen Rasse".


Arrogante Tradition

Jahrhunderte lang wurde der 12. Oktober als Tag der Entdeckung
Amerikas gefeiert. Kolumbus setzte damals seinen Fuß auf eine von den
Eingeborenen Guanahani genannte Insel, die er in San Salvador
umbenannte. Dass es sich um ein Stück eines der europäischen
Zivilisation unbekannten Erdteils handelte, blieb Kolumbus bis zu
seinem Tode verborgen. Er glaubte, an die Ostküste Asiens gelangt zu
sein. 1507 erschien eine Weltkarte des Freiburger Kartographen Martin
Waldseemüller, auf der die Bezeichnung Amerika für den Europäern bis
dato unbekannten Kontinent auftauchte, weil sein Kollege, der Dichter
Matthias Ringmann, Amerigo Vespuccis Reiseberichte gelesen hatte und
diesen fälschlicherweise für den Entdecker der neuen Welt hielt. Mit
dieser Benennung wurde die arrogante Tradition fortgesetzt, die von
den Eingeborenen benutzten Bezeichnungen durch europäische Namen zu
ersetzen. Die Bewohner des nördlichen Südamerikas nannten ihren
Kontinent Abya Yala, aber das interessierte die europäischen Eroberer
ebenso wenig wie andere Kulturgüter, die im Zuge der als
Christianisierung verbrämten Eroberung gnadenlos als Teufelszeug
vernichtet wurden. In letzter Zeit wird die Bezeichnung Abya Yala (aus
der Kuna-Sprache übersetzt bedeutet es "Land in voller Reife"
beziehungsweise "Land des lebensnotwendigen Blutes") wieder von den
Lateinamerikanern benutzt, die sich von der europäischen Bezeichnung
und Bevormundung durch die Europäer absetzen wollen.

In der alten Welt wurde der 12. Oktober zu einem Symbol für die
Überlegenheit der weißen Europäer über die minderwertigen "Rassen"
anderer Hautfarbe. Die spanischen Eroberer bestritten sogar deren
Menschsein, da sie als Heiden, als Nichtchristen keine Seele hätten.


Gegen Vereinnahmung durch die Idee der "Hispanität"

Anfang des 20. Jahrhunderts kam der ehemalige spanische Minister
Faustino Rodríguez-San Pedro auf die Idee, den 12. Oktober als "Día de
la Raza" (Tag der Rasse) im gesamten iberoamerikanischen Bereich zu
begehen. Spanien als ehemalige Kolonialmacht ging voran und feierte ab
1914 den "Tag der Rasse". Damit waren aber mitnichten die eingeborenen
Völker gemeint, sondern das Entstehen der neuen "Rasse", der Mestizen,
also der Nachkommen aus Verbindungen zwischen Indigenen und Spaniern.
Da die lateinamerikanischen Nationalstaaten, die aus den ehemaligen
spanischen Kolonien hervorgegangen waren, überwiegend von eben diesen
Mestizen regiert wurden, versäumten sie es nicht, auch in ihren
Ländern diesen Tag als Feiertag einzuführen:

In Spanien wurde der "Tag der Rasse" bis 1957 als nationaler Feiertag
begangen. 1958 - während der Franco-Diktatur - wurde er in "Día de la
Hispanidad" (Tag der Hispanität) umbenannt. Diese Konzentration auf
Iberoamerika bedeutete zugleich eine gewisse Abkehr von Europa, die
durch die so genannte leyenda negra (Schwarze Legende) über die
Besetzung Spaniens durch die Mauren weiter verstärkt wurde. Die Idee
von der Hispanität ging einher mit einer Spanien verherrlichenden
Lehre von der Größe und Auserwähltheit des Landes. So beging man
diesen Tag bis 1987. Heutzutage wird der 12. Oktober als spanischer
Nationalfeiertag ohne jegliche Zusatzbezeichnung begangen. Er ersetzt
in dieser Funktion den "Tag der Nationalen Erhebung", der von Franco
in Erinnerung an seinen Putsch am 18. Juli 1936 zum Nationalfeiertag
erklärt worden war und als solcher bis zum Ende der Franco-Diktatur
begangen wurde.

In Lateinamerika wurde man sich der Vereinnahmung durch Spanien
mittels der Hispanität immer mehr bewusst. Das spiegelt sich in den
einzelnen Ländern entsprechend dem Bewusstseinsstand und dem Anteil
der indigenen Bevölkerung sehr unterschiedlich wider.

- In Argentinien bis 2007 "Tag der Rasse", 2007 bis 2010 "Tag der
kulturellen amerikanischen Diversität", seit 2010 "Tag des Respekts
der kulturellen Diversität".

- In Bolivien heißt er nach einer früheren Umbenennung in "Tag der
Befreiung, der Identität und der Interkulturalität" seit 2011 "Tag der
Entkolonialisierung".

- In Chile wird der 12. Oktober seit 2000 als "Tag des Treffens zweier
Welten" begangen.

- In Costa Rica ab 1968 "Tag der Entdeckung und der Rasse", seit 1994
"Tag der Kulturen".

- In der Dominikanischen Republik hat er zwei Bezeichnungen: "Tag der
Identität und kulturellen Diversität" und "Tag des Treffens zweier
Welten".

- In Ecuador seit 2011 "Tag der Interkulturalität und der
Plurinationalität".

- In Nicaragua bis 2007 "Tag der Hispanität", seit 2008 "Tag des
indigenen Widerstandes".

- In Peru seit
2009 "Tag der originären Völker und des interkulturellen Dialogs".

- In Uruguay "Tag der (beiden) Amerikas".

- In Venezuela seit 2002 "Tag des indigenen Widerstandes".

- Honduras, Kolumbien und Mexiko begehen den 12. Oktober weiterhin als
"Tag der Rasse".

Kuba stellt einen Sonderfall dar. Der 12. Oktober wurde
eigenartigerweise dort nie gefeiert. Vielleicht liegt das daran, dass
Kuba erst 1898 seine Unabhängigkeit gegen Spanien erkämpfte, also nur
wenige Jahre vor der Einrichtung des "Tages der Rasse", so dass es
kein Verlangen gab, einen Feiertag von der verhassten ehemaligen
Kolonialmacht zu übernehmen. Zudem war man zu sehr auf die USA als
Besatzungs- und "Schutz"macht orientiert. Auf Kuba wird der 12.
Oktober durch das Gedenken an zwei andere Oktobertage überlagert,
durch den 10. Oktober als Tag des Beginns des Befreiungskrieges gegen
die spanische Kolonialmacht 1868 und durch den 20. Oktober, der seit
1980 als "Tag der kubanischen Kultur" in Erinnerung an das erstmalige
Ertönen der Nationalhymne 1868 begangen wird. Zwischen diesen beiden
wahrhaft nationalen Tagen geht der Tag der Entdeckung/Eroberung
vollkommen unter.


Indigener Aufschwung mit staatlicher Unterstützung

Seit Beginn des 21. Jahrhunderts ist in Lateinamerika ein verstärktes
Bestreben zu verzeichnen, sich auf die eigene Geschichte zu besinnen.
Gegenwärtig ist es noch immer in vielen lateinamerikanischen Ländern
so, dass ein Abiturient mehr über die griechische Mythologie und das
Altertum weiß als über die präkolumbische Geschichte und die
originären Traditionen. Das ist der Übernahme europäischer
Schulsysteme und Lehrinhalte geschuldet, was auch Ausdruck der
Anerkennung und Hinnahme einer Überlegenheit der europäischen
Geisteswelt ist. Dieser Aufschwung bei der Besinnung auf eigene Werte
setzte vor allem mit der Regierungsübernahme von
Mitte-Links-Regierungen in Venezuela, Argentinien, Bolivien, Ecuador
und Nicaragua ein, die der politischen Unabhängigkeit eine
wirtschaftliche Selbstständigkeit hinzufügen und damit eine
wahrhaftige Unabhängigkeit ihrer Länder erreichen wollten. Damit
sollen die Verdienste z.B. der Zapatisten in Mexiko, die bereits seit
1994 den Aufstand proben, und anderer Volksgruppen in verschiedenen
Ländern nicht geschmälert werden. Aber mit den neuen Verfassungen in
Venezuela, Bolivien und Ecuador, in denen die Rechte der Eingeborenen,
der originären Völker, verankert wurden, erfuhren die Indigenen in den
anderen Ländern eine starke öffentliche moralische und politische
Unterstützung bei ihrem Kampf um ihre Rechte und gegen die Zerstörung
ihrer Umwelt, die die Zerschlagung ihrer Kultur und Identität zur
Folge hat. Da geht es um Widerstand gegen umweltzerstörende
Großprojekte, die ohne Rücksicht auf die Lebensgewohnheiten der
Indigenen mit Bestechung, Terror und Mord durchgeboxt werden, trotz
der von vielen lateinamerikanischen Ländern ratifizierten Konvention
169 der Internationalen Arbeitsorganisation der UNO (ILO), der zufolge
die betroffenen Eingeborenen befragt werden müssen. (Die BRD hat diese
Konvention nicht ratifiziert, weil die Regierung befürchtet, die
Sorben könnten als nationale Minderheit eingestuft werden und sich
dann auf diese Konvention bei ihrem Kampf gegen Tagebauerweiterungen
in der Lausitz berufen.) Diese Großprojekte - in ihrer Mehrzahl
Staudämme und Megatagebaue - kommen nicht den betroffenen Anwohnern
zugute, sondern dienen den Interessen internationaler Konzerne und der
mit ihnen verbandelten herrschenden Oligarchien.


Das Kapital

Schon Karl Marx führte im 23. und 24. Kapitel des "Kapital" die
Eroberung und Ausplünderung Amerikas als krasses Beispiel für die
ursprüngliche Akkumulation an. "Der außerhalb Europas direkt durch
Plünderung, Versklavung und Raubmord erbeutete Schatz floss ins
Mutterland zurück und verwandelte sich hier in Kapital." "Die
Entdeckung der Gold- und Silberländer in Amerika, die Ausrottung,
Versklavung und Vergrabung der eingeborenen Bevölkerung in die
Bergwerke, die beginnende Eroberung und Ausplünderung von Ostindien,
die Verwandlung von Afrika in ein Geheg zur Handelsjagd auf
Schwarzhäute, bezeichnen die Morgenröte der kapitalistischen
Produktionsära. Diese idyllischen Prozesse sind Hauptmomente der
ursprünglichen Akkumulation." (Karl Marx - Friedrich Engels - Werke,
Band 23, "Das Kapital", Bd. I, Siebenter Abschnitt, S. 741 - 791;
Dietz Verlag, Berlin/DDR 1968)

Ohne diese ursprüngliche Akkumulation durch Ausplünderung anderer
Nationen wäre die kapitalistische Entwicklung zum heutigen
industrialisierten Europa nicht möglich gewesen und auch nicht die der
USA, die - aus einer britischen Kolonie hervorgegangen - gegenüber
Lateinamerika und den Ureinwohnern des nordamerikanischen Kontinents
genau dasselbe Verhalten an den Tag legten und legen, wie es die
europäischen Mächte bei der Eroberung Amerikas taten.
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Die Ankunft von Christoph Kolumbus in Amerika, Kupferstich von 1893


Bild: 1893 © by Prang & Co., Boston [gemeinfrei] via Library of
Congress



Aus heutiger Sicht kann der 12. Oktober 1492 durchaus auch als Beginn
der Globalisierung angesehen werden. Die Globalisierung ist genau
genommen eine Fortsetzung des Kolonialismus mit den Mitteln des
technischen Fortschritts und neuer Handelsformen wie den sogenannten
Freihandelsverträgen, die das Ziel haben, die Länder der sogenannten
Dritten Welt in ökonomischer Abhängigkeit als Rohstofflieferanten zu
halten und damit politisch erpressbar zu machen. Papst Franziskus
urteilte im Juli 2015 bei seinem Bolivienbesuch über die "neuen
Formen, den Kolonialismus auszuüben" mit den Worten, dass der
Neokolonialismus "unterschiedliche Fassaden anwendet; manchmal ist es
die anonyme Macht des Idols Geld: Kapitalgesellschaften, Pfandleiher,
einige so genannte 'Freihandels'verträge und die Auferlegung von
Austeritätsmaßnahmen, in deren Folge immer die Werktätigen und die
Armen den Gürtel enger schnallen müssen".


Den Kampf gegen Ausbeutung auch global führen!

Zwar kommt es im Rahmen der Globalisierung auch zu einem gewissen
kulturellen Austausch, jedoch überwiegt bei weitem die massive
Verbreitung "westlicher" Werte über die von großen Monopolen
beherrschten Medien. Hugo Chávez drückte das wie folgt aus: "Die
Globalisierung hat nicht die angebliche gegenseitige Abhängigkeit
gebracht, sondern eine Verschärfung der Abhängigkeit. Weit davon
entfernt, den Reichtum zu globalisieren, hat sich die Armut weiter
ausgebreitet. Die Entwicklung wurde weder verallgemeinert, noch wurde
sie geteilt. Ganz im Gegenteil, die Kluft zwischen dem Norden und dem
Süden ist so gigantisch geworden, dass die Unhaltbarkeit der
gegenwärtigen Wirtschaftsordnung und der Blindheit derjenigen
offensichtlich ist, die danach trachten, sie zu rechtfertigen, um
weiterhin in Überfluss und Verschwendung zu schwelgen." (teleSUR
12.10.2016)

Und genau gegen diese Globalisierung westlicher Art wehren sich die
"entdeckten" Völker in Lateinamerika immer hör- und sichtbarer. In
zunehmendem Maße besinnen sie sich auf ihre Traditionen, bekennen sich
zu ihrer Geschichte, reklamieren ihre Rechte. In diesem Prozess ist
mit einem Male von Völkerschaften die Rede, die vor einigen Jahren in
der veröffentlichten Meinung kaum eine Rolle spielten, z.B. die
Mapuche im Süden des südamerikanischen Kontinents, zu beiden Seiten
der Grenze zwischen Argentinien und Chile.

Zu Chile ist anzumerken, dass die dort im Süden ansässigen
Mapuche-Eingeborenen den spanischen Eroberern einen so heftigen
Widerstand entgegensetzten, dass diese 1647 in einem Friedensvertrag
den Fluss Bio Bio als Grenze akzeptierten, südlich derer die Mapuche
mehr oder weniger unbehelligt von der Kolonialmacht blieben. Erst nach
Erringung der Unabhängigkeit 1814 marschierte die Armee der neu
gegründeten Republik in das Gebiet ein und unterwarf die Mapuche.
Jetzt kämpfen auf beiden Seiten der Grenze die Mapuche um die Rückgabe
ihres Landes und gegen Großprojekte.

Um die Vormachtstellung der internationalen Konzerne abzusichern,
scheut man nicht vor Terror, Einschüchterung, der Ermordung und dem
Verschwindenlassen von Aktivisten zurück (als Beispiele von vielen:
Berta Cáceres in Honduras, Santiago Maldonado in Argentinien) - immer
im Namen des sozialen und wirtschaftlichen Fortschritts westlicher
Prägung. Aber viele der eingeborenen Völker wollen diese westliche
Zivilisation nicht, sie möchten gemäß ihren Traditionen im Einklang
mit der Natur und der Umwelt leben, diese nicht für den Wohlstand
saturierter Bewohner der so genannten Ersten Welt opfern. Das bezieht
sich nicht nur auf die Indigenen in Lateinamerika. Auch der Kampf der
Sioux-Prärieindianer gegen den Bau einer Erdölleitung durch ihr
Stammesgebiet in North Dakota ist in diesem Sinne einzuordnen.

In diesem Bewusstsein haben diese Völker begonnen, auch ihren Kampf zu
"globalisieren". Über bilaterale und lateinamerikanische
Zusammenarbeit hinaus gab es bereits internationale Treffen wie das
Welttreffen 2013 in Cochabamba/Bolivien, wo es nicht nur um
Souveränität und ein würdiges Leben der Völker, um eine
demokratischere und solidarische Gesellschaft im Einklang mit der
Natur ging, sondern ganz gezielt die Ursachen angegangen wurden, die
im kapitalistischen Ausbeutersystem verortet werden, und die
Herrschaftsinstrumente wie NATO und Freihandelszonen angeprangert
wurden.

Die Notwendigkeit übergreifender lateinamerikanischer Zusammenarbeit
der indigenen Völker ergibt sich schon allein aus der Tatsache, dass
viele originäre Ethnien durch willkürliche, den spanischen
Kolonialinteressen geschuldete Grenzziehungen auseinandergerissen
wurden (z.B. verteilen sich Quechua-Angehörige auf Ecuador, Bolivien,
Peru, Chile; Guaraní leben in Bolivien, Paraguay und Argentinien).
2014 gab es in Lima einen alternativen Klimagipfel, auf dem 3.000
Vertreter von gesellschaftlichen Organisationen und indigenen Völkern
in ihrem Abschlussdokument eine größere Verantwortung der
Industrienationen gegenüber den Ländern des globalen Südens
einforderten.

Im September 2015 konnte der bolivianische Präsident Evo Morales stolz
den einstimmigen Beschluss der UNO-Vollversammlung verkünden, die
uralten Prinzipien der indigenen Völker aus dem Hochland der Anden
"Ama Sua" (sei kein Dieb), "Ama Llulla" (sei kein Lügner) und "Ama
Quella" (sei kein Faulpelz) zu weltweiten Normen für eine effizientere
öffentliche Amtsführung zu erklären.


"Nach 500 Jahren sind wir präsent!"

Von den indigenen Völkern werden das kapitalistische Ausbeutungssystem
und die jetzigen Regierungsformen in Frage gestellt. Nachdem die
Zapatisten ursprünglich erklärt hatten, nicht die Regierungsübernahme
in Mexiko anzustreben, unterstützen sie derweil den von Indigenen aus
allen mexikanischen Bundesstaaten gebildeten Nationalen Indigenen
Regierungsrat (CIG). Als dessen Kandidatin trat die 53-jährige
Nahua-Indigene María de Jesús Patricio Martínez bei den kürzlichen
Präsidentschaftswahlen an. Sie erreichte allerdings nicht die für eine
Zulassung nötigen 866.000 Unterstützerunterschriften, die per
Smartphone-App dem Wahlinstitut INE übermittelt werden mussten, und
die unterzeichnenden Personen mussten zudem eine Akkreditierung des
INE vorweisen. Über beides verfügen viele Menschen in den ländlichen
Regionen Mexikos nicht. So wurden Millionen Menschen durch die
bürokratischen Anforderungen ausgegrenzt. Ihr Regierungsprogramm
sprach sich gegen Umweltzerstörung, Landraub und Marginalisierung aus.

Der 12. Oktober 2018 wird wieder eine Gelegenheit sein, über die
Bedeutung und die Auswirkungen der Entdeckung Amerikas durch die
Europäer nachzudenken. Da die mit der Entdeckung verbundene Eroberung
einen schalen Beigeschmack hat, begann man auch in Europa nach einer
neuen Bezeichnung zu suchen. Zum 500. Jahrestag der Entdeckung
Amerikas 1992 sprach man bevorzugt von der Begegnung bzw. vom
Zusammenstoß, vom Aufeinanderprallen zweier Kulturen, womit vornehm
verschwiegen wurde, welche "Kultur" sich auf welche Art und Weise und
zu welchem Preis durchsetzte.

Dagegen heißt es in der Erklärung des 3. kontinentalen Treffens der
Kampagne "indianischer, schwarzer und Volkswiderstand" am 12. Oktober
1992 in Managua: "Wir Männer und Frauen der Völker und Nationen des
großen Kontinents Abya Yala sind die Erben der ursprünglichen
Zivilisationen, die die höchsten Stufen des Wissens und der kommunalen
Organisation erreicht und die Flüsse, Pflanzen und Tiere in enger
Harmonie mit dem Kosmos und unserer Mutter Erde domestiziert
haben. ... Nach 500 Jahren sind wir präsent! Wir lehnen die Feiern der
Kolonisatoren und ihrer Komplizen ab. Wir fordern unser Recht, über
unsere Zukunft selbst zu bestimmen. Hier sind wir, um die Träger
unserer Utopie zu ehren, die während der Invasion, der Kolonialzeit
und während der Unabhängigkeit fielen und die heute noch im offenen
Kampf gegen die neue Eroberung, ihre Götter, ihre Könige, ihre
Monumente und die Schwarzseher fallen. ... Nach 500 Jahren sind wir
hier präsent! Frauen und Männer entdecken unsere Wurzeln wieder, ohne
Unterscheidung nach Hautfarbe, Sprache, Kulturen, Gebiets- und
Ländergrenzen. Wir gewinnen das wieder, was uns gehört. Wir entwerfen
ein neues Projekt gegenüber dem, das uns bedroht und angreift. Ein
Projekt, das Elend und Leid ausschließt; mit dem unsere Kulturen,
Sprachen und Überzeugungen ohne Angst und Verbote aufblühen; mit dem
wir die alten Formen der Autonomie wieder aufgreifen, die uns in der
Vergangenheit groß gemacht hatten; mit dem unsere Befähigung für die
Kunst und die Schönheit gestärkt wird; mit dem wir die Ketten der
Unterdrückung der Frauen sprengen und die Kinder und die jungen
Generationen eine Zukunft haben."

Fidel Castro sagte 1992 bei der Einweihung eines Denkmalparks an der
Stelle, wo Kolumbus 500 Jahre zuvor zum ersten Mal seinen Fuß auf
kubanisches Territorium setzte:

"Wir werden nie akzeptieren können, dass man mit implizierter
Missachtung von der 'Entdeckung' von Kulturen spricht, die in vielen
Fällen schon eine glänzende Entwicklungsstufe erreicht hatten. ... Ich
bin nicht dagegen, des 500. Jahrestages der Ankunft Christoph
Kolumbus' in Amerika zu gedenken, und viel weniger dagegen, die
historische Transzendenz des Ereignisses anzuerkennen. Doch dieses
Gedenken darf nicht zur simplen Verherrlichung der sogenannten
'Entdeckung' und ihrer Folgen werden, es sollte eine kritische
Erinnerung an das Ereignis sein ..."

Gemäß dem Prinzip "teile und herrsche" wird der vergleichsweise
relative Wohlstand der Arbeiter in den entwickelten Ländern dazu
genutzt, sie gegen die Werktätigen der sogenannten Dritten Welt
auszuspielen. Den Bürgern hier wird suggeriert, auch Nutznießer der
kolonialistischen Globalisierung zu sein, zusammen mit den Konzernen
in einem Boot zu sitzen, das voll ist und auf dem kein Platz mehr ist
für Ärmere. Diese ideologische Klammer aufzubrechen ist ungeheuer
schwer. Man sieht es an den Wahlerfolgen der AfD und anderen rechten
Parteien in Europa. Es fällt schwer, über die eigene Nasenspitze
hinaus zu denken, wobei die konzern(ge)hörigen Medien darauf
hinarbeiten, den Leuten das eigenständige Denken abzugewöhnen.

Im Sinne der Worte von Fidel Castro sollte sich jeder von uns hier
fragen, ob nicht doch noch ganz weit hinten in unseren Köpfen
unbewusst und unterschwellig etwas von diesem kolonialen Denken, von
der Überlegenheit der weißen Rasse überlebt haben könnte, wenn wir von
Entwicklungs"hilfe" sprechen und uns bemüßigt fühlen, den
Lateinamerikanern aus unserem Wohlstand heraus, den wir uns unter
anderem durch deren Übervorteilung leisten, gut gemeinte Ratschläge zu
erteilen.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSENHANDEL/1704: Staatssekretär Bareiß zu Gesprächen in der Türkei (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 11. Oktober 2018

Parlamentarischer Staatssekretär Bareiß zu Gesprächen mit Regierungsvertretern in der Türkei - auch Treffen mit Vertretern deutscher Unternehmen in der Türkei geplant



Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesministerium für
Wirtschaft und Energie, Thomas Bareiß, ist heute [11.10.18] zu Gesprächen in der
Türkei. Der Besuch dient der Vorbereitung des Türkeibesuchs von
Minister Altmaier am 25. und 26. Oktober 2018.

Bareiß wird bei seinem Besuch mit verschiedenen Repräsentanten der
türkischen Regierung zusammentreffen, darunter Industrie- und
Technologieminister Mustafa Varank und Vizeenergieminister Abdullah
Tancan. Im Rahmen einer Seminarveranstaltung der Deutschen Botschaft
in Ankara wird er zudem mit Vertretern deutscher Unternehmen in der
Türkei über die deutsch-türkischen Wirtschaftsbeziehungen sprechen.

Parlamentarischer Staatssekretär Thomas Bareiß: "Die Türkei ist ein
wichtiger Partner Deutschlands in vielen Politikfeldern. Die
Bundesregierung hat deswegen ein großes Interesse an wirtschaftlicher
Stabilität in der Türkei. Als wichtigster Handelspartner wollen wir
auch weiterhin zu einer positiven wirtschaftlichen Entwicklung des
Landes beitragen. Gleichzeitig nutzen wir den engen Dialog mit unseren
türkischen Partnern, um offen Differenzen anzusprechen und darauf
hinzuweisen, dass verlässliche Rahmenbedingungen und
Rechtsstaatlichkeit die unerlässlichen Grundbausteine für eine
erfolgreiche Marktwirtschaft sind."

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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AUSSENHANDEL/1703: Altmaier - Kein Land kann heute wirtschaftlich allein stehen (BMWi)

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 11. Oktober 2018

Altmaier: "Kein Land kann heute wirtschaftlich allein stehen."



Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hat gestern [10.10.18] den britischen
Minister für internationalen Handel, Liam Fox, zu einem Gespräch
getroffen. Dabei ging es insbesondere um Handelsthemen, u.a. die
Modernisierung der Welthandelsorganisation und die Handelsbeziehungen
zwischen der EU und den USA. Diese Themen wurden auch beim informellen
Handelsministerrat am 4./5. Oktober in Innsbruck erörtert.

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier: "Freier, fairer und
regelbasierter Handel ist die Grundvoraussetzung für eine florierende
Weltwirtschaft. Wir erleben derzeit, was es heißt, wenn
Handelskonflikte Unsicherheit erzeugen: das weltweite
Wirtschaftswachstum leidet. Kein Land kann heute wirtschaftlich allein
stehen. Unsere Volkswirtschaften sind alle eng miteinander
verflochten. Deshalb ist es wichtig, dass wir gemeinsam mit unseren
britischen Partnern die weltweiten Handelsbeziehungen stärken. Das
geht nur mit vereinten Kräften und einer starken, modernen
Welthandelsorganisation."

Deutschland und das Vereinigte Königreich pflegen enge
Handelsbeziehungen. Für Deutschland stand das Vereinigte Königreich im
Jahr 2017 bei Importen auf Rang elf und bei Exporten an fünfter
Stelle. Im Jahr 2017 betrug das Volumen der deutschen Exporte in das
Vereinigte Königreich 84,44 Mrd. Euro. Dem stehen Importe aus dem
Vereinigten Königreich in Höhe von 37,18 Mrd. Euro gegenüber.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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BANK/556: Analyse - Weltbank vertreibt weiterhin Menschen von ihrem Land (urgewald)

urgewald - Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Analyse: Weltbank vertreibt weiterhin Menschen von ihrem Land



Bali Nusa Dua, 11.10.2018 - Eine neue Analyse der NGO urgewald zeigt, dass
die Weltbank immer noch in vielen ihrer Entwicklungsprojekte Menschen
umsiedelt. urgewald hat 1.920 Projekte überprüft, die von der Weltbank in
den letzten vier Geschäftsjahren genehmigt wurden. Zwischen 37,2 % und 40,1
% der Projekte standen im Zusammenhang mit möglichen Umsiedlungen: 37,2 %
im Geschäftsjahr 2015, 39,7 % in 2016, 37,7 % in 2017 und 40,1 % in 2018.
Dazu zählen Straßenbau-, Bergbau- oder Agrarprojekte.

In dieser Woche findet die Jahrestagung der Bank in Indonesien statt. Die
Studienergebnisse erhöhen den Druck auf die Vorstände der Weltbank und
ihren Präsidenten Jim Yong Kim, mehr zu tun, um den Schutz betroffener
Menschen sicherzustellen.

Im Jahr 2015 musste Kim Mängel bei Umsiedlungsprojekten der Bank
eingestehen, nachdem das International Consortium of Investigative
Journalists (ICIJ) einen ausführlichen Bericht dazu veröffentlicht hatte.
Die Journalisten hatten herausgefunden, dass zwischen 20 und 30 Prozent
aller Projekte von 2004 bis 2013 wahrscheinlich zur Umsiedlung von Menschen
geführt haben. Schätzungsweise 3,4 Millionen Menschen seien aus ihren
Häusern bzw. von ihrem Land vertrieben worden oder hätten anderweitige
Verletzungen ihrer Existenzgrundlagen erlitten.

Um zu überprüfen, wie die Bank auf diese dramatischen Ergebnisse reagiert
hat, hat urgewald die jüngeren Projekte analysiert. Knud Vöcking, 
urgewald-Campaigner zur Weltbank, sagt: "Unsere Analyse liefert Hinweise darauf,
dass die Weltbank die Menschen in ihren Projekten immer noch nicht genug
schützt. Umsiedlung ist nach wie vor gängige Praxis, insbesondere bei
Projekten in Afrika, Ostasien und im Pazifikraum. Die Bank muss endlich
aufhören, die Vertreibung von Menschen als Kollateralschaden zu
betrachten."

Die Analyse von urgewald umfasst alle genehmigten Projekte im öffentlichen
Sektor von Juli 2014 bis Juni 2018, die auf den Webseiten der Weltbank
veröffentlicht wurden. In vielen Fällen fehlten grundlegende Angaben zu den
Umsiedlungsprojekten. Beispiel Geschäftsjahr 2018: Die Bank gab nur in 26,9
% der 175 Projekte im Zusammenhang mit Umsiedlung die Zahl betroffener
Menschen an.

Vöcking sagt: "Es ist schockierend zu sehen, dass in so vielen Fällen
grundlegende Informationen zu den Projekten fehlen. Uns macht es
fassungslos, dass die mächtigste Entwicklungsbank der Welt so nachlässig
ist, wenn es um Projekte geht, die die Lebensgrundlagen von Millionen
Menschen zerstören können."

In Bali werden die Weltbank-Gouverneure über eine Erhöhung der jährlichen
Darlehenssumme von 60 Mrd. auf 100 Mrd. US-Dollar entscheiden. Vöcking:
"Dies wird den Druck erhöhen, das Geld schneller auszugeben. Nach unserer
Erfahrung bedeutet dies einen Verlust von Kontrolle und weniger Schutz für
Mensch und Umwelt."


Weitere Informationen:

Ergebnisse der Analyse (PDF-Download, Englisch)

https://urgewald.org/sites/default/files/WB%20Projects%20Linked%20to%20Resettlement%20-%202015-2018_0.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg

Telefon: 02583/1031, Fax: 02583/4220

Internet: www.urgewald.org
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STELLUNGNAHME/006: Ist die Erde eine Scheibe? (Goethe-Universität Frankfurt)

Goethe-Universität Frankfurg - Pressemitteilung 10. Oktober 2018 / 214

Ist die Erde eine Scheibe?

Frankfurter Wissenschaftsrunde kritisiert Entscheidung des Vatikans,
Wiederwahl des Rektors der Hochschule St. Georgen zu verhindern.



FRANKFURT. Die Frankfurter Wissenschaftsrunde teilt das Befremden der
Katholisch-Theologischen Wissenschaftler der Goethe-Uni. Diese haben in
einer Stellungnahme mit Empörung auf die Verweigerung des "Nihil obstat"
zur Wiederwahl von Prof. Ansgar Wucherpfennig SJ zum Rektor der
Philosophisch-Theologischen Hochschule St. Georgen reagiert. Die
Wissenschaftsrunde erwartet, dass die Entscheidung des Vatikans korrigiert
wird.

Die Präsidentin der Goethe-Universität, Prof. Dr. Birgitta Wolff, stellt
fest: "Manchmal entsteht der Eindruck, im Rom gäbe es doch noch Leute, die
glauben, die Erde sei eine Scheibe". Prof. Dr. Frank E.P. Dievernich,
Präsident der Frankfurt University of Applied Sciences, führt weiter aus:
"Mit diesem Verhalten schädigt die katholische Kirche ihrem Ansehen; damit
verliert sie auch den Anschluss an die vielfältige Gesellschaft, in der wir
leben. Wir sind entsetzt, dass in die Freiheit einer Frankfurter
Wissenschaftsinstitution eingegriffen wird."

Prof. Dr. Niels Stieglitz, Präsident und Geschäftsführer der Frankfurt
School of Finance & Management, betont: "Der Fall zeigt einmal mehr, dass
Religion nicht in die Freiheit der Wissenschaft eingreifen darf."

Prof. Dr. Eva Schwinghammer, Präsidentin der Provadis School of
International Management and Technology AG, unterstreicht: "Die Freiheit
der Gedanken, auch der schriftlich verfassten, ist unantastbar und darf
nicht sanktioniert werden."


Die Frankfurter Wissenschaftsrunde ist ein informeller
Zusammenschluss aller wissenschaftlichen Institutionen, die in Frankfurt
oder im allernächsten Umfeld beheimatet sind. An den ersten Zusammenkünften
beteiligten sich neben der Frankfurt University of Applied Sciences, der
Goethe-Universität sowie der Frankfurt School of Finance and Management die
Leitungen folgender Institutionen: Deutsches Archäologisches Institut -
Römisch-Germanische Kommission, Stiftung Georg-Speyer-Haus - Institut für
Tumorbiologie und experimentelle Therapie, Freies Deutsches Hochstift -
Frankfurter Goethe Museum, Hochschule für Musik und Darstellende Kunst
Frankfurt am Main, Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung, 
Paul-Ehrlich-Institut, Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung,
Frobenius Institut an der Goethe-Universität Frankfurt, Institut für
sozial-ökologische Forschung, Dechema Forschungsinstitut, Provadis School
of International Management & Technology, Max-Planck-Institut für
Europäische Rechtsgeschichte, FOM Hochschule für Ökonomie & Management,
Philosophisch-Theologische Hochschule Sankt Georgen, Frankfurt Institute
for Advanced Studies - FIAS, Zoo Frankfurt, Max-Planck-Institut für
Hirnforschung. Inzwischen sind auch die folgenden Einrichtungen Mitglieder
der Frankfurter Wissenschaftsrunde: Hessische Berufsakademie, Hochschule
für Gestaltung Offenbach am Main, International School of Management,
Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung,
Fritz-Bauer-Institut - Geschichte und Wirkung des Holocaust, Institut für
Sozialforschung, Max-Planck-Institut für Biophysik, Staatliche Hochschule
für Bildende Künste - Städelschule, Max-Planck-Institut für empirische
Ästhetik.

 * 
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Solidarität mit Rektor Wucherpfennig

Fachbereich Katholische Theologie fordert Respekt für die Freiheit
theologischer Wissenschaft



FRANKFURT. Der Fachbereich Katholische Theologie der Goethe-Universität hat
die Verweigerung des "Nihil obstat" für die Wiederwahl von Prof. Ansgar
Wucherpfennig SJ zum Rektor der Hochschule St. Georgen durch den Vatikan
scharf verurteilt. In einer Stellungnahme haben Vertreterinnen und
Vertreter des Faches ihre Empörung zum Ausdruck gebracht. Sie sehen darin
einen "Angriff auf die Integrität und Reputation eines in
wissenschaftlichen Fachkreisen hochgeschätzten und weithin anerkannten
Kollegen und eine extreme Gefährdung der Freiheit theologischer Forschung
und akademischer Selbstverwaltung." Sie fordern die Verantwortlichen auf,
"ihre Entscheidung zu überdenken und zu korrigieren".

Stellungnahme des Fachbereichs Katholische Theologie der
Goethe-Universität:

"Mit Empörung reagieren wir auf die Verweigerung des 'Nihil obstat' zur
Wiederwahl von Prof. Ansgar Wucherpfennig SJ zum Rektor der
Philosophisch-Theologischen Hochschule St. Georgen. Der Fachbereich
Katholische Theologie der Goethe-Universität verurteilt diese Verweigerung
durch den Vatikan entschieden. Wir sehen darin einen Angriff auf die
Integrität und Reputation eines in wissenschaftlichen Fachkreisen
hochgeschätzten und weithin anerkannten Kollegen und eine extreme
Gefährdung der Freiheit theologischer Forschung und akademischer
Selbstverwaltung. Wir möchten alle Kolleginnen und Kollegen der
katholischen Theologie motivieren, diesem Skandal mit Entschiedenheit
entgegen zu treten. Die für die Verweigerung des 'Nihil obstat'
Verantwortlichen fordern wir dringend auf, ihre Entscheidung zu überdenken
und zu korrigieren.

Wir, die Professoren des Fachbereichs Katholische Theologie, haben über
viele Jahre Pater Wucherpfennig als einen in fachlicher wie menschlicher
Hinsicht herausragenden und vorbildlichen Kollegen erlebt. Als langjähriger
Rektor der Hochschule St. Georgen war er maßgeblich daran beteiligt, dass
die Kooperation in Forschung und Lehre zwischen der Hochschule und dem
Fachbereich Katholische Theologie der Goethe-Universität in den letzten
Jahren erfolgreich ausgebaut und vertieft werden konnte. Pater
Wucherpfennig ist maßgeblich für die vertrauensvolle und wertschätzende
Atmosphäre verantwortlich, in der sich Lehrende und Studierende der beiden
Standorte der katholischen Theologie in Frankfurt begegnen.

Es macht uns fassungslos, dass ausgerechnet in Zeiten, in der die
katholische Kirche durch die skandalösen Fälle massenhaften sexuellen
Missbrauchs in der Öffentlichkeit und in den Gemeinden so viel Vertrauen
verspielt hat, die von seelsorgerlicher Verantwortung getragenen
Stellungnahmen von Professor Wucherpfennig zur biblischen Bewertung von
Homosexualität zensiert und abgestraft werden. Hier wird die Kompetenz
eines renommierten Theologen und Hochschulleiters aus durchsichtigen
kirchenpolitischen Motiven in Misskredit gebracht.

Wir unterstützen ausdrücklich die Stellungnahme des Bischofs von Limburg
Georg Bätzing, der sich eindeutig hinter Pater Wucherpfennig stellt. Wir
sehen darin eine große Ermutigung und Wertschätzung selbständiger und
freier akademischer Forschung innerhalb der katholischen Theologie. Wir
erklären uns solidarisch mit den Kolleginnen und Kollegen der 
Philosophisch-Theologischen Hochschule St. Georgen, die von diesem verstörenden Vorgehen
betroffen sind, besonders aber mit dem von uns sehr geschätzten Kollegen
Ansgar Wucherpfennig, mit dem wir uns verbunden fühlen."


Die Goethe-Universität ist eine forschungsstarke Hochschule in der
europäischen Finanzmetropole Frankfurt. 1914 mit privaten Mitteln
überwiegend jüdischer Stifter gegründet, hat sie seitdem Pionierleistungen
erbracht auf den Feldern der Sozial-, Gesellschafts- und
Wirtschaftswissenschaften, Medizin, Quantenphysik, Hirnforschung und
Arbeitsrecht. Am 1. Januar 2008 gewann sie mit der Rückkehr zu ihren
historischen Wurzeln als Stiftungsuniversität ein hohes Maß an
Selbstverantwortung. Heute ist sie eine der zehn drittmittelstärksten und
drei größten Universitäten Deutschlands mit drei Exzellenzclustern in
Medizin, Lebenswissenschaften sowie Geistes- und Sozialwissenschaften.
Zusammen mit der Technischen Universität Darmstadt und der Universität
Mainz ist sie Partner der länderübergreifenden strategischen
Universitätsallianz Rhein-Main.

Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in GOETHE-UNI
online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen Nr. 213 und 214 vom 10. Oktober 2018
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SCHACH-SPHINX/06713: Limbus des Schwerzugreifenden (SB)

Die Kontrahenten von Robert Hübner stöhnen. Sie wissen, was ihnen
bevorsteht. Das wird keine gewöhnliche Partie, nein, wer gegen Hübner
spielt, der muß sich mit dessen wurzeltief durchdachten Strategien und
Plänen auseinandersetzen. Quälende Kopfarbeit ist erforderlich. Hübner
spielt nicht bloß Schach, er löst universelle Aufgaben. Seine Züge
stoßen Grenzbereiche auf. Oberflächlichkeit wird man bei ihm selten
finden. Statt dessen lockt und entführt er seine Gegenspieler in den
Limbus des Schwerzugreifenden. Man hütet sich, das Naheliegende zu
spielen. Da ist die Vorahnung, daß dieser Zug nicht richtig sein kann,
daß er nicht ausreicht, die versteckte Planmäßigkeit von Hübners
Manövern zu durchkreuzen. Atemlos verhallen die Gedanken. Sie
entfliehen, sind schlüpfrig wie Forellen in der Hand des Anglers. Der
israelische Großmeister Kagan hatte im heutigen Rätsel der Sphinx
seine liebe Not mit Hübner. Nachdem sein eigener Angriffsversuch
bereits in den Startlöchern krepiert war, sah er sich der Übermacht
der schwarzen Figuren ausgesetzt. Daher machte sich der weiße König
auf den Fluchtweg mit 1.Kb1-c2. Hübner vertiefte sich in die Stellung
und fand dann einen mörderisch präzisen Zug, Wanderer.
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Kagan - Hübner

Luzern 1979


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es war eine verteufelte Falle, die Alexander Aljechin gestellt hatte.
Aber er brauchte sich auf diese nicht zu verlassen, denn auch bei
1...f7xg6 hätte er einen Sieg verbuchen können, wenngleich weniger
fulminant wie in der Partie: 2.Dc6-e6+ Td7-f7! - 2...Kg8-f8? 3.Tc1-c4
Td7-f7 4.Tc4-c8 oder 3...Td7xd5 4.Tc4-f4+ Td5-f5 5.Te1-e5! - 3.Tc1-c8
Td8xc8 4.De6xc8+ Tf7-f8 5.Te1-e8 Dg5-f6 6.Te8xf8+ Df6xf8 7.Dc8-c6 Df8-
d8 8.d5-d6 Kg8-f7 9.Dc6-c4+ Kf7-f8 10.Dc4-c7 Kf8-e8 11.Dc7xg7 Dd8xd6
12.Dg7-g8+ Ke8-d7 13.Dg8xh7+ Kd7-c6 14.h2-h4! und Weiß gewinnt leicht.
Er mußte sich nur vor 14.Dh7xa7? hüten wegen 14...Dd6-d1+ mit
Dauerschach.
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TREFF/331: Hanau - Elternkurs zum Thema "Pubertät" startet am 29. Oktober 2018

Aufbruch - Umbruch - kein Zusammenbruch

Kurs für Eltern zum Thema Pubertät



Ein Elternkurs zum Thema Pubertät startet am Montag, 29. Oktober 2018,
um 20 Uhr im Mehrgenerationenhaus Fallbach. Der Kurs des
Kinderschutzbundes Hanau beinhaltet zehn Kurstermine, die wöchentlich
montags stattfinden und richtet sich an Eltern mit Kindern ab zehn
Jahren. Die Teilnahmegebühr beträgt insgesamt zehn Euro.

Die Pubertät bringt für Eltern und Kinder viele Herausforderungen mit.
Eltern verstehen ihr Kind nicht mehr - es versteht sich selbst auch
nicht! Der Alltag mit Kindern kann sehr schwierig sein. Eltern fühlen
sich oft hilflos und unsicher. Die meisten Familien wünschen sich mehr
Harmonie, mehr Freude und weniger Stress miteinander. Der Elternkurs
hilft dabei dies umzusetzen.

Anmeldungen werden ab sofort entgegengenommen unter Telefon
06181/6686785 oder per E-Mail an silke.may-roehs@hanau.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Oktober 2018
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MELDUNG/2308: Mittelgewicht - vom hohen Roß gestürzt ... (SB)



Billy Joe Saunders legt seinen Titel nieder

Nachdem Billy Joe Saunders aufgrund eines positiven Dopingtests von
der Sportkommission von Massachusetts keine Lizenz für seinen Kampf
gegen Demetrius Andrade am 20. Oktober in Boston erhalten hat, wird er
durch Walter Kautondokwa ersetzt. Nach Angaben des WBO-Präsidenten
Francisco Valcarcel hat der Brite den Titel im Mittelgewicht
niederlegt, der somit neu vergeben werden kann. Promoter der
Veranstaltung ist Eddie Hearn, der die Übertragung im Rahmen des
Streamingdienstes DAZN anbietet, mit dem er einen hochdotierten
Vertrag über zehn Jahre abgeschlossen hat. Der 30jährige Andrade
gehörte als Amateur dem US-Team bei den Olympischen Spielen 2008 in
Beijing an, war Weltmeister der WBA und WBO im Halbmittelgewicht und
ist in 25 Auftritten ungeschlagen. Unbesiegt ist auch der drei Jahre
ältere aus Namibia stammende Kautondokwa, der 17 Gegnern das Nachsehen
gegeben hat und in der aktuellen Weltrangliste der WBO an Nummer zwei
geführt wird. [1]

Natürlich hatte niemand damit gerechnet, daß Saunders eineinhalb
Wochen vor dem Kampftermin auf diese Weise ausfallen könnte. Da Eddie
Hearn sehr viel Geld in die Veranstaltung investiert hat, faßte er den
Entschluß, den bei ihm unter Vertrag stehenden Andrade gegen
Kautondokwa antreten zu lassen. Der Nabibier stand bereits im Training
und als Ersatzmann bereit, doch erfolgte seine Nominierung sehr
kurzfristig. Dennoch läßt er sich die Gelegenheit natürlich nicht
entgehen, auf einen derart prominenten Gegner zu treffen und mit ihm
um den Titel zu kämpfen. Hearn ist sicher nicht glücklich über diese
Entwicklung, da er gehofft hatte, Demetrius Andrade werde dem Briten
den Gürtel abnehmen, was wesentlich spektakulärer als ein mutmaßlicher
Sieg über den weit weniger bekannten Kautondokwa wäre. Gleiches gilt
für Andrade selbst, der darauf aus war, den in 26 Kämpfen
ungeschlagenen Billy Joe Saunders erstmals zu besiegen.

Wie Francisco Valcarcel weiter mitteilte, habe sich der 29 Jahre alte
Saunders bei der Sportkommission von Nevada für den Verstoß gegen die
Anti-Doping-Vereinbarungen entschuldigt. Der WBO-Präsident will dem
Exekutivkomitee des Verbands empfehlen, eine Sperre von sechs Monaten
gegen den Briten zu verhängen. Billy Joe Saunders hat bei seiner
letzten Titelverteidigung im Dezember 2017 den Kanadier David Lemieux
einstimmig nach Punkten besiegt. Wird er für ein halbes Jahr
suspendiert, kann er erst 2019 in den Ring zurückkehren und fällt
damit auf dem Höhepunkt seiner Karriere für geraume Zeit aus. Eigenen
Angaben zufolge entgehen ihm allein für den geplanten Kampf gegen
Andrade 2,3 Millionen Dollar, so daß er eine beträchtliche finanzielle
Einbuße hinnehmen muß. [2]

Saunders wurde bei einer Probe vom 30. August von der
US-amerikanischen Antidopingagentur VADA positiv auf die
leistungssteigernde Substanz Oxilofrin getestet. Da er ebenso wie
Andrade Dopingkontrollen der VADA zugestimmt hat und die fragliche
Substanz in deren Liste verbotener Stoffe aufgeführt ist, scheint der
Sachverhalt auf den ersten Blick klar zu sein. Dies hatte auch
Valcarcel unterstrichen, der geltend machte, daß man die Bedingungen
erfüllen müsse, wenn man einen solchen Vertrag unterzeichne. Saunders
habe gegen die Vorgaben verstoßen und aus diesem Grund keine Lizenz
von der zuständigen Sportkommission des Bundesstaats erhalten. Das sei
ihm nicht widerfahren, sondern auf seine eigene Handlungsweise
zurückzuführen.

Obgleich Saunders den Titel verloren hat und auf hohe Einkünfte
verzichten muß, wird ihm wenig Mitleid zuteil werden, da viele
Konkurrenten und Fans froh sind, ihn vorerst los zu sein. Er hat
seinen Gürtel relativ selten verteidigt und damit im Grunde den
WBO-Titel blockiert. Vor allem aber hat er im Laufe der Jahre mit
seiner herablassenden Art viele Leute verärgert, darunter auch David
Lemieux, den er vor und nach ihrem Kampf im Dezember übel angegangen
ist. Der Kanadier regierte auf die Nachricht von dem Dopingverstoß des
Briten mit einer Schimpftirade in den sozialen Medien, nannte ihn
einen widerwärtigen Gesellen und Betrüger und wünschte sich sogar, daß
Saunders nie mehr boxen dürfe, was natürlich nicht der Fall sein wird.

Wie der britische Promoter Frank Warren in einer ersten Stellungnahme
mitgeteilt hatte, werde Saunders die Sportkommission von Massachusetts
wegen des Verlusts seiner Einkünfte verklagen. Die Lizenz sei ohne
stichhaltige Gründe verweigert worden, weshalb man im Zweifelsfall bis
vor den Obersten Gerichtshof gehen werde, um Recht zu bekommen. Warren
machte geltend, daß die monierte Probe bereits im August gezogen
wurde, die nachfolgenden Tests aber negativ ausgefallen seien. Die
Sache sei absolut lächerlich. Fände der Kampf in England statt, hätte
es überhaupt kein Problem gegeben.

Zwischen der Abgabe der Probe Ende August und der Bekanntgabe des
positiven Testergebnisses am 28. September war fast ein Monat
vergangen. Die Sportkommission gab erst am 10. Oktober bekannt, daß
Saunders aus diesem Grund keine Lizenz erhalte. Der Sachverhalt ist
auch deswegen nicht eindeutig, weil die Antidopingagentur WADA die
fragliche Substanz außerhalb des Wettkampfs zuläßt, während sie von
der VADA generell verboten wird. Warren wies darauf hin, daß die VADA
mit ihren extrem strengen Vorgaben von der britischen Boxkommission
nicht anerkannt werde. Sein Argument, daß der Kampf in England
ungehindert über die Bühne gegangen wäre, ist also nicht von der Hand
zu weisen. [3]

Da diese Erklärung zeitlich vor der Rückgabe des Titels und der
Entschuldigung des Ex-Weltmeisters abgegeben worden war, ist offen, ob
Saunders tatsächlich Klage einreichen wird. Die Abfolge der Ereignisse
legt nahe, daß man nach Prüfung der Umstände und Erfolgsaussichten zu
dem Schluß gekommen ist, daß der Verlust des WBO-Titels und eine
Sperre nicht abzuwenden seien. Der Brite nahm das Angebot des Verbands
nicht in Anspruch, Argumente zu seinen Gunsten vorzubringen, sondern
legte den Titel nieder und entschuldigte sich öffentlich. Er kann
deshalb damit rechnen, nicht länger als sechs Monate gesperrt zu
werden, so daß er die Ausfallzeit möglichst kurz hält.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/10/kautondokwa-replaces-saunders-for-demetrius-andrade-fight-on-oct-20/

[2] www.boxingnews24.com/2018/10/billy-joe-saunders-vacates-wbo-title/

[3] www.espn.com/boxing/story/_/id/24956085/billy-joe-saunders-sue-cancelled-demetrius-andrade-fight

12. Oktober 2018
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TREFF/033: Bochum - Podiumsdiskussion "Frauen im Fußball", Kunstmuseum 18.10.2018

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Podiumsdiskussion: Frauen im Fußball



Immer noch gilt Fußball als männerdominiert - sowohl auf dem Platz als
auch auf den Tribünen. Welche weiblichen Perspektiven es allerdings im
Sport und in der Fankultur gibt, können Interessierte am 18. Oktober
2018 um 19 Uhr bei einer Podiumsdiskussion im Kunstmuseum Bochum
erfahren. Mit ausgewählten Podiumsgästen diskutiert Prof. Dr. Katja
Sabisch von den Gender Studies der RUB, wie Frauen die Fußballszene in
Deutschland wahrnehmen und wie darin mit Sexismus und Diskriminierung
umgegangen wird. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen: http://news.rub.de/kultur-und-freizeit/2018-10-11-termin-frauen-der-fussballszene

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Bochum, 12.10.2018

Termine und Veranstaltungen

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit UV 0/14

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 29355

Internet: www.uv.rub.de/dezernat8
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KLEINKUNST/875: Lippstadt - Ingo Börchers "Ferien auf Sagrotan" am 21.10.2018

Ingo Börchers "Ferien auf Sagrotan"

Für dieses Programm erhält der Kabarettist den Leipziger Löwenzahn
2017



Lippstadt. Am 21. Oktober wird Ingo Börchers für dieses Programm der
Preis der Leipziger Lachmesse 2017 übergeben. Kurz vorher, am 11.
Oktober, kann er live auf der Schlossbühne Overhagen erlebt werden.

Ingo Börchers ist bekennender Hypochonder. Aber multitaskingfähig. Das
heißt, er kann vor mehreren Krankheiten gleichzeitig Angst haben. Denn
er weiß, sie lauern überall: Pilze und Bakterien, Viren und Parasiten,
Sporen und Schmarotzer.

Darum wäscht er sich mehrmals täglich die Hände, wenn nicht mit Seife,
so doch in Unschuld. Und damit ist er nicht allein. Wir wollen ein
Leben ohne Nebenwirkungen.

Wie schön ist es doch, sich der Illusion hinzugeben, die da lautet
"Mit einem Wisch ist alles weg". Doch wenn wir die Medaille wollen,
kaufen wir auch die Kehrseite. In Ferien auf Sagrotan geht es um
Hygiene und Hypochondrie und um das Geschäft mit der Gesundheit.
Keimfreiheit lautet das Gebot der Stunde, im Krankenhaus und in der
Pflege, am Geldautomaten und in der Politik.

Auf den zweiten Blick wird noch etwas ganz anderes verhandelt:
Ursachen und Wirkungen, Neben- und Wechselwirkungen. Denn die
begleiten unser Leben. Privat wie politisch.

Entscheidungen führen zu Tatsachen. Das gilt für Gesundheitsthemen
ebenso wie für die derzeitige Völkerwanderung. Während ein nicht
unerheblicher Teil der Menschheit auf der Flucht vor den bestehenden
Verhältnissen ist, flüchtet ein nicht minder großer Teil aus der
Realität.

Mit deutlichem Misstrauen gegen das, was wir als Wahrheit akzeptiert
haben, skizziert Ingo Börchers das Bild einer Gesellschaft, die das
Unmögliche will. Freiheit UND Sicherheit. Wirkung OHNE Nebenwirkung.

Ferien auf Sagrotan - manchmal lohnt es sich doch, etwas genauer
hinzuschauen...

Ingo Börchers, Jahrgang 1973, geboren im niedersächsischen Dissen
(Kreis Osnabrück). Groß geworden (immerhin 1,72 m) in einer Gegend, in
der man weiß, dass Agrarkultur nichts mit Bauerntheater zu tun hat.
Nach Abitur (solider Notendurchschnitt von 2,6), Führerschein (nur
einmal durchgefallen) und Seepferdchen (hatte mit Würde nicht mehr
viel zu tun) Unterricht in Tanz, Pantomime und Schauspiel.

Termin: Donnerstag, 11. Oktober 2018, 20 Uhr


Ort: Schlossbühne Overhagen


Preise: Euro 12,- / ermäßigt: Euro 7,-


Veranstalter: Werner-Bohrer-Kreis des Hanse-Kollegs

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Lippstadt

Ostwall 1, 59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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SCHAUSPIEL/1223: Unna - "Onkel Toms Hütte" am 29. Oktober 2018

Onkel Toms Hütte

Theatersaison in der Stadthalle Unna beginnt



Kreisstadt Unna. Alle Abos sind verteilt und 600 kräftig pinkfarbene
Ausweise verschickt, seit dem 4. Oktober läuft der Kartenvorverkauf im
i-Punkt für die am 29. Oktober beginnende Theatersaison in der
Stadthalle Unna.

Der Auftakt im Oktober ist direkt vielversprechend: Unter der Regie
von Frank Lenart wird das Stück "Onkel Toms Hütte" aufgeführt. Ron
Williams, Stephanie Marin, Janina Moser u.a. sind in diesem Schauspiel
mit Musik nach dem Roman von Harriet Beecher Stowe zu sehen.

Vom Gang-Mitglied zum Sozialpädagogen

Tom Rutherford stammt aus der Southside von Chicago. Er war früher
Straßengangmitglied, ist jetzt Sozialpädagoge und betreibt im
Gefängnis einer mittelamerikanischen Großstadt ein kleines Theater,
dem er den Namen "Onkel Toms Hütte" gegeben hat; nicht nur, weil Tom
den gleichen Namen trägt, sondern weil er dort schon seit mehr als
zehn Jahren immer wieder die gleiche Geschichte zur Aufführung bringt:
Harriet Beecher Stowes "Onkel Toms Hütte".

Vier junge inhaftierte Amerikaner unterschiedlicher Nationalitäten
führen das Stück mit einfachsten Mitteln auf, unter der Leitung ihres
Rehabilitierungshelfers, Rutherford, der selbst den Onkel Tom spielt,
und unter musikalischer Begleitung des lebenslänglich verurteilten
Musikers Barney. Sie schlüpfen in die Rollen der verschiedenen Roman-
Charaktere, aber sie verkörpern nicht nur das Sklavenelend, das sich
in den Südstaaten der USA bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts
unaufhörlich verbreitet hatte, sondern tragen auch ihre eigenen
Geschichten und Songs vor ...

Abos können noch gebucht werden

In dieser Saison gibt es für alle acht Stücke noch Karten, für "Wir
sind die Neuen", "Eine Stunde Ruhe" und "Wir sind die Hartmanns"
allerdings nur noch in den preiswerteren Kategorien.

Die Buchung von Abos ist weiterhin möglich, z.B. ein "Schnupper-Abo"
mit drei Stücken in der zweiten Preisklasse mit den Stücken "Onkel
Toms Hütte", "Geächtet" und "Fehler im System" zum Preis von 54,00
Euro pro Person.

Info: Kreisstadt Unna, Bereich Kultur, Angelika Becker, Tel.:
02303/103-722 oder i-Punkt im zib, Lindenplatz 1, 59423 Unna, Tel.:
02303/103-777.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TIERVERSUCH/773: Kommentar zum Tierschutzforschungspreis (TSB)

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 11. Oktober 2018

Kommentar

Tierschutzforschungspreis



Heute hat das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) den
mit 25.000 Euro dotierten Tierschutzforschungspreis überreicht. Dieser
zeichnet wissenschaftliche Arbeiten aus, die einen Beitrag zur Entwicklung
von Methoden und Verfahren leisten, die Tierversuche ersetzen oder
einschränken können. Dazu kommentiert Thomas Schröder, Präsident des
Deutschen Tierschutzbundes:

"Dass die Erforschung von Alternativmethoden zu Tierversuchen ausgezeichnet
und gefördert werden, ist gut und richtig - wir gratulieren den
diesjährigen Preisträgern. Dennoch scheinen Versuche an Tieren in der
Forschung noch immer höchste Priorität zu genießen, während die
Alternativmethodenforschung stiefmütterlich behandelt wird: Die Deutsche
Forschungsgemeinschaft bekam im Jahr 2017 insgesamt 3,2 Milliarden Euro an
Fördermitteln. Davon flossen lediglich 5 Millionen Euro in den
Alternativmethodenbereich, also in tierversuchsfreie Forschung. Die
Koalition aus CDU, CSU und SPD hat vereinbart, die Tierversuchszahlen zu
reduzieren. Mit knapp 0,2 Prozent der Fördergelder, die hierfür genutzt
werden, wird das nicht machbar sein. Gelder und Ressourcen müssen endlich
und mit aller Kraft in tierversuchsfreie Forschung fließen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 11. Oktober 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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GESCHÄFTE/134: Fortschritte beim Kampf gegen illegalen Handel (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 12. Oktober 2018

Fortschritte beim Kampf gegen den illegalen Handel mit geschützten
Tieren und Pflanzen



Auf einer internationalen Konferenz in London haben sich die
Teilnehmer auf gemeinsame Maßnahmen gegen den illegalen Wildtierhandel
geeinigt. Die Konferenz war die vierte ihrer Art und fand vom 11. bis
12. Oktober 2018 auf Einladung der britischen Regierung und des
Königshauses statt. Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Ich freue
mich, dass in London weitere konkrete Verabredungen getroffen wurden,
die dem illegalen Wildtierhandel den Kampf ansagen. Dass sich jetzt
auch Banken, Tourismus- und Transportunternehmen engagieren zeigt: Der
illegale Artenhandel ist klein Blümchenthema, hier geht es um
organisierte Kriminalität, die ganze Länder destabilisiert. Die
Bundesregierung wird ihr hohes Engagement beibehalten. Wir zählen
international zu den größten Geldgebern und unterstützen entsprechende
Projekte mit etwa 200 Millionen Euro." Zu den von der Bundesregierung
unterstützten Projekten zählt unter anderem ein langjähriges
ressortübergreifendes Projekt zur Bekämpfung des illegalen Handels mit
Elfenbein und Nashornhorn in Afrika und Asien. Daneben unterstützt die
Bundesregierung rund 50 bilaterale Projekte zur Verbesserung des
Schutzgebietsmanagements, zur Verhinderung von Wilderei, zur Reduktion
der Nachfrage und zur Förderung alternativer Einkommensquellen.

An der Konferenz in London nahmen neben Regierungsvertretern aus 80
Ländern auch Vertreter von privaten Unternehmen, Zivilgesellschaft und
Wissenschaft teil. Ergebnis ist eine gemeinsame Erklärung und
verschiedene Ankündigungen. So haben sich beispielsweise rund 30
Institutionen aus dem Finanzsektor in einer "Financial task force"
zusammengeschlossen, die Wildereieinkünfte zukünftig verstärkt als
Wirtschaftskriminalität behandeln wollen. Die Londoner Konferenz
knüpft auch an die von Deutschland initiierten, in Hamburg auf dem 
G20-Gipfel im Juni 2017 verabschiedeten "High Level Principles on
Corruption and Illegal Wildlife Trade" an.

Der illegale Handel mit Produkten geschützter Arten, wie Elfenbein,
Nashornhorn, Schuppen von Schuppentieren, lebenden Papageien oder
Rosenhölzern ist in den letzten Jahren stark gestiegen und verbleibt
auf hohem Niveau. Er trägt weltweit zum dramatischen Rückgang im
Bestand vieler Tier- und Pflanzenarten bei. Außerdem hat er in vielen
Teilen der Welt erhebliche negative Auswirkungen auf die Stabilität
der Gesellschaft, Wirtschaft und Sicherheitslage. Denn er ist in
vielen Fällen eine hochorganisierte kriminelle Tätigkeit, die in
industriellem Umfang weltweit stattfindet.



Mehr Informationen des BMU auf

https://www.bmu.de/themen/natur-biologische-vielfalt-arten/artenschutz/internationaler-artenschutz/wildereibekaempfung/

Über die Konferenz auf

https://www.gov.uk/government/topical-events/london-conference-on-the-illegal-wildlife-trade-2018

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 198/18, 12.10.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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INSEKTEN/296: Und es gibt sie doch noch (idw)

Universität Trier - 10.10.2018

Und es gibt sie doch noch



Trierer Studierende der Umweltbiowissenschaften haben eine
verschollene Heuschrecken-Art auf Gran Canaria wiederentdeckt. Wie es
zur ersten Sichtung der Tüpfelschrecke nach mehr als 50 Jahren kam.

Es war gerade dunkel geworden auf Gran Canaria. Die Heuschrecken
hatten ihr Zirp-Konzert angefangen. Drei Personen hörten ganz genau
hin: Lisa Mahla, Lukas Knob und Jann Kolmsee. Und dann war da auf
einmal ein Heuschrecken-Gesang, den die Studierenden der
Umweltbiowissenschaften nicht kannten. Mit ihren Taschenlampen liefen
sie querfeldein durch die Graslandschaft und kletterten schließlich
einen Hang hoch. Dort saß auf einem Grashalm das langbeinige Insekt
mit dem besonders geformten Halsschild, nach dem sie fast zwei Monate
gesucht hatten.




[image: Eine Tüpfelschrecke - Foto: © Lukas Knob, Lisa Mahla und Jann Kolmsee, Uni Trier]

Bis vergangene Woche galt die Tüpfelschrecke (Evergoderes cabrerai)
als ausgestorben. 

Foto: © Lukas Knob, Lisa Mahla und Jann Kolmsee, Uni Trier



"Wir hätten nicht gedacht, dass wir noch in der letzten Woche unserer
Feldforschung fündig werden", sagt Lukas Knob. Seit mehr als 50 Jahren
hatte niemand mehr ein lebendes Exemplar der Tüpfelschrecke
Evergoderes cabrerai gesehen. Die Heuschrecken-Art, die nur auf der
kanarischen Insel Gran Canaria vorkommt, galt daher laut der Roten
Liste auch als "vermutlich ausgestorben" - eine Klassifikation, die
nach der Entdeckung der Trierer Studierenden nun geändert werden muss.

"Jede Art, die ausstirbt, ist ein Verlust für die biologische
 Vielfalt." 
(Prof. Dr. Axel Hochkirch)


"Ich bin sehr gespannt darauf, von den Studierenden nach ihrer
Rückkehr mehr über den Fund zu erfahren", sagt Axel Hochkirch. Die
Freude ist dem Professor für Biogeographie an der Universität Trier
deutlich anzumerken. "Jede Art, die ausstirbt, ist ein Verlust für die
biologische Vielfalt."

Für die Studierenden ist es ein toller Abschluss ihres
Erasmus-Praktikums am spanischen Instituto de Productos Naturales y
Agrobiología. Während manch einem das Zirpen gewisser
Heuschrecken-Arten beim Einschlafen eher auf die Nerven geht,
faszinieren sie Lukas
Knob: "Mir hat das Forschen in der Natur viel Spaß gemacht."
Heuschrecken aufgeschreckt

Da die Tüpfelschrecke so lange nicht gesichtet wurde, lag die
Vermutung nahe, sie könnte nachtaktiv sein - sollte es sie überhaupt
noch geben. Die Studierenden hatten sich von anderen Forschern
bereitgestellte Audioaufnahmen von Heuschrecken-Gesängen eingeprägt
und waren durch das Gebüsch gelaufen, um die Heuschrecken
aufzuschrecken. "Vom Wort Schrecken [= Springen] stammt auch der Name
des Insekts", erklärt Professor Axel Hochkirch.

Das von den Studierenden gefundene Exemplar ist im Übrigen ein
Weibchen. Da nur die Männchen singen, muss es irgendwo zumindest ein
männliches Exemplar der Art geben. "Wir werden den Fund den örtlichen
Naturschutz-Behörden melden, um zu vermeiden, dass die vermutlich
trotzdem sehr seltene Art durch Unwissenheit über ihr Vorkommen doch
noch ausstirbt", so Hochkirch, "die Bedingungen, die die Art braucht,
müssen soweit möglich erhalten werden."




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-trier.de/index.php?id=15675

https://www.uni-trier.de/index.php?id=45130

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news703758

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution103

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Trier - 10.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/638: 13. Oktober 2018 - Internationaler Aktionstag gegen die Gas- und Frackingindustrie (BBU)

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 12.
Oktober 2018

13. Oktober 2018: Internationaler Aktionstag gegen die Gas- und
Frackingindustrie

Proteste u. a. auch in Berlin, Niedersachsen und Schleswig-Holstein



(Bonn, Berlin, Kiel, 12.10.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass am Samstag, 13. Oktober
2018, ein internationaler Aktionstag gegen die Gas- und
Fracking-Industrie stattfindet (GAS DOWN, FRACK DOWN, RISE UP! Global
Day of Action - October 13th, 2018). Auch in der Bundesrepublik
Deutschland finden Protestaktionen statt. Anlässlich des Aktionstages
bekräftigt der BBU seine Forderung nach einem ausnahmelosen
Fracking-Verbot. Bereits aus den USA ist bekannt, dass Fracking, eine
umstrittene Technik zur Gasförderung, zu Grundwasserkontaminationen
und Erdbeben führt. Der Austritt von Methan schädigt zudem das Klima.

Im Bundesgebiet beteiligen sich besonders in Norddeutschland mehrere
Bürgerinitiativen an dem Aktionstag, so zum Beispiel in Dagebüll,
Husum, Schletau (Wendland) und in Quakenbrück, aber auch in Berlin.

Aktuell verweist der BBU besonders auch auf die Proteste gegen ein
geplantes Flüssiggasterminal in Brunsbüttel. In einer Pressemitteilung
mehrerer Organisationen vom 4.10.2018 heißt es dazu: "Gegen die Pläne
der Landesregierung Schleswig-Holsteins, ein Flüssiggasterminal
(englisch Liquefied Natural Gas, abgekürzt LNG) in Brunsbüttel zu
unterstützen, formiert sich zunehmender Widerstand. Über 20 lokale
Gruppen und Umweltverbände haben in einer ausführlichen Stellungnahme
die ökologischen und ökonomischen Gründe gegen den angedachten LNG
Terminal im Norden Deutschlands dargelegt. Die UnterzeichnerInnen
machten darauf aufmerksam, dass Erdgas, welches hauptsächlich aus
Methan besteht, nur ein weiterer fossiler Energieträger ist, auf den
wir auf Grund seiner klimaschädigenden Wirkung dringend verzichten
müssen. Bereits geringe Methanemissionen verleihen Erdgas einen
enormen Treibhausgas-Fußabdruck. Wenn neben den beim Verbrennen
entstehenden CO2-Emissionen auch die bei der Förderung und dem
Transport anfallenden Methanleckagen berücksichtigt werden, fällt die
Klimabilanz von Erdgas deutlich schlechter aus, als zunächst
angenommen. Bereits beim sogenannten konventionellen (d.h. ohne
Fracking gewonnenen) Erdgas können bis zu rund vier Prozent der
gesamten Produktion in die Atmosphäre entweichen. Dies geschieht durch
Leckagen und Druckentlastung an der Förderstelle, während der Lagerung
und beim Transport zum Abnehmer. Dies betrifft auch die Herstellung
und den Transport von Flüssigerdgas (sog. LNG). Bei gefracktem Gas
(insbesondere Schiefergas) können die Methanemissionen drei- bis
viermal so hoch liegen."



Quelle:
http://www.keinco2endlager.de/fluessiggas-lng-terminal-in-brunsbuettel-konterkariert-energiewende-und-klimaschutzgesetz-und-generiert-investitionsruine/

Neben Aktionen in der Bundesrepublik Deutschland werden in Europa u.
a. auch Initiativen in Großbritannien und in den Beneluxländern den
internationalen Aktionstag gegen die Gas- und Fracking-Industrie
unterstützen.

Ausführliche Informationen zum Aktionstag unter

https://gasdown-frackdown.org

Weitere Informationen unter

http://www.gegen-gasbohren.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 12.10.2018

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Tel. 0228/21 40 32, Fax.: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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EUROPA/539: Appell an Rat der EU - EU-Langzeit-Haushalt muss nachhaltiger werden (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.10.2018 / Politik & Recht

Appell an Rat der EU: EU-Langzeit-Haushalt muss nachhaltiger
werden



Am Mittwoch hat sich ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis an
die EU-Minister*innen des Rates für Allgemeine Angelegenheiten
gewandt: Der neue EU-Langzeit-Haushalt muss sich am Pariser
Klimaabkommen und an den UN-Nachhaltigkeitszielen ausrichten.

Die Minister*innen kommen voraussichtlich am 16. Oktober zusammen, um
den Vorschlag der EU-Kommission vom Mai dieses Jahres zu diskutieren,
wie der neue Mehrjährige Finanzrahmen (MFR) ab 2021 aussehen soll.
Was für einige europäische Entscheidungsträger*innen noch unklar
erscheint, ist für das Bündnis aus 101 Organisationen aus Wirtschaft
und Gesellschaft klar: Die europäischen Finanzen müssen stärker als
bisher in den Klimaschutz und in die 17 Nachhaltigkeitsziele der
Vereinten Nationen fließen.

Im Besonderen fordern die unterzeichnenden Akteure mehr Euros für
saubere Energien und klimafreundlichen Verkehr, für Naturschutz sowie
für eine nachhaltige Landwirtschaft. Zusätzlich müsse sichergestellt
werden, dass alle Haushaltsprogramme mit dem Klimaschutz vereinbar
sind.

Zu den Unterzeichnern gehören unter anderem der Deutsche
Naturschutzring, die Deutsche Umwelthilfe und das Forum
Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft. [aw]



Offener Brief 

http://www.caneurope.org/docman/fossil-fuel-subsidies-1/3393-open-letter-ministers-eubudget-ga16102018/file

Agenda des Rats für Allgemeine Angelegenheiten

https://www.consilium.europa.eu/en/meetings/gac/2018/10/16/

 * 

Quelle:

EU-News, 10.10.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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LÄRM/146: Neue WHO Lärmgrenzwerte - Flughafenbetrieb in Hamburg Gefahr für die Gesundheit (BAW)

BAW - Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein - Pressemitteilung, 11. Oktober 2018

Neue WHO Lärmgrenzwerte:

Flughafenbetrieb in Hamburg ist eine Gefahr für die Gesundheit der
Bevölkerung!



Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat am 10.10.2018 neue
Leitlinien für Umgebungslärm veröffentlicht. Ziel dieser Leitlinien ist
es, der Politik in Europa klare Empfehlungen für den Schutz der
Gesundheit zu geben. Für Fluglärm empfiehlt die WHO, dass der
Dauerschallpegel (Lden) am Tag auf weniger als 45 dB und in der Nacht
auf weniger als 40 dB reduziert werden sollte, weil Fluglärm oberhalb
dieser Werte mit schädlichen gesundheitlichen Auswirkungen bzw. mit
negativen Auswirkungen auf den Schlaf verbunden ist. Die Leitlinien
enthalten deutliche Belege dafür, dass Lärmbelastung zu den
wichtigsten umweltbedingten Gefahren für die körperliche und psychische
Gesundheit und das Wohlbefinden der Bevölkerung in der Europäischen
Region zählt.

Der BUND Hamburg hat für den Fluglärmreport 2017 die zwölf offiziellen
Fluglärmmessstellen über einen Zeitraum von fünf Jahren, von 2013 bis
2017, ausgewertet und ist zu dem Ergebnis gekommen, dass lediglich an
einer Messstelle der Tagesgrenzwert der WHO von 45 dB eingehalten wird.
In der Nacht sind es bei 40 dB immerhin vier von zwölf Messstellen die
den Grenzwert einhalten. Die Stationen mit den höchsten
Nachtlärmindizes sind die innerstädtischen Messstellen in Fuhlsbüttel
mit 57 dB, Langenhorn mit 52 dB und Stellingen mit 51 dB.

"Der innerstädtische Verkehrsflughafen 'Helmut Schmidt' ist eine
dauerhafte Gefahr für die körperliche und psychische Gesundheit der
betroffenen Bürgerinnen und Bürger in Hamburg und weit im Umland von
Schleswig-Holstein und Niedersachsen", stellt Martin Mosel, Sprecher
des BUND Arbeitskreis Luftverkehr und der Bürgerinitiativen für
Fluglärmschutz in Hamburg und Schleswig-Holstein (BAW) besorgt fest.
"Mit seinen massiven Lärmemissionen 18 Stunden täglich bis in die späte
Nacht- und Schlafzeit greift der Flugbetrieb in erheblichem Umfang in
das Wohlbefinden und die Lebensqualität der Menschen ein. Aktuell wird
dieser Negativtrend durch die steigende Entwicklung des
Nachtflugbetriebs noch weiter befeuert. Es ist völlig unverantwortlich
die Kapazitäten im Luftverkehr deutlich erhöhen zu wollen und dabei
die gesundheitlichen Gefahren für die Menschen völlig unbeachtet zu
lassen", betont Mosel den fatalen Missstand.

"Der Flugbetrieb nach 22 Uhr muss jetzt in Hamburg mit
Sofortmassnahmen heruntergefahren und das Betriebszeitenende um 23 Uhr
regelhaft durchgesetzt werden", fordert Mosel.

Hintergrund:

In den 273 Nächten von Januar bis September 2018 gab es am
innerstädtisch gelegenen Hamburger Verkehrsflughafen "Helmut Schmidt"
lediglich 31 Nächte ohne Starts und Landungen von Linien- und
Touristikfliegern außerhalb der offiziellen Betriebszeit. Die rechtlich
festgeschriebene Nachtflugbeschränkung wurde nur in jeder neunten
Nacht eingehalten. Dies entspricht einer minimalen Regelkonformität von
11,3 %. In 39 Nächten fanden sogar noch nach 24 Uhr Flugbewegungen
statt. Im Vergleichsjahr 2013 fanden von Januar bis September am
"Helmut Schmidt-Airport" zwischen 23 Uhr und 6 Uhr insgesamt 351 Starts
und Landungen von Linien- und Touristikfliegern statt. Im Jahr 2018
sind es im selben Zeitraum bereits 1.014. Dies bedeutet, dass sich das
Verspätungsübermaß nahezu verdreifacht hat.

Am 'Helmut Schmidt-Airport' sind Starts und Landungen nach 23 Uhr nur
dann zulässig, wenn die nächtliche Verspätung unvermeidbar ist. Acht
von zehn dieser Flugbewegungen passieren aber aus nichtigen Gründen,
z.B. Fehlplanungen der Fluggesellschaften mit zu kurz bemessenen
Standzeiten, chronische Überlastungen des europäischen Luftraumes,
Unpässlichkeiten der Flugbesatzung. Dies bedeutet, von den bisher im
Jahr 2018 außerhalb der offiziellen Betriebszeit produzierten 1.014
Starts und Landungen hätten 866 nicht stattfinden dürfen.



Den BUND-Fluglärmreport 2017 finden Sie hier

https://www.bund-hamburg.de/service/publikationen/detail/publication/bund-fluglaermreport-fuer-das-jahr-2017/

Die aktuellen Belastungskennzahlen zum 30.09.2018 finden Sie hier


http://www.baw-fluglaerm.de/files/PDFs/BAW_Auswertung-Nachtfluege_HAM_1101-1809.pdf

www.nachts-ist-ruhe.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.10.2018

BAW Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz

in Hamburg und Schleswig-Holstein

Bilenbarg 21, 22397 Hamburg

E-Mail: presse@baw-fluglärm.de

Internet: www.baw-fluglaerm.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - LÄRM/145: Lärm laut WHO zweitgrößtes Gesundheitsproblem (DNR EU)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





LÄRM/145: Lärm laut WHO zweitgrößtes Gesundheitsproblem (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.10.2018 / Emissionen

WHO: Lärm zweitgrößtes Gesundheitsproblem



Lärm ist eine der größten Umweltgefahren für die körperliche und
geistige Gesundheit und das Wohlergehen in der Europäischen Region.
Das hat die Weltgesundheitsorganisation (WHO) festgestellt und neue
Leitlinien veröffentlicht. Enthalten sind Werte, bei denen Lärm
erhebliche gesundheitliche Auswirkungen hat und die deshalb nicht
überschritten werden sollten. Die WHO empfiehlt außerdem Maßnahmen,
wie die Exposition (das ausgesetzt sein) verringert werden kann.

Neben negativen Effekten auf Herz, Kreislauf und Stoffwechsel kann
Lärm auch erhebliche Auswirkungen auf den Schlaf haben, den
Stresspegel erhöhen und zu kognitiven Beeinträchtigungen führen.
Gereiztheit, Hörstörungen und Tinnitus sowie andere Beeinträchtigungen
der Lebensqualität gehören ebenso dazu.

Das Europäische Umweltbüro (EEB) begrüßte die Ergebnisse der WHO und
forderte die EU-Regierungen auf, die Menschen vor der wachsenden
Bedrohung durch Lärmbelästigung zu schützen. Maßnahmen zur
Lärmreduktion in Straßen-, Schienen- und Luftverkehr müssten dringend
angegangen werden. Die Standortwahl für Windkrafträder sei sensibel zu
treffen.

Margherita Tolotto vom EEB sagte: "Die WHO unterstreicht, dass Lärm
nach der Luftverschmutzung die zweitgrößte Bedrohung der Gesundheit in
Europa ist. Zum Glück können die politischen Entscheidungsträger mit
den Lösungen, die zur Senkung der Lärmbelästigung erforderlich sind,
gleichzeitig dazu beitragen, die Luftverschmutzung zu bekämpfen und
zum Klimaschutz beitragen." Das nötige Umdenken in Verkehrsfragen und
dem Aufbau wirklich lebenswerter Städte habe nur Vorteile.

Im Vergleich zu den bisherigen WHO-Richtlinien für Lärm enthält diese
Version fünf wesentliche Entwicklungen:


	stärkerer Nachweis der Herz-Kreislauf- und Stoffwechselwirkung von Umgebungsgeräuschen;

	Einbeziehung neuer Lärmquellen, nämlich Windenergie und Freizeitlärm, sowie Verkehrslärm (Flugzeug-, Schienen- und Straßenverkehr);

	Verwendung eines standardisierten Ansatzes zur Beurteilung der Beweismittel;

	eine systematische Überprüfung der Evidenz, die die Beziehung zwischen Lärmbelastung und dem Risiko ungünstiger gesundheitlicher Ergebnisse definiert;

	Verwendung langfristiger Durchschnittsindikatoren für die Geräuschexposition, um negative gesundheitliche Ergebnisse besser vorhersagen zu können.



Die Europäische Umweltagentur (EEA) hat 2017 Zahlen zum Lärm
veröffentlicht (EU-News 27.04.2017 [1]). Demnach leidet jedeR fünfte
BürgerIn in der EU unter zu hoher Lärmbelastung. Rund 32 Millionen
Menschen sind mehr als den durchschnittlich täglich erlaubten 55
Dezibel ausgesetzt. Im letzten Jahr hat die EU-Kommission ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingeleitet (EU-News
05.10.2017 [2]). [jg]



Pressemitteilung WHO

http://www.euro.who.int/en/media-centre/sections/press-releases/2018/press-information-note-on-the-launch-of-the-who-environmental-noise-guidelines-for-the-european-region

Leitlinien WHO zu Lärm

http://www.euro.who.int/en/publications/abstracts/environmental-noise-guidelines-for-the-european-region-2018

Reaktion EEB

https://eeb.org/noise-from-traffic-and-aircraft-must-be-cut-wind-turbines-must-be-sensitively-located-eeb-welcomes-who-noise-findings/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-emissionen/europas-strassen-sind-zu-laut/

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-emissionen/deutschland-verstoesst-gegen-eu-laermrichtlinie/?L=0

 * 

Quelle:

EU-News, 11.10.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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Internet: www.eu-koordination.de
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PREIS/335: Forschung verständlich auf den Punkt gebracht (UFZ)

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 11. Oktober 2018

Forschung verständlich auf den Punkt gebracht

Zwei UFZ-Nachwuchswissenschaftler mit Preis der Klaus Tschira Stiftung
ausgezeichnet



Die Umweltmikrobiologin Dr. Anja Worrich und der Umweltphysiker Dr.
Martin Schrön wurden mit dem KlarText-Preis für
Wissenschaftskommunikation der Klaus Tschira Stiftung ausgezeichnet.
Den beiden UFZ-Forschenden war es nach Ansicht der Preisjury
vorbildlich gelungen, das Thema ihrer Dissertation für Laien in einem
deutschsprachigen Text verständlich darzustellen.

Die Preisträgerin in der Kategorie Biologie, Dr. Anja Worrich,
beschreibt in ihrem Text, wie Pilze und Bakterien gemeinsam helfen,
Schadstoffe unschädlich zu machen, und wie damit die Sanierung alter
Industriestandorte, Müllkippen oder Tankstellen ermöglicht werden
kann. Anschaulich erklärt sie die Lebensweise der Mikroorganismen im
Boden und schildert, unter welchen Bedingungen die 
Pilz-Bakterien-Allianz besonders effektiv arbeitet. 
Dr. Martin Schrön, Preisträger in
der Kategorie Geowissenschaften, macht in seinem Beitrag deutlich,
dass es mithilfe kosmischer Strahlung gelingen kann, den Wassergehalt
in der Wurzelzone von Böden in deutlich größeren Flächen zu messen,
als es bislang möglich war. Er legt dar, wie sich über Neutronen, die
vom All kommend auf den Erdboden treffen und dann reflektiert werden,
der Wassergehalt im Boden ableiten lässt und wie man damit in Zukunft
großräumige Wasserkreisläufe und überregionale Wettermodelle
verbessern könnte.

Beide UFZ-Preisträger haben bereits Erfahrungen gesammelt, ihre
Forschung der breiten Öffentlichkeit zu präsentieren. So nahm Martin
Schrön mehrfach an Science Slams teil und wurde unter anderem mit
einem Vortrag über den Einfluss von Neutronen auf die Kartoffelernte
im Jahr 2015 Deutscher Meister. Anja Worrich präsentierte die
Ergebnisse ihrer wissenschaftlichen Arbeit verpackt in eine
Märchenanalogie im August dieses Jahres auf der "Nacht der Mikroben"
in der Leipziger Kultureinrichtung Werk 2. "Wissenschaftskommunikation
ist für mich ein wichtiger Bestandteil des Wissenschaftler-Seins",
sagt sie. Die Forschung am UFZ werde größtenteils über öffentliche
Gelder finanziert. Deswegen habe die Öffentlichkeit auch ein
berechtigtes Interesse zu erfahren, warum und woran man forsche. Dass
das allgemeinverständliche Erklären von wissenschaftlichen Ergebnissen
in Zeiten von Diskussionen um den Klimawandel oder von "Fake news"
wichtig ist, findet auch Martin Schrön. "Wenn Wissenschaftler nicht in
der Lage sind, diese Erkenntnisse verständlich und überzeugend zu
vermitteln, nutzt das Wissen wenig."

Die Fähigkeit, komplexe wissenschaftliche Sachverhalte in
verständliche Sprache zu packen, hilft den beiden UFZ-Forschern auch
im Arbeitsalltag, etwa beim Formulieren eines Projektantrags oder beim
Schreiben einer Publikation. "Viele Leser oder Gutachter kommen aus
anderen Fachdisziplinen und haben andere Erwartungen an den Text als
man selbst. Darauf sollte man eingehen, wenn man einen
Forschungsantrag schreibt", sagt Martin Schrön. Publikationen von
Autoren, die logisch, schlüssig und bildhaft geschrieben sind, lese
man gerne. Deren Argumente prägten sich besser ein.

Besonders erfreulich ist, dass in diesem Jahr gleich zwei
UFZ-Forschende mit dem Preis der Stiftung ausgezeichnet wurden. Eine
mögliche Erklärung aus Sicht der beiden Preisträger ist der
interdisziplinäre Forschungsansatz am UFZ. "Durch die Zusammenarbeit
mit Wissenschaftlern unterschiedlichster Fachrichtungen ist man dazu
gezwungen, seine Ergebnisse und Überlegungen verständlich zu
vermitteln", sagt Anja Worrich. Man versuche eine gemeinsame Sprache
finden und trainiere damit gleichzeitig auch die Fähigkeit,
Wissenschaft in der Öffentlichkeit zu kommunizieren. Hinzu kommt, dass
am UFZ generell Wert darauf gelegt wird, Forschungsergebnisse auch
populärwissenschaftlich präsentieren zu können.

Der KlarText-Preis für Wissenschaftskommunikation der Klaus Tschira
Stiftung ist mit jeweils 5.000 Euro dotiert und verbunden mit der
Publikation in einer Sonderbeilage der Wochenzeitschrift "Die ZEIT"
sowie der Teilnahme an einem Schreibworkshop. Der Preis wird jährlich
in den Fächern Biologie, Chemie, Geowissenschaften, Informatik,
Mathematik, Physik und Neurowissenschaften ausgeschrieben.

 * 

Quelle:

UFZ-Pressemitteilung, 11.10.2018
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SCHADSTOFFE/291: Zu viel Quecksilber in Luft und Wasser (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.10.2018 / Emissionen

Zu viel Quecksilber in Luft und Wasser



Die Europäische Umweltagentur (EEA) warnt vor einer langfristigen
Verunreinigung der Umwelt durch Quecksilber. Ende September
veröffentlichte sie alarmierende Zahlen zum Vorkommen des
Schwermetalls.

Dabei stellte sie fest, dass die Konzentration von Quecksilber in der
europäischen Luft fünfmal höher sei als die natürlichen Werte des
Schwermetalls. Das liege vor allem daran, dass nach wie vor viel Kohle
verbrannt wird, um Strom zu erzeugen. Über die Hälfte der
Quecksilberemissionen aus der Stromproduktion stamme aus Deutschland
und Polen. Die zweitgrößte Quelle von Quecksilber in der Luft seien
Industrieanlagen, insbesondere in Italien und Polen.

Auch in den europäischen Gewässern befinde sich zu viel des giftigen
Schwermetalls: Die Konzentration sei doppelt so hoch wie das
natürliche Vorkommen. Dabei stellt Quecksilber in Flüssen, Seen und
Meeren die größte Gefahr dar, wo es sich in eine giftige Substanz
verwandelt, die sehr einfach von Tieren aufgenommen werden kann.

Da die Hälfte der Verunreinigungen durch Quecksilber in Europa aus
nicht-europäischen Quellen stamme, sei neben den europäischen
Regulierungen auch ein entschiedenes Vorgehen auf internationaler
Ebene gegen die Verschmutzung wichtig. So soll die von 128 Parteien
unterzeichnete Minamata-Konvention, die im August 2017 in Kraft trat,
die Quecksilberemissionen weltweit eindämmen. Doch auch "sofortige
globale Aktionen" könnten nicht verhindern, dass "es noch sehr lange
dauern wird, bis die Quecksilberwerte in der Umwelt wieder auf 
vorindustrielle Werte sinken", so die EEA in ihrer Schlussfolgerung. 
[km]



Bericht der Europäischen Umweltagentur

https://www.eea.europa.eu/publications/mercury-in-europe-s-environment/at_download/file
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VERKEHR/1154: Umweltrat - Neue Pkws sollen 35 Prozent weniger CO2 ausstoßen (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.10.2018 / Verkehr

Umweltrat: Neue Pkws sollen 35 Prozent weniger CO2 ausstoßen



Die EU-Umweltminister*innen haben am Dienstag ihre allgemeine
Ausrichtung zu schärferen CO2-Emissionsstandards für neue Pkws und
leichte Nutzfahrzeuge gefunden. Umweltverbände sind enttäuscht.

Nach dem Willen des Umweltrats sollen neu zugelassene Pkws bis 2030 35
Prozent weniger klimaschädliches CO2 ausstoßen im Vergleich zu 2021.
Ein Zwischenziel von minus 15 Prozent soll 2025 eingerichtet werden.

Für leichte Nutzfahrzeuge soll ein 2030-Ziel von 30 Prozent weniger
CO2 gelten, mit einer Zwischenetappe von 15 Prozent bis 2025. In
diesem Punkt folgt der Rat dem Vorschlag der Kommission.

Ebenfalls einigten sich die Minister*innen auf Quoten für
emissionsarme und -freie Fahrzeuge. Diese sollen im Jahr 2030 einen
Marktanteil von mindestens 35 Prozent haben.

Die Verhandlungen gestalteten sich als schwierig aufgrund
gegensätzlicher Positionen. Dänemark, Irland, Luxemburg, die
Niederlande, Slowenien und Schweden bildeten eine 'Koalition der
Enttäuschten', die die Ergebnisse als zu schwach abkanzeln.

Auf der anderen Seite waren Deutschland und einige osteuropäische
Staaten gegen eine Anhebung des Kommissionsvorschlags von 30 Prozent.

In der vergangenen Woche hatte sich das EU-Parlament auf seine
Verhandlungsposition geeinigt (EU-News vom 04.10.2018 [1]). Am
Mittwoch fand bereits der erste Trilog zwischen Kommission, Rat und
Parlament statt. Noch vor der Europawahl im Mai 2019 sollen die
Verhandlungen abgeschlossen sein.

Reaktionen

Transport & Environment (T&E) kritisierte den Kompromiss. Unter dem
direkten Eindruck des IPCC-Sonderberichts von Montag sei ein
Reduktionsziel von 35 Prozent völlig unzureichend. Auch griff T&E
Deutschland und die Vi¨egrad-Staaten scharf an, die sich vehement
gegen ehrgeizigere Einsparziele gestellt hatten.

Nach Ansicht der Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch habe
die Bundesregierung mit ihrer Blockadehaltung im Umweltrat ihre neue
Rolle als Bremse beim europäischen Klimaschutz unterstrichen.

Michael Müller-Görnert, Referent für Verkehrspolitik beim VCD, zeigte
sich verärgert: "Die EU-Umweltminister haben dabei versagt, dem
alarmierenden Bericht des Weltklimarats Taten folgen zu lassen. Mit
solch laschen Vorgaben wird noch nicht einmal das 2-Grad-Ziel
erreicht. Ein fatales Signal an die Weltgemeinschaft. Die
Hauptverantwortung für den schwachen Beschluss trägt die
Bundesregierung. Deutschland hat mit seiner Position jegliche Ambition
verhindert und bremst so den ganzen Kontinent beim Klimaschutz im
Verkehr aus. Die EU und die einzelnen Mitgliedstaaten geraten nun in
Erklärungsnot, wie sie ihre Klimaziele für 2030 erreichen wollen."
[aw]



Schlussfolgerungen des Umweltrats 

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2018/10/10/co2-emission-standards-for-cars-and-vans-council-agrees-its-position/

Reaktionen

T&E 

https://www.transportenvironment.org/press/germany-and-visegrad-aided-eu-commission-block-ambitious-car-emission-cuts

Germanwatch

https://germanwatch.org/de/15938

VCD

https://www.vcd.org/service/presse/pressemitteilungen/deutschland-bremst-beim-klimaschutz-vcd-zum-votum-der-eu-umweltminister-fuer-schwache-co2-grenzwerte-fuer-pkw/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-verkehr/eu-parlament-stimmt-fuer-weniger-co2-aus-dem-autoauspuff/
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VERKEHR/1153: EU-Parlament stimmt für weniger CO2 aus dem Autoauspuff (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.10.2018 / Verkehr

EU-Parlament stimmt für weniger CO2 aus dem Autoauspuff



Nach dem Willen der Europaabgeordneten sollen neue Pkws bis 2030 40
Prozent weniger Kohlendioxid ausstoßen als 2021. Was
Klimaschützer*innen begrüßen, lehnt der europäische Automobilverband
ACEA ab.

Das Plenum nahm am Mittwoch den Bericht von Miriam Dalli (S&D, Malta)
mit 389 Stimmen zu 239 Gegenstimmen bei 41 Enthaltungen an.

Die Abgeordneten fordern eine Verringerung der CO2-Emissionen um 40
Prozent für neue Pkws und neue leichte Nutzfahrzeuge bis 2030, mit
einem Zwischenziel von 20 Prozent bis 2025. Die EU-Kommission schlägt
eine Reduzierung um 30 Prozent bis 2030 gegenüber dem Bezugsjahr 2021
vor.

Die EU-Parlamentarier*innen verlangen außerdem, dass Autohersteller,
deren durchschnittliche CO2-Emissionen diese Ziele überschreiten, eine
Geldbuße an den EU-Haushalt zahlen. Die Gelder sollen für
Weiterbildungen von Arbeitnehmer*innen verwendet werden, die von
Veränderungen im Automobilsektor betroffen sind.

Ferner sollen die Automobilhersteller sicherstellen, dass der Anteil
von emissionsfreien und emissionsarmen Fahrzeugen - die weniger als 50
Gramm CO2 pro Kilometer ausstoßen - deutlich steigt. So sollen 20
Prozent aller Neuzulassungen im Jahr 2025 in diese Kategorie fallen,
und 35 Prozent im Jahr 2030.

Auch fordert das EU-Parlament die EU-Kommission auf, innerhalb von
zwei Jahren Pläne für eine Prüfung der CO2-Emissionen im wirklichen
Fahrbetrieb mit einem tragbaren Gerät vorzulegen, wie es kürzlich für
die Messung von Stickoxiden eingeführt wurde. CO2-Tests unter realen
Fahrbedingungen sollen ab 2023 in der EU durchgeführt werden.

Reaktionen

Die europäische Umweltorganisation Transport & Environment (T&E)
begrüßte das Abstimmungsergebnis als wichtigen Schritt für sauberere
Luft, eine geringere Abhängigkeit von Ölimporten und mehr
Arbeitsplätze. Jedoch entsprächen die 2030-Vorgaben nicht den
internationalen Verpflichtungen des Pariser Klimaabkommens.

Der europäische Verband der Autohersteller ACEA sprach dagegen von
großen Bedenken gegenüber den "extrem aggressiven CO2-Zielen und der
Auferlegung von Verkaufsquoten für E-Autos." Die Abstimmung riskiere
"eine sehr negative Auswirkung auf Arbeitsplätze entlang der
Wertschöpfungskette."

Blick zum Umweltrat

Die Umweltminister*innen der 28 EU-Staaten kommen am 9. Oktober
zusammen, um ihre allgemeine Ausrichtung zu finden.

Laut Informationen des Umweltnachrichtendienstes ENDS Europe Daily
sind die EU-Länder unverändert tief gespalten über der Frage, wie hoch
die Reduktionsziele für neu zugelassene Fahrzeuge sein sollen. Ein
weiterer kontroverser Punkt betrifft eine Verkaufsquote für
emissionsarme und -freie Fahrzeuge.

Deutschlands Position im Ministerrat scheint bereits besiegelt: In der
vorvergangenen Woche hatte sich Bundeskanzlerin Angela Merkel
eindeutig für den Vorschlag der Kommission ausgesprochen. 30 Prozent
CO2-Einsparung bis 2030 sei bereits sehr ehrgeizig, mehr sei
unrealistisch.

Das Bundesumweltministerium hatte sich offenbar dem
Wirtschaftsministerium beugen müssen. Auf der
Regierungspressekonferenz vom 26.09. teilte ein Ministeriumssprecher
mit: "Wir stehen nun also vor der Wahl: Blockieren wir eine deutsche
Position in Brüssel oder blockieren wir sie nicht? Die Blockade wäre
mit Blick auf das Ende der EU-Legislaturperiode nächstes Jahr mit
großen Risiken verbunden. Es würde dann nach unserer Einschätzung
wahrscheinlich in den nächsten Jahren gar keine Grenzwerte geben. Das
wäre für die Umwelt die schlechteste Variante. Wir haben uns darum
entschieden, den Kommissionsvorschlag als Grundlage für den weiteren
Prozess nicht zu blockieren. Es wird jetzt eine sehr schnelle
Ressortabstimmung geben, damit das Verfahren in Brüssel weitergehen
kann und wir sehr schnell zu einer Einigung in diesem Dossier kommen."

Sollten sich die Minister*innen im Umweltrat auf eine gemeinsame
Position einigen, können im Anschluss die inter-institutionellen
Verhandlungen zwischen Kommission, Parlament und Rat beginnen. [aw]



Angenommener Text im EU-Parlament 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0370+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE

Reaktion T&E 

https://www.transportenvironment.org/press/eu-parliament-votes-accelerate-electric-car-transformation

Reaktion ACEA 

https://www.acea.be/press-releases/article/eu-parliament-vote-on-co2-targets-for-cars-and-vans-auto-industry-voices-co

ENDS (kostenpflichtig) 

https://www.endseurope.com/article/53877/governments-remain-deadlocked-over-car-co2-limits

Meldung von EurActiv (27.09.) 

https://www.euractiv.com/section/electric-cars/news/germany-selects-lower-gear-supports-30-co2-car-cuts/

Bundespressekonferenz (26.09.)

http://www.jungundnaiv.de/2018/09/26/bundesregierung-fuer-desinteressierte-bpk-vom-26-september-2018/
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CHEMIE/421: Fahrplan - Gefährliche Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.10.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Fahrplan: Gefährliche Stoffe in Elektro- und Elektronikgeräten



Die EU beschränkt die Verwendung gefährlicher Stoffe in Elektro- und
Elektronikgeräten (RoHS-Richtlinien). Dies dient einerseits dem Schutz
der menschlichen Gesundheit und der Umwelt. Andererseits soll die
Beschränkung dazu führen, dass solche Stoffe nach der Verwendung
möglichst zurückgewonnen werden können. Nun sollen diese Restriktionen
bis Juli 2021 von der Kommission überprüft und bewertet und die
Ergebnisse danach dem Europäischen Parlament und dem Rat berichtet
werden. Hierzu hat die EU-Kommission einen Fahrplan veröffentlicht,
der noch bis 12. Oktober kommentiert werden kann.

Bei der Bewertung wird analysiert, ob die ursprünglichen Ziele
erreicht wurden und ob gegebenenfalls Vereinfachungen oder
Verbesserungen der Rechtsvorschriften möglich sind.

Die EU-Kommission plant außerdem eine Konsultation von BürgerInnen und
Interessengruppen im Frühjahr 2019. Das Ziel dieser Konsultation ist
es, Ansichten, Erfahrungen und bestimmte Beispiele von betroffenen
Interessengruppen zu sammeln und die Chancen und Auswirkungen der
Richtlinie aus einem anderen Blickwinkel zu sehen. Im Jahr 2019 soll
es darüber hinaus eine Konferenz der Interessengruppen geben, auf der
die Ergebnisse und auch potenzielle politische Mittel diskutiert und
evaluiert werden.

Bereits seit Februar 2003 existieren in der Europäischen Union
Rechtsvorschriften zur Beschränkung der Verwendung gefährlicher Stoffe
in Elektro- und Elektronikgeräten. Diese Beschränkungen wurden im Jahr
2011 noch einmal überarbeitet und ausgeweitet. Das Ziel dieser
Restriktionen ist es, die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu
schützen. Außerdem soll dadurch erreicht werden, dass so viel wie
möglich von diesen giftigen Stoffen nach der Verwendung wieder
zurückgewonnen werden kann. Eine einheitliche Regelung soll außerdem
dazu beitragen, den Binnenmarkt in Europa zu stärken und
Wettbewerbsverzerrungen durch unterschiedliche Produktanforderungen zu
vermeiden. Eine weitere Überarbeitung der Regelungen [1] fand im Jahr
2017 statt. Dabei wurden die Vorschriften an die nachhaltigere
Kreislaufwirtschaft angepasst. [kh]



Fahrplan der EU-Kommission

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-3106007_de

[1] https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32017L2102
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RECHT/219: Deutschland wegen eines Treibhausgases in Klimaanlagen von Autos verurteilt (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.10.2018 / Klima & Energie

Deutschland wegen eines Treibhausgases in Klimaanlagen von Autos
verurteilt



Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat Deutschland am Donnerstag
verurteilt, weil das Land die Verwendung eines klimaschädlichen
Kältemittels in Klimaanlagen von Daimler-Fahrzeugen nicht fristgerecht
untersagt hatte.

Wegen des zu nachlässigen Umgangs mit der Autoindustrie ist
Deutschland vom höchsten EU-Gericht verurteilt worden. Es geht um das
Treibhausgas R-134a in Klimaanlagen, die in rund 133.000 Fahrzeugen
des Autoherstellers Daimler eingebaut sind. Die Richter*innen
kritisierten, dass Deutschland die Verwendung der Substanz nicht
rechtzeitig verboten habe. Mit dem Urteil gab der EuGH der
EU-Kommission teilweise statt, die Klage gegen die Bundesregierung
erhoben hatte. Es gibt zwar keine Strafzahlungen, aber Deutschland
muss die eigenen Gerichtskosten und zur Hälfte die der Kommission
tragen.

2014 hatte die EU-Kommission das Verfahren gegen die Bundesrepublik
eingeleitet. Die Regierung hatte damals das Treibhausgas für
Klimaanlagen zugelassen, das nach EU-Recht für neuere Fahrzeugmodelle
verboten war. Das Kraftfahrt-Bundesamt ordnete erst zwei Jahr nach der
gesetzten Frist eine Umrüstung an.

Daimler hatte den Einsatz des verbotenen Mittels damit begründet, von
dem klimafreundlicheren Ersatzmittel R-1234yf gehe ein
Sicherheitsrisiko aus. Andere Hersteller und auch die EU-Kommission
teilten diese Ansicht nicht. Eine Risikoanalyse gab keine Hinweise auf
mögliche Gefahren. [aw]



EuGH-Urteil 

http://curia.europa.eu/juris/liste.jsf?language=de&td=ALL&num=C-668/16

Tagesschau 

https://www.tagesschau.de/wirtschaft/eugh-klimaanlagen-urteil-101.html
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FISCHEREI/182: Vorschlag der EU-Kommission zu Fangquoten im Nordostatlantik (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.10.2018 / Wasser & Meere

Fangquoten im Nordostatlantik vorgeschlagen



Fischarten der Tiefsee vermehren sich langsam und sind deshalb
besonders schutzbedürftig. Für 2019 und 2020 hat die EU-Kommission in
sieben Bewirtschaftungsgebieten die zulässige Gesamtfangmenge (TACs)
verringert. Dies gelte beispielsweise für die Bestände von
Kaiserbarschen und Schwarzen Degenfischen. Die Fischerei auf
Granatbarsch bleibt verboten. Die Quoten für die Fischerei von Roten
Fleckbrassen im Bereich der Azoren und Rundnasen-Grenadieren in den
südwestlichen Gewässern wurden dagegen erhöht. Für drei Arten
(Gabeldorsch im Nordostatlantik, Rundnasen-Grenadier in der Nordsee
und Schwarzer Degenfisch in der Nordsee und im Skagerrak) will die
Kommission gar keine TACs vorschlagen, da diese in "so geringer Menge
befischt werden, dass sie sich ausreichend fortpflanzen können". Die
EU-Kommission bezieht sich nach eigenen Angaben auf wissenschaftliche
Gutachten vom Internationalen Rat für Meeresforschung (ICES). Da ein
Gutachten über Tiefseehaie erst am 5. Oktober vorgelegt wurde, gibt es
für diese Art bisher noch keine Vorschläge von der EU-Kommission.

"Mit unserem Vorschlag werden die Mitgliedstaaten aufgerufen, nach dem
Vorsorgeansatz zu verfahren, um den besorgniserregenden Rückgang der
Tiefseebestände umzukehren", so der für Umwelt, Meerespolitik und
Fischerei zuständige EU-Kommissar Karmenu Vella. "Es liegt in unserem
gemeinsamen Interesse, dafür zu sorgen, dass die Fischbestände in der
Tiefsee in gutem Zustand sind, zum Wohl unserer Fischer und
Küstengemeinden, zur Sicherung ihres Lebensunterhalts und zum Schutz
unserer Meeresökosysteme. Außerdem hat sich gezeigt, dass nachhaltig
bewirtschaftete Fischbestände und eine florierende Wirtschaft Hand in
Hand gehen." [jg]




Pressemitteilung der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-5983_de.htm
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GLOBAL/147: Biodiversität - die COP, der Fahrplan, ein Ausblick (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.10.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Biodiversität: die COP, der Fahrplan, ein Ausblick



Der Umweltrat hat gestern seine Schlussfolgerungen zum Übereinkommen
über die biologische Vielfalt (CBD), zum Protokoll von Cartagena über
die biologische Sicherheit und zum Nagoya-Protokoll über den Zugang zu
und die Nutzung von genetischen Ressourcen angenommen.

Damit steht die Verhandlungsposition der EU für die nächste
Vertragsstaatenkonferenz der CBD im ägyptischen Sharm-El-Sheikh, die
vom 17. bis 29. November stattfindet. Die UmweltministerInnen
bescheinigten sich zwar "gute Fortschritte bei der Erfüllung einiger
Teile des strategischen Plans für die biologische Vielfalt 2011-2020
und seiner Aichi-Biodiversitätsziele". Sie stellten aber fest, dass
die EU ihre Anstrengungen, um diese Ziele vollständig zu erreichen,
verstärken muss. Die EU-Kommission und die Mitgliedstaaten müssten in
den nächsten zwei Jahren "hart arbeiten", um die
EU-Biodiversitätsstrategie und die Nationalen Biodiversitätsstrategien
und Aktionspläne vollständig umzusetzen. Der Umweltrat ist besorgt
über die Gefährdung von natürlichen Ressourcen,
Ökosystemdienstleistungen und dem Verlust biologischer Vielfalt.

Die MinisterInnen forderten einen ehrgeizigen strategischen Plan für
die Zeit nach 2020, der auch den weltweiten Rahmen und eine Vision für
die Zeit bis 2050 bietet. Im Jahr 2020 müsse es eine hochrangige
Konferenz der Staats- und Regierungschefs zu Biodiversität geben,
damit die politische Sichtbarkeit des Themas gestärkt und sein
entscheidender Beitrag zur Erreichung der UN-Nachhaltigkeitsziele für
2030 deutlicher werde. Der Umweltrat begrüßte die Initiative des
Gastgeberlandes Ägypten, auf ministerialer Ebene die Einbeziehung von
Biodiversitätsthemen ("Mainstreaming") in andere Politikbereiche wie
Energie, Bergbau, Infrastruktur, Produktion und Gesundheit zu
diskutieren.

Bereits im Sommer hatte die EU-Kommission einen Fahrplan zur Bewertung
der EU-Biodiversitätsstrategie veröffentlicht. Einige Umweltverbände
hatten diesen kommentiert. Im Fahrplan enthalten sind weitere
Schritte, unter anderem


	eine 12-wöchige öffentliche Online-Konsultation im ersten Halbjahr 2019;

	gezielte Interviews mit VertreterInnen der für Natur und Biodiversität zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, Sektorverbänden und anderen Akteuren im Laufe des Jahres 2019;

	Konferenz von Interessengruppen im ersten Quartal 2019 mit Diskussion u.a. der 6. nationalen CBD-Berichte;

	eine weitere Stakeholder-Konferenz im Jahr 2020, die die ersten Ergebnisse der Evaluation diskutieren soll;

	regelmäßig soll außerdem in den verschiedenen Phasen des Bewertungsprozesses in Expertengruppen, der Koordinierungsgruppe auf Direktorenebene und anderen Foren diskutiert werden.



Einen Ausblick auf die EU-Biodiversitätspolitik 2030 hat das Institut
für Europäische Umweltpolitik (Institute for European Environmental
Policy - IEEP) Anfang Oktober veröffentlicht. Einerseits zeigt das
IEEP darin die Erfolge der europäischen Bemühungen auf, so zum
Beispiel die EU-Naturschutzrichtlinien, das Natura-2000-Netzwerk sowie
die Verordnung über invasive Arten. Es sei ermutigend, dass sich der
Gesamtverlust der biologischen Vielfalt immerhin deutlich verlangsamt
und in den Niederlanden scheinbar gestoppt wurde, wenn auch auf
niedrigem Niveau und mit großen Unterschieden zwischen Lebensräumen
und Arten. Dennoch: alle Belege, einschließlich der
Halbzeitüberprüfung der Biodiversitätsstrategie, deuten daraufhin,
dass die Gesamtziele bis 2020 nicht erreicht werden. Es müssten auf
allen Ebenen und in vielen anderen Politikbereichen - zum Beispiel
Gewässerschutz, Meeresschutz, Landwirtschaft, Fischerei, Mehrjähriger
Finanzrahmen - erhebliche Anstrengungen unternommen werden. [jg]



Pressemitteilung der Umweltrates mit Schlussfolgerungen

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/10/09/biodiversity-council-adopts-conclusions/


https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/10/09/biodiversity-council-adopts-conclusions/#

Fahrplan zur EU-Biodiversitätsstrategie und Link zur Seite der EU zur
Biodiversitätsstrategie

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-3259397

http://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/strategy/index_en.htm
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EUROPA/219: Zwist um künftigen Kurs beim EU-Klimaschutz (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.10.2018 / Klima & Energie

Umweltrat: Zwist um künftigen Kurs beim EU-Klimaschutz



Die Umweltminister*innen der EU-28 haben auf ihrer Sitzung Anfang der
Woche in Luxemburg Schlussfolgerungen zum Klimaschutz verabschiedet.
Umweltverbände empört die wenig zukunftsweisende Haltung.

15 Umweltminister*innen befürworteten ein deutlich höheres
EU-Klimaziel für 2030, um die globale Erderwärmung möglichst auf 1,5
Grad zu begrenzen. Aufgrund der Widerstände der übrigen
Umweltminister*innen blieb die entsprechende Textzeile in den
Schlussfolgerungen jedoch vage. Im Beschluss zum Mandat für die
EU-Delegation auf dem UN-Klimagipfel in Katowice steht zwar, dass man
auch weiter ein positives Momentum in den Verhandlungen für mehr
Klimaambition schaffen wolle. Zugleich zeigt sich die EU allerdings
nur bereit, ihr 2030-Klimaziel bis zum Jahr 2020 'zu aktualisieren'.
Immerhin erklären die Minister*innen, dass die jüngst verbesserten
2030-Ziele für erneuerbare Energien und Energieeffizienz 'einen
Einfluss auf unser Ambitionsniveau haben werden'.

Es bleibt also offen, ob die EU auf der 24. UN-Klimakonferenz COP24 im
Dezember im polnischen Katowice mit einem nachgebesserten EU-Klimaziel
aufwarten kann.

Wendel Trio, Direktor des Climate Action Network (CAN) Europe erklärte
mit Verweis auf den Sonderbericht des IPCC zum 1,5 Grad-Ziel: "Die
Spitzen der EU müssen sich dazu verpflichten, das EU-Klimaziel 2030
erheblich zu steigern, mindestens auf 55 Prozent, wie es einige
progressive EU-Länder vorschlagen."

Prof. Dr. Hermann Ott, Präsidiumsmitglied des Umweltdachverbandes
Deutscher Naturschutzring kommentierte: "Die Europäische Union bietet
ein jämmerliches Bild: Nur einen Tag nach der Veröffentlichung des
aufrüttelnden IPCC-Klimaberichts zur Lage der Erde verhindern die
Umweltminister eine menschenfreundliche und zukunftsorientierte
Politik."

Germanwatch kritisierte, dass Deutschland verbesserte Emissionsziele
der EU auf der COP24 blockiere. "Deutschland als Klimaschutzbremse in
der EU - das ist ein neues Bild, an das wir uns als Zivilgesellschaft
nicht gewöhnen werden", sagt Klaus Milke, Vorstandsvorsitzender von
Germanwatch.

Darüber hinaus richteten sich die Kläger*innen des People's Climate
Case (siehe EU-News vom 25.05.2018 [1]) mit einem offenen Brief an die
europäischen Umweltminister*innen. Darin forderten sie die
europäischen Entscheidungsträger*innen auf, "auf die Stimme der
Wissenschaft zu hören und die EU-Klimaziele für das Jahr 2030 auf
einen Pfad zu bringen, der mit dem 1,5-Grad-Ziel vereinbar ist." [aw]



Schlussfolgerungen des Umweltrats 

https://www.consilium.europa.eu//media/36619/st12901-en18.pdf

CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1661-envi-council-cop24-conclusions

DNR 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/eu-laender-uneinig-ueber-erhoehung-des-eu-klimaziels/

Germanwatch

https://germanwatch.org/de/15938

People's Climate Case Offener Brief

https://germanwatch.org/sites/germanwatch.org/files/Offener%20Brief_People%27s%20Climate%20Case_final_0.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-klima-energie/klage-gegen-schwache-2030-klimaziele-der-eu-eingereicht/
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MELDUNG/151: IPCC-Sonderbericht - EU und Deutschland müssen jetzt handeln (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.10.2018 / Klima & Energie

IPCC-Sonderbericht: EU und Deutschland müssen jetzt handeln



Am Montag hat der Weltklimarat IPCC seinen Sonderbericht zur
Begrenzung der Erderhitzung auf 1,5 Grad Celsius vorgelegt. Ein
deutliches Signal an die EU und Deutschland endlich zu handeln, finden
Klimaschützer*innen.

Noch sei es nicht zu spät, die globale Erderwärmung auf 1,5 Grad
Celsius gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen. Möglich
werde dies jedoch nur durch "schnelle, weitreichende und beispiellose
Veränderungen in allen Teilen der Gesellschaft". So lautet die
zentrale Botschaft des Sonderberichts, den die Weltgemeinschaft 2015
in Auftrag gegeben hatte.

Weiter heißt es im IPCC-Bericht, dass alle Staaten ihre jährlichen
Treibhausgasemissionen bis 2030 um mehr als 40 Prozent reduzieren
müssen. Bis 2050 müssten die Emissionen weltweit bei null liegen.

Die 91 Autor*innen des Berichts benennen das Entfernen von CO2 aus der
Atmosphäre als eine Maßnahme, um das 1,5 Grad-Ziel zu erreichen.
Beispiele hierfür sind Bioenergie mit CO2-Abscheidung und Speicherung
(BECCS) sowie Aufforstung und Renaturierung von Wäldern, Böden und
Mooren. Geoengineering, etwa das Rückspiegeln von Sonnenstrahlen, wird
eine klare Absage erteilt.

Reaktionen

EU-Kommissar Miguel Arias Ca´nete, zuständig für Klimapolitik und
Energie, und EU-Kommissar Carlos Moedas, zuständig für Forschung,
Wissenschaft und Innovation, begrüßten den Bericht. Aus ihrer Sicht
liefere er zum richtigen Zeitpunkt wichtige Erkenntnisse für die
Neufassung der EU-Strategie zur langfristigen Verringerung der
Treibhausgasemissionen. Der Vorschlag wird für November erwartet.

Wendel Trio, Direktor des Climate Action Network (CAN) Europe
kommentierte: "Um unter 1,5 Grad zu bleiben, muss die EU ihren
Treibhausgasausstoß drastisch reduzieren. Dies muss sich auch in der
neuen europäischen Klimaschutz-Langfrist-Strategie wiederspiegeln."

Kai Niebert, Präsident des Deutschen Naturschutzrings (DNR) zeigte
sich alarmiert: "Der neue Bericht des Weltklimarates zeigt deutlich:
Wir haben das Klima aus dem Takt gebracht. Wetterextreme und Dürren
nehmen zu und die Folgen kosten uns immer mehr. Auch wenn wir uns
bereits auf dem Weg in eine drei bis fünf Grad wärmere Welt befinden,
können wir die Erwärmung noch bei 1,5 Grad stoppen."

Der BUND-Vorsitzende Hubert Weiger erklärte mit Blick auf die 
UN-Klimakonferenz im Dezember: "Dort müssen daher alle nationalen
Klimaschutzpläne, auch die EU-Klimaziele, mit dem 1,5-Grad-Ziel in
Einklang gebracht werden. Auch die Bundesregierung muss ihre Ziele und
Maßnahmen der 1,5-Grenze anpassen. Die schlimmsten Folgen der
Erderhitzung zu begrenzen wird nur gelingen mit einem raschen
Kohleausstieg, einem ambitionierten Ausbau der erneuerbaren Energien,
mehr Energieeffizienz und dem grundsätzlichen Umsteuern im Verkehrs-
und Landwirtschaftsbereich."

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer der Umwelt- und
Entwicklungsorganisation Germanwatch interpretierte die IPCC-Botschaft
so: "Für die Industrieländer heißt dies, dass der sozialverträgliche
Ausstieg aus der Kohle bis ungefähr 2030 vollzogen werden muss, aus
den übrigen fossilen Energieträgern wie Öl und Gas möglichst bis zirka
2040. Dank der rapiden Entwicklung bei erneuerbaren Energien ist dies
technisch möglich und auch ökonomisch sinnvoll". [aw]




Dossier zum IPCC-Sonderbericht

https://ipcc.ch/report/sr15/

Reaktion der EU-Kommission 

https://ec.europa.eu/germany/news/20181008-un-klimabericht_de

Reaktionen von Umweltschutzorganisationen:

CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1657-europe-needs-to-step-up-climate-action-as-scientists-deliver-unequivocal-evidence-for-the-need-to-stay-below-1-5-c

DNR 

https://www.dnr.de/presse/pressemitteilungen/pm-2018/weltklimarat-globale-erderwaermung-muss-unter-15-grad-bleiben/

BUND 

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/ipcc-bericht-umstellung-der-weltweiten-wirtschaftsweise-noetig-bund-fordert-wirksame-massnahmen-um/

Germanwatch

https://germanwatch.org/de/15932
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FORSCHUNG/542: Sport für Pflanzen (idw)

Universität Duisburg-Essen - 10.10.2018

UDE: Sport für Pflanzen



Dass sich Nutzpflanzen wie Sportler so trainieren lassen, dass sie
weniger Wasser benötigen, hat jetzt die Ingenieur-Doktorandin
Friederike Kögler von der Universität Duisburg-Essen (UDE)
herausgefunden. Für ihre innovative disziplinübergreifende Arbeit
wurde sie mit dem Ernst-Klapp-Zukunftspreis der Gesellschaft für
Pflanzenbauwissenschaften ausgezeichnet, der mit 2.500 Euro dotiert
ist.

Das Problem ist akut: Der landwirtschaftliche Sektor verbraucht rund
70% des weltweiten Frischwassers. "Wenn aber die Pflanze gezielt
bewässert wird, benötigt man nicht nur deutlich weniger Wasser,
sondern man steuert auch ihr Wachstum", so Kögler. In ihrer Arbeit
übertrug sie regelungstechnische Methoden aus dem Maschinenbau auf ein
biologisches System, um den agrarischen Ertrag zu verbessern und die
Umwelt zu schonen.

Die entwickelte Methodik nutzt die natürliche Anpassungsfähigkeit von
Pflanzen, ähnlich wie beim Sporttraining: Wer Gewichte hebt, steigert
die Leistungsfähigkeit des Muskels, wenn denn das Training beibehalten
wird. Dies gilt auch für eine Pflanze, die lernt, mit weniger Wasser
auszukommen: Nach einem gezielten, milden Wasserstress steigert sie
ihr Wachstum im Schnitt um 47 Prozent. Ähnliche Effekte lassen sich
für den Dünger- oder Insektizideinsatz erwarten - zum Nutzen der
Umwelt.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.gpw.uni-kiel.de/de/ernst-klapp-zukunftspreis/ernst-klapp-zukunftspreis

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news703687

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 10.10.2018
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EUROPA/129: Kommission soll Schutzstatus für den Hambacher Wald prüfen (DNR EU)

Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 04.10.2018 / Naturschutz & Biodiversität

Kommission soll Schutzstatus für den Hambacher Wald prüfen



Vor der geplanten Rodung des Hambacher Waldes durch RWE könnte sich
nun auch Brüssel einschalten. Eine Gruppe grüner und linker
Europaparlamentsabgeordneter (MdEPs) hat sich laut Medienberichten
schriftlich an die EU-Kommission gewandt - das berichtete gestern der
Umweltinformationsdienst ENDS Europe.

Die Gruppe fordert die EU-Kommission auf zu klären, ob Deutschland
ausreichende Schutzmaßnahmen für gefährdete Arten gemäß Anhang IV-A
der EU-Habitat-Richtlinie beziehungsweise Anhang I der
EU-Vogelschutzrichtlinie ergriffen hat. Die EU-Kommission soll sich -
bevor unumkehrbare Tatsachen geschaffen würden - dazu äußern, ob aus
ihrer Sicht ein strenges Schutzregime für diese Arten sowohl inner-
als auch außerhalb von Natura-2000-Gebieten gelten müsse.

Geschrieben haben die MdEPs Anja Hazekamp (Linke, Niederlande),
Cornelia Ernst (Linke, Deutschland), Bart Staes (Grüne, Belgien),
Stefan Eck (Linke, Deutschland), Martin Häusling (Grüne, Deutschland),
Terry Reintke (Grüne, Deutschland) und Sven Giegold (Grüne,
Deutschland).

Parallel dazu erfolgte ein Schreiben an den nordrhein-westfälischen
Ministerpräsident Armin Laschet (CDU), in dem vier MdEPs ihre
naturschutzrechtlichen Bedenken äußerten. Große Teile des Hambacher
Waldes seien bereits zerstört und die Populationen geschützter Arten
in diesem Gebiet daher stark isoliert. Die EU-Naturschutzgesetze
müssten eingehalten werden, anderenfalls drohe ein
Vertragsverletzungsverfahren. [jg]



Artikel ENDS Europe: "MEPs call on Commission to save threatened
forest" (kostenpflichtig)

https://www.endseurope.com/article/53889/meps-call-on-commission-to-save-threatened-forest
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RESSOURCEN/220: Meeresboden - tieferstrebender Beutefang ... (SB)



Erstmals wurde eine detaillierte Bestandsaufnahme des weltweiten
Ausmaßes der Grundschleppnetzfischerei durchgeführt. Demnach beruhen
25 Prozent des globalen Fischfangs auf dieser extrem zerstörerischen
Methode, bei dem die Netze über den Meeresboden gezogen werden und
alles mit sich reißen, was sich dort angesiedelt hat oder dort lebt.
Untersucht wurden Fischfangmethoden, die in bis zu 1000 Meter
Meerestiefe eingesetzt werden. Abgesehen von der Fischerei soll der
übrige Meeresboden in Zukunft ebenfalls nicht in Ruhe gelassen
werden, denn er birgt Rohstoffe, die für die Industrie von Interesse
sind. Wenn Manganknollen vom Tiefseeboden, Schwarze Raucher an den
tektonischen Bruchzonen und Kobaltkrusten an den Hängen der
untermeerischen Berge abgebaut werden, wie es langfristig geplant
ist, würden damit ausgerechnet die artenreichsten Habitate der
Tiefsee zerstört. Indem der Mensch das Leben in den Meeren
vernichtet, untergräbt er seine eigenen Lebensvoraussetzungen.

Wie der Name schon sagt, wird bei der Grundschleppnetzfischerei das
Netz über den Meeresboden gezogen. Gewichte sorgen dafür, daß das
Netz möglichst dicht am Boden bleibt. Dabei werden nicht nur
Garnelen, Kabeljau, Seezunge und weitere am Boden lebende Fische und
Schalentiere gefangen, sondern auch jede Menge andere Meeresbewohner.
Zur Zerstörung der Habitate gehört ebenfalls, daß Sedimentfahnen
produziert werden, die, je nach Stärke der Meeresströmung, weit
davongetrieben werden und andere Habitate bedecken oder aber sich vor
Ort absetzen und dadurch den bis dahin vielleicht noch nicht gänzlich
zerstörten Lebensräumen den Rest geben.

Bislang wurde noch keine umfassende und gleichzeitig detailgenaue
Studie zum Ausmaß der Grundschleppnetzfischerei und ihrer Folgen für
das Meer durchgeführt. An der aktuellen Untersuchung sind 57
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus 22 Ländern beteiligt.
Sie haben 24 Meeresgebiete vor Afrika, Europa, Nord- und Südamerika,
Australien und Asien untersucht.

Das Ausmaß der Grundschleppnetzfischerei variiert stark von Region zu
Region. Am größten war der Anteil dieser Fangmethode mit mehr als 80
Prozent in der Adriatischen See, am geringsten mit 0,4 Prozent auf
dem pazifischen Meeresboden vor Südchile. Im Durchschnitt sind
vierzehn Prozent des Meeresbodens bis zu ein Kilometer Wassertiefe
von der Grundschleppnetzfischerei betroffen, was laut dem in den
Proceedings of the National Academy of Sciences veröffentlichten
Bericht weniger ist, als zuvor angenommen worden war [1].

"Weniger" bedeutet nicht "wenig". Vierzehn Prozent entsprechen
beispielsweise ziemlich genau der Siedlungs- und Verkehrsfläche
Deutschlands (13,8 Prozent im Jahr 2016), die doch ziemlich prägend
für das gesamte Land ist. Daß die Meere bereits so häufig und
flächendeckend auf diese bekanntermaßen destruktive Weise befischt
werden, könnte als Hinweis darauf gedeutet werden, daß hier Grenzen
der Fangerträge erreicht oder sogar überschritten wurden.

In dieser hohen Auflösung sei bislang noch nicht festgestellt worden,
wie verbreitet die Grundschleppnetzfischerei ist, berichtete
Hauptautor Ricardo Amoroso von der Universität von Washington. Je
genauer man werde, desto geringer sei die Gefahr, daß der ökologische
"Fußabdruck" dieser Art des Fischfangs überschätzt wird. Simon
Jennings, Co-Autor des Berichts, erklärte: "Für die Regionen, in
denen die Fußabdrücke der Grundschleppnetze weniger als zehn Prozent
der Meeresbodenfläche betrafen, entsprachen die Fangraten für die
Bestände der Bodenfische fast immer internationalen
Nachhaltigkeitsstandards." [2]

Die Untersuchung geht nicht auf die Gründe ein, warum in einigen
Regionen intensiver Grundschleppnetzfischerei betrieben wird als in
anderen. Man kann sicherlich vermuten, daß es auch mit der
unterschiedlichen Einsicht von Fischern in ökologische
Notwendigkeiten bzw. mit den jeweiligen nationalen
Fischfangbestimmungen zu tun hat, ob besonders zerstörerische oder
sanftere Methoden des Fischfangs betrieben werden. (Wobei es bei
"sanft" nicht um das Wohl der Fische geht, denn die müssen in allen
Fällen dran glauben.)

Doch abgesehen davon kann man ebenfalls annehmen, daß, wenn sich die
Fische im Mittelmeer genauso oberflächennah aufhalten würden wie im
Pazifischen Ozean vor Chile, die europäischen Fischer dies
berücksichtigen und ihre Netze dementsprechend ausbringen würden.
Umgekehrt haben die Fischer in Chile von vornherein wenig Anlaß,
Grundschleppnetzfischerei zu betreiben, da die riesigen Schwärme von
Anchovis - die wichtigste Fischart, die dort gefangen wird -, in
diesem sogenannten ozeanischen Auftriebsgebiet eben nicht am Grund,
sondern relativ nah an der Oberfläche anzutreffen sind.

Wenn vierzehn Prozent des Meeresbodens bis in 1000 Meter Wassertiefe
bereits von der Grundschleppnetzfischerei in irgendeiner Form
beeinträchtigt wurden, dann erscheint es um so gefährlicher, daß in
den nächsten Jahren auch der weitere Tiefseeboden in Nutzung genommen
werden könnte. Dort befinden sich Rohstoffe, wie sie nicht zuletzt
für die Elektromobilität benötigt werden.

Wie lange es noch dauert, bis der Bergbau am Tiefseeboden beginnt,
hängt vor allem von den Rohstoffpreisen ab. Aber nicht allein davon.
Auch das Interesse der Nationalstaaten und einzelner Unternehmen,
technologische Führerschaft auf diesem neuen Gebiet der
Rohstoffsicherung und somit Konkurrenzvorteile zu erringen -
womöglich dank der rechtzeitigen Sicherung von Patenten -, wäre ein
vorstellbares Motiv, weswegen relativ bald damit begonnen wird, die
ersten Bergbaumaschinen in die Tiefsee abzusenken, um sie dort
arbeiten zu lassen. Selbst wenn es nicht Jahre, sondern Jahrzehnte
dauern würde, bis großmaßstäblicher Meeresbodenbergbau betrieben
wird, das Unternehmen Nautilus Minerals hat jedenfalls angekündigt,
im nächsten Jahr in der zu Papua-Neuguinea gehörenden Bismarcksee in
rund 1500 Meter Tiefe mit dem Abbau von Massivsulfiden zu beginnen.

Diese Form der Rohstoffgewinnung würde allerdings nicht in
unberührten Ozeanen betrieben, die frei von menschlichen Einflüssen
sind. Abgesehen von der Grundschleppnetzfischerei und Überfischung
sorgt auch der Anstieg von Kohlenstoffdioxid und Methan in der
Atmosphäre sowohl für eine Versauerung als auch Erwärmung der
gesamten Ozeane. Korallen gehören zu den ersten Tierarten, denen
diese Entwicklung zu schnell geht, die sich nicht anpassen können und
sterben. Korallenriffe wiederum sind Lebensraum für zahlreiche
weitere Arten, die dann keinen Ersatz haben.

Für rund eine Milliarde Menschen sind Fische und andere Meerestiere
das Hauptnahrungsmittel. Global betrachtet scheint es trotz dieses
Eiweißbedarfs nicht sehr durchdacht zu sein, um es milde zu
formulieren, Grundschleppnetzfischerei zu betreiben und damit die
eigenen Überlebensvoraussetzungen zu gefährden.


Fußnoten:

[1] http://www.pnas.org/content/pnas/early/2018/10/03/1802379115.full.pdf

[2]
https://www.independent.co.uk/environment/university-of-washington-bottom-trawling-seafloor-report-ecosystems-a8574381.html
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AUSSTELLUNG/465: "Verschwindende Vermächtnisse - Die Welt als Wald" - Halle, 20.10.-14.12.

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 11.10.2018

Uni Halle zeigt Ausstellung "Verschwindende Vermächtnisse: Die Welt
als Wald"



Paradiesisch anmutende Darstellungen von Wäldern in Naturkundemuseen
stehen im Gegensatz zur Nutzung und Abholzung der Wälder durch den
Menschen in der Realität. Mit dieser Ambivalenz setzt sich die
Wanderausstellung "Verschwindende Vermächtnisse: Die Welt als Wald" am
Zentralmagazin Naturwissenschaftlicher Sammlungen (ZNS) der 
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg auseinander. Zeitgenössische
Künstlerinnen und Künstler greifen dieses Spannungsfeld in den 15
gezeigten Arbeiten auf. Die Schau ist vom 20. Oktober bis 14. Dezember
2018 im ZNS zu sehen. Sie wird am Freitag, 19. Oktober 2018, um 19 Uhr
eröffnet.

Im Mittelpunkt der Schau steht das Ökosystem Wald, das Traditionen,
Kulturen und Vorstellungen der Menschen geprägt hat. So zum Beispiel
im 19. Jahrhundert, als Europäer die Ur-Wälder in Nord- und
Südamerika, Asien und Afrika erforschten und daraus der Drang nach
dieser vermeintlich unberührten Natur erwuchs. Ähnlich romantisch
beeinflusste Naturbilder finden sich auch heute noch in
Naturkundemuseen. Die Ausstellung setzt diesen Vorstellungen 15
zeitgenössische künstlerische Werke entgegen, darunter Arbeiten von
Maria Thereza Alves und David Attenborough.

Die gezeigten Installationen, Fotografien, Skulpturen und Filme laden
zur Beschäftigung mit Naturbildern und deren Wandlung ein. Die
Ausstellung zieht Verbindungen von den Expeditionen des Naturforschers
Alfred Russel Wallace im 19. Jahrhundert zu aktuellen
Umweltveränderungen in Südostasien und dem Amazonasgebiet. Dafür
werden die Werke in Bezug zu historischen zoologischen und botanischen
Objekten gesetzt. Auf diese Weise zeigt das Projekt den Widerspruch
zwischen tradierten Vorstellungen von Natur und aktuellen Problemen,
wie großflächigen Entwaldungen, menschengemachtem Klimawandel und
weitreichendem Artensterben.

"Verschwindende Vermächtnisse: Die Welt als Wald" ist ein dreiteiliges
Projekt von Anna-Sophie Springer und Etienne Turpin. Die
Wanderausstellung wurde vom Centrum für Naturkunde an der Universität
Hamburg realisiert. Sie wurde außerdem am Tieranatomischen Theater der
Humboldt-Universität zu Berlin gezeigt und ist nun am ZNS zu sehen.
Der Ausstellungszyklus ist eine Kooperation mit der Schering Stiftung
und dem Goethe-Institut Singapur, mit zusätzlicher Unterstützung durch
Pro Helvetia und die Graham Foundation. Das Projekt wird gefördert
durch die Kulturstiftung des Bundes.

Ausstellungseröffnung:

Verschwindende Vermächtnisse: Die Welt als Wald

Freitag, 19. Oktober 2018, 19 Uhr

Zentralmagazin Naturwissenschaftlicher Sammlungen

Domplatz 4, 06108 Halle (Saale)

Im Anschluss an die Begrüßung durch Dr. Lutz Nitsche, Referent des
Vorstands der Kulturstiftung des Bundes, und Dr. Frank Steinheimer,
Leiter des ZNS, gibt es eine kurze Einführung zum Projekt von den
Kuratoren der Ausstellung Anna-Sophie Springer und Etienne Turpin.
Außerdem spricht der Museumsdirektor des Museums Heineanum Halberstadt
Rüdiger Becker über die Wallace-Vögel aus der ornithologischen
Sammlung seiner Einrichtung.



Ausstellung "Verschwindende Vermächtnisse: Die Welt als Wald"

20. Oktober bis 14. Dezember 2018

Zentralmagazin Naturwissenschaftlicher Sammlungen

Domplatz 4, 06108 Halle (Saale)

Jeweils Mittwoch bis Sonnabend von 14 bis 18 Uhr geöffnet

Montag, Dienstag, Sonntag und an Feiertagen geschlossen

Der Eintritt ist frei.

Informationen zur Ausstellung und Katalog unter:

http://reassemblingnature.org/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news703818

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 11.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1463: Leer - Themenführung Kirche mit Grafengruft auf Schloss Evenburg am 20.10.

Schloss Evenburg: Themenführung Kirche mit Grafengruft

20. Oktober ab 15.30 Uhr Besichtigung der Grafengruft



Für eine Führung am 20. Oktober von 15.30 bis 17 Uhr gibt das Schloss
Evenburg den Zugang frei in die ehemaligen Privaträume des gräflichen
Ehepaares van Wedel. Es kann neben dem Schloss auch die Kirche und die
Grafengruft besichtigt werden.

Es wird über das Leben und Wirtschaften der Grafenfamilie im 19.
Jahrhundert berichtet. Auf dem Weg vom Schloss zur Gruft erschließt
sich die Schlossanlage mit der Vorburg und der Doppelallee. Die
Führung ermöglicht die Besichtigung der nicht öffentlich zugänglichen
Grafengruft in der im 13. Jahrhundert erbauten ehemaligen
Patronatskirche. Die Gruft ist erst 2015 wieder hergerichtet worden
und seither begehbar. Zu bestaunen sind zwei restaurierte Prunksärge
aus dem 17. Jahrhundert, die auch die gesellschaftliche Stellung der
bestatteten Familienmitglieder deutlich werden lassen.

Der Eintritt kostet elf Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 6. Oktober 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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KINO/5724: Hanau - "Die brillante Mademoiselle Neila" für Senioren am 29. Oktober 2018

"Die brillante Mademoiselle Neila" im Kino-Erzählcafé 



Das Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros und des Kinocenters Kinopolis
zeigt am Montag, 29.10.2018 die charmante französische Komödie "Die
brillante Mademoiselle Neila". Im Vorfeld des Films gibt es von 13.15
bis 14.30 Uhr im Foyer des Kinopolis wieder Kaffee, Tee und Kuchen zu
je einem Euro und Zeit für Gespräche und Kennenlernen.

Inhalt: Als die talentierte Jura-Studentin Neila Salah zu spät in die
Vorlesung des berühmt-berüchtigten Professor Pierre Mazard, wird sie
von Mazard vor dem gesamten Hörsaal heruntergemacht. Der für seine
Provokationen bekannte Professor bedient sich dabei auch rassistischer
Klischees. Was er nicht ahnt: Seine Studenten filmen die Tirade und
stellen sie ins Internet, wo sie sofort einen Skandal auslöst. Die
Universitätsleitung ist alarmiert. Sein Wutausbruch könnte Mazard den
Job kosten. Als Zeichen des guten Willens soll er Neila Privatstunden
in Rhetorik geben. Doch die smarte Studentin aus dem Banlieue und der
desillusionierte Professor aus der Oberschicht passen nur schlecht
zueinander. Erst langsam kommt es zum Dialog und der Erkenntnis, dass
beide voneinander lernen können. Neila, die sich in einen Jungen aus
ihrer Nachbarschaft verliebt, sucht nach einem Ausweg aus dem
Banlieue. Und Mazard erkennt das Talent seiner Schülerin.

Die ehrenamtlichen Kinolotsen und Kinolotsinnen sind vor Ort und
stehen für Fragen zur Verfügung. Für die Veranstaltung gibt es in den
beiden Kinosälen noch wenige Kinokarten für fünf Euro das Stück im
Kino (Am Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich ab 13
Uhr und am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit Gehbehinderung
mit oder ohne Rollator oder im Rollstuhl (Rollstuhlplätze) können sich
Plätze in der barrierefreien "Reihe K" reservieren lassen. Am
Folgemontag, 5. Nov., wird der Film um 15 Uhr wiederholt, allerdings
ohne das Angebot im Vorfeld. Informationen zum Kino-Erzählcafé gibt es
bei Karin Dunkel vom Seniorenbüro, Telefon 06181/66820-50,
karin.dunkel@hanau.de und bei der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Ursula
Lehmann (Telefon 06181/254897).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 4. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1228: Mönchengladbach - "Malen mit Acryl auf Leinwand" für junge Leute vom 23.-26.10.

Malen mit Acryl auf Leinwand



Dieser Kurs für Jugendliche im Alter von 13 bis 17 Jahren vermittelt
sowohl die Grundlagen mit dem Umgang von Acrylfarben als auch von
Bildkomposition und Farbgestaltung. Hierbei kann sowohl gegenständlich
als auch abstrakt oder experimentell gearbeitet werden. Parallel dazu
werden Bildbeispiele aus der Sammlung des Museums herangezogen um die
unterschiedlichen Maltechniken einzelner Künstler zu besprechen und um
die Malerei in ihrer vielfältigen Erscheinungsform kennenzulernen. Der
Kurs findet vom 23. bis 26. Oktober, jeweils von 14.30 bis 7 Uhr
statt. Er kostet inklusive der Materialien 30 Euro.

Teilnehmerzahl: max. 12

Leitung: Caroline Eick

Anmeldungen für alle Kurse sind über die Homepage des Museums im Menü
"praktische Kurse" möglich.

www.museum-abteiberg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. September 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1227: Mönchengladbach - "Keramikatelier" am 20. Oktober 2018

Keramikatelier



In entspannter Atmosphäre können Keramikinteressierte und Neugierige
auf Entdeckungsreise gehen, um die Vielfalt der Techniken und
Gestaltungsmöglichkeiten zu erlernen. Der Bogen reicht hier von
Aufbaukeramik über das experimentelle Arbeiten und der individuellen
Oberflächengestaltung bis hin zum bildhauerischen Gestalten.

20.10.2018, 10:00 - 17:00 Uhr

Kunst und Keramik; Mülgaustraße 325, 41238 Mönchengladbach

Kurs-Nr.: 182E5005S

Kosten: 45 Euro, zzgl. Umlagen für Verbrauchsmaterial und Brennkosten
ca. 25 - 40 Euro

Weitere Informationen und Anmeldung unter www.vhs-mg.de, Tel. 02161 /
25-6400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7351: Hanau - Innenstadt-Führung auf Französisch am 27. Oktober 2018

Hanauer Innenstadt-Führung auf Französisch

Ein Gang durch die Geschichte Hanaus am Samstag, 27. Oktober



Hanau besser kennenlernen und nebenbei noch etwas für ihre
Fremdsprachenkenntnisse tun können Teilnehmer dieser Innenstadtführung
in französischer Sprache am Samstag, 27. Oktober. Im Auftrag der
Tourist-Information Hanau führt Stadtführerin Marie-Edith Daus von der
der Altstadt zur Neustadt und gibt dazu ausschließlich Erläuterungen
in ihrer Muttersprache Französisch. Die Tour eignet sich besonders für
Schüler der Oberstufe mit Leistungskurs Französisch!

Daus beginnt die Reise durch die Geschichte der Stadt am Schlossplatz.
Von dort geleitet sie weiter zum Altstädter Markt, vorbei an der
Marien- und Johanneskirche zur ehemaligen Judengasse (heute
Nordstraße). In der Hanauer Neustadt führt die Route über den
Freiheitsplatz zum Neustädter Markt mit historischem Rathaus und dem
Nationaldenkmal der Brüder Grimm. Die Führung endet an der
Wallonisch-Niederländischen Kirche mit dem Denkmal des Grafen Philipp
Ludwig, dass dort zu Ehren des Neustadtgründers errichtet wurde.
Unterwegs erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Fülle an
Informationen über Gründung und Geschichte der Stadt.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739 oder beim Hanau Laden am
Freiheitsplatz, Telefon 06181-427 78 99 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen über diese und
andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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